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Vorrede. 


Seit Jahrhunderten ringen zwei Weltanſchauungen um die 
deutjche Seele. Die eine erwuchs ihr aus dem Grunde des eigenen 
Weſens, die andere empfing fie aus der Sremde. Der Kampf beider 
Geiftesmächte gibt Zeugnis von dem inneren, das gefamte Schickſal 
der Deutjchen beftimmenden Zwieſpalt, der ihre Gefchichte durch- 
zieht. Gegen die übermächtig andringende Slut des Sremden haben 
fie ihren eigenen Befit oft nur mühfam und manchmal gar nicht 
zu behaupten vermocht, und nur in feltenen, glücklichen Augen 
blicten gelang es ihnen, Eigenes und Fremdes, Angeftammtes und 
Aufgenommenes zu einer echten Geftalt zu vereinigen. Darum 
franft die Deutjche Seele an einer Überfättigung mit fremder, ihr 
unverdaulicher Koft. Sie wird nur gefunden, wenn fie fich wieder 
an die Früchte ihres eigenen Bodens gewöhnt. 

Heute ermahnt uns das Schickſal mit befonderer Eindringlich- 
feit, uns an uns felbft zu erinnern. Da fommt diejer innere Zwie- 
jpalt vielen zum Bewußtfein. Am deutlichiten aber wird er zurzeit, 
da alle Aufmerkjamfeit fich dem Staate zuwendet, in den Sragen 
des ftaatlichen Lebens empfunden. Es herricht eine allgemeine 
Unficherheit über die dem Deutichen am meiften angemejjene Sejtalt 
jeines Staates, während andere Dölfer längſt das ihnen bequemite 
jtaatliche Gewand gefunden haben. Auch hier ringt Eigenes und 
Sremdes gegeneinander, und diefer Gegenjat heijcht heute, da die 
ftaatlichen Sragen uns vielleicht mehr als alle anderen auf der 
Seele brennen, umfo dringender eine Löſung. 

Der politische Kampf ift in Deutjchland immer ein Kampf der 
Weltanfchauungen gewejen. Gegenſätze der Bevölferungskfreije und 
führender Männer fommen wohl hinzu, empfangen aber im Unter- 
fchiede zu anderen Kändern erft durch den Gegenjaß Der Welt- 
anfchauungen ihre befondere Prägung. Deshalb wirft hier die 
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Unficherheit Des eigenen Gedanfenbejiges in den Kampf der poli— 
tijchen Kräfte hinein. Welche Staatsgedanfen von unferem eigenen 
Blute durchfteömt find, welche nur wie ein geborgter Mantel mit 
ichlechtem Sit uns um die Schultern hängen, darüber herrfcht viel- 
fach Ungewißheit und Zweifel. Das Fremdeſte wird oft als 
Eigenites verkündet, und das Eigene als Sremdes verachtet. Ge— 
länge es, die Deutjchen über ihre eigene Staatsauffajjung aufzu- 
tlären, jo daß fie das Eigene und Sremde zu fcheiden verftünden, 
jo dürften wir hoffen, daß fie auch in der Beurteilung der Wirklich- 
feit ihrer ftaatlichen Derhältniffe zu einer einmütigeren Geſinnung 
fämen. Denn daß der Deutjche eine ihn auf die Dauer befriedigende 
Geftaltung jeines Staates nur erreichen wird, wenn er ihn aus 
deutjchen Werkftücken aufbaut, wird wohl niemand jo leicht be— 
zweifeln. 

Warum aber der Deutjche feine eigenen Staatsgedanken jo 
viel weniger kennt als andere Dölfer die ihrigen, jo daß er fie jo 
viel weniger feftzuhalten verfteht, fann dem, der die jtaatsphilo= 
jophifchen Werfe der Dergangenheit prüft, nicht zweifelhaft fein. 
Gewiß haben es die deutjchen Denfer nicht an fich feblen laſſen. 
In harter Gedankenarbeit haben fie, ein Leibniz und Kant, ein 
Sichte und Hegel, die Grundbegriffe wie der deutjchen Welt- 
anjchauung überhaupt, jo auch der deutſchen Staatsauffafjung 
erarbeitet. Wer die gerade Damals herrjchende, tiefe Entfremdung 
des deutſchen Geiftes von fich felbjt ermißt, der muß die großartige 
Sicherheit um fo mehr bewundern, mit der fie die aus uralter 
Dergangenheit herüberklingenden Töne Ddeutjchen Wefens und 
gerade auch deutſchen Staatswejens aufnahmen und zuſammen— 
flingen ließen. Aber es ijt eine berechtigte Klage, daß ihre Werke 
von der Schwere der Arbeit, die an fie gewandt werden mußte, 
allzu deutliche Spuren tragen. Schwer verftändlich und oft faft 
ungenießbar müffen ihre Schriften über Staat und Necht dem 
unbefangenen £efer erjcheinen. Darum blieb ihren Werfen eine 
allgemeinere Wirfung verfagt, obwohl Die tiefjten Wahrheiten, 
die je über den Staat gedacht find, hier verwahrt wurden. 

Ganz anders die politiichen Denker Weftenropas. Die dort 
herrichende Sewohnheit, alle Gedanken nur bis zu einer be— 
ftimmten Grenze zu entwiceln und, was über diefe hinausliegt, 
unbeachtet zu lafjen, erlaubte ein zwar nur oberflächlich begrün— 
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detes, in feinem Aufriß aber um fo leichter überfchaubares Ge— 
Danfengebäude zu errichten. In Klar gegliederten und mit großer 
Derftändlichfeit gefchriebenen Werfen legten fie ihre Gedanken 
über Wefen und Wert des Staates dar, noch immer genußpoll zu 
lefen auch für den, der den in folch anmutiger Schale gebotenen 
Inhalt durchaus verjchmäht. Kein Wunder, daf die Staats- 
auffafjung diefer Männer, eines Hugo Srotius oder Hobbes, eines 
Socke oder Rouſſeau, fich viel fefter Dem allgemeinen Bewußtfein 
ihrer Dölfer einprägte und daß fie mit der gefamten Gedanken— 
welt diejer Dölfer den ftärfiten Einfluß auch auf das politijche 
Denfen der Deutjchen gewannen. 

Die Erneuerung, welche die große deutjche Philojophie während 
der letzten Jahrzehnte erlebte, hat doch dem deutichen Staats 
gedanken Feine wirfjame Hilfe zu bringen vermocht. Denn die 
heutigen Denker ſpinnen fich gern in ein dichtes Netz jcholaftijcher 
Sormeln ein; und wenn es auch nur die Stärke von Spinngeweben 
hat, fo wagen fte fich doch darin nicht zu rühren und in die Wirk— 
lichfeit Des Lebens hinauszugreifen, aus Sorge, Das zarte Ge— 
jpinft zu verlegen. Aus folcher mönchifchen Entjagung wird unferem 
eben Feine Hilfe fommen. 

Die folgende Schrift will den deutſchen Staatsgedanfen wieder 
zu Ehren bringen, den Staatsgedanfen, der als geftaltende Macht 
den Staat der Wirklichkeit beherrfcht hat und der in den Werfen 
unferer Denfer zur Klarheit über fich jelbjt hindurchgedrungen ift. 
Sreilich Fönnen wir dabei die Gedanken unferer großen Philo- 
jophen nicht einfach herübernehmen, um ihnen nur ein Fleidjameres 
Gewand anzulegen. Wohl haben fie den Kernpunft der deutichen 
Staatsauffafiung mit wunderbarer Sicherheit und Beftimmtheit er- 
griffen, aber die Enge des damaligen deutſchen Kebens, die ihr 
Wirken überhaupt lähmte, hat ganz bejonders ihr Nachdenken 
über den Staat gehemmt. Noch gab es in Deutjchland Fein reicher 
entwickeltes politifches Keben, und fie mußten daher aus bloßen 
Begriffen oder gelehrter Überlieferung die Tatjachen gewinnen, 
die den Denfern Wefteuropas unmittelbar in der Wirklichkeit ent- 
gegentraten. Man wird nicht leugnen können, daß dadurch eine ge— 
wilfe Blutleere ihrer Betrachtungen über den Staat entitanden ift, 
ſie greifen nur jelten in den bunten Reichtum des politischen Kebens 
hinaus. 
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Wir Enkel haben heute ein Jahrhundert reicher politifcher Er— 
fahrungen vor ihnen voraus. Aufitieg und Größe, Niedergang 
und Sufammenbruch, dieſe große Tragödie des deutjchen Staates 
liegt hinter uns. So brauchen wir uns nicht nur auf unfere Be— 
griffe zu verlafjen, fondern haben an der Wirflichfeit einen Dorrat 
mannigfaltigfter Anfchauungen. Daher verfteht es fich von jelbft, 
daß wir den deutſchen Staatsgedanfen uns auf eigenen Wegen 
fuchen müfjen, fo gewiß wir im Kerne mit unjeren großen Vor— 
gängern übereimftimmen werden. Diejer Gehalt aber foll hier in 
einer Schale geboten werden, die an die Auffaffung des gebildeten 
£efers Feine härteren Zumutungen jtellt als die Darftellungen des 
wefteuropäifchen Staatsgedanfens. Klarheit muß nicht auf Koften 
der Gründlichkeit erfauft werden, darf doch im Gegenteil nur das 
bis zum runde Durchichaute auch als wahrhaft geklärt gelten. 


Jena, Neujahr 1923. Mar Wundt. 
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Einleitung. 


Die Aufgabe einer Staatsphilojophie. 


1. Große Zeiten weltgefchichtlicher Ereigniffe haben immer 
zum Prüffteine für die Menfchheit gedient. Indem jich die Menfchen 
an den großen Ereignijien reiben, fommt zutage, was an ihnen 
echt und dauerhaft, und das bloß Scheinbare und Unechte wird 
erfannt. Denn in jolchen Zeiten wird alles Dafein in $rage geftellt. 
Der Tod erweilt fich in Krieg und Revolution wieder einmal als 
der Herr des Lebens. Die Nichtigkeiten des Lebens fallen ab, und 
es wird offenbar, was wirflich einen unverlierbaren Wert befitt, 
weil es über den Tod hinaus feine Geltung behauptet. 

Ein alter Glaube läßt die Menfchen vor ihrem Tode hell- 
jichtig werden. Krieg und Revolution machen Dölfer hellfichtig. 
Das wahre Wefen der Wirklichfeit, die Dauerhafte Ordnung im 
ihren Zuftänden und Derhältniffen wird ihnen bewußt. Sie be- 
finnen fich auf den wahren, durch alle Schwanfungen des ge- 
meinen Kebens nicht zu verrückenden Grund des Dajeins. Darum 
find die Zeiten von Krieg und Revolution noch immer die Zeiten 
der philofophijchen Einjichten gewefen. Gewiß tft dann auch die 
Derblendung größer als in ruhigeren Abfchnitten der Gefchichte. 
Denn die Schrecden des Todes entfeljeln in vielen erſt recht die 
Gier nach dem Leben. Aber dieje Derblendung jelbft, indem fie 
ih an der Wirklichkeit jo Far als Derblendung erweilt, muß mit 
helfen, die Wahrheit zutage zu bringen. 

2. Solcher Prüfung ift unfer Daſein mit beſonderem Nachdruck 
unterzogen. Und unter all feinen Inhalten ift dabei einer vor 
anderen in feiner Bedeutung erkannt: der Staat. Ihm hat ſich 
plößlich die Aufmertjamfeit der weiteften Kreife zugewendet, auch 
folcher, die wie fo viele unferer Gebildeten vor dem Kriege in rein 
äfthetifchen und literarifchen Kiebhabereien befangen waren. Der 
Staat hat feine gewaltige Bedeutung für alle möglichen Lebens- 
gebiete erwiejen, für deren Ausbildung und Pflege man früher 
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gänzlich des Staates entbehren zu können meinte. Sie fönnen fich, 
jo haben uns die Zeiten gelehrt, gar nicht behaupten, wenn fie 
nicht an dem feften Beftande des Staates jicher befeftigt find. 
Um den Staat entbrennt die grimme Seindichaft der Dölfer. Sie 
wifjen wohl, daß fie im Staate auch Wirtfchaft und Wohlfahrt des 
verhaßten und gefürchteten Nachbars zum Tode treffen können. 
Und feine geiftigen Güter hat Fein Dolf auf die Dauer zu behaupten 
vermocht, wenn ihm Anfehen und Recht feines Staates zerrann. 
Schließlich wird das Dolf jelbft als diefe befondere Bildung menfch- 
lichen Kebens in den Untergang jeines Staates mit hineingerijjen. 
Darum find mit dem Staate beinahe alle übrigen Inhalte des 
Dafeins in Srage geftellt. Und wenn das Leben der Dölfer in 
jeinen Grundfeften erjchüttert. ift, jo klammert fich der Menfch an 
den Staat, weil er weiß, daß fein Leben immer wieder zu neuem 
Beitande Fommen kann, wenn nur fein Staat diefe Erjchütterung 
überfteht. 

3. Die Zeiten der großen Umwälzungen im Keben der Dölfer 
find immer auch die Zeiten der philofophifchen Einjichten gewefen. 
!Denn das Dafein in Srage geftellt ijt, erjcheint es auch der Frage 
würdig. Dann regt fich die Philofophie, deren bejonderes 
Geſchäft folches Sragen ilt. Der Sinn des Dafeins iſt dann frag- 
würdig geworden; die Philofophie ergreift diefe Frage und ſucht 
ihr eine neue Antwort zu finden. Und wie der Mlenjch in jolcher 
Seit ſich an den Staat Elammert, um fein Leben vor der Ver— 
nichtung zu bewahren, jo erfennt auch die Philofophie den Staat 
als einen der Frage bejonders würdigen Gegenftand. Der Staat 
ift zu allen Zeiten einer der vornehmften Segenftände des philo- 
jophifchen Nachdenfens gewefen, weil feine Bedeutung für das 
geſamte menjchliche Leben einer tieferen Einjicht niemals ver— 
borgen bleiben fonnte. Er ift es ſchon bei den Griechen feit dem 
Beginne ihrer Gedanfenarbeit gewejen, und wurde es immer von 
neuem, fo oft das Denken zu den großen Sragen des menjchlichen 
Sebens angeregt wurde. Das ängftliche Surüchziehen auf die Er- 
Eenntnislehre, wie es die Philojophie vor dem Kriege beliebte, 
war ein deutliches Zeichen ihrer Schwäche. Es war das Gewand, 
in dem das Afthetentum der Zeit innerhalb der Philofophie auftrat. 
Die wahre Philofophie hat ftets auch den Staat als einen ihrer 
wichtigften Inhalte erfannt. 
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4. Darum wird die Philoſophie heute wieder auf ein ver— 
breitetes Verſtändnis rechnen können, wenn fie ſich mit dem Staate 
befchäftigt. Troßdem muß bei näherer Überlegung der Begriff 
einer Staatsphilofopbie zunähft auffallen. Die Philofophie 
hat es mit dem Allgemeinen zu tun; den allgemeinen Werten, dem 
Wahren, Guten, Schönen, fragt fie nach. Iſt der Staat nicht eine 
zu beſondere und einzelne Seftaltung, als daß er eine philoſophiſche 
Betrachtung zuliege? Gewiß foll die Philofophie auch die Ent- 
faltung jener allgemeinen Werte in der bejonderen Wirklichkeit 
aufweifen, und infofern ift fchließlich nichts ihrer Betrachtung ver- 
ichloffen. Jedes einzelne Derhältnis der Wirklichkeit fann Gegen- 
ftand philofophifchen Nachdenfens werden. Ich Fann von einer 


Philofophie der chemifchen Derbindungen reden — und in 
der romantischen Xaturphilofophie hat es jo etwas wirklich 
gegeben — ebenfo wie von der Philojophie der Eyrif. Aber 


felbft zugegeben, daß es folche Befonderheiten gibt, fo wird 
man nach ihnen doch nicht ganze Gebiete der Philofophie be— 
nennen. Wenn nun doch die Staatsphilofophie ein wichtiger und 
immer anerfannter Teil der Philofophie ift, jo wird man fragen 
dürfen, was dem Staate folch bevorzugte Stellung vor anderen 
Inhalten der Wirklichkeit verfchafft. Hier in der Einleitung kann 
es fich dabei allerdings nur um einen flüchtigen und vorläufigen 
Dinweis handeln; das Recht feines Gegenftandes muß das Werf 
als Ganzes erweilen. 

5. Es ift die Aufgabe der Philofophie, jene höchiten Werte zu 
begründen, auf welche alle Deutung der Wirklichkeit zurückführt. 
Sie find ein urfprünglicher Befi des Geiſtes und Fönnen daher nur 
aus den Bedingungen des Geiſtes jelber begründet werden. Sie 
find uns nicht in irgend welchen Inhalten unjeres Geiſtes ge— 
geben, jondern wir bringen fie von uns aus an alle Inhalte 
heran. Aber Dabei bleiben dieje Werte nicht in den Umfreis des 
inneren Erlebens eingejchlojfen und find nicht bloß innere Ge— 
finnung. Dielmehr greift die Gefinnung als Tat in das äußere 
Dafein hinaus und geftaltet in dem Tun eine gegenftändliche Melt 
der Werte. Auch dieje objektive Entfaltung der Werte zu be- 
greifen, ift Aufgabe der Philofophie. So entfaltet fich das Wahre 
in dem Aufbau der Wiflenfchaften, Das Schöne in dem Sanzen der 
Künfte und endlich das Gute in der Gliederung der objeftiven 
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jittlichen Welt. Die in diefer gegenjtändlichen Welt des Sitt- 
lichen hervortretenden Mächte find ebenjojehr Gegenftand der Philo- 
jophie wie die innere fittliche Gefinnung. So fallen auch Sitte 
und Recht, Gefellfchaft und Wirtjchaft unter ihre Betrachtung. 
Unter dieſen gegenftändlichen fittlichen Mächten nimmt nun der 
Staat eine bevorzugte Stellung ein, denn in ihm fchliegen fie fich 
alle zu einer großen Einheit zufammen. Tritt Doch in den übrigen, 
eben genannten Kebensgebieten der fittliche Geiſt jedesmal nur 
nach einer beftimmten Seite hervor, im Staate Dagegen wieder als 
Ganzes. Der Staat ift Der Träger des geſamten fittlichen Geijtes, 
nur eben in dem Gebiete Des objektiven Kebens; er iſt Die Vol— 
lendung des objektiven fittlichen Geiſtes. Darin liegt feine beſon— 
dere Bedentung auch für Die philoſophiſche Erfenntnis begründet, 
und darum hat er zu allen Seiten in der Philojophie eine jo große 
Rolle geipielt. Sie will das fittliche Leben auch in jeinen äußeren 
Seftaltungen begreifen und an der Derwirflichung eines ſittlichen 
Gehaltes auch in dem äußeren Keben mitwirfen. Darum hat fie 
noch immer mit folcher Keidenichaft in den Kampf der Geiſter 
um den Staat eingegriffen. 

6. Haben wir damit gerechtfertigt, daß der Staat Gegenftand 
eines befonderen philojophifichen Saches ift, jo iſt deſſen Gebiet 
doch noch nicht genügend abgegrenzt und gejichert. Er ift nämlich 
von einer anderen Seite her in feiner Selbitändigfeit bedroht, von 
der Seite der Einzelwijjenfchaften. Daß der Staat ein wich- 
tiger Gegenftand auch für die Philofophie fei, wird heute wohl 
von vielen zugegeben. Zweifelhafter Dagegen erjcheint es, welch 
befondere Aufgabe die Philojophie hier noch neben den von den 
Einzelwifjenfchaften bereits bearbeiteten für fich in Anjpruch nehmen 
Fönne. Iſt nicht auch der Staat mit allen übrigen nhalten der 
Wirklichkeit fchon reftlos unter die verjchiedenen Wifjenjchaften auf- 
geteilt? Nechtslehre, Gejellfchaftslehre, Wirtſchaftslehre beſchäf— 
tigen fich mit feinem Weſen, Dölferfunde und Gefchichte mit feiner 
Entwicklung, die Politit als Wilfenjchaft mit feinen Aufgaben. 
Welche befondere Srage ift hier noch für die Philojophie offen 
gelafjen? Und follte es uns wirklich gelingen, eine folche Srage zu 
entdecken, jo wird fich alsbald eine Einzelwifjenfchaft zu ihrer Be— 
arbeitung einrichten, wie wir das jebt zum Teil mit der Soziologie 
erleben. 


Die Aufgabe einer Staatsphilofophie. 5 








Es fann nicht genügen, wenn man bei folchen Derhältnis der 
Philojophie nur die Aufgabe zumweifen will, die Ergebniffe jener 
verichiedenen Wifjensgebiete zufammenfafjen. Eine wirklich aus- 
greifende, rein aus der Erfahrung gejchöpfte „Staatslehre” wird 
das gleichfalls tun. Sie wird heute kaum mehr, wie früher wohl 
gelegentlich, den Staat als ein nur rechtliches Gebilde betrachten, 
jondern ebenfofehr als ein gejellfchaftliches und wirtjchaftliches. 
Aljo auch folche Zufammenfaffung wird fchon innerhalb der Einzel- 
wifjenfchaften beforgt. Dielmehr müffen wir die Grenze zwijchen 
einer philofophifchen und einer empirischen Staatslehre in der- 
jelben Gegend fuchen, in der ſie überhaupt zwijchen Philofophie 
und Einzelwifjenfchaft verläuft. Die Srage nach beider Derhältnis 
zueinander muß allgemein beantwortet werden, dann ift jie auch 
für Diejes befondere Gebiet beantwortet. ‘ 

7. Die Welt der Erfahrung ift reftlos unter die Einzelwijjen- 
ichaften aufgeteilt, jo daß ein befonderer Inhalt für die Philojophie 
nicht übrig bleibt, und mit einem bloßen Teilinhalt könnte ſie fich 
auch nicht begnügen. Der Unterfchted beider Gebiete fann daher 
nur in der befonderen Art gefunden werden, mit der fie Den 
gleichen Inhalt betrachten. Man unterfcheidet etwa bejchreibende 
und erflärende Wifjenfchaft. Und wenn man nun neuerdings ver- 
jucht hat, die Aufgabe der Erfahrungswifjenichaften auf die bloße 
Befchreibung des Tatbejtandes einzufchränfen, weil jede Erflärung 
Desfelben bereits über die Erfahrung hinauszugehen jcheint, jo 
fönnte man dieje Erflärung, auf die der Geift doch nun einmal 
nicht verzichten Fann, für die Philofophie in Anjpruch nehmen. 
Aber diefe Unterscheidung ift unzulänglich. Denn auch die Einzel- 
wiſſenſchaft will ihren Gegenftand erklären, und ohne Bejchreibung 
des Gegenftandes fommt auch die Philojophie nicht aus, wenn ſie 
ihr Augenmerf dabei vielleicht auch auf andere Umftände richtet, 
als die Einzelwiffenfchaft. 

8. Eher könnte man an einen anderen Gegenjat denken, der 
gerade in der Geſchichte der Staatslehre eine große Rolle gefpielt 
hat. Das Denken fann den Staat in feiner gegebenen Wirklichkeit 
zu verftehen fuchen oder es kann ihn auf einen unbedingten Wert 
beziehen und aus diejem bejtimmte Sorderungen für feine beſte 
Seftaltung herleiten. Bei Ariftoteles und Plato tritt dieſer Unter- 
ichied betrachtenden und wertenden Derfahrens zum erften Male 
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in muftergültiger Weije hervor. Er gilt natürlich für alle Gebiete 
der Wirklichkeit. Nun wird man gewiß zugeben müffen, daß der 
Wert des Staates überhaupt nicht Gegenftand einer Erfahrungs- 
wijjenjchaft jein fann, weil er nicht aus dem Staate als folchem, 
jondern nur aus dem Ganzen der werterfüllten Wirklichfeit her- 
geleitet und verftanden werden Fann. Aber ihre Gegenftände auf 
irgendwelche Werte zu beziehen, fann auch die einzelne Wiſſen— 
ichaft nicht vermeiden, wenn fte Dabei auch den höchiten Wert, den 
fie als Maßſtab verwendet, der Philojophie entlehnen oder, wie es 
freilich noch öfter gejchieht, unbegründet laſſen muß. Und auf der 
anderen Seite will die Philojophie nicht nur werten. Sie kann 
nicht darauf verzichten, auch das Wefen des Staates zu erflären. 

9. Aber mit den legten Bemerfungen haben wir das wahre 
Derhältnis fchon angedeutet. Die auf die Erfahrung gegründete 
Wiſſenſchaft vom Staate jet, wie alle Erfahrungswiljenichaft, be— 
ftimmte Begriffe voraus, die fie jelbit nicht abzuleiten vermag. Site 
weilt Damit jelbit auf ein Gebiet hin, das zu den Gründen der Er- 
fahrung hinabreicht und damit allerdings den Boden der bloßen 
Erfahrung ſelbſt verläßt. Diefem Gebiete muß jie die von ihr 
vorausgefegten Begriffe entlehnen. Dor allem fett jede Erfah- 
rungsmwiljenjchaft den Begriff ihres Gegenjtandes voraus. 50 
kann auch der Begriff des Staates nicht aus einer nur auf die 
in der Erfahrung gegebene Wirklichkeit des Staates gerichteten 
Betrachtung gewonnen werden, denn er jett Begriffe voraus, 
welche über die Erfahrung hinausgehen, und deren Sujammenhana 
mit dem Sanzen der philofophifchen Begriffswelt. Nur in dem 
ganzen Aufbau diefer Welt kann jeder einzelne Begriff wahrhaft 
erleuchtet und verftanden werden. Der Beariff des Staates aber 
umfchließt Dabei Weſen und Wert des Staates; beides Fann nicht 
voneinander getrennt werden. Wenn die Einzelwijjenjchaft jelbft 
diejen Begriff abzuleiten unternimmt, jo betätigt fie fich bereits als 
Philofophie. 

10. Was die Erfahrungswilfenschaft als ein Segebenes hin= 
nimmt, den Begriff ihres Gegenftandes, das erweijt die Philofophie 
als ein notwendiges Glied in dem Suſammenhang der Wirflich- 
feit. So entwidelt fie auch den Begriff des Staates aus den legten, 
für jede Erkenntnis der Wirklichkeit grundlegenden Begriffen. Don 
dieſem Begriff des Staates nimmt die Staatsphilojophie ihren 
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Ausgang, und fie jchreitet von hier aus weiter fort, indem fie die 
einzelnen Inhalte des ftaatlichen Kebens als notwendige Glieder 
diefes Begriffs aufweilt. Was die Erfahrungswiffenichaft als eine 
äußere Derfnüpfung von Tatjachen erfaßt, das fucht die Philofophie 
als einen innerlich notwendigen Zufammenhang zu erweijen. Die 
Erfahrungsmwifjenfchaft jammelt Tatfachen und verknüpft fie in 
fortfchreitender Allgemeinheit zu Begriffen, die Philojophie ent- 
widelt den Begriff in feine Klieder und weift die Tatfachen als 
jolche Slieder eines begrifflichen Ganzen auf. 

Il. Der äußere Gegenftand, nach dem die Einzelwiffenjchaft 
fragt, ift an fich felber ftumm. Erft die Philofophie bringt ihn zum 
Reden, indem fie ihm den lebendigen Atem des Begriffs einhaucht. 
Nun verfündet er fein inneres Weſen und offenbart feinen Sinn. 
Nach diefem Sinn, nach dem Sinne der Wirklichkeit fragt die 
Philojophie. Ihn nannten die Griechen mit Recht Rede, Logos. 
Die MWirklichfeit beginnt zu reden und verrät ihr Geheimnis. Die 
Staatsphilofophie will aljo nicht, wie die Staatswifjenjchaft, die 
äußeren Umftände des Staates aufführen. Wo jte ſich ihrer be- 
dient, gefchieht es nur als Hilfe für ihren eigentlichen Swed. Sie 
will den Sinn des Staats deuten, den Sinn, der dem Staate in 
dem Ganzen des Dajeins zufommt. 

12. Nachdem wir das Gebiet der Staatsphilojophie gegenüber 
dem der Einzelwiffenfchaften abgegrenzt haben, werfen wir zuletzt 
noch einen Blid auf ihre Stellung im Sanzen der Philo- 
fophie, um die zuvor (5) gegebenen Andeutungen zu ergänzen. 
Die Philojophie geht aus den imnerften Antrieben der Dernunft 
hervor, fie ift nichts anderes als die Dernunft jelber, Das über 
jich felbjt zur Klarheit gefommene Denfen. Die Dernunft aber 
wirft jich in einer doppelten Seftalt aus, in Betrachtung und Hand» 
lung. Entweder will fie die Wirklichkeit in ihrem jinnvollen Gehalt 
auffafjen und verftehen, oder fie will der Wirklichkeit einen folchen 
Gehalt geben und im Handeln fchaffen. Dieſer Hliederung der 
Dernunft folgt die Kliederung der Philofophie. Sie befchäftigt ich 
mit dem in der Betrachtung gewonnenen Gehalte der Wirklichkeit 
oder mit dem im Handeln der Wirklichkeit neu gefjchaffenen Ge— 
halt. So hat fie es mit dem Erfennen und mit dem Bandeln zu 
tun, fie betätigt fich als theoretifche oder als praftiiche 
Philofophie. 
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13. Der Staat gehört in das Gebiet des menfchlichen Handelns. 
Wir haben alſo zuzufeben, in welche weitere Glieder fich die praf- 
tiiche Philofophie zerlegt, um unter ihnen der Staatsphilofophie 
ihre Stelle zu beftimmen. An dem Handeln unterfcheiden wir 
zweit Seiten, die innere Geſinnung, welche zum Handeln treibt, und 
die äußere Tat, in der die Handlung nach außen hervortritt. Dem 
folgt die Hliederung der Philofophie in ihrem praftijchen Teile. 
Sie umfaßt ein Gebiet, das es mit den inneren Dorausfegungen 
des Handelns zu tun hat, und ein anderes, das die äußeren Aus= 
wirfungen des Handelns umfaßt. Jenes erjte Gebiet trägt von 
Alters den Namen der Ethif, da das Ethos, die Befchaffenheit 
des menjchlichen Gemütes, ihr Gegenftand ift. Andere Namen, 
wie Mloralphilofophie oder Sittenlehre, bezeichnen das gleiche. 

14. Weniger einmütig wird Gegenjtand und Name des zweiten 
Gebietes beftimmt. Seit Kant ift es vielfach üblich geworden, neben 
die Moralphilojophie die Rechtsphilojophie zu ftellen, weil 
das Recht die Gefamtheit der objektiven Maßitäbe des Handelns 
umfafje. Es hängt dieje Gliederung mit allgemeinen Anfchauungen 
Kants zufammen. Er ftellte das aus freier Gefinnung entjipringende 
littliche Handeln dem von der Gewalt des Äußeren Nechtes er- 
zwungenen Handeln gegenüber. Er ſucht Daher Sittlichfeit und 
Rechtlichfeit, Moralität und Kegalität, möglichit unabhängig von— 
einander zu begründen. Eben darin aber liegt die Schwäche diefer 
Einteilung. Es ift fachlich auf jeden Fall unzutreffend, das Recht 
in diefer Weife aus dem Gebiete des Sittlichen überhaupt hinaus= 
zuweifen. Auch in dem Rechte verwirklichen ſich fittliche Werte, 
das wird heute jo leicht niemand mehr in Zweifel ziehen. Jft 
nach diefer Seite der Begriff des Rechts zu eng gefaßt, jo nach 
einer anderen zu weit. Er umfaßt gar nicht das Ganze des hier 
in Betracht fommenden Gebietes. Kant tft hier von der unter 
der Dorherrjchaft des römiſchen Rechts entftandenen Meinung ab— 
hängig, daß es ein für immer und ewig gültiges Recht gäbe, das 
losgelöft von allen natürlichen und gefchichtlichen Bedingungen 
beftünde, und dem Sicher Daher jede bejondere Rechtsordnung anzu— 
paſſen habe; ein Recht, das mit Allgewalt jämtliche Bedingungen 
des äußeren Kebens geftaltend durchdringe. Aber nach einem Jahr 
hundert gefchichtlicher Sorjchung kann diefer Gedanke eines allge= 
mein gültigen Rechts nur noch in der Seftalt letter Rechtsregeht 
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aufrecht erhalten werden, die aber jchlieglich mit den fittlichen 
Regeln zufammenfallen. Der beftimmte Inhalt des Rechts Tann 
niemals als ein allgemeingültiger entwickelt werden, ſondern ift 
überall durch die befonderen natürlichen und gefchichtlichen Der- 
hältniffe bedingt. So trägt das Necht nicht das unbedingte Ge- 
präge, das ihm Kant zujchreiben möchte. Und nicht unmwichtige 
Glieder der hier gejuchten objektiven Welt fallen außerhalb des 
vom Rechte umjchloffenen Bezirks. Denfen wir nur an das uns 
hier zunächft liegende Gebiet, den Staat. Das Recht gehört zu den 
Tätigfeiten des Staates, aber es erjchöpft Feinesfalls fein Wefen. 
Der Staat ift Feineswegs, wie Kant annahm, nur ein rechtliches 
Gebilde, fondern bietet noch andere Seiten. 

15. Dor Kant war eine andere Gliederung des praftifchen 
Teiles der Philofophie üblich, und ich glaube, wir jollten zu ihr 
zurüchfehren. Seit Ariftoteles ift es die Politik gewefen, die als 
das von uns gefuchte zweite Gebiet neben die Ethif trat. Sie 
umfpannte im Sinne des griechiichen Wortes die philofophijche Be- 
trachtung der menjchlichen Gemeinjchaft überhaupt. Die Ethif 
hat es mit den inneren Dorausfegungen, die Politif mit der äußeren 
Derwirflichung des Sittlichen zu tun. Denn das Feld dieſer Der- 
wirklichung ift die menfchliche Gemeinschaft. In diefem weiten 
Sinne, als eine auch Sejellichaft und Wirtichaft, Recht und öffent- 
liche Sitte umfpannende Philojophie der menfchlichen Gemeinjchaft 
iſt die Aufgabe einer philofophifchen Politif zu verftehen. 

16. Unter diefen Seftaltungen der Gemeinschaft aber fteht der 
Staat an wichtigjter Stelle. Denn in ihm erfahren alle übrigen 
ihre höchfte Dereinigung und ihre lette Prägung. Der Staat hat 
ſie fich fämtlich eingegliedert, und fie find nunmehr nur vom Staate 
aus wahrhaft und völlig zu verftehen. Deshalb ift der Staat die 
wahre Darftellung des objektiven fittlichen Geiſtes, und die philo- 
jophifche Politif oder die Staatsphilofophie ift das Gebiet, 
dem die Erfenntnis dieſer objeftiven Sittlichfeit vor anderen zufällt. 


Erfter Teil. 
Das Wejen des Staates. 
1. Derfchiedene Deutungen. 


le. Der Kampf um den Staat ift zu allen Zeiten auch ein 
Kampf um die Deutung des Staates gewefen. Er war nicht nur 
ein Kampf der Waffen und Gewalten, jfondern auch ein Kampf 
der Geifter. Daher Fam ihm die tiefere Keidenfchaft und die Un— 
verjöhnlichfeit mancher Gegenfäße. Die Geſchichte der Wilfenichaft 
hat uns dieſe verfchiedenen Deutungen vom Weſen des Staates 
aufbewahrt. Als ein wirres Durcheinander mannigfaltigjter Stim— 
men fcheinen fie aus der Dergangenheit zu uns herüberzutönen und 
noch unfere Gegenwart zu erfüllen. 

Hören wir aber genauer hin, jo jondern jich die einzelnen 
Stimmen deutlicher und einige wenige Flingen als die führenden 
heraus. Es find beftimmte, grundjäßlich verjchiedene und zum 
Teil entgegengejegte Auffaffungen vom Wefen des Staates, Die 
fich in der Gefchichte herausgearbeitet haben. Jede von ihnen 
zeigt dabei eine merkwürdige Beftändigkeit, indem fie immer von 
neuem nur wenig abgewandelt hervortritt. Der ältejte, von Plato 
gegen die Sophiften begonnene Kampf, ob der Staat von Natur 
oder durch Satung beftünde, ift noch heute nicht ausgefochten und 
lebt in dem Gegenſatz organijcher und mechanifcher Auffafjung 
des Staates fort. Und die neueften Gedanken vom Staate als einer 
Derfönlichkeit gemahnen an Platos Kehre vom Staate als einem 
Menſchen im großen. 

18. Zur Dorbereitung auf die eigene Deutung wollen wir Dieje 
verjchiedenen Deutungen einer vergleichenden Prüfung unterziehen. 
Die Grundrichtungen folcher Deutung find eben jchon bezeichnet. 
Der Staat gilt entweder als ein Fünftliches Werk, eine Mafchine, 
oder als ein Lebewejen, ein Organismus, oder als eine Perfönlich- 
feit. Gewiß laufen in der Staatslehre des einzelnen Denfers dieje 
Grundrichtungen öfter mannigfach durcheinander und vermifchen 
fich. Grundſätzlich aber find fie verhältnismäßig leicht zu fcheiden. 
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a) Der Staat als Kunftwerf. 


19. Wird die Satung als der Grund des Staates angefehen, 
jo erjcheint er damit als eine Fünftliche Anftalt, als ein Werf, ein 
Gemactes, vom Willen und Willfür feiner Schöpfer abhängig 
und mechanifch wirfend, wie eine Mafchine. Sein Getriebe möglichit 
zwedmäßig ins Werk zu jegen, daß es reibungslos arbeite, gilt 
hier als die Aufgabe. Es befteht daher eine Neigung zur unum— 
Ichränften Staatsgewalt, der Gewalt eines Einzelnen oder der 
Sejamtheit, um fie möglichft wirfjam zu geftalten. Denn der Staat 
wirft hier ausfchlieglich Durch Zwang. Wie er mur auf Gewalt 
gegründet ift, fo Fann er fich nur durch Gewalt behaupten. Selbjt 
wenn, nach einer hier beliebten Anficht, jein Urjprung auf einen 
Dertrag zurüdgeführt wird, jo ift es doch eben nur dieſe Öffent- 
liche Gewalt, die durch den Dertrag gefchaffen wird. Als eine bloß 
äußerliche Anftalt kann der Staat auf ein inneres Derftändnis 
jeitens der ihm Unterworfenen nicht rechnen, und der Zwang ift 
ihnen gegenüber jein einziges Mittel. Kiebe und Öpferfinn der 
Bürger werden nicht erwartet; die Menjchen werden vielmehr als 
jinnlich und felbftfüchtig vorausgejeßt. Sie wollen das Gute nicht 
aus fich jelbit, fondern müfjen durch äußeren Swang dazu ange- 
halten werden. Mit unwiderftehlicher Naturgewalt treibt ihre jinn- 
liche Begierde fie vorwärts und gegeneinander; würden fie nicht 
gehemmt, jo würden fie alle einander zerfleifchen. Es bedarf einer 
Macht, die fie bändigt und in ihre Schranfen zurücweift, damit 
wenigftens eine äußere Ordnung erzwungen wird. Diejer Zwing- 
herr zur Ordnung ift der Staat. Dazu ift er erfunden und einge— 
richtet. Kein Wunder, daß niemand ihm Freund ift. Man erträgt 
jeinen Swang nur gerade ſoviel wie nötig und möchte ihn in mög- 
lichft wenige Derhältnifje eingreifen lafjen. Sein Wirkungskreis 
wird eingefchränft, mehr als die äußere Sicherung des Lebens er- 
wartet man nicht von ihm. Er kann daher auch bei jedem Dolfe 
und zu jeder Zeit in der Hauptfache der gleiche jein. Ein folches 
Triebwerk, das irgendwo und irgendwann einmal als brauchbar 
erprobt ift, läßt jich überall in Gang bringen. Sind doch auch Die 
Menjchen in ihrer finnlichen Selbftfucht überall die gleichen. Auf 
die inneren, geiftigen Bedingungen ihres Lebens braucht feine Rück- 
jicht genommen zu werden, da es mit diefen der Staat nicht zu 
tun hat. 
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20. Ohne Zweifel jind in diefer Auffafjung bejtimmte Seiten 
des Staates jcharf und richtig erfannt. Der Staat ijt Sache des 
Willens, das ift der eine Gedanke. Seine Entjtehung und feine 
Ausgeftaltung hängt nicht zulegt von dev Willkür der Menfchen ab. 
Schon der Urfprung der Staaten geht häufig auf die Tat einzelner 
großer Männer zurücd, und wer wollte bei einem Blid auf die 
Entwidlung etwa der Staatsformen leugnen, daß hier überall 
jehr viel „gemacht” ift. Zu bewußten Zwecken gejtalten die Men— 
chen ihren Staat, ihr Wille bejtimmt jene Geſtalt. Und mit Recht 
wird zweitens der Zwang hervorgehoben, der für das Wefen des 
Staates von entjcheidender Bedeutung it. Die Fähigkeit, zu zwin— 
gen, unterjcheidet den Staat von allen ähnlichen Anitalten. Sie 
erhalten diefe Fähigkeit höchitens vom Staate zu Lehen, urjprünglich 
und aus eigenem Recht beſitzt fie nur der Staat. Der Staat hat 
Macht; er bejitt die unbedingte Gewalt, jeinen Willen durchzufegen. 

21. Damit find wir aber auch an der Grenze dejjen angelangt, 
was von diefer Lehre zu brauchen. Wenn es gewiß ijt, daß der 
Staat zum Teil „gemacht“ ift, jo iſt es Doch ebenjo gewiß, daß er 
nicht nur gemacdt ift. Dieles wächſt auch natürlich an ihm beran. 
Nicht alle Anderungen an feiner Seftalt find von der freien Will- 
für der Menfchen abhängig, manche entiteht, wie einem natürlichen 
Geſetze folgend, auch ohne menjchlichen Willen. Damit hängt es 
zufammen, daß der Staat durchaus nicht überall der gleiche ift und 
gar nicht überall der gleiche jein kann. Dielmehr iſt er durch die 
natürlichen und gefchichtlichen Bedingungen eines Dolfes ganz we— 
jentlich mitbeftimmt. Dies leugnen, hiege die Ergebnijje der ganzen 
neueren Wifjenfchaft nicht beachten. Und ebenjowenig dürfen end— 
lich die Aufgaben des Staates fo einfeitig bejchränft werden, wie 
diefe Lehre es tut, mag heute auch eine Neigung zu jolcher 
Einjchränfung des ftaatlichen Machtbereichs weit verbreitet jein. 
Der große foztale Gedanke, nach dem der Staat auch wirtjchaft- 
liche und geiftige Aufgaben hat, wäre dann befeitigt, und damit 
einer der wichtigften Sortichritte des Staatslebens und der Staats- 
lehre im letten Jahrhundert. 

22. So hebt die mechanijche Staatslehre, Die Den Staat als 
eine fünftliche Anftalt betrachtet, wichtige Seiten am Staate hervor. 
Aber einfeitig, wie ſie ift, vermag fie nicht das Ganze des Staates 
zu durchdringen und bedarf daher der Ergänzung. 


— 
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b) Der Staat als Sebewefen. 

23. Diefe Ergänzung bietet die andere Lehre, welche die natür— 
lihe Art des Staates betont. Ihr ift der Staat von Natur ent- 
ftanden; er ijt nicht eine Fünftliche Anftalt, fondern ein natürlicher 
Derband, ein Organismus, ein Lebeweſen, das feinen eigenen 
natürlichen, Durch menjchliche Willfür nicht wefentlich abzuändern- 
den Geſetzen folgt. Der Staat wird in diefer organifchen Auffaffung 
hergeleitet aus dem natürlichen Sujammenleben der Menfchen. 
Der Mensch ift von Natur gar Fein Einzelner, fondern Klied einer 
Genoſſenſchaft, an die er durch die natürlichen Bande des Blutes 
gefnüpft ift. Als ein folcher Genojjenverband ift auch der Staat 
natürlich erwachjen; die Semeinfchaft des Blutes ijt feine Grund— 
lage. Nicht der äußere Swang, jondern die innere Eintracht ver- 
fnüpft daher feine Glieder. Die mechanijche Auffafjung fennt nur 
die Einzelnen und ihre äußerliche zwangsweije Derbindung; es ift 
die römische Rechtsauffaflung, die hier nachwirft. Dagegen Tebt 
in der organijchen Auffafjung der germanijche Rechtsgedanke fort, 
der von der Gemeinjchaft ausgeht und die Einzelnen als Glieder 
diejer Gemeinschaft begreift. Dort ift der Staat eine Swangsanftalt, 
hier ein Treuverband. Es ift die Freiheit und Einigkeit der Go— 
nofjen, die fich in ihrem Derbande einen angemejjenen Ausdrud 
ichafft. Als folcher Genoffenverband umfpannt danach der Staat 
das Ganze des Dolkstunis; deſſen Kebensäußerungen fließen ſämt— 
lich auf ihn ein und werden von ihm geftaltend durchdrungen. Im 
Gegenfaß zu der Einfchränfung der Staatswirkfjamfeit in der me— 
chanifchen Deutung, ift man hier geneigt, dieſe Wirkſamkeit mög- 
lichft auszudehnen. Und im Segenjat zu der Gleichförmigfeit des 
Staates Dort, gilt er hier als ein überall verjchiedener, entſpre— 
chend Der Befonderheit jedes einzelnen Dolfstums. 

24. Auch diefe Deutung enthält ohne Sweifel viel Wahres. 
Die Schwächen der entgegengejegten Lehre werden hier ausge 
glichen. Drei Gedanken find richtig herausgehoben. Einmal der 
Gedanfe des natürlichen Wachstums jeder und fomit auch der 
ftaatlichen Gemeinschaft. Mag noch jo viel Willfürliches und Ge— 
machtes ihr anhaften, fo ift fie Doch dem natürlichen Mutterboden 
des Dolfstums entjproffen und jaugt dauernd aus ihm ihre beften 
Kräfte. Dann wird mit Recht die durchgehende Derfchiedenheit und 
Befonderheit jedes Staates betont. Gerade jene natürlichen Be— 
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dingungen, die ſo nirgends wiederkehren, prägen ihm überall ſeine 
beſondere Eigenart auf. Sie tritt in ſeiner Geſchichte hervor, und 
der Zuſammenhang mit der Überlieferung erſcheint deshalb hier 
befonders wichtig. In all dem wird endlich der Staat als eine 
geiftige Macht anerfannt. Der „Volksgeiſt“, von dem die Romans 
tifer jo gern Sprachen, Dbefeelt ihn wie alle anderen Schöpfungen 
des Dolfstums. 

25. Dafür fehlt diefer Deutung aber, was die porangehende 
auszeichnete. Sie beachtet nicht das Willensmäßige, das im Leben 
des Staates Doch eine fo mächtige Rolle fpielt. Indem hier in der 
Hauptfache nur nach dem natürlich Gewachjenen gefragt wird, wird 
überjehen, wie vieles am Staate Doch auch „gemacht“ ift. Es gibt 
dafür wenige jo bezeichnende Tatjachen wie die, daß Sapigny, einer 
der Hauptvertreter diefer Anjchauung, in feiner berühmten Schrift 
„Pom Berufe unferer Zeit für Gefetsgebung und Nechtswiljen- 
ſchaft“ (1814) feinem Zeitalter die Sähigfeit zur Geſetzgebung ab- 
iprach, eine Behauptung, in der Hegel eine Beleidigung des Zeit- 
alters erblictte. Mit dDiefem Fehlen des willensmäßigen Beftandteils 
des Staates hängt es zujammen, daß feine Grenze gegenüber an- 
deren, natürlich erwachfenen Gejellichaftsformen unficher wird. In 
mancher alten Naturrechtslehre, aber auch öfter in der neueren 
Soziologie wird nur die Gejellichaft, aber nicht der Staat begründet. 
Das eigentümliche Dermögen der Herrichaft und Der Swangs- 
gewalt, das dem Staate vor allen anderen gefellichaftlichen Bil- 
dungen eignet, geht hier verloren; und es gelingt daher vielfach 
nicht, das Recht gegen die Sitte jicher abzugrenzen. 

26. Ein zweites Bedenken betrifft den Begriff des Organis- 
mus. Er ift ein Bild, das mit Bezug auf den Staat nicht jo leicht 
zu deuten ift, wie vielfach angenommen wird. Eine Haupteigen— 
ichaft der Organismen, die natürliche Fortpflanzung, fehlt ihm 
völlig. Aber fjelbft hiervon abgefehen, erjcheint diefes Bild feine 
Eigenart nicht ganz zutreffend wiederzugeben. Organilierte Weſen 
beftimmt Kant als folche Naturerzeugniffe, in denen alle Teile und 
das Ganze fich wechjelfeitig hervorbringen. Dieje bildende Kraft 
unterjcheidet fie von der bloß bewegenden Kraft der Mafchine, in 
der jeder Teil alle übrigen nur in Bewegung feßt, aber nicht her— 
vorbringt. Ein folcher Zuftand, wo alle Kräfte einander wechjel- 
jeitig bilden, mag nun vielleicht auch für den Staat recht erwünjcht 
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ſein, ſein allgemeines Weſen iſt damit aber kaum richtig bezeichnet. 
Denn im Staate handelt es ſich um Willensverhältniſſe und alſo 
Machtverhältnifje. Bei diejen aber ift es geradezu das Wefentliche, 
daß das Mächtige das Unmächtige nach fich bildet, aber nicht von 
ihm gebildet wird. In dem Ringen der Willensfräfte gegeneinan- 
der behauptet fich das Starfe und bildet das Schwache nach jich. 
Der Staat ift der Schauplag folch harten Kampfes; da geht es 
nicht fo friedlich zu, wie in einem Garten. Darum ift der Gedanfe 
einer organifchen Bildung vielleicht ein Wunfch für den Staat, 
aber nicht eine genügende Bezeichnung feines Wejens. 

22. Beide einander entgegenftehende Auffaffungen bezeichnen 
aljo eine beftimmte Eigenfchaft des Staates, aber nicht fein Weſen. 
Die erfte betont mit Recht das Willensmäßige am Staate, verliert 
damit aber feinen geiftigen Gehalt, weil der Menfch nun einmal 
nur tote Mafchinen zu machen verfteht und Gott fich die Schöpfung 
des Kebendigen vorbehalten hat. Die zweite Auffaffung legt gerade 
auf das Seiftige großen Wert, auf den bejonderen, den Staat er- 
füllenden Geift, verliert darüber aber, da fie fich den Seift wie ein 
natürliches Lebewefen herangewachfen denkt, die willensmäßige 
Seite. Darin liegt der überraschende Widerftreit beider Deutungen. 
Der willensmäßigen Auffafjung geht das Geiftige verloren, der 
geiftigelebendigen Auffaffung der Wille, der Doch der Grundtrieb 
des Geiftes ift. Diejen Widerftreit will eine dritte Deutung [chlichten. 


ec) Der Staat als Perſönlichkeit. 


28. Dieje dritte Deutung fteht auf dem Boden der organifchen 
Auffaffung und fcheint manchmal mit diefer zufammenzufallen. 
Ihrem Wefen nach aber reicht jie Darüber hinaus, indem fie gerade 
das Willensmäßige betont, das Die Perjönlichfeit vom bloßen Kebe- 
wejen unterjcheidet. Hier gilt der Staat als eine „Geſamtperſön— 
lichfeit“, wie Plato ihn als Menſch im großen faßte. Er ift damit 
felbftbewußte Einheit, nicht nur tatjächliche wie die Lebeweſen. Er 
weiß um feine Einheit und beſitzt daher ein Glied, in dem dieje 
Einheit als Harer Wille heraustritt. Wie die Perfönlichkeit fich frei 
durch fich felbft beftimmt, jo ijt der Staat jelbjtändige Macht und nur 
an feinen eigenen Willen gebunden. Und wie in dem freien Willen 
der Perfönlichkeit ihr fittlicher Wert begründet ift, fo in der Selb- 
ftändigfeit des Staates der fittliche Geift, der ihn erfüllt. Das Sitt- 


16 Erfter Teil. Das Wefen des Staates. 








liche ift damit als eine im Staate wirkſame Macht anerfannt. Sie 
leiht dem Staate die Hoheit, Die ihn berechtigt, feine Hlieder zu zwingen. 

29. So weit wird gegen dieſe Anficht nichts einzuwenden fein. 
Die Schwierigfeiten beginnen für fie dort, wo fte verfuchen muß, 
den Unterjchied zwijchen dem Staate als einer „Geſamtperſönlich— 
keit“ und der Einzelperfönlichkeit, für die der Begriff doch zunächft 
gilt, zu beftimmen. Ganz jcheint Diefe Lehre das Wefen des Staates 
nur dann zu treffen, wenn feine Hoheit und Macht auch in einer 
leiblichen Perjönlichkeit zufammengefaßt ijt, wie jo oft bei Staaten- 
gründungen oder fpäter in Zeiten der Not und Des Übergangs, 
wenn ein König, Diktator oder Cäſar alle anderen ftaatlichen Ge— 
walten in jich aufgefogen hat. Bei allen entwidelteren ftaatlichen 
Bildungen aber find Die verfchiedenen Tätigfeiten Des Staates auf 
eine Mehrheit von Gliedern übertragen. Und dieje Glieder find 
nicht wie die der leiblichen Perfönlichkeit von einem ſelbſtbewußten 
Willen beherricht und vereinigt, Sondern jedes von ihnen entwickelt 
einen eigenen, jelbftändigen Willen. In dieſer Derteilung des 
Willens auf eine Mehrheit von Gliedern ſoll nun das Wefen der 
Gefamtperjönlichfeit zum Unterſchiede von der einzelnen beftehen. 
Damit aber geht gerade das „‚Perjönliche”, das in der Einheit des 
Selbitbewußtjeins befteht, wieder verloren, und der Begriff einer 
jolchen unperfjönlichen Perſönlichkeit ift Schwer zu bilden. 

30. Bier fteht dieſer Auffaffung alles entgegen, was den Staat 
zu einer fünftlichen Anftalt macht. Er ift, wie wir jahen, auch etwas 
Außerliches und Gemachtes, Das feinen eigenen, zwangsläufigen 
Gefegen folgt. Wenn der Staat Perjönlichkeit ift, jo it er es doch 
feinesfalls in dem Sinne der einzelnen Perfjönlichkeit, fondern in 
einer eigentümlichen Seftalt der Außerlichfeit. Das ijt aber eine 
gewagte Erweiterung des Begriffs. So hebt auch dieſe Lehre 
einen wichtigen, vielleicht einen oberften Sejtichtspunft hervor; aber 
der ganzen Eigentümlichfeit des Staates gerecht zu werden, ge— 
lingt auch ihr nicht. 


2. Der objektive Geift. 

31. Die Mängel der eben geprüften Staatsauffafjungen haben 
fämtlich einen und denfelben Grund. Es ift ein beftimmter Begriff, 
der unferem Denken verloren gegangen ift, und ohne den, wie ich 
glaube, das Wefen des Staates überhaupt nicht zu faffen ift. Es 
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iſt der Begriff des objektiven Geiſtes, den Hegel dereinſt 
entwickelt hatte, der dann aber in der auf bloße Tatſachen einge— 
ſtellten Denkweiſe der Folgezeit vergeſſen wurde, und auch in der 
ſpäteren Erneuerung des Idealismus nicht wahrhaft wieder ge— 
wonnen ift, weil dieſe fich einfeitig auf Kant fügte. Heute wird. 
der Geiſt jowohl in dem allgemeinen als in dem wilfenfchaftlichen 
Denfen zumeift nur als jubjeftiver anerfannt, wie er in dem In— 
neren des einzelnen Selbftbewußtfeins lebt. Die Erneuerung der 
Fantifchen Philofophie hat den Gedanken des abfoluten Seiftes hin- 
zugebracht, indem wieder an die Ideen als die abjoluten Werte 
erinnert wurde, von denen alle jubjeftiven Werte ihre Bedeutung 
empfangen. In diefem Gegenſatz des ſubjektiven und des abjoluten 
Geiftes bewegt ſich unfer Denfen. Die Bedingtheit aller jubjettiven 
Werte weift auf einen letten Maßftab im Unbedingten hin. So 
empfängt diefer Gegenja auch aus religiöfen Gründen Antriebe. 
Das innere Selbft fucht in feiner Abhängigkeit und Dergänglichfeit 
einen Halt an dem Unbedingten und Ewigen. 

32. In folchen Gegenſatz aber läßt fich ein Gebilde wie der 
Staat nicht einfpannen. Geſchieht es Doch, fo erjcheint er entweder 
als ein von dem fubjektiven Geifte gemachtes Kunftwerf; dann wird 
jeine objeftive Art feftgehalten, aber jeine Geiftigfeit geht ver- 
loren. Oder feine geiftige Art wird feftgehalten; dann muß er 
jelbft in den Bereich des jubjeftiven Geiſtes hinübergezogen werden 
und erjcheint felbft als Lebewejen oder Perjönlichfeit. Damit geht 
ihm wieder feine objektive Art verloren. Der Staat verbindet Dies 
beides. Er ift von geiftiger und zugleich objeftiver Art. Nur durch 
den Begriff des objektiven Geiſtes ift er zu verftehen. 

35. In dem Begriff des objektiven Seiftes würden alle, von 
den verfchiedenen Deutungen herausgehobenen Seiten des Staats- 
begriffs ihre Rechtfertigung finden. Hier wird es verftändlich, daß 
der Staat Sache des Willens und vom Willen gejchaffen ift, aber 
daß er doch zugleich, losgelöft von dem Boden des tätigen Subjetts, 
ein Eigenleben führt und fich in diefem Eigenleben natürlichen 
Gefegen gehorchend entwidelt. Hier wird es verftändlich, daß der 
Staat geiftiger Art ift, aber nicht in der Weiſe der jubjektiven 
Perfjönlichteit, fondern in einer eigentümlich äußerlichen und gegen— 
ftändlichen, wie jie eben der Begriff des objektiven Geiftes be- 
zeichnet. 


Wundt, Staatsphilojophie. 2 
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Nur in diefem Begriff kann der Widerftreit, in den uns die 
zuvor bejprochenen Deutungen verwicdelten, behoben werden. Aber 
find wir berechtiat, einen folchen Begriff zu bilden, und welche Be- 
Deutung Sollen wir ihm beimejjen? Wir wollen den Begriff Des 
objektiven Geiſtes Flären, indem wir zunächjt feine Bedeutung feft- 
jtellen und ihn dann aus den Bedingungen des Seiftes überhaupt 
begründen. 


a) Bedeutung des Begriffs. 

54. Hat der Beariff des objektiven Geiſtes einen verjtändlichen 
Sinn? Er jcheint von unflarem und jchwärmerifchem Anfeben und 
mehr einem mythologiichen als einem philojophifchen Denfen ent- 
wachjen. Troßdem brauchen wir metit ohne Bedenfen den roman— 
tiichen Begriff des Dolfsgeiftes, der Doch bei Kichte bejehen fo 
ziemlich dasſelbe beſagt und von Hegel, als er jeine Kehre vom 
objektiven Geiſt aufitellte, nur eine beftimmtere Prägung emp= 
fangen hat. Allerdings kommt der Begriff des Volksgeiſtes unferen 
heutigen Dentgewohnheiten entgegen, indem er den Geiſt als 
jubjeftiven zu faljen fcheint. Er begegnet Damit aber den gleichen 
Schwierigkeiten wie der jener unperjönlichen Perfjönlichkeit (29), 
da er ein Selbftbewußtjein einführt, Das auf eine Dielheit von 
Trägern verteilt ift. Die Lehre vom objektiven Seite trägt dem 
Rechnung; der Geiſt kann in folcher Gegenftändlichfeit und Außer- 
lichfeit nicht auf die gleiche Weife vorhanden fein, wie im fubjef- 
tiven Bewußtfein. 

35. Aber trägt der Begriff des objektiven Geiſtes nicht einen 
Miderjpruch in fich felbft? Objekte gibt es nur für Subjefte. Das 
Objekt ift entweder das Dem Subjeft Gegebene oder das von ihm 
GSemachte, in beiden Sällen alfo das dem Geiſte Entgegenftehende, 
ihm Entzogene, das Ungeijtige, Tote. Denn auch das vom Geijte 
Gemachte ift für uns immer ein Unlebendiges. Der Menfch kann 
nun einmal nur Mafchinen machen; die Schöpfung des Kebendigen 
behielt Gott fich vor. Dieje Auffafjung herricht heute durchaus; 
jte erfcheint unferem technifchen Zeitalter beinahe jelbftverjtändlich. 
Wie foll aljo das Objektive, Das dem Geiſt Gegenüberjtehende, 
Fremde, ein geiftiges Keben empfangen? Könnte das nicht immer 
nur ein gejpenfterhaftes, weil aus unbefannten Quellen genährtes 
Keben fein? 
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36. Solcher Anfchauung gegenüber wollen wir daran erinnern, 
daß der Menſch allerdings zu „fchaffen” nur Mafchinen vermag, 
daß er aber wohl Lebendiges ‚zeugen‘ kann, und fchon Plato 
wußte, daß es auch eine geiftige Zeugung gäbe. Zu zeugen und 
in dem Gezeugten dem eigenen Dajein Dauer und Beftand zu 
jichern über das eigene Keben hinaus, das ift das Dorrecht alles 
KLebendigen. Der Erzeuger teilt dem Erzeugten jein Leben mit, 
diefer empfängt von ihm das Leben zu eigenem Gebrauch und 
lebt es felbftändig fort. So zeugt der Geift fein Werk und teilt 
ihm fein eigenes Wefen mit; aus der Kraft des Zeugens fchafft 
er ihm Leben und ftellt es fo nicht als ein totes, fondern als ein 
geijtig-lebendiges aus jich hinaus. Und wie der Erzeuger in dem 
Erzeugten die eigenen Züge wiederfindet, jo jpiegelt fein Werf dem 
Geifte das eigene Weſen zurüd. Die doppelte Bedeutung des 
Wortes „zeugen“ fommt hier zur Geltung. In dem von ihm Ge— 
zeugten zeugt der Geift von fich felbit; in feinem gezeugten Werfe 
legt er Zeugnis ab von feinem eigenen Sein. 


357. Don fich zu zeugen aber, ift Das Weſen des Seiftes. Er gibt 
jein Weſen fund und offenbart fih. Was als Gefühl, Willens- 
regung oder Dorftellung in das Innere des Bewußtjeins einge 
ichloffen bleibt, ift noch nicht Geift, denn es fehlt ihm die Gegen- 
jtändlichkeit. Es ift nur noch fubjeftives Bewußtjein oder Seele. 
Der Seift dagegen gibt fich in objeftiver Weife fund. Er geftaltet 
jich jelbft zu einer gegenftändlichen Welt. In ihr verwirklicht er 
nicht etwa irgend einen von ihm felbft verjchiedenen Inhalt, ſon— 
dern der Inhalt ift fein Wefen felbjt. Er zeugt das Bild feines 
eigenen Wefens und gibt darin Seugnis von fich ſelbſt. Er offen- 
bart nicht etwas Beliebiges, fondern fich jelbft, und er felbjt iſt 
dies Dffenbaren. 


38. Dies ift in dem Weſen des Geiftes felbft begründet. Denn 
der Geift ift das Denken der Dernunft und die Dernunft ift Selbit- 
bewußtfein. Er bringt fich daher fich felbit zum Bewußtjein und 
fchaut fich felber an. Er macht fich fich jelbjt gegenftändlich, um 
fich in diefer Gegenſtändlichkeit jelbft zu erfennen. Und fich jelbft 
zu erfennen, ift fein eigentliches Geſchäft. Dazu aber muß er diejen 
Weg zurüclegen, aus fich herausgehen und fich ich felbjt gegen— 
überftellen, um fich felbjt gegenftändlich zu werden. In feinem 
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Werfe wird er fich jelbft zum Segenftande. Deshalb muß er in 
ihm von fich Zeugnis ablegen und Sich offenbaren. 

39. Auf verjchiedenen Stufen kann diefe Kundgebung des 
Geiftes erfolgen. Entweder bildet er fich einem ihm felbit fremden 
Stoffe ein oder jein Stoff ift felber von geijtiger Art. Dort wird 
er jein Wefen nur unvollfommen und gehemmt durch das Un— 
geiftige auszudrüden vermögen, hier wird er ein reineres Zeugnis 
von feinem Wefen geben. Bedienen wir uns der Bezeichnung 
„Aultur” für dieſe objektive Darftellung des Geiltes, jo haben wir 
in diefem Wort beide Stufen miteinander verbunden. Die äußere 
Kultur, die Geftaltung des Stoffes Durch den Geiſt, ift die Dar- 
ftellung des Geiftes in dem Ilngeiftigen, die innere Kultur ift Die 
Darftellung des Geiftes an fich ſelbſt. 


b) Begründung Des Begriffs. 


40. Das Gebiet des Heiftes ift das Gebiet der Werte, Die 
Plato Ideen nannte. Alles Geiftige wird begriffen, indem Die 
darin enthaltenen Werte ins Bewußtjein gehoben werden. Die 
Werte aber bilden einen großen Zufammenhang, einer führt auf 
den anderen zurücd und alle jchlieglich auf einen. In dem Srund- 
werte oder der höchiten der Jdeen finden alle Werte ihre Der- 
einigung, von hier müffen fie hergeleitet und begründet werden. 
Diejer Grundwert ift der fittliche, wie Plato das reine Gute als 
oberfte Idee anfette. Don dem fittlichen Wert müfjen wir daher 
ausgehen, wollen wir den Begriff des objektiven Seijtes ableiten. 
Diefen Wert jelbft und, daß er der Grundwert ift, müjjen wir hier 
als gegeben annehmen. In dem Ganzen der Philojophie müßte 
auch er und jeine Stellung als Grundwert gerechtfertigt werden. 
Dier fönnen wir dieſen Gedanken, um nicht allzu weit zurüch- 
zugreifen, vielleicht einfach annehmen, zumal er fich auch dem 
gewöhnlichen Denfen ohne weiteres empfiehlt. Die fittliche Forde— 
rung, die in unferem Gewiſſen redet, ift das Kebte, nicht weiter 
Abzuleitende, der tragende Grund des ganzen Aufbaus unferes 
geiftigen Lebens. Dor ihrem Richterftuhl müfjen alle anderen 
Werte und Güter ihre Rechtfertigung erfahren. 

41. In dem fittlichen Werte ift zunächft ein Doppeltes enthalten. 
Er liegt in dem Selbft und nichts Außeres hat für ihn Geltung; 
er ift daher gebunden an den Einzelnen und redet als ein ein— 
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zelnes beſtimmtes Du ſollſt! in deſſen Inneren. Aber dieſe For— 
derung iſt nicht wie aller übrige Inhalt des Einzelbewußtſeins 
ein zufälliger und bedingter. Sie ift vielmehr von allgemeiner und 
notwendiger Geltung; ein unbedingtes Geſetz fpricht fich in ihr aus. 
Indem er auf fein Gewilfen hört, fommt dem Einzelnen zum 
Haren Bewußtfein, daß hier ein ewiges und unbedingtes Geſetz 
von ihm Anerkennung heifcht. So enthält die Gefinnung des Ein- 
zelnen, wie fie aus dem Gewiſſen hervorgeht, zugleich das Unbe- 
dingte. Subjeftive und abfolute Gültigkeit des Sittlichen find hier 
zur Einheit verbunden. Bier ift die Stelle, wo das Gebiet des 
Sittlihen in das der Religion hinüberläuft. Bei diefer Be- 
trachtung wird von dem inneren, ruhenden Sein des Sittlichen 
ausgegangen, wie es fich in der Gefinnung ausfpricht. 

42. In dem fittlichen Werte liegt aber noch eine zweite Doppel- 
heit der Bedingungen. Er wendet fich mit einer Sorderung an 
den Menſchen. Solche Sorderung hat nur Sinn, weil der Geiſt 
nicht in träger Ruhe in fich befchloffen bleibt, fondern weil er 
wollend ftrebt und in Taten handelt. In der fordernden Art des 
Sittlichen ift enthalten, daß es nicht nur als innerer Zuftand in die 
Sefinnung des Selbft eingefchloffen bleibt, jondern daß es zugleich 
als äußere Tat in die gegenftändliche Welt hinaustritt. Der fittliche 
Wert foll nicht nur das innere Gemüt, fondern vor allem auch die 
äußere Welt geftalten. Mit dem inneren Sein der Gefinnung 
ift daher hier zugleich ein äußeres Werden und Gefchehen gefordert, 
die Tat, zu der die Gefinnung, wenn anders fie echt ift, notwendig 
fortfchreiten muß. 

43. Die Tat aber umjchliegt wieder eine Doppelte Bedingung. 
Jedes Werden enthält Die Doppelte, ein fließendes Dorübergehen 
und ein beharrendes Ziel, in dem jenes Fließen jeinen Abjchluß 
findet. Alles Werden ift ein Werden zu etwas Beftimmtem; es 
empfängt feine Beftimmung überhaupt nur durch das, zu dem es 
„wird“. So vereinigt auch Me Tat beide Bedingungen. Wir kön— 
nen fie als Handlung und Werk auseinanderlegen (das Tun 
und das Getane). Die Handlung ift das Sliegende, in dem die 
Gejinnung äußerlich in die Erfcheinung tritt; das Werk ift das 
beftimmte Ziel, in dem die Handlung ihren Abjchluß findet. Die 
Handlung ‚wird‘ zu dem Werk und empfängt von diefen auch 
ihre eigene Beftimmung. 
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44. So haben wir drei Bedingungen an der fittlichen Tat zu 
unterjcheiden: die innere Dorausjegung der Tat in der Gejinnung, 
den äußeren Dorgang des Tuns in der Handlung und den Ab— 
ichluß des Tuns in dem Werk (der Tuende, das Tun, das Ge— 
tane). 

45. In dem Werk Defeitigt jich der fliegende Zuftand von Ge— 
finnung und Handlung zu einem dauernden Zuſtand. Das Werf 
Dauert, wenn Sejinnung und Bandlung, die es herporbracten, 
längft verfchwunden jmd. Es erhebt fich über den Fluß des Wer— 
dens, von dem alles Lebendige Dahingeriljen wird. Alles Sitt- 
liche erftrebt ein Dauerndes, Bejtändiges; das ewig Gültige, Das 
reine Gute, fommt ja in ihm zum Ausdruck. Es foll und will jich 
daher nicht erfchöpfen in dem inneren Keben der Geſinnung noc 
in dent äußeren Geſchehen der Handlung. Es foll und will viel- 
mehr der Wirklichkeit feinen Stempel aufprägen und damit ein 
dauerndes Zeugnis jeines Wirfens hinterlajjen. Als unbedingte, 
richtet fich die fittliche Forderung auf das Ewige. Ein Bild diejer 
Ewigkeit zu geftalten, joweit die jterbliche Natur des Menſchen es 
zuläßt, ift ihr Beftreben. Schon Plato redet von dem Streben der 
menjclichen Natur nach Uniterblichkeit. Es heißt fie zeugen, zeugen 
im Körper oder im Geifte, um ihrem Dafein Dauer und Beftand 
über das eigene trdische Keben binaus zu verleihen. Das zeitliche 
Bild diefer in dem Sittlichen geforderten Ewigkeit tritt in dem ge— 
fchaffenen Werfe hervor; feine Dauer bildet die Ewigkeit ab, jo gut 
denn Seitliches Ewiges abzubilden vermag. 

46. Das Werk als dauerndes fordert einen Bereich, in dem es 
zu dauern vermag. Das Leben des einzelnen Menſchen kann ihm 
diefen Bereich nicht bieten, denn es ijt jenem Weſen nach vergäng- 
lich. Aber die Dergänglichkeit des Kebens bedeutet nicht, Daß es 
nur überhaupt beftändig zunichte würde; jondern es erzeugt jich 
aus feinem Untergange immer von neuem. Durch den Tod gebiert 
fih das Leben. Dergänglich find nur die Einzelwefen, aber in 
ihrem Untergange beharrt das Leben jelber, ja es lebt in ihrem 
Untergange fein wahres Leben. „CLeben ift Tod und Tod ift 
Leben‘ fagt ein alter Spruch. So behauptet fich in dem Unter- 
gange der Einzelwefen ein Dauerndes, in ihrer Dergänglichkeit ein 
Unvergängliches. In diefem Dauernden muß der Bereich zu finden 
ſein, in dem das fittliche Werk als ein dauerndes zu beftehen ver- 
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mag. In diefes Dauernde muß das fittliche Werf hineingebildet 
werden, um in und mit ihm zu dauern. 

42. Diejer Bereich muß aber in doppelter Geftalt gegeben fein, 
einer doppelten Beziehung entjprechend, die fich aus dem Wefen 
des fittlichen Werfes ergibt. Der durch das Werk verwirflichte 
Swec kann von doppelter Befchaffenheit fein. Entweder findet 
das Handeln in dem Werfe jelbft feinen Abfchluß; der Zweck er- 
jchöpft fich darin, daß nur überhaupt dies beftimmte Werk entfteht. 
Oder der Swec ift felbit wieder ein fittlicher Wert; der Zwed des 
Handelns ift, ein neues Handeln hervorzubringen. Hier findet die 
Tat in dem Werke nicht ihren Abfchlug, fondern das Werk wird 
zur Quelle neuer Taten; es entjpringt aus dem Werk eine neue 
jittliche Reihe. Im erften Salle ift das Werk ein Äußeres, im 
zweiten ein inneres. Damit haben wir. diefelben beiden Glieder 
abgeleitet, die wir zuvor als äußere und innere Kultur unter- 
ſchieden (39). 

48. So [ind im Sittlichen zwei Bereiche gefordert, beide fähig, 
dem fittlichen Werf eine dauernde Stätte zu bieten, ein Bereich des 
äußeren und ein Bereich des inneren Seins. Jener Bereich ift Die 
äußere Natur, die in dem Untergange ihrer einzelnen Glieder 
dauert, und die hier, mur von der Seite des Sittlichen, alfo ein- 
jeitig und nicht um ihrer ſelbſt willen betrachtet, als das „Material 
unferer Pflicht”, wie Sichte jagt, erſcheint. Sie bietet den Stoff, an 
dem das Handeln fich betätigt, der Wille prägt ihr feine Geſtalt 
auf und in diefer Prägung bewahrt fie fein Werk als ein vergleichs- 
weiſe dauerndes. So wird die von Gott dem Menschen gefchenfte 
Natur durch feine Arbeit in eine bewußt geftaltete umgefchaffen. 
Dier findet das Handeln in dem Werke fein Ende. Das Gebiet des 
inneren Seins, wo das Werk jelbjt zum Ausgang einer neuen 
jittlichen Reihe wird, ift die natürliche Gemeinschaft der 
Menſchen. Auch fie zeugt fich in dem Untergange der Einzel- 
wejen natürlich fort und bietet jo dem fittlichen Werf eine Stätte 
der Dauer. Aber hier bildet der Wille fich in lebendigen, von 
eigenem Willen bejeelten Stoff ein. Der Zweck des Handelns und 
der Inhalt des Werks ift daher ein neues Handeln, aus dem neue 
Werfe hervorgehen. Diefe Wirkung der einzelnen Menſchen auf- 
einander ift eine wechjeljeitige, fie verbinden fich Dadurch einander 
immer inniger, und es entfteht aus der natürlichen eine fittliche 
Gemeinschaft der Menjchen. 


r 
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49. Beide Bereiche, äußere Watur und menſchliche Gemein— 
ichaft, wurzeln in den gleichen natürlichen Bedingungen und wer— 
den durch die gleichen fittlichen Bedingungen fortgebildet. So 
ichließen jie fich zu einer unlösbaren Einheit zufammen. Erft in 
diejfer Derbindung empfangen beide ihre volle Beftimmtheit. Denn 
der Einzelne bezieht fein Handeln nicht auf eine beliebige oder 
unbeftimmte Semeinfchaft (etwa die Menjchheit), fondern auf dieſe 
beftimmte, mit Der ihn ein gemeinfamer Boden und eine gemein- 
jame Abftammung verbindet. And fein Handeln wirft fich nicht 
an einer beliebigen Natur aus, jondern an diefer beftimmten, an 
der feine Däter und Dorpäter jchon gewirft haben, jeine Genoſſen 
neben ihm wirfen und feine Kinder und Kindesfinder nach ihm 
wirfen werden. Die Spuren des jittlichen Wirfens, die ibm an 
der umgebenden Natur überfommen jind, will er bereichert durch 
jein eigenes Werk feinen Nachfommen überliefern. Dieſe Der- 
bindung beider Bereiche aber ergibt das Dolf. Das Dolf ift die 
Einheit einer bejtimmten natürlichen Gemeinschaft der Menſchen 
mit einem beftimmten Teil der äußeren Natur, der jener Gemein- 
ichaft zur Bearbeitung zugewiejen ift. Das Dolf tft die Stätte, dem 
der Einzelne jein Werk anvertraut, um ihm Dauer und Beftand 
zu fichern über das eigene Leben hinaus. Sein Werf ſoll nicht mit 
ihm in den dunklen Abgrund verfinfen, in den unerbittlich der Tod 
Glück und Schönheit alles Irdiſchen hinabreißt. Es foll dauern, 
und fo wenigftens von einem Abglanz der Ewigkeit erleuchtet wer— 
den. Zu ſolcher Dauer überliefert der Menjch das Werf jeiner 
Mühen dem DPolfe, zu dem er gehört. In dem Keben jeines 
Dolfes foll das Werk jeines Lebens dauern. Dies ift das Band, 
durch das unlösbar jeder Einzelne an jein Dolf gefeffelt ift; dies 
der Anteil, der ihm unweigerlich an dem Schickjale feines Dolfes 
wird. 

50. In dem Dolfe findet der objektive Keift feine Darftellung 
in der Wirklichkeit. Das Dolf ift der von der Natur gebotene Be— 
reich, in dem die Werfe der Einzelnen dauern. Durch diefe Arbeit 
jeiner Glieder wird das Volk felber umgeftaltet, es wandelt fich 
aus der natürlichen Gemeinfchaft in eine fittliche. Sein von der 
Natur geſchenktes Bild wird in ein bewußt geftaltetes umgefchaffen. 
Die in der Arbeit fortichreitend errungene Geftalt des Dolfes 
nennen wir Dolfstum. Dolf ift die natürliche, Dolfstum die 
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jittliche Einheit, Volk ift die gegebene, Dolfstum die geforderte 
Gemeinfchaft. Das Volk ift der Stoff, aus dem das Volkstum wie 
die Bildfänle aus dem Marmor herausgebildet werden foll. In 
diefer Umgeftaltung des Dolfes zum Dolfstum verwirklicht fich 
der objektive Geiſt. 


3. Die Verwirklichung des objektiven Geiftes. 


51. Der objektive Geiſt verwirklicht fich in der Dolfsgemein- 
ichaft. Indem er fich verwirflicht, geftaltet er die Dolfsgemeinfchaft 
aus einer natürlichen in eine fittliche um. Dieje Umgeftaltung ge- 
ichieht in bewußter Tätigfeit. So ergeben fich drei Stufen diefer 
Derwirflichung, der Ausgang, das Ziel und dazwiichen die Der- 
mittlung durch die bewußte Tätigkeit. Der Ausgang ift die natür— 
liche Dolfsgemeinfchaft. Mit der Tätigfeit wird zu bewußter Dolfs- 
gemeinjchaft fortgejchritten. Und durch die Tätigfeit wird das 
Stel, die fittliche oder vernünftige Dolfsgemeinfchaft erreicht. 


a) Die natürliche Dolfsgemeinfchaft. 


52. Die äußere Natur und die natürliche Gemeinjchaft der 
Menſchen verfnüpfen die Glieder eines Dolfes zu einer natürlichen 
Einheit. So hat das Dolfstum eine zweifache natürliche Wurzel: 
die Gemeinschaft des Bodens und die Gemeinſchaft des 
Blutes. Nur wo fie beide vereinigt find, entfteht ein wahrhaftes 
Dolf, ein Dolf im vollen Sinne des Wortes. Die Scholle Erde, 
auf die ein Dolf im Meere der Dölfer geworfen ift, bedingt fein 
gemeinfames Schicfjal und zwingt es, wie die Mannjchaften des 
Schiffes auf hoher See, zu Glück und Derderben zufammen. Solch 
äußerer Zwang zu gemeinfamem Leben braucht aber nicht immer 
auch eine innere Bemeinfchaft hervorzurufen; er kann, find die 
Gemüter fich fremd, in Not und Drang fogar zu Haß und Seind- 
ichaft ausfchlagen. So muß fich ihm eine innere Macht verbünden, 
welche die äußeren Schiecffalsgenoffen auch zu innerer Eintracht 
bringt. Es ift die Stimme des Blutes, die in Gefahr und Unglüd 
defto vernehmlicher redet und nur durch blinde Leidenjchaft zeit- 
weife ganz übertönt werden kann. Das gemeinfame Blut ift das 
innere Band der Dolfsgenofjen. Es drängt fie zueinander hin, 
daß einer im andern die eigene angeftammte und vertraute Art 
wiedererfennt. Bat Doch jeder einzelne Dolfsgenoffe im zehnten 


26 Erfter Teil. Das Weſen des Staates. 


Sejchlechte, alfo vor mur Ddreibundert Jabren, jchon 1024 Dor- 
fahren, im zwansigjten, aljo vor fechsbundert Jabren, im Leben 
eines Dolfes noch immer Feine große Seitipanne, mehr als eine 
Million! So eng jmd wir alle Durch das gemeinfame Blut mit- 
einander verbunden. 

55. Nur wo die Semeinjchaft Des Blutes ſich mit der Ge— 
meinjchaft Des Lebens verbindet, entitebt ein Dolf im fcharfen 
Sinne des Wortes. Bis zu einem gewiljen Srade Fönnen beide 
aber auch für einander eintreten und der Mangel der einen durch 
die um fo größere Stärfe der andern Semeinichaft erſetzt werden. 
Wandernde Dölker, die den gemeinfamen Boden verloren haben, 
halten um jo ftrenger auf die Reimheit ibres Blutes; werden fte 
jeghaft, jo fcheint ihnen ihre Einheit jcbon durch ibren Boden ver- 
bürgt, und man wird nachlichtiger gegen Mischungen des Bluts. 
Als die Iſraeliten in Kanaan anjäjlig wurden, fingen jie alsbald 
an, fich mit den Töchtern der Baalsanbeter zu milchen. Aber eine 
Gefährdung des Dolfstums liegt in jolcher Wachläljigfeit immer. 
Soll ein Dolf gejund bleiben, jo muß es jeine Kräfte jtets aus 
beiden Wurzeln jaugen. Wandernde Dölfer ſind Ausnahmen; fie 
haben ihr Sand verloren und juchen nach neuem, auf dem fie 
wieder ſeßhaft werden fönnen. Eine höhere Entwicklung des Dolfs- 
tums findet nur ftatt, wenn die Wanderung wieder zu fejter Siede— 
hung führt. Kleine Gruppen anderen Blutes werden von einem 
Dolf natürlich leichter aufgelogen als große, verwandtes Blut 
leichter als fremdes. 

54. In jeltenen Sällen kann aber die eine Form der Gemein— 
ichaft auch für die Dauer die andere falt ganz erjegen. In feltenen 
Sällen kann die eine Sorm der Hemeinjchaft ganz wegfallen, wenn 
dafür die andere mit um jo größerer Stärke wirft. Das jchweizer 
Dolf Fann ohne Gemeinschaft des Blutes feine Einheit behaupten, 
weil die Bedingungen feines Landes es äußerlich deſto fchärfer zur 
Einheit zufammendrängen. Als Erjag des gemeinjamen Blutes 
mußte allerdings eine bedeutende gemeinſame Gejchichte hinzufom- 
men, um das innere Bewußtjein der Einheit ganz zu werfen. Wenn 
andererfeits die Stimme des Blutes bejonders nachdrücklich redet, 
fann manchmal ein Dolf bis zu einem gewijjen Grade feine Ein- 
heit auch ohne jeden gemeinfamen Boden bewahren. Das beweijen 
Die Juden. 
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b) Die bewußte Dolfsgemeinjchaft. 


55. Dieje doppelte natürliche Gemeinfchaft, des Bodens und 
des Blutes, wird im Handeln zu einer bewußten umgeftaltet. Es 
ift die Gemeinschaft der Arbeit, in der fich diefe Umge- 
ftaltung volßieht und welche die Glieder eines Dolfes zu einer be— 
wußten Einheit verbindet. In feiner Arbeit prägt ein Dolf feinem 
Sande die Züge feines eigenen Wefens auf, in jeiner Arbeit ar— 
beitet es feine eigenen Züge immer deutlicher heraus. Bier erhebt 
es jich über die Naturgrundlage, es bedient ich ihrer als Mittel, 
um an ihr feine Tätigfeit auszuüben. So geitaltet es in Boden und 
Blut eine bewußte Welt. Jn feiner Arbeit jpricht fich die fittliche 
Natur des Menschen am unmittelbarften aus, denn das Sittliche 
fordert den Menſchen zum tätigen Handeln und zu fchaffender Ar- 
beit auf. Die Bedürfniffe feiner finnlichen Natur zwingen den 
Menjchen urfprünglich zur Arbeit, denn der Kortbeitand feines ſinn— 
lichen Kebens ift an den Ertrag feiner Arbeit gefnüpft. Aber was 
die finnliche Not wect, wird zu einer jelbftändigen fittlichen Kraft. 
Und fo vollzieht jich in der Arbeit die Umwandlung der natür- 
lichen Volksgemeinſchaft in eine fittliche. 


56. Die Arbeit ift die bewußte Tätigkeit eines Volkes. Sie 
wird hineingebildet in die natürlichen Grundlagen des Dolfstums, 
in Boden und Blut. Dadurch empfängt fie ſelbſt eine objektive Art, 
und ihr Ertrag dauert in diefen Grundlagen fort. In Wirtſchaft 
und Technif wird Der Boden und mit ihm die ganze äußere Geftalt 
des Kebens in eine bewußt gefchaffene umgeftaltet. Der Ertrag 
jolcher Arbeit und die Fertigkeit Dazu wird von Gejchlecht zu Ge— 
ichlecht überliefert und fortgebildet; Dadurch nimmt Die Dolfs- 
gemeinjchaft jelbft neue, bewußt geftaltete Süge an. Die Arbeit 
der Einzelnen fließt aufeinander ein, die in der Arbeit wirkſamen 
Kräfte verfnüpfen fich mannigfaltig untereinander. In diejer feiner 
Wirtfchaft findet die Arbeitsgemeinfchaft des Dolfes ihren Ausdrud. 

57. Dieje bewußte Semeinjchaft des Dolfes gibt ſich eine 
Doppelte GSeftalt: in der Gemeinschaft der Sitte und in der 
Gemeinjchaft der Sprache. Jene betrifft mehr die äußere 
Form, Ddiefe den inneren Gehalt der Dolfsgemeinfchaft. Darum 
wurzelt die Sitte vornehmlich in der dem Boden zugewandten, 
äußeren Arbeit, die Sprache hat ihre natürliche Grundlage in der 
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Gemeinſchaft des Blutes. Die beiden Seiten des Sittlichen finden 
hier ihre Darftellung. Es tritt als Tat in die äußere Welt hinaus 
und es lebt als innere Sefinnung in der Seele des Menjchen. In 
der Sitte finden die in einem Dolf lebendigen fittlichen Anjchauungen 
ihren äußeren Ausdrucd; in der Sprache offenbart jich feine Seele. 
50 bedeutet die Gemeinjchaft der Sitte Die Hemeinjchaft Der 
äußeren Kebensform eines Dolfes, Die aber, jo lange die Sitte ge— 
jund ift, von einem lebendigen fittlichen Bewußtſein getragen jein 
joll; die Gemeinſchaft der Sprache bedeutet die Kemeinjchaft der 
das Keben eines Volkes bejeelenden Kräfte, Die Gemeinschaft der 
Dolksjeele. 

58. Auch dieſe Formen bewußter Gemeinjchaft können wie 
die natürlichen bis zu einem gewijjen Grade einander vertreten, 
und was an der einen fehlt, kann durch Die andere ergänzt werden. 
Die Gemeinſchaft der Arbeit, der einheitliche Wirtichaftsförper, 
zwingt auch Glieder zu einem Dolfe zufammen, die durch Sitte oder 
Sprache, wenn nicht durch beides getrennt jind. Und gemeinfame 
Sitte und Sprache verbinden auch Glieder eines Dolfstums zur 
Einheit, wenn fie durch äußere Bedingungen an gemeinjamer Ar— 
beit gehindert find. Das deutſche Dolf, in das jo manche Splitter 
iprachfremder Dolfsteile eingejprengt waren und das jelbit, in ein— 
zelnen Gliedern über die ganze Erde verjtreut, den verjchiedenften 
Wirtichaftsförpern zugeteilt ift, bietet Beiſpiele für beides. 


c) Die vernünftige Dolfsgemeinjchaft. 

59. Durch die bewußte Tätigkeit der Dolksgemeinjchaft wird 
die vernünftige Dolfsgemeinjchaft erarbeitet. Denn indem das 
Dolf in feiner Arbeit, in Sitte und Sprache ein bewußtes Bild 
feines eigenen Weſens geitaltet, kommt es zum Bewußtſein über 
fich ſelbſt. So wird es Selbitbewußtjein, klares Erfajjen jeiner 
jelßft, das dem vernünftigen Geiſte als jein Dorrecht vorbehalten 
ift. Als Selbftbewußtjein oder Dernunft gejtaltet der Geiſt nicht nur 
ein äußeres bewußtes Bild feines Wejens, jondern er erfaßt fich 
felbft mit Bewußtfein. Er erfennt hier jelbjt fein eigenes Wejen, 
defien Sinn und Bedeutung. Die Dernunft aber ift das an fich 
Wertvolle. Darum gewinnt die Dolfsgemeinfchaft erjt auf dieſer 
Stufe einen an fich wertvollen Inhalt. Und das Selbftbewußtjein 
tritt zunächft in der einzelnen Perjönlichfeit hervor. Nicht das Dolf 
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als Ganzes, jondern einzelne überragende Geiſter umfaffen zuerft 
das Ganze des Dolfstums mit deutlichem Bewußtfein; in einzelnen 
Sührern bricht der fittliche Geiſt des Dolfes zu Flarer Befonnenheit 
hindurch. 

60. Indem beide Bedingungen, der wertvolle Inhalt und feine 
Seftaltung durch führende Männer, fich verbinden, entfteht eine 
nene Sorm der Gemeinjchaft des Dolfes, in der fein vernünftig 
jittliches Leben Geſtalt gewinnt, es entfteht die Gemeinfchaft 
der Geſchichte. Gefchichte beginnt dort, wo aus dem Sejamt- 
inhalt eines Dolfslebens fich beftimmte wertvolle Inhalte aus- 
jondern, an die jich fortan vornehmlich das Bewußtjein des Dolfs- 
tums heftet, und wo gleichzeitig der ſelbſtbewußte Wille Einzelner 
umgeftaltend in das Dolfsleben eingreift. Beides gehört untrennbar 
zufammen, denn es ift eben der in Einzelnen zur Klarheit erwachte, 
vernünftige Wille, der dem Dolfsleben jene wertvollen Inhalte 
zuführt. 

61. An feiner Gefchichte erwacht nun das Selbftbewußtjein des 
Dolfes jelber. Indem hier große Ereignijfe in fein Leben treten, 
bewahrt es feine Gefchichte im Gedächtnis und erfennt fich felbit 
in ihr wieder; in der gefchichtlichen Erinnerung umfpannt es fein 
Wefen mit Harem Bewußtjein. So jchmiedet die Gemeinschaft der 
Gefchichte das Dolf zur felbjtbewußten Einheit zufammen. Es lernt 
eine vernünftige Macht anerkennen, welche die Schicfjale der Döl- 
ker lenkt. Dieſe Gemeinjchaft beruht nicht wie die der Arbeit auf 
der bewußten Tätigkeit allein, jo daß das Dolf fich nur von feinem 
eigenen Willen abhängig wüßte. Die Dernunft ift eine allgemeine, 
Durch den bewußten Willen nicht ganz zu beherrfchende Macht. 
Und jo Fnüpft fich in der Gefchichte an das bewußte Handeln der 
Dölfer ihr Schicfjal, die allgemeine Macht, die über Glück und 
Unglück der Völker entjcheidet. Je mächtiger die Ereignijfe find, 
welche ein Dolf in feiner Sefchichte erlebt, um fo weniger wird es 
fie meift feinem Willen zufchreiben, jondern muß fie hinnehmen als 
Gabe des Schickjals, willtommen oder unwillfommen, wie jie jich 
bieten. Die Gemeinfchaft der Arbeit ift eine Tatgemeinjchaft des 
Doltes. Die Gemeinfchaft der Gefchichte ift nur zum Teil Tat- 
gemeinfchaft, zum größeren Schiejalsgemeinjchaft. 

62. Die beiden Geftalten bewußter Dolfsgemeinjchaft, die Ge— 
meinfchaft der Sitte und der Sprache, werden in der Geichichte 
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fortgebildet. Der ſelbſtbewußte Wille Einzelner greift auch hier 
ein und gibt ihren Inhalten eine bejondere, perjönlich beftimmte 
Prägung. Aus der Sejamtbeit Diefer Inhalte jondern fich darum 
jet auch hier bejondere als werterfüllte, die der Dolfsgeift damit 
als Regeln des Derhaltens anerkennt. Unter folchen Bedingungen 
geht aus der Gemeinschaft der Sitte Die Gemeinſchaft Des 
Rechts hervor, aus der Gemeinſchaft der Sprache Die Gemein— 
haft der Bildung. Sie find die höchiten Einheiten, zu denen 
jich der jelbjtbewußte Geiſt eines Dolfs zufammenfaßt. Dabei durch- 
dringt Die Gemeinſchaft des Nechts gejtaltend die äußere Sorm des 
Dolfslebens, Die Gemeinſchaft Der Bildung umſchließt feinen inne— 
ven Gehalt. Necht und Bildung jind Erzeugnilje der Sefchichte. 
Erft wenn ein Dolf zur Höhe geichichtlichen Cobens emporgetaucht 
ift, lebt es in dem Reiche freier Dermunft, in dem Recht und Bil- 
dung allein gedeihen. Und jo find Recht und Bildung auch die 
beiden Sormen der Dolksgemeinjchaft, Die vor andern an feiner 
gefchichtlichen Entwichung wahrhaft teilnehmen, während Sitte 
und Sprache ich mur langjam wie Naturerzeugnijje wandeln. 

65. Auch auf diefer Stufe Fönnen die verjchiedenen Geſtal— 
tungen der Dolfsgemeinfchaft einander zum Teil erjegen. Die Wucht 
einer gemeinfamen Gejchichte kann Dolksteile zufammenjchweißen, 
die Durch Sprache und Bildung getrennt find. Die durch die Gren— 
zen des Staates erzwungene Einheit des Rechts jchliegt bis zu 
einem gewiljen Grade auch Volksſtämme zujammen, die in einer 
verjchiedenen geiftigen Bildung leben. Und andererjeits verbindet 
die gemeinfame Sprache und Bildung auch jolche Glieder zur Ein- 
heit eines Dolfes, die Durch ftaatliche Grenzen getrennt jind und 
alfo verfchiedenen NRechtsgemeinfchaften angehören. Aber jolcher 
Erſatz bedeutet ftets einen Mangel der völfiichen Semeinfchaft. 
Die volle Sefchloffenheit des Dolfstums wird ſich nur dort ver— 
wirklichen, wo all diefe verjchiedenen Formen der Gemeinschaft 
jich verbinden und einander völlig durchdringen. 

64. Demnach entfaltet fich Das Dolfstum in der 


natürlichen Semeinjchaft: — Blut 
bewußten Gemeinſchaft: Arbeit 
Sitte Sprache 
vernünftigen Gemeinſchaft: Geſchichte 
⸗ 


Recht Bildung 
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4. Die Entwidlung des objektiven Geiftes. 


65. Wir haben die Derwirflichung des objektiven Geiftes auf 
ihren verjchiedenen Stufen verfolgt. In der vollendeten Wirklichkeit 
beftehen diefe Stufen alle zugleich. Die bisher auseinander gelegten 
Beftimmungen des Dolfstums durchdringen einander wechfelweije 
und bedingen einander. Erft in diefem Zufammenfchluß aller Be— 
ftimmungen zu einer befonderen einzelnen Seftalt befteht Volk und 
Dolfstum in der Wirklichkeit. Die bisher verfolgte Entwiclung des 
objektiven Geiftes, die uns zur Wirklichkeit erſt hinführte, war alfo 
abftraft, indem fie jonderte, was in der Wirklichkeit zufammen be— 
fteht. Wir wenden uns nunmehr der konkreten Entwiclung des 
objektiven Seiftes zu. Es handelt fich nicht mehr um feine Derwirf- 
lichung, fondern um feine vollendete Wirklichkeit. In diefer kon— 
freten Entwicdlung lernen wir diejenigen Geftaltungen des objef- 
tiven Geiſtes kennen, die als befondere und beftimmte in der Welt 
der Wirklichkeit hervortreten. 

66. Hegel unterjcheidet drei Abjchnitte in der Entwichlung des 
objektiven Geiftes: das abftrafte Recht, die Moralität und die Sitt- 
lichfeit. Als abftraftes Recht behandelt er die Begriffe des Eigen: 
tums, des Dertrags und des Unrechts, als Moralität gewilje jub- 
jeftive Dorausfjegungen des Sittlichen, wie Vorſatz, Abjicht, Ge- 
wiſſen, als Sittlichfeit Samilie, bürgerliche Gefelljchaft und Staat. 
Man wird Faum leugnen können, daß diefe Gliederung wenig alüc- 
lich ift und mit unferer heutigen Auffaffung der Erfcheinungen 
faum mehr übereimjtimmt. Das Recht ijt eine Schöpfung von Ge— 
jellfchaft und Staat und befteht nicht unabhängig von diefen. Tat- 
fächlich Fehrt es auch nach wichtigen Beftimmungen in beiden und 
zumal in der Gefellichaft bei Hegel wieder. Hegel geht hier von 
der aus dem alten Naturrecht jtammenden und dort am römijchen 
Recht gewonnenen Dorftellung eines allgemein und für immer 
gültigen, abftraften Rechtes aus. Es find die Grundbegriffe des 
römifchen Rechts, die er jchildert. Heute werden wir eine jolche 
allgemeine Gültigkeit des römischen Rechts nicht mehr anerkennen, 
wie jedes Recht ift auch dies die Schöpfung eines bejtimmten Dolfs- 
tums und andere Rechtsauffafjungen anderer Dölfer beftehen da— 
neben und haben eben jolchen Anjpruch anf Anerfennung. Gerade 
Eigentum und Dertrag find Begriffe, die Feineswegs von folcher 
Heiligkeit find, daß fie die Grundlagen jeder NRechtsbildung ab— 
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geben müßten. Und vor allem jegen die hier von Hegel behan- 
delten Gegenſtände offenbar die erft auf der Stufe der Sittlich- 
feit erreichten Bildungen voraus, Eigentum und Vertrag die Ge- 
jellichaft, Unrecht und Strafe den Staat. Die Moralität aber mit 
ihrer Behandlung der inneren fittlichen Bedingungen gehört in 
Wahrheit in das Gebiet des ſubjektiven Seiftes. Tatfächlich wieder- 
holt Hegel hier Sragen, die er auch fchon in feiner Schrift „Phä- 
nomenologie des Geiſtes“ unter der Bezeichnung „der feiner jelbft 
gewilje Geiſt“ behandelt hatte. Die Phänomenologie gehört aber 
nach dem Aufriß feiner Philofophie zum Abjfchnitt über den ſub— 
jeftiven Geift. 

67. So bleiben als die wahren Stufen in der Entwidlung des 
objektiven Geiftes die Drei, von Hegel unter dem Stichwort der 
Sittlichkeit erörterten: Fa milie, Gefellfhaft, Staat. Es 
find die drei Stufen, in denen fich das Dolfstum entwicelt. Den 
Ausdrud bürgerliche Sejellichaft, den Hegel braucht, wollen wir 
dabei lieber vermeiden, da feine Bedeutung durch Marr auf einen 
bloßen Teil der Geſellſchaft, der in Gegenfat zum Proletariat ge- 
ftellt ift, eingefchränft wurde. Su dem, was Hegel unter bürger- 
licher Sefelljchaft verfteht und was wir hier unter Geſellſchaft ver- 
ftehen wollen, gehören die jogenannten Proletarier jelbftverftändlich 
auch. 
68. Die bezeichneten drei Stufen ergeben ſich aus dem Weſen 
des Geiſtes. Er iſt Vernunft, alſo Selbſtbewußtſein, Denken ſeiner 
ſelbſt. Um zum Selbſtbewußtſein zu gelangen, muß er ſich ſelbſt 
gegenſtändlich werden, ſich von ſich ſelbſt unterſcheiden. Er vol— 
lendet ſich daher, indem er über drei Stufen hinweggeht. Auf der 
erſten Stufe fteht er in der unmittelbaren, natürlichen Einheit; 
er ift nur noch, ohne über fich felbft zum Bewußtfein gefommen 
zu fein. Auf der zweiten Stufe findet die Trennung ftatt; der Geift 
ftellt fich mit Bewußtjein fich felbft gegenüber und trennt fich alfo 
von Jich felbft. Auf der dritten Stufe wird die Einheit zurüd- 
gewonnen, aber nunmehr als eine vermittelte; der Geiſt Fommt hier 
zum Bewußtfein feiner felbft, er vollendet fich im Selbjtbewußt- 
fein. In diefen drei Zuftänden entwicelt fich auch der objektive 
Geift; er befteht als unmittelbare Einheit des Seins, jchreitet fort 
zur Trennung im Bewußtfein und gelangt endlich zur vollendeten 
‚Einheit im Selbftbewußtfein. Dieſe drei Zuftände verwirklichen fich 
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in den drei zuvor bezeichneten Geftalten. Die Samilie ift die un- 
mittelbare, natürliche Einheit, in der Gejellichaft tritt die bewußte 
Trennung ein, im Staate wird die Einheit als ihrer felbft bewußte 
wiedergewonnen. 

69. Jede diefer Bildungen ift in jich vollendet und vollfommen 
beftimmt; jede umfchließt daher, wenn auch in verfchiedenem Maße, 
die fämtlichen, zuvor von der Dolfsgemeinjchaft unterfchiedenen 
Seiten. Aber wie wir auch damals die Stufen der Derwirklichung 
als natürlichen, bewußten und vernünftigen oder jelbftbewußten 
Geiſt bezeichneten, jo zeigt jede der jeßt gefundenen GSeftalten des 
Dolfstums doch jedesmal zu einer jener Stufen eine nähere Der- 
wandtichaft. Die Samilie ift die engfte Blutsgemeinfchaft, in der 
Die Stimme des Blutes daher am vernehmlichften redet; und der 
gemeinjame Bodenbefig bindet in urjprünglicheren Derhältnijfen 
vergangene und Fommende Gefchlechter der Samilie am feiteften 
aneinander. Die Sefelljchaft wird innerhalb eines Dolfes durch ge— 
meinfame Sitte und Sprache zujammengehalten, die wirtichaftliche 
Arbeit gibt ihrem Leben feinen eigentlichen Gehalt. Und endlich 
find Staat und Gefchichte überall unlösbar miteinander verfnüpft. 
Mit der Entftehung des Staates beginnt die Gefchichte und ihre 
Entwiclung ift dauernd vornehmlich an das Schicjal des Staates 
gefnüpft. Das Recht gibt dem Staate jeine Geftalt und feine Dol- 
lendung erreicht er, wenn er zugleich der Träger der ein Dolf be— 
feelenden Bildung wird. 


a) Die Samilie, 

70. Die Samilie ift die natürliche Gemeinfchaft, injofern fie un— 
mittelbar aus den Naturtrieben hervorgeht. Der Trieb der Ge— 
fchlechter zueinander und das gemeinjame Blut find ihre Wurzeln. 
Darum fcheint fie wie von jelbjt aus der Natur zu erwachfen und 
begegnet uns fchon auf den niederften Stufen menjchlichen Lebens. 
Es ift Die Form der Bemeinfchaft in ihrem einfachen Dafein, noch 
ohne daß das Bewußtjein umgeftaltend eingegriffen hätte. Aber 
als Gemeinfchaft von Menfchen ift diefe natürliche zugleich eine 
fittliche Gemeinfchaft. Die Samilie ift der natürliche Träger des 
fittlichen Geiftes, denn das Sittliche befteht in der gegenfeitigen 
Hingabe der Mlenfchen für einander. Sie ijt ganz nur in der Fa— 
milie zu erreichen, wo diefe Einheit unmittelbar durch die Natur- 
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grundlagen verbürgt ift. Im Gegenjaß zu aller äußerlichen Der- 
einigung von Menſchen zu bejtimmten Sweden beiteht hier eine 
völlige innere Durchdringung des Kebens. Darum ift die Samilie 
das Urbild der fittlichen Semeinjchaft überhaupt, Das Kernftüc des 
jittlichen Kebens in jeder Sefellichaft. Mit Dem Derfall der Samilie 
ift Dev Derfall der allgemeinen Sittlichfeit notwendig verfnüpft. 
Die Dolfsverderber wiljen wohl, was ſie tun, wenn fie den Geiſt 
der Samilie vor allem untergraben möchten. Diefer Geiſt ift der 
der Pietät, der innigen wechieljeitigen Kiebe und Derehrung, in 
dem der volle Gehalt des Sittlichen als unbewußte Kraft lebendig 
ift. Die Sittlichkeit ift hier als das ungejchriebene Geſetz der Götter 
vorhanden, weil es Die geheimnisvolle, von Feinem Derftande zu er- 
mejjende Macht des Blutes ijt, welche die Glieder der Samilie eint. 


A. Wie in einem Brennpunft gejammelt tritt in der Samilie 
das ganze jittliche Keben mit größter Klarheit hervor. Die beiden 
Hrundtriebe des Sittlichen, Kiebe und Ehrfurcht, bejtimmen daher 
das Derhältnis ihrer Hlieder; die Samilie jest fich aus einer 
doppelten Beziehung zufammen, denen jene beiden Triebe ihr Ge— 
präge geben, dem Derhältnis zwijchen Mann und Frau und dem 
zwijchen Eltern und Kindern. 


72. Das Derhältnis von Mann und Frau ruht auf der 
Kiebe, die als Naturtrieb die Gejchlechter verbindet. Das Sittliche 
erjcheint hier als das völlige Einsjein der Menfchen, als die volle 
rüchaltlofe Hingabe aneinander. Das Siel der Gemeinjchaft ift 
ganz nur zwijchen den Hatten in der Ehe zu erreichen, da Förper- 
liche und geiftige Eigenfchaften der Geſchlechter fie zu fo völliger 
Verbindung beftimmen. Aber dieje natürliche Einheit foll zugleich 
eine fittliche jein. Deshalb iſt die Einehe die allein angemeffene 
Sorm, denn folch rückhaltloje Hingabe des ganzen Menſchen erlaubt 
feine Teilung. In jeder Seftalt der Dielehe wird einer der beiden 
Teile als Sache behandelt, nur in der Einehe erfennen ſich beide 
als fittliche Wefen an. Denn nur hier leiftet jeder Teil auch felber 
die volle Hingabe, die er von dem anderen fordert. Es ift darum 
jehr wichtig, daß die Dölferfunde neuerdings die Einehe auch als. 
die urfprünglichfte nachgewiejen hat. Die Dielehe ift nur durch 
beftimmte Derhältniffe entftanden und vergeht wieder mit ihnen, 
jie ift überall eine Entartung des Urfprünglichen und Sittlichen, 
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das fich jchlieglich immer wieder durchfegt. Als fittliche Gemein- 
ichaft muß die Ehe von dem allgemeinen Geifte auch anerfannt 
fein; die fogenannte wilde Ehe, die nur durch die gegenfeitige Liebe 
von Mann und Srau gefnüpft ift, begründet, wie auch die Erfah- 
rung lehrt, die Einheit einer Samilie nur felten und höchitens 
zwijchen jittlich ſehr hochftehenden Menſchen. 


73. In dem Derhältnis zwijchen Eltern und Kindern 
fommt der zweite fittliche Grundtrieb, die Ehrfurcht, Hinzu. Die 
Kiebe der Gatten überträgt jich auf die Kinder, in denen fie ge— 
meinfame Zeugen ihrer Dereinigung bejigen. Die natürliche Ein- 
heit des Blutes verbindet Eltern und Kinder zu einer innigen 
Kiebesgemeinfchaft. Aber zugleich find die Eltern für die Kinder 
die verpflichtende Macht; fie treten ihnen als die Träger der fitt- 
lichen Sorderung gegenüber. Und die Ehrfurcht darf aus dem Der- 
hältnis der Kinder zu ihren Eltern nicht verfchwinden. Die Unbe- 
dingtheit der fittlichen Sorderung foll den Kindern von den Eltern 
zum Bewußtjein gebracht werden; es ift verfehrt, fie vorzeitig als 
voll entwicelte vernünftige Wejen zu behandeln und jene Sorde- 
rung ihnen überall Durch Gründe zu vermitteln. Die Kinder follen 
ja gerade lernen, unbedingte Werte, die nicht in eigene Wünſche 
und Neigungen aufgelöft werden Fönnen, anzuerfennen und zu 
achten. Dieſe Stellung der Eltern als verpflichtende Macht den 
Kindern gegenüber fchließt natürlich eine wichtige und fehr ernfte 
Sorderung für die Eltern felten ein. Nur wenn fie würdig find, 
Dem Kinde als Träger des Sittlichen gegenüberzutreten, dürfen fie 
wahrhaft Gehorſam fordern. 


74. Endlich ift in der Samilie noch ein drittes Derhältnis vor- 
handen, das der Geſchwiſter. Sie find durch die natürlichen 
Bande des Blutes verfnüpft, aber fie treten, je mehr fie jich zu 
reifen Menſchen entwideln, um jo felbftändiger nebeneinander. 
Schlieglich gründen fie neue Samilien und löjen damit ganz den 
alten Derband. Dadurch bildet das gejchwifterliche Derhältnis den 
Übergang zur Sefellfchaft. Eltern und Kinder bejizen ein gemein- 
james Eigentum, denn auch die Kinder haben Rechte an das Eigen- 
tum der Samilie, wie das der Erziehung. Die Gefchwifter teilen 
die Erbichaft. Sie treten damit als felbftändige Glieder der Geſell— 
ſchaft auseinander. 


3* 
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b) Die Geſellſchaft. 


75. In der Sejellichaft it Die Hemeinfchaft in die einzelnen 
jelbftändigen Perjonen zerjplittert. Einzeln ift der Mlenfch aber 
nur in feinem jimlichen Dajein. Und jo jind die Einzelnen in 
ihren natürlichen Bedürfnilien Der Erbaltung und Steigerung ihres 
finnlichen Cebens Die Grundlage und der Anfang aller gejellichaft- 
lichen Bildung. Aber gerade dieſe natürlichen Bedürfniffe, 
welche die Einzelnen zunächit voneinander abjondern, weilen ſie 
auch wieder aufeinander bin. Der Einzelne fann nicht für alles 
jelber forgen, manches werden ihm andere befjer bejorgen, während 
er wieder in anderem auch für fte mit forgen kann. Je mannig- 
faltiger mit dem fortichreitenden Leben die Bedürfniffe der Ein- 
zelnen werden, um fo mehr verwiceln fte fich ineinander. Die 
wechjelfeitige Abhängigkeit wird immer größer, und es entfteht ein 
„Syitem der Bedürfnifje‘, in dem jeder Einzelne mit jeinem Be— 
Dürfen von dem Bedürfen aller anderen abhängt, wie er auch Das 
ihre in Abhängigkeit von dem feinen hält. Durch feine Arbeit jucht 
der Menfch feine Bedürfniffe zu befriedigen. Es entſteht in Dem 
Syftem der Bedürfnijfe ein großer Sulammenhang der Arbeit aller 
Einzelnen. Die Wirtfchaft, in der alle Einzelarbeit zufammenfliegt, 
gibt der Gefellfchaft ihren Gehalt. 

76. In diefem Sufammenhang geftalten nun die Einzelnen ihre 
Beziehungen zueinander bewußt. Es entjtehen daher im Unterfchied 
zur inneren Einheit der Familie nur äußere Beziehungen. Sie be- 
ruhen auf Derträgen. Der Dertrag, in dem der Einzelne feine 
Selbftändigkeit behauptet und nur eine äußere Beziehung knüpft, 
ift hier die Sorm der Einheit. Hegel hat richtig erfannt, daß das 
alte Naturrecht mit feiner Dertragslehre nicht den Staat begründet, 
fondern nur die Eigentümlichfeit der Sejellfchaft bezeichnet. In 
dem Dertrage behält der Einzelne fein ganzes inneres Sein zurück 
und bindet fich nur äußerlich nach einer®eftimmten, feft abgegrenzten 
Seite. Er gibt fich nur ftüchweife, und behauptet auch in dem Der- 
tragsverhältnis feine Selbftändigfeit und feinen Eigennut. Denn 
er fucht nur die Befriedigung feines eigenen Bedürfnijjes und wird 
daher jelbftverftändlich eine Bindung alsbald wieder löfen, wenn 
fie ıhm dieſe Befriedigung nicht mehr gewährt. Durch diefe nur 
äußerlichen Beziehungen jchleifen fich die Menſchen wechjelfeitig 
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ab. Die Einzelnen werden hier nur in ihrer finnlichen Selbftfucht 
anerfannt, in ihr find fie aber gleich. Und fo findet eine beftändige 
Angleichung der Glieder der Gefellfchaft aneinander ftatt, alle 
werden einander immer ähnlicher. Die Samilie ift das Unvergleich- 
liche und in jedem einzelnen Salle ganz Befondere; in der Geſell— 
ichaft gilt die abgezogene Gleichheit aller. Als gleiche Glieder 
greifen jie, jeder an feiner Stelle, in das große äußere Triebwerf 
der Gefellfchaft ein und werden felber von ihm umgetrieben. 


72. In diefem Triebwerk der Gefellichaft entwiceln fich be— 
ſtimmte fittliche Anfchauungen. Sie entjprechen der Eigenart der 
Sefellfchaft jelbft. Einmal foll der Einzelne in der Befriedigung 
jeiner Bedürfnijje gefchüßt werden. Die Unverleglichkeit der Perjon 
des Einzelnen ift daher die erfte Regel. Ebenjo wird ihm fein 
Eigentum, das er zur Befriedigung feiner Bedürfniffe und um 
Diefe Befriedigung auch für die Zufunft ficherzuftellen, bedarf, 
gemwährleiftet. Das Eigentum entfteht überhaupt erft in der Geſell— 
ichaft, indem fie den Beſitz des Einzelnen als ihm zu Recht gehörig 
anerfennt. Die Derbindung der Einzelnen aber wird gefichert, in- 
dem ihre Sähigfeit, gültige Derträge abzufchliegen, anerfannt wird. 
Sicherheit der Perjon, Recht des Eigentums und Sähigfeit zu Der- 
trägen, das ift der Inhalt diefer Anfchauungen, die ganz dem Ge— 
füge der Gefellichaft ſelbſt entiprechen. Sie fallen fich in der 
Rechtlichfeit zufammen, die ebenfo die Tugend der Geſellſchaft 
ift, wie der pietätvolle Samilienfinn die der Samilie. 


78. Die Samilie jchliegt fich nach innen im Haufe zufammen, 
Dagegen ftrebt die Gefellichaft ins Weite. Die Samilie ift in ihren 
natürlichen Bedingungen befriedigt in fich felbft; es ift Der Sriede 
des Hauſes, der fie umfchließt. Die Sefellfchaft ift ewig unbefriedigt, 
jie treibt ihre Bedürfnifje immer weiter, und der Kampf ift das 
Element, in dem fie lebt. Die Bevölkerung vermehrt fich, der Boden 
des Landes wird zu eng, und fie kann nur durch Fünftliche Der- 
anftaltungen noch erhalten werden. So wird das Leben verwickelter 
und die Bedürfnifjfe vervielfältigen fich. Was aus Not entiteht, wird 
bald als Mittel des Genuſſes gefordert. Es dauert nicht lange, jo 
drängt die Gefellfchaft über den ihr zunächft zur Derfügung ftehen- 
den Boden hinaus. Sie wird beweglich und die Wanderungen be— 
ginnen. Das Meer ift das große verbindende Glied zwijchen den 
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Dölfern; es verfnüpft alle Teile der Menjchheit miteinander. Das 
einzelne Volk fichert fich jeinen Unterhalt Durch auswärtige Nieder- 
lafjungen und Siedelungen. Es entiteht die Weltwirtjchaft, 
und in ihr der Gedanke einer allgemeinen, aber auch nur wieder 
äußerlichen Einheit der ganzen Menjchheit. Hier reiben fich nun 
die einzelnen Dölker aneinander und gleichen ihr Wefen immer mehr 
einander an. Wie die äußeren Grenzen der Känder, jo verwiichen 
fich die Grenzen zwilchen der bejonderen Eigenart der Dölfer. Die 
Sejelljchaft wird weltbürgerlid. 

9. In diefer mächtigen Entwiclung, wo jeder nach jeinem 
Können vorwärts drängt, entitehen die großen Unterjchiede des 
Beſitzes. Glück und Derdienft führen dem einen immer größere 
Mittel zu, Mißgeſchick und eigene Schuld bejchränfen fie dem an— 
deren immer mehr. Jebt gibt es Heiche und Arme, ihr Gegenſatz 
wird immer größer und jchärfer und führt zu einem hartnädigen, 
oft mitleidlofen Ringen. Der Klaſſenkampf beginnt und wird 
bald zu einem der wichtigjten Inhalte des aefellichaftlichen Kebens. 
Gegenüber feiner furchtbaren Wucht erjcheint der Kampf der Ein- 
zelnen in der Sefellichaft als zahm und oft beinahe harmlos. Erſt 
jegt enthüllt die Gefellichaft ganz ihr furchtbares Weſen. Der un— 
verjöhnliche Kampf, oft ein Kampf auf Leben und Tod, erfüllt 
fie, und alle gut gemeinten Beftrebungen Einzelner fönnen gegen 
diefen wie eine übermächtige Naturfraft einjegenden Kampf nichts 
ausrichten. Die Reichen jegen jich in den Beſitz der Mittel für die 
Erzeugung, zuerft in den Beſitz des Bodens, ſpäter, wenn die Er- 
zeugung unabhängiger von dem Boden wird, in den Belit; des 
Geldes. Denn das Geld, das frei gegen jede Keiftung und jedes 
Erzeugnis eingetaufcht werden fann, erjcheint nunmehr als das 
wichtigfte Mittel der Erzeugung. Der Sins, die Dergütung für 
die zeitweilige Benußung des Geldes, ift die Waffe, mit der fie 
ihre Gewalt befeftigen. Je mehr in dem verwicelteren wirt- 
ichaftlichen Dorgang alle Arbeit der Dermittlung Durch das Geld 
bedarf, um fo mehr vermögen die Beſitzer des Geldes jede Arbeit 
in ihren Sflavendienft zu zwingen. Die Unterdrücten, ftarf durch 
ihre Mafje, erheben fich dagegen und fuchen mit der Gewalt ihrer 
Säufte von den Reichen Anteil am Belde zu erzwingen. Auch diejer 
Kampf ift von der abftraften Gleichheit beherrfcht, Maſſe ſteht gegen 
Maffe, die Maffe der Säufte gegen die Mafje des Geldes. 
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80. Um in diefem furchtbaren Kampfe ihre Sicherheit und 
Macht zu fteigern, fchliegen fich die Einzelnen zu Derbänden zu— 
jammen. Sie find die Fünftlichen, bewußt gefchaffenen Einheiten, 
denen der Einzelne nicht mit feinem vollen Wefen, fondern nur 
nach feiner beftimmten Stelle in dem Zufammenhang der Bedürf- 
nifje angehört. Der Derband, zu dem er gehört, bezeichnet die 
Stellung des Einzelnen innerhalb der Gefellfchaft. In ihm hat er 
feine Ehre und feinen Wert. Das Anfehen feines Derbandes ift das 
feine und umgefehrt. Nach außen ftehen die Derbände einander 
feindlich gegenüber; der gefellfchaftliche Kampf wird jeßt vor 
allem zwifchen ihnen ausgefochten. Nach innen fucht der Derband, 
um durch Einheit feine Schlagfraft in diefem Kampfe zu fteigern, 
jeine Slieder immer fefter zu verbinden. je völliger jo der Ver— 
band das ganze Leben feiner Klieder ergreift, je völliger dieſe ihr 
eigenes Leben in ihn verlegen, mit einem defto tieferen Gehalte 
erfüllt er fich, defto mehr wird feine Einheit aus einer bloß äußer— 
lichen zu einer inneren. Je lebendiger diefer den Derband erfüllende 
Geift der Genoffenjchaft wird, um fo mehr drängt der Derband über 
den Rahmen der äußerlichen gejellichaftlichen Gleichheit hinaus. 
Dann ift der Derband die befte Dorfchule für den Staat. 


c) Der Staat. 


81. Der Staat fchließt die auseinander ftrebenden Kräfte der 
Geſellſchaft wieder zur Einheit zufammen. Seine Einheit ift aber 
nicht Die natürliche, wie die der Samilie, jondern die bewußt ge- 
ichaffene. Er ift vermittelte Einheit, nicht unmittelbare, wie die der 
Samilie, und erft in diefer Dermittlung vollendet fich die Einheit. 
Er ift deshalb ihrer ſelbſt bewußte Einheit. Das in der 
Gefellfchaft hervorgetretene Bewußtjein ermißt hier mit Flarer Ein- 
ficht feine eigenen Bedingungen. Die ins Maßloſe hinausftrebenden 
Kräfte der Befellichaft faßt der Staat mit Bejonnenheit zufammen. 

82. Die natürliche Einheit der Samilie und die bewußte Unter» 
ichtedenheit der Befellfchaft find die beiden Pfeiler, auf denen ſich 
das Gewölbe des Staates erhebt, um fie zu verbinden. Die Pietät 
der Samilie und das die Geſellſchaft beherrfchende Bewußtfein der 
Rechtlichfeit verfchmelzen zur Daterlandsliebe, der Tugend, 
welche den Staat erfüllen muß und ohne die er nicht zu beftehen 
vermag. In ihr wirfen jene Tugenden der Samilie und Gejell- 
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jchaft fort und machen ihre Bejtandteile aus. Die Samilie iſt ge— 
tragen von der elterlichen Autorität, die Gejellichaft ift erfüllt von 
der Freiheit. Der Staat joll Sreiheit und Autorität miteinander in 
Übereinftimmung bringen. Deshalb ift die Autorität hier nicht 
wie in der Samilie eine natürliche, jondern eine bewußt gejchaffene, 
gejeßte. So werden die in der Geſellſchaft natürlich erwachlenen 
Rechtsanfchauungen im Staate bejtimmt und feitgejegt, jie werden 
Geſetz. Und die Geſetze werden in einer vernünftigen Ordnung 
vereinigt und begründet. Die Rechtsordnung des Staates jchliegt 
die in der Sejellichaft hervorgetretenen NRechtsgedanfen zu einer 
vernünftigen Einheit zujammen. Und an diejer Ordnung baben 
dann Samilie und Gejellichaft jelbjt ihren Balt. 


35. Die Autorität Des Staates ift bejonnene, ihrer jelbit be— 
wußte Macht. Sie ift weder die natürliche Macht der Eltern, noch 
die felbitjüchtige Gewalt, die in den zu Bewußtjein entfejjelten 
Kräften der Gejellichaft lebt, ſondern ſie tft vernünftige Macht, 
d. h. Herrfchaft Gewalt zwingt und findet Unterwerfung nur 
durch Swang. Die Herrjchaft dagegen joll als vernünftige, fitt- 
lihe Macht anerfannt werden, und ihr Zwang daher freiwilligen 
Gehorſam finden. Wird fie nicht als folche Macht anerkannt, fo 
jteht der Staat auf Schwachen Süßen. Die vernünftige Einheit, Die er 
dem Dolfstum bringen joll, wird er Durch bloße Gewalt nimmer= 
mehr durchzufegen vermögen. Als felbftbewußter fittlicher Wille 
dagegen Fommt dem Staate Hoheit zu; er nimmt an der Würde 
teil, die nur die fittliche Perjönlichkeit befitt. Allein dieſe Hoheit 
verbürgt ihm das Anfehen, durch das er den Willen jener Bürger 
nicht nur äußerlich zwingt, jondern innerlich ſich gefügig macht. 
Allein diefe Hoheit verbürat ihm jeine innere Selbjtändigfeit und 
Sreiheit. 


84. Damit haben wir den Begriff des Staates gefunden und 
vorläufig einige jeiner wichtigften Glieder beftimmt. Der Staat tft 
die Dollendung des objektiven Geiſtes, die jelbjtbewußte Einheit, 
zu der jich das Dolfstum, als der Träger dieſes Geiſtes, zuſammen— 
jchließt. Wir können das Weſen des States daher bejtimmen als 
die ihrer felbft bewußte, vernünftigsfittliche Ein- 
heit Des Dolfstums, oder fürzer noch als die ſelbſt— 
bewußte völfifche Gemeinschaft. Die völfiiche Gemein- 
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ſchaft kann dabei durch die verſchiedenen, den Inhalt des Volks— 
tums ausmachenden Beſtandteile verſchieden beſtimmt fein. Am 
kräftigſten wird die Gemeinſchaft dort fein, wo ſich alle dieſe Be— 
ſtandteile zur Einheit verbinden, aber möglich iſt ſie auch, wo ein— 
zelne verjchieden jind. Sie Fönnen einander bis zu einem gewiljen 
Grade erjegen (53, 54, 58, 65). Wie weit, ift eine bejondere Srage, 
die in jedem einzelnen Salle aus Erfahrung, Sefchichte und Politik 
beionders beantwortet werden muß. 


5. Der Begriff des Staates. 


35. In dieſem Staatsbegriff jind die berechtigten Gedanken der 
von uns eingangs (I7—350) geprüften Staatslehren bewahrt und 
ihre Einjeitigfeiten vermieden. Der objektive Geift geht aus der 
freien Tat des Subjetts hervor, er ift Sache des Willens und jeine 
Seftaltungen ſind infofern „gemacht“. Aber indem diefe Tat bier 
Dem natürlichen Boden der völfiichen Gemeinſchaft eingefenft wird, 
gewinnt jie ein jelbjtändiges objeftives Keben. Sie entfaltet fich 
nunmehr auch nach ihren eigenen, natürlichen Sefegen. Das Ge— 
machte wie das Sewachjene it in diefem Begriffe am Staute 
anerfannt. In ihm tft ferner begründet, Daß der Staat als objek— 
tive Gewalt jeinen Willen mit Zwang durchſetzt und Doch zugleich 
als eine vernünftige, der Bejonderbeit des Dolfsgeiftes ent|prechende 
Macht auf den freiwilligen Gehorjam feiner Hlieder rechnen Fann. 
Hier ift die Selbjtändigfeit und Hoheit des Staates begründet, denn 
der Staat hat Hoheit, weil er jelbjtbewußte Sittlichkeit ift. Nur iſt 
er nicht felbftbewußte Perfjönlichkeit, deren Weſen imnerliche Ein- 
heit, Subjeftivität, ift, jondern er iſt jelbftbewußte Semeinjchaft, 
aljo jelbjtbewußter objeftiver Seift. Das Selbjtbewußtjein Fommt 
hier in dem Bereich des objektiven Geiſtes und alfo in der Geſtalt 
der Außerlichfeit zuftande. Es Fann darum auch auf eine Mehrbeit 
von Gliedern verteilt fein und bedarf nicht notwendig der Derwirf- 
lichung in einer fubjeftiven Perjönlichkeit. 

86. Dermieden find die Einfeitigfeiten jener Kehren. Dor allem 
iſt das Wefen des Staates hier gegen das der Gejellfchaft und 
Samilie deutlich abgegrenzt, während dieje Grenze jowohl in der 
mechanijchen wie in der organijchen Auffafiung fich verwilchte. 
Nach jener jollte Der Staat durch einen bewußten Dertrag zuftande 
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fommen, unter dem die Selbftjucht der Einzelnen, die ihn gefchaffen 
hatte, unvermindert fortbeftand. Das iſt aber die Geftalt, in der 
innerhalb der Geſellſchaft Derbände entitehen, der Dertrag bezeich- 
net die gejellichaftliche Derbindung. Der Staat aber ift mehr als 
die Gefellfchaft; er ıft nicht felbftjüchtige, jondern felbftbewußte, 
d. h. vernünftigzfittliche Gemeinschaft. Dieje Derwechilung mit der 
Sefellfchaft beging das alte Naturrecht, und ſie jpielt gerade in 
der Gegenwart wieder eine verhängnisvolle Rolle. Denn der 
heutige Sozialismus und Kommunismus fennt Fein jelbftändiges 
Weſen des Staates und Feine jelbftändigen Aufgaben desjelben. 
Er iſt ihnen nur eine aus bejtimmten Bedingungen erwachjene 
gejellfchaftliche Bildung und wie andere Derbände nur eine Waffe 
in dem Kampf der gefellfchaftlichen Klaffen. Sich über diefen 
Kampf zu erheben und ihn zu fchlichten, ift aber gerade die Aufgabe 
des Staates. Uns daran zu erinnern, haben wir gerade heute allen 
Anlaß, wo mehr denn je die Gefahr beiteht, daß der Staat in den 
Sluten des Klaffenfampfes verfinft. Die organiiche Auffaffung des 
Staates will dagegen nur das NWatürliche jehen; fie erfennt den 
jittlichen Gehalt des Staates wohl an, aber indem fte ihn nur als 
natürlichen erfaßt, verfteht fie den Staat in Wahrheit nur als 
eine große $amilie. Das Selbftbewußtjein des Staates bleibt bier 
außer Anfchlag. In dem Gedanken des Staates als Perfönlichfeit 
endlich ift das Gebiet des objektiven Beiftes überhaupt verlaffen 
und der Staat nach Weiſe des fubjeltiven Seiftes, als ein großer 
Menfch, aufgefaßt. 


87. In der Entwiclung des objektiven Geiſtes haben wir den 
Begriff des Staates gefunden, und ihn als die ihrer felbft bewußte, 
vernünftigsfittliche Einheit des Dolfstums beftimmt. Wir fanden 
ihn, indem wir die Stufen des objektiven Geiftes nacheinander auf- 
bauten. Wir festen den Begriff aus feinen Beftandteilen zufammen. 
Nunmehr gilt es, ihn feine lieder zu zerlegen, um ihn in feinem 
ganzen Umfange kennen zu lernen. Der verfnüpfenden Zufammen- 
fegung laffen wir die zerlegende Gliederung folgen. Erft damit 
wird uns der Staatsbegriff in allen jeinen Teilen erleuchtet werden. 


Wir können diefe Kliederung der Sorm und den Gehalt nach 
vornehmen. Seine Sorm unterscheidet den Staat von den übrigen 
Stufen des Geiſtes, in ihr liegt feine Eigentümlichfeit gegenüber 


5. Der Begriff des Staates. 45 








Samilie und Gejellichaft. Diefe Betrachtung wollen wir darum 
vorausnehmen. Sein Gebalt wird dem Staate durch das Dolfs- 
tum geboten, dejjen Tätigkeiten er zur Einheit zufammenfaßt. Sie 
erfahren durch dieſe ftaatliche Geftaltung eine befondere, neue 
Prägung. Davon wird anjchliegend zu fprechen fein. 


a) $orm des Staatsbegriffs. 


83. Der Staat ift die felbftbewußte völkiſche Gemeinſchaft. 
Selbftbewußtfein, der innerfte Grund des geiftigen Lebens, macht 
jein Wefen aus. Selbjtbewußtfein aber ift Dernunft, fittliches Der- 
mögen. Weil der Staat fittliche Dernunft ift, fommt ihm Hoheit 
als erftes und urjprünglichites Merkmal zu. Denn Hoheit eignet 
überall dem Sittlichen, wo es als bewegende Kraft in die Wirk— 
lichkeit eingreift, und fie eignet nur dem Sittlichen. Sie unterfcheidet 
das Sittliche vom Natürlichen. Das Sittliche ift das wahrhaft Er- 
habene, erhoben über den Zujammenhang des bloß Natürlichen. 
Als jolch höheres Dermögen greift der Staat in die Wirklichkeit 
ein; er trägt fein Recht daher in fich felbft und braucht es nicht 
von einem anderen zu entlebnen. 


Anmerfung. Die nenere Staatslehre liebt die „Sonveränität” unter den 
wefentlihen Eigenfchaften des Staates zu ftreichen. Das ift einer ihrer verhängnis- 
vollften Irrtiimer. Er wird begründet durch den Hinweis auf das Dorhandenfein 
auch „nichtfouveräner Staaten”, unter denen natürlih in erfter Sinie die Slied- 
ftaaten des Deutfchen Reichs genannt werden. Daraus ift aber gerade das Gegenteil 
zu folgern, denn diefe Hliedftaaten find gerade fo weit Staaten, als fie fouverän 
find, und verlieren gerade fo viel an ihrem Wefen als Staat, wie fie an Souveränität 
verlieren. Das hat ihr Schieffal bei der Derfaffungsänderung nach der Revolution 
gezeigt. Daß dagegen die Bliedftaaten nad} der Bismarckſchen Reichsverfaffung die volle 
Souveränität befaßen und fie nur auf verfchiedenem Wege, unmittelbar oder mittelbar, 
ausübten, wird fpäter (274) darzulegen fein. jener Irrtum entftand durch eine 
Überfteigerung des Begriffes der Souveränität, Derfteht man darunter die oberfte, 
höchfte, nur ſich felbft beftimmende Macht, deren Begriff das Merfinal der Unbefchränft- 
heit logifch einfchließt (Kaband), fo fann es allerdings zweifelhaft fein, ob alle Staaten 
fie beſitzen. Oder vielmehr ift es gewiß, daß Fein Staat und überhaupt Feine irdifche 
Macht in diefem gefteigerten Sinne ſouverän ift. Solche Unbefcränftheit der Selbft- 
beftimmung eignet nur dem lieben Gott. 

Der wahre Grund des genannten Irrtums liegt darin, daß die neuere Staats- 
fehre in dem Begriffe der Souveränität zwei Begriffe fälſchlich miteinander vermifcht; 
Hoheit und Selbfländigfeit, und dann beide zu einer bloßen Eigenfchaft der ftaatlichen 
„Bewalt” herabfett. Ihr gilt die Gewalt, das Dermögen zu zwingen, als die Grund- 
eigenfchaft des Staates, Souveränität erft als ein auch zu entbehrendes Merfmal diejer 
Eigenſchaft. Diefe Reihenfolge mag für die tatfächliche Entftehung der meiften Staaten 
gelten. Aber mit diefer Tatfachenfrage ift auch hier die Rechtsfrage nicht erledigt. 
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Es fommt gerade darauf an, zu begründen, mit welchem Rechte diefe Swangs- 
gewalt des Staates befteht und warum fie von den ihr Unterworfenen auch als Recht 
anerfannt wird. Das kann aus der bloßen Gewalt niemals erflärt werden, und es 
macht dabei feinen Unterfchied, ob diefe Gewalt felbftändig ift oder nicht. Ihre 
Selbftändigfeit verftärft fie vielleicht, erhöht aber nicht ihr Recht. In Wahrheit ift 
aber die Hoheit etwas anders als die Selbjtändigfeit und diefe fließt erft aus jener 
her. Hoheit Fommt dem Staat nidt als felbftändiger, fondern als fittliher Macht 
zu, und feine Selbftändigfeit ift erft in diefer feiner fittlichen Hoheit begründet. 

Aus der bloßen Gewalt kann das Recht niemals begründet werden, vielmehr 
muß das Recht der Gewalt felbit erit begründet werden. Diefe Derfehrung des 
wahren Derhältniffes, wie fie heute vielfach in der Staatslehre herrfcht, ift gerade 
in Zeiten ftaatliher Umwälzungen durchaus verhängnisvoll. Denn fie führt zur 
Anbetung des Erfolges. „Sei im Befize und du wohnft im Recht.” 


89. Aus der Hoheit des Staates folgt feine freie Selbitbejtim- 
mung, feine Selbftändigfeit. Was Hoheit befitt, kann nicht 
Diener werden eines anderen. Abhängige Staaten find, joweit 
ihre Abhängigkeit reicht, gar Feine wahren Staaten, jondern Glieder 
des Staates, von dem fie abhängig find. Das Recht zu folcher 
Selbftändigfeit fließt für den Staat aus feiner Hoheit, jeiner fitt- 
lichen Beftimmung. Nicht jedes ftaatliche Gebilde, das irgendwo 
und irgendeinmal durch äußere Umftände ins Leben getreten ift, 
hat Anfpruch auf folche Selbjtändigfeit. Es muß dies Recht erit 
erweilen, indem es Sich als jittliche Macht bewährt. 

90. In diefer feiner Selbftändigfeit ift Das Wefen des Staates 
Macht. Das Sittlich-Dernünftige ift überall das eigentlich Macht— 
volle, der die Wirklichkeit geftaltende Grund. Gewiß hemmt das 
Natürliche diefe Macht beftändig und fucht fich ihrem Einfluffe zu 
entziehen. Der geiftigen Macht fett fich die natürliche Gewalt ent— 
gegen. Das Ringen beider gegeneinander ijt der Inhalt der Welt; 
ein Qingen, in dem der jchliegliche Sieg des Geiſtes gewiß tft. 
Denn das Natürliche befitt Feine jelbftändige Kraft, es harrt der 
Seftaltung durch das Geiftige und kann fich darum auf die Dauer 
jeiner Wirfung nicht entziehen. Diejen fchlieglichen Sieg des Geiſti— 
gen über das Natürliche nimmt die Religion im Glauben voraus. 
So lange aber, bis zum Ende aller Dinge, Fann der Staat nicht 
warten. Er foll der gegenwärtigen Not des Kebens jteuern, und 
das Sittliche jeßt und hier verwirklichen. Er ift jelbjt objeftiver, 
äußerlicher Art, und daher geeignet, auch mit äußerlichen Mitteln, 
dem Sittlichen zum Siege zu verhelfen. Seine fittliche Macht ift 
daher zugleich mit der natürlichen Macht, der Gewalt, ausge 
jtattet. Als geiftiger Art, ift der Staat Macht; aber da diefe geijtige 
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Macht hier als eine objektive, in der Welt des Äußerlichen hervor- 
tritt, ift Die Gewalt die Art, in der fie fich darftellt. Äußerlich ift 
das Wefen des Staates durch die Fähigkeit gekennzeichnet, feinen 
Willen mit Zwang und aljo mit Gewalt durchzufegen. 

91. In den bisherigen Sliedern haben wir die Grundbeſtim— 
mungen des Staates abgeleitet, ohne die fein Wefen nicht gedacht 
werden Fann, und die in allen feinen Äußerungen hervortreten. 
Indem fich fein Wefen nun aber nach verjchiedenen Seiten wen— 
det, entitehen weitere Hlieder, die ihm nur in diefen befonderen 
Derhältnifjen zufommen. Wir können auch fie aus dem Weſen des 
Sittlichen herleiten. In ihm jind zwei Seiten befchloifen. Das 
Sittliche wendet fich im Innern des Mlenjchen mit einer Sorderung 
an fein Selbft, einer Sorderung, die ihm unmittelbar feine Sreiheit 
und Selbftändigfeit gegenüber allem Natürlichen verbürgt. Durch 
diefe fittliche Forderung tft der Menſch geehrt, weil fie ihn in den 
Sufammenhang eines geiftigen Reiches der Freiheit hineinftellt, 
das über das Neich des Sinnlichen erhaben ift. Deshalb verleiht 
das Sittliche dem Menfchen als jenem Träger Würde. Das ift 
feine andere Seite. Beide hängen aufs engfte zufammen, denn das 
Geiftige ift es, das dem Menſchen als Sorderung entgegentritt und 
ihn zugleich adelt. In jener Forderung ift der Einzelne an fich 
jelbft gewiejen, die Würde eignet ihm als fittlicher Perjönlichkeit 
in feinem Derhältnis zu anderen. Beide Seiten treten auch an dem 
Staat hervor, fo gewiß er fittliche Macht ift; die eine nach innen 
gegenüber feinen eigenen Mitgliedern, die andere nach außen in 
feinem Derhältnis zu anderen Staaten. 

92. Nach innen liegt das Wefen des Staates in jeiner Herr— 
fchaft. Das Du follft! des Sittlichen empfängt hier in dem Gebiet 
des objektiven Geiftes eine äußerlich zwingende Stelle. Es wird 
erzwungen durch die Berrichaftsgewalt des Staates. Gegenüber 
feinen eigenen Bliedern ift das Weſen des Staates Durch dieſe Sähig- 
Feit, Die Befolgung feiner Forderungen zu erzwingen, gekennzeichnet. 
Wenn andere, ihm untergeordnete Derbände dieje Sähigfeit zum 
Teil auch befiten, jo haben fie jie vom Staate zu Lehen. Dieje 
Herrfchaft joll aber nicht bloße Gewalt, jondern vernünftige Macht 
fein; der Inhalt ihrer Sorderungen muß von dem Bewußtjein 
der Staatsbürger anerfannt werden. Dazu muß er aber befannt 
und alfo öffentlich feftgeftellt fein. Die Herrfchaft darf nicht nach 
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bloßer Willfür, jondern muß nach Regeln geübt werden, die von 
der Gefamtheit anerfannt werden. Es ift das Geſetz, in dem der 
Staat die Regeln feiner Herrfchaft öffentlich ausfpricht und ſie zur 
allgemeinen Kenntnis bringt. Darum können wir die Berrichaft 
des Staates auch als Geſetzesmacht bezeichnen. 

93. Nach außen joll der Staat feine Selbftändigfeit und Würde 
wahren. Es ift die Ehre des Staates, Die dabei auf dem Spiel 
fteht, und die wahrlich kein leeres Wort ift. Denn die Ehre des 
Staates liegt in feiner freien fittlichen Selbftbeftimmung, nicht in 
äußerlichen Sormen. Seine Ehre darf ein Staat nicht antaften 
laffen, denn an ihr hängt fein fittlicher Wert. Sur Wahrung und 
Sörderung diefer feiner Selbftändigkfeit ift der Staat Kriegs- 
macht. Sie bezeichnet jein Derhältnis nach außen. Zur Wahrung 
und Sicherung feiner Sreiheit feßt der Staat als Kriegsmacht das 
Seben feiner Bürger, ja fein eigenes Dafein aufs Spiel. Denn 
das ift die Beftimmung des Natürlichen, daß es eingejeßt werde 
und aufgeopfert für das Geiftige. 


Anmerfung. &s gehört zu den Wunderlichfeiten der heutigen Staatslehre, 
daß fie die Friegerifche Tätigfeit des Staates bei der Beftimmung feines Wejens 
meift einfach überfieht und ihn nur in feinem Derhältnis nah Innen, d. h. als 
Herrschaft auffaßt. Womöglich wird der Krieg zu den Derwaltungsaufgaben des 
Staates gerechnet! 

94. Seiner Geſtalt nach ift der Staat aljo: 

Hoheit 


| 
Selbftändigfeit 


Madt und Gewalt 
— — —— mn 
nach innen: nach außen: 


Geſetzesmacht (Herrſchaft) Kriegs macht. 


b) Gehaltdes Staatsbegriffs. 


95. Die Beftalt des Staates empfängt nun ihren lebendigen 
Inhalt, indem jte fich mit den Inhalten des Dolfstums erfüllt. 
Der Staat erfüllt fich mit ihnen fowohl als Gejegesmacht wie als 
Kriegsmaht. Als Gejegesmacht gibt er ihnen in der Geſtalt be— 
ftimmter Gejege einen ficheren rechtlichen Kalt, als Kriegsmacht 
fichert und fördert er fie in ihrem Beftande. Die Kriegsmacht hat 
es mit dem Dafein des Dolfstums überhaupt zu tun, für fie handelt 
es fih um Sein oder Nichtfein des Dolfes. Die Gefegesmacht hat 
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es mit dem beftimmten Sofein des Dolfes zu tun, fie gibt feinem 
Leben die beftimmte rechtliche Form. 

96. Durch die Kriegsmacht wird nur das Dafein des Dolfstums 
als folchen gewährleiftet. Eine bejondere neue Prägung verleiht 
lie deffen Inhalten nicht. Deshalb wird diefe Seite der ftaatlichen 
Tätigkeit von der Staatslehre wohl jo leicht vergeffen oder nicht 
in ihrem Wefen und ihrer Bedeutung erkannt. Und doch ift Ent— 
ftehung und Entwiclung der Staaten aller Zeiten und Dölfer noch 
immer an Kriege gefnüpft gewejen. Deshalb fommt der Grund— 
wejenszug des Staates, daß der Staat [elbftbewußte völfiiche 
Gemeinschaft ift, im Kriege zu befonders deutlicher Ausprägung. 
Es find die Kriege, welche in einem Dolf das Bemwußtjein der Ge— 
meinfchaft weden und es dadurch zur Einheit zufammenfchmieden. 
Weil es hier um den Beftand des Dolfes geht, kommt es zum Be- 
wußtfein über fich jelbft. Darum entfteht der Staat als Selbit- 
bewußtfein des Volkes zumeift im Kriege, und dies Selbftbewußt- 
jein lebt im Staate als Kriegsmacht dauernd am deutlichiten fort. 

97. Eine bejondere Prägung dagegen gibt der Staat den In— 
halten des Dolfstums als Sejegesmaht. Als folche ift der Staat 
die bewußt gejegte Rechtsordnung. In ihr empfängt der 
das Dolf beherrfchende fittlich-vernünftige Geiſt eine objektive Ge— 
ftalt. In der Rechtsordnung werden alle Inhalte des Dolfstums 
zu einer objektiven Einheit zufammengejchloffen. Der Staat durch- 
dringt als Rechtsordnung das geſamte Dolfstum, vermittelt die in 
ihm enthaltenen Gegenſätze und verfnüpft die auseinander laufen» 
den Beftrebungen zur jelbftbewußten Einheit. Er vermag dies, 
indem er an die höchfte Seftaltung, welche der fittliche Geiſt 
innerhalb der Dolfsgemeinfchaft fand, an das Hecht, anfnüpft und, 
indem er das Recht als Geſetz verwirklicht und fichert, von hier 
aus alle Geftaltungen des Dolfstums ergreift. 

98. Don der üblichen Einteilung des Rechts in öffentliches und 
nicht öffentliches jehen wir hier ab. Sie hat ihre gefchichtlichen 
Gründe und mag in der Anwendung manchmal bequem fein. Sach- 
lih ift fie gewiß nicht gerechtfertigt. Denn alles Necht ift feinem 
Weſen nach öffentlich, ſowohl in feiner Begründung, da es öffent— 
lich befannt und anerfannt fein muß, als in feiner Anwendung, 
da es in all feinen Teilen nicht nur den Dorteil des Einzelnen, 
jondern vor allem auch den öffentlichen Dorteil der Gefamtheit 
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erftreben muß. Dielmehr wollen wir die gejamte Hechtsordnung 
des Staates in einen allgemeinen und einen befonderen Teil zer- 
legen. In der allgemeinen Rechtsordnung ftellt das Recht 
die Geftalt des Staates überhaupt, wie fein Derhältnis zu feinen 
Gliedern feft. Hierher gehört Das Staats- und Derwaltungsrecht, 
fowie das Strafrecht. In der befonderen Rechtsordnung 
ergreift das Recht dann innerhalb feiner allgemeinen Ordnung die 
einzelnen Gebiete des Dolkstums. Dieje Seite der Rechtsordnung 
möchte ich in MWirtichaftsrecht, Sefellfchaftsrecht und Bildungsrecht 
gliedern, nach den verfchiedenen Seftaltungen, in denen wir das 
Dolfstum Fennen gelernt haben. 

99. Im Staatsrecht gibt der Staat zunächft fich felbft eine 
rechtliche Seftalt. Er ftellt die Formen feit, die für fein eigenes 
Wirken maßgebend fein follen. Diefe Derfaffung enthält die Grund- 
lagen für alle bejonderen Teile und Anwendungen der Rechts- 
ordnung. Sie enthält auch die Beftimmungen, auf welchem Wege 
die Rechtsordnung geändert werden kann. Der Staat unterwirft 
fich jo dem von ihm ſelbſt gejegten Rechte. In diefem auffallenden 
und aller bloßen Sewaltlehre widerjprechenden Umftande fommt 
es zu einem bejonders deutlichen Ausdruck, Daß der Staat Dernunft 
und fittliche Macht ift, denn darin liegt eben das Weſen der Der- 
nunft, daß fie den von ihr jelbft gejtellten Geboten auch jelber ge— 
horcht. Dieſe freiwillige Unterwerfung des Staates unter fein 
eigenes Geſetz ift Das genaue ‚objeftive Hegenbild zu der fittlichen 
Selbftbeftimmung des Einzelnen, der ſich ebenfo felbft der von ihm 
felbft geftellten Sorderung unterwirft. Das Hecht iſt das Gewiſſen 
Des Staates. 

100. Diefe eigene Anerkennung des von ihm felbft geſetzten 
Rechtes gibt Dem Staate die Befugnis, mın auch feine Glieder zur 
Einhaltung der Nechtsordnung zu zwingen, und ihren Bruch zu 
Strafen. Darum ift das Strafrecht als ein Teil des allgemeinen 
Nechtes anzuerkennen, denn es verbürgt die Aufrechterhaltung der 
Rechtsordnung allgemein. Die rechtliche Seftalt, welche der Staat 
in der Derfaffung fich ſelber gibt, ift die Bürgfchaft für den Beftand 
des Nechts, die der Staat feinen Gliedern gewährt. Das Straf- 
recht, in dem der Staat feine Glieder im Falle des Nechtsbruches 
mit Strafe bedroht, ift die Bürgfchaft für den Beftand des Nechts, 
die der Staat fich von feinen Hliedern verfchafft. 


5. Der Begriff des Staates. 49 








101. Die bejondere Rechtsordnung ergreift nunmehr die ein- 
zelnen Sormen der Dolfsgemeinjchaft und gibt ihnen ihre fefte 
Geftalt. Und wie wir die Arbeit als die wichtigite Kraft zur Der- 
einung und Prägung der Dolfsgemeinfchaft fanden, fo ift das 
MWirtfchaftsrecht, welches hier gefchichtlich und fachlich den 
erften Pla einnimmt. Die Wirtjchaft belebt recht eigentlich das 
gefellichaftliche Dafein eines Dolfes, die wirtfchaftlichen Kämpfe der 
Gefellichaft find es vor allem, welche der regelmden Hand des 
Staates bedürfen. Um fie zu fchlichten, find nicht felten Rechts— 
ordönungen entitanden. Das Wirtfchaftsrecht pflegt daher einen 
großen Teil der Rechtsordnung überhaupt auszumachen, es ift am 
früheften und vollftändigften entwidelt. Große Gebiete des jo- 
genannten „bürgerlichen Rechts”, wie das Sorderungs- und Güter— 
recht gehören dazu. Unter den Gütern jpielt der Boden ftets eine 
befonders wichtige Rolle. In dem Bodenrecht greift jo die Hechts- 
ordnung bis zu den natürlichen Wurzeln des Dolfstums hinab. 

102. In enger Derbindung mit dem Wirtichaftsrecht fteht Das 
Gefelljhaftsrecht (ſoziales Recht), weil die Wirtichaft der 
wefentliche Inhalt Der Gefellfchaft ift. In ihm ordnet der Staat 
die Derhältniffe der ihm eingegliederten Derbände, fowie der freien 
Dereinigungen. Serner gehören dazu all jene Rechtsbeftimmungen, 
mit denen der Staat in den Kampf der gejellichaftlichen Stände 
eingreift und einzelne Glieder und Gruppen der Gefellfchaft mit 
Rüdficht auf das Wohl des Ganzen fchügt und fördert. Eine be- 
fondere Bedeutung hat innerhalb diejer Rechtsordnung von frühe 
an das Familienrecht gefpielt. Abermals greift hier der Staat bis 
zur natürlichen Wurzel des Dolfstums hinab, der Gemeinschaft des 
Blutes. Bei der großen Wichtigkeit, welche die Samilie für die 
Dolfsgemeinfchaft überhaupt und ſomit auch für den Staat bejitt, 
ift das Samilienrecht einer der älteften Teile der Rechtsordnung 
überhaupt. Die Derhältnifje der Gatten und Kinder werden hier 
geregelt. In dem Rechte des Erbganges ift die Derbindung mit dem 
Mirtfchaftsrechte gegeben. 

105. Endlich ergreift die Rechtsordnung auch die höheren 
geiftigen Inhalte des Dolfstums, um fie für die Zwecke der Ge- 
famtheit einer beftimmten Gliederung zu unterwerfen. Wir wollen 
dies Gebiet das Bildungsrecht nennen, um die früher ge- 
wählten Bezeichnungen auch hier zu verwenden. Als der wichtigite 
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Teil desfelben erfcheint die Schulgefeßgebung. Wo die Kirche ein 
Teil des Staates ift und ihre Derhältniffe durch feine Gejeggebung 
geregelt werden, gehört auch das Kirchenrecht hierher. Auch durch 
andere Sejegesbeftimmungen fann der Staat regelnd und fördernd 
in das geiftige Leben eingreifen. Sein Hauptmittel hierfür aber ijt 
die Schule. Seit der Staat Träger der Schulhoheit geworden ift, 
der jich auch private und Gemeindefchulen nicht zu entziehen ver- 
mögen, hat er fich den gemwaltigjten Einfluß auf den Geift des 
Dolfes und damit auf die gejfamte Zufunft des Dolfes gefichert. 
Denn der Geiſt ift es, der dieſe Zukunft jchafft. Der Staat wirft 
Durch Volks-, Mittel- und Hochichulen, Sortbildungs- und Berufs 
ichulen hier noch einmal auf das gejamte Dafein Des Dolfstums ein, 
indem er es an feinem Quellpunkte im Geifte der kommenden 
Gefchlechter beeinflußt. 
104. Seinem Gehalt nach ift der Staat aljo: 
Rechtsordnung 


allgemeines Recht befonderes Recht 


Staats- und Strafreht. Wirtfchaftsredt. Gefellfhaftsredt. Bildungsredt. 
Derwaltungsredt. 


Zweiter Teil. 
Die Aufgabe des Staates. 


1. Rechtfertigung des Staates. 


105. Keine Schöpfung des Geiſtes ift zu allen Zeiten in ihrem 
Rechte jo jehr angezweifelt worden wie der Staat. Don jeder an- 
dern wurde ftillfchweigend oder ausdrücklich anerfannt, daß fie das 
Ceben bereichere und fördere. Dagegen fah man von frühe an den 
Staat vielfach fcheel an, als hemme er das Dafein der Menſchen; 
und nicht felten wurde der Wunſch laut, er möchte lieber gar nicht 
beftehen. Der Grund dieſer auffallenden Erjcheinung ift nicht 
zweifelhaft. Unter allen Inhalten des Lebens ift der Staat der 
einzige, welcher den Mlenfchen mit urjprünglicher Gewalt zwingt. 
And das Recht diefes Swanges ift nicht ohne weiteres einzujehen, 
da der Staat zugleich von fo verwicelter Art ift, daß er nicht wie 
die grundlegenden und urfprünglichen Werte, das Wahre, Schöne 
und Gute, einfach als felbftverftändlich hingenommen wird. Diefe 
legten Werte bedürfen Feiner Rechtfertigung und lafjen, da jie 
unbedingt find, auch Feine zu. Aber von ihnen bis zum Staat ift 
ein weiter Weg, auf dem ihre reine Klarheit oft recht getrübt er- 
jcheint. Warum mußte diefer Weg gegangen werden? 

106. Darum haben fich die meiften, die über den Staat nach- 
dachten, auch die Srage nach dem ANechtsgrunde des Staates an- 
gelegen fein lajjen, während jonft der Denfer den Wert feines 
Gegenftandes im allgemeinen als jelbftverftändlich vorausjeßt. Der 
Wert des Staates aber fchien nicht felbftverftändlich. Erft in 
neuerer Zeit ift diefe Srage manchmal zurücgedrängt, da man unter 
dem Einfluß des Pojfitivismus und in einer Überfteigerung des ge- 
fchichtlichen Gedanfens vielfach meinte, mit der gefchichtlichen Tat- 
fache des Staates jei auch fein Dafein gerechtfertigt. Das ijt aber 
eine ziemlich grobe Auffaffung. Denn mit der Srage nach dent 
Tatbeftande ift die Frage nach dem Rechte noch gar nicht erhoben, 
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gejchweige denn beantwortet. Solche Denfweife führt zum politt- 
ichen Quietismus, mit dem man alles Überlieferte als berechtigt 
binnimmt, weil es nun einmal überliefert ift. Erſt die Angriffe 
auf den Staat von jeiten des Anarchismus wecten wieder das 
Bewußtjein dafür, daß hier in der Tat eine ernftliche Stage vor— 
liege. 

107. Darum wollen auch wir, ehe wir von dem Staatszweck 
und der Aufgabe des Staates jprechen, zuvor der Srage begegnen, 
ob es einen folchen berechtigten Zweck überhaupt gibt. Er kann 
nur aus dem Nechte des Staates jelber hergeleitet werden; die 
Stage nach dem Rechtsarunde des Staates fteht alfo voran. Sie 
ift heute um jo brennender, als in Lehre und Wirklichkeit vielfach 
Anfchauungen über den Staat vertreten werden, die jein urfprüng- 
liches Recht geradezu leugnen und ihn zu einem bloßen Mittel für 
minderwertige Swece herabfegen. Dies gefchieht in all den Auf— 
fafjungen, welche den Staat aus der bloßen Gewalt herleiten. 
Damit verliert er jein eigenes Recht, denn Gewalt ift nicht Selbft- 
zweck, fondern nur Mittel für die Swede, die durch die Gewalt 
erreicht werden follen. 

108. Dieje gefährliche Ceugnung eines Rechtsgrundes für den 
Staat hat in dem heutigen Sozialismus eine befondere Ge— 
ftalt angenommen. In jeinen Hrundgedanfen jpielt der Staat über- 
haupt Feine ausjchlaggebende Rolle. Seine gemäßigten Richtungen 
behelfen fich Daher mit einer Anleihe bei den Staatsgedanfen der 
äußerften bürgerlichen Kinfen. Sein Grundgedanke aber tritt natür- 
lich in den Gedanken und Plänen des am meijten zielbewußten 
Slügels der Partei am deutlichiten hervor. Bier herrfcht eine 
ftrenge Nechtgläubigfeit an das Evangelium von Marr. Das 
wiljenjchaftliche Derfahren diejer Kreiſe kann daher nur mit dem 
der rechtgläubigen Theologie verglichen werden, nur übertreffen 
jie an Strenggläubigfeit alles, was in der Theologie feit mindeftens 
zweihundert Jahren hervorgetreten ift. Wie jolche Theorie ihre 
Beweife nur aus der Erklärung des biblifchen Wortlautes her- 
nimmt, jo dieſe äußerften Soztaliften aus der Erflärung der Schrif- 
ten von Karl Marr. Eigene Gedanken jind verpönt und Fönnten 
den Bannjpruch der Parteipriefter heraufbejchwören. Aber die 
wahre Meinung von Marr haben fie dabei, wie mir fcheint, wirf- 
fih an den Tag gebracht. Das eigentliche Ziel liegt ihm durchaus 
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in den Sragen der Gefellfchaft; es handelt fich allein um den 
Austrag des Kampfes zwijchen den verfchiedenen gejellfchaftlichen 
Klaffen. Der Staat gilt ihnen dabei als ein Gefchöpf des Bürger- 
tums und joll mit diefem verfchwinden. Nur vorübergehend wird 
lich das Proletariat feiner bedienen, als Waffe in diefem Kampf 
der Geſellſchaft. Es wird ihn in Befiz nehmen und in der be— 
waffneten Diktatur des Proletariats die Rechtsmittel des Staates 
benußgen, um die bisherige gefellichaftliche Sorm zu zerichlagen. 
Dann ift der Staat überflüfjig. In der neuen, der fozialiftifchen 
Sejellfchaftsordnung ift Fein Pla mehr für ihn. Denn in ihr 
werden fich befanntlich, nachdem man die Widerftrebenden auf- 
gehängt hat, alle Menjchen verbrüdern. Darum werden in den 
Plänen der Soztaliften für den Staat immer nur vorläufige Sorde- 
rungen erhoben, und die endgültigen richten fich allein auf die 
Sejellfchaft. 

109. Bei jolcher Auffajjung erübrigt fich allerdings Die Frage 
nach dem Hechtsgrunde des Staates. Er hat überhaupt Fein Recht, 
jondern ift nur ein Kampfmittel. Sein Weſen befteht in der rohen 
Gewalt. Darin ift der Sozialismus mit der gerade entgegengejetten 
Lehre einig, mit der Lehre von der Gewaltherrſchaft. Sie 
hat fchon in der Begriffsbeftimmung der Sophiften ihren reinjten 
Ausdrud gefunden, die das Recht für das dem Stärferen Mütliche 
erklärten. Die Derwandtichaft von Pöbelherrfchaft und Tyrannis 
bewährt fich auch hier wieder, die Entwiclung des Bolfchewismus 
in Außland führt fie uns ja zurzeit vor Augen. In der Selbit- 
jucht der Einzelnen, eines einzelnen Menjchen, des Tyrannen, oder 
eines einzelnen Standes, hat der Staat demnach feinen Nechts- 
grund. Das heißt aber auf eine Nechtfertigung des Staates ver- 
zichten. Denn Gewalt ruft nur Gewalt hervor. Darum recht- 
fertigt die Gewaltlehre nicht den Staat, jondern den dauernden 
Bürgerfrieg. 

10. Der wahre Rechtsgrund des Staates kann nur in dem 
fittlichen Werte liegen. Denn allein der fittliche Wert iſt der un— 
bedingte Grund des geiftigen Lebens. In ihm aber ijt ein Doppeltes 
enthalten. Einmal tritt er der Welt der Erfahrung als ein höherer 
Srundfaß gegenüber, der feinen Träger einem über das Sinnliche 
erhabenen Zufammenhang einreiht. Und als diefe höhere Macht 
joll er das ganze Daſein geftaltend ergreifen und jomit für die 
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Allgemeinheit gelten. Höhere als bloß finnliche und allgemeine 
Geltung find die beiden Seiten, die feinem Wefen zufommen. 
Eine Rechtfertigung des Staates, Die aus dem fittlichen Werte 
geführt wird, muß dieſe beiden Seiten berüdjichtigen. Indem nur 
eine von ihnen feftgehalten wird, entftehen die einfeitigen Necht- 
fertigungsverfuche. Wir wollen jie als Sehre vom Gottes- 
anadentum und Kehre von der Volksſouveränität einander 
gegenüberftellen. 


a) BGottesgnadentum. 


Il. Die Lehre vom Sottesgnadentum leitet die Hoheitsrechte 
des Staates unmittelbar aus dem lebten Grunde aller Hoheit, dem 
göttlichen Willen, ab. In den Anfängen der ftaatlichen Entwid- 
lung wird jo vielfach Der Herrfcher, wenn nicht felbft für ein gött- 
liches Weſen, jo doch für einen unmittelbaren Abgefandten der 
Sottheit angejehen. Die mittelalterliche Anfchauung läßt den In— 
haber des Staates, den Träger des weltlichen Schwertes, damit 
von Gott belehnt jein. Der Streit um das Recht der weltlichen 
gegenüber der geiftlichen Gewalt ging nur um die Srage, ob dieje 
Belehnung durch die Dermittlung des Papftes oder unmittelbar 
ftattfinde. Der Protejtantismus jah im Staate, weil er der Der- 
wirklichung des Gottesreiches dienen folle, eine göttliche Ordnung. 
Bierauf baut fich die Auffalfung des deutichen Abjolutismus auf; 
der Sürft ift nur Gott in feinem Gewiſſen verantwortlich. 

12. Es liegt in dieſer Lehre eine große Wahrheit, die durch 
das oberflächliche Gerede, das man gewöhnlich darüber zu hören 
befommt, nicht berührt wird. Es ift die Wahrheit, daß der fitt- 
liche Wert, der fich im Staate verwirklichen joll, von unbedingter 
Geltung ift. Er Darf daher nicht an irgend welche, ihm felbft 
äußere Bedingungen, jondern nur an das Unbedingte felbft, den 
Willen Gottes, gefnüpft werden. In diefem Sinne jollte jeder 
Staat von Gottes Gnaden jein. Als Träger des jittlichen Wertes 
hat der Staat Hoheit; er ift in feinem Willen felbftändig, jedoch 
nicht zu feiner Willkür, fondern ſelbſt gebunden unter das Geſetz. 
Diefe fittliche Sreiheit hebt ihn über den Zujammenhang des natür- 
lichen Dafeins hinaus und leiht ihm jene Würde, die ihn allein 
berechtigen fann, mit Hoheitsanjprüchen an feine Slieder heran- 
zutreten. Das ift der wahre Kern der Lehre vom Gottesgnaden- 
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tum. Etwas von ihrem Glanze follte fich jeder Staat bewahren. 
Erlifcht er ganz, jo wandelt fich die Achtung, die der Staat bei 
feinen Sliedern finden follte, bald in Gleichgültigfeit, wenn nicht 
Derachtung. 3 

113. Aber dieſe Nechtfertigung ift ohne Zweifel einfeitig. Sie 
mag gelten, jo lange der Beift der Bürger unentwidelt ift. Dann 
find fie noch nicht aus der allgemeinen Ordnung des Lebens zu 
jelbftändigem Dafein herausgetreten und befigen an ihr ihr eigenes 
Keben. Dann mag ihnen das Sittliche wie aus einer höheren Welt 
von außen vermittelt werden. Sie haben es hier nur als ein 
fremdes Geſchenk, nicht als eigenen Befig. Aber das Sittliche foll 
auch jelbftändig in ihnen hervortreten, und jie follen fich mit Sreiheit 
für ihren eigenen Kebensinhalt entjcheiden. &s ift die Aufgabe, 
dag der Menſch jich zur felbftbewußten Dernunft entwicle. Weder 
der chriftliche Gedanke von dem unerfeglichen Werte der einzelnen 
Menſchenſeele, die unmittelbar zu Gott fteht, noch der germanijche 
Gedanke Der freien Selbftändigkeit Des männlichen Willens 
fommen hier zu ihrem Rechte, aljo gerade die beiden Gedanken, 
auf denen doch unjere heutige Welt vornehmlich ruht. Die Ein- 
zelnen werden hier als bloße Segenftände des fittlichen Willens 
behandelt, nicht als vernünftiges Selbft, das jelber fittlicher Wille 
ift. Die Bürger follen in dem Staate auch ihren eigenen Willen 
wiederfinden. 


b) Dolfsfouveränität. 


114. Don dem Gedanken, daß der Staat auf allgemeine Aner- 
fennung müfje rechnen fönnen, geht ebenjo einjeitig die entgegen- 
gefette Kehre, die Lehre von der Dolfsjouveränität aus. Danadı 
find die Einzelnen die allein urfprünglichen und felbitändigen Trä- 
ger des fittlichen Geiftes. Sie haben fich in einem Dertrage zur 
Geſellſchaft zufammengefchlojfen und in dem gleichen oder einem 
zweiten Dertrage die Herrſchaft auf eine bejonders beftimmte 
Staatsgewalt übertragen. Sie haben jich ihr alfo aus freien 
Stüden unterworfen und ihren Zwang als berechtigt anerfannt. 
Der Rechtsgrund des Staates liegt danach alfo in dem Willen 
feiner einzelnen Bürger. Dieje Kehre trat vereinzelt jchon in Alter- 
tum und Mittelalter auf, hat dann aber befonders die erften Jahr- 
hunderte der Weuzeit und zumal die Aufklärung beherricht. Einen 
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jo demofratifchen Anftrich fie zu haben fcheint, fo iſt an fich durch 
fie noch nichts über Die in dem Dertrage feitgeftellte Staatsform 
ausgemacht. Hobbes leitete aus ihr jogar den äußerften Defpotis- 
mus ber. 

115. Es iſt fofort deutlich, dag die Kehre von der Volksſouve— 
ränität die vom Gottesgnadentum ergänzt und ihre Wahrheit des- 
halb gerade in dem hat, was diejer fehlte. Sie bringt den Ge— 
danken hinzu, daß der Wille der einzelnen Hlieder, die vom Staate 
umſchloſſen werden, jich in dem Willen des Staates wiederfinden 
müffe. Die im Staate wirfjame Macht muß von ihnen anerfannt 
werden, und der Gehorjam, den jte ihr entgegenbringen, muß bis 
zu einer gewiljen Grenze ein freiwilliger fein. Mit jenem Swange 
fönnte der Staat ja Doch längjt nicht alle die Handlungen feiner 
Glieder erreichen, auf die er rechnen muß. Dies ift nur möglich, 
wenn die Bürger in dem Staate auch ihren Staat fehen, dem ſie 
fich unterwerfen, weil fte felbft ihn wollen. Einem entwidelteren 
Bewußtjein kann eine ſolche Macht nicht nur als ein Geſchenk von 
oben dargeboten werden, es will auch ſelbſt wollend und handelnd 
an ihrer Seftaltung mitwirken. 

116 Aber die Form, in der dieſer berechtigte Gedanke hier zur 
Geltung gebracht wird, ift allerdings höchtt ungenügend. Die Sons 
veränität des Staates kann nicht aus der Souveränität des Dolfes 
abgeleitet werden, weil dieſe überhaupt erſt im Staate entiteht. 
Souveränität, Hoheit, jahen wir früher (88), fommt dem Staate 
zu, weil er vernünftiges Selbftbewußtjein ift. Er iſt das Selbit- 
bewußtjein Des Dolfes und Deshalb fouverän. Außerhalb des 
Staates hat das Dolf überhaupt Fein Selbjtbewußtjein, jondern it 
in eine Unzahl Willensrichtungen zeriplittert, Die erft im Staate zur 
vernünftigen Einheit zufammengefaßt werden. So empfängt das 
Dolf fein Selbftbewußtjein und damit feine Souveränität erjt im 
Staate. Außerhalb des Staates beiteht fie nicht. Die Dolfsjouve- 
ränität, aus der nach dieſer Lehre die Souveränität des Staates 
begründet werden foll, jegt Demnach den Staat bereits voraus. Dies 
Derhältnis wurde meift überjehen, weil man die Souveränität in 
einem allzu niedrigen Sinne nahm. Nicht der fittliche Wille der 
Einzelnen, der allein einen tragfähigen Grund für den Staat als 
fittlicher Macht abgeben kann, jondern der finnliche Wille follte 
den Staat hervorgebracht haben. Um die finnlichen Bedingungen 
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ihres Dafeins zu fichern, follten die Einzelnen den Staat als eine 
Schußanftalt errichtet haben. Man fah in ihm nur ein Fünftliches 
Werk und fchränfte feine Wirkffamfeit möglichft ein. Soweit mochte 
jene Rechtfertigung reichen und weiter fuchte man ihre Geltung 
gar nicht auszudehnen. Aber mit diefer Deutung wird man dent 
Wefen des Staates nicht gerecht (21). Nur als fittliche Macht be— 
jißt der Staat Hoheit, eine Hoheit, die aus den finnlichen Bedürf- 
niffen der Einzelnen nimmermehr gerechtfertigt werden Fann. 

17. Unbaltbar ift auch die bejondere Lehre von dem Staats- 
vertrage als Rechtsgrund des Staates. Sie gibt dem Staate ſowohl 
zu wenig, wie zu viel. Sie gibt ihm zu wenig, denn der Dertrag 
fnüpft nur ein äußeres Derhältnis, in dem die Selbftfucht der Ein- 
zelnen ungemindert fortdauert. Die Hoheit des Staates, die ihn 
berechtigt, von feinen Gliedern jelbft die Hingabe des Lebens zu 
fordern, wird hier nicht verftändlich.. Wenn die Einzelnen den 
Staat um ihres finnlichen Dorteils willen fchaffen, wie follen ſie 
da ihr Leben, die notwendige Bedingung jedes finnlichen Dorteils, 
für ihn laffen? Und diefe Lehre gibt dem Staate zu viel. Denn eine 
Deräußerung des Sittlichen auf eine folche Durch Dertrag ge— 
ichaffene Anftalt kann nicht gefordert werden. Der fittliche Wille 
läßt fich nicht veräußern. Nur in eine fittliche Macht kann und darf 
ihn der Menfch gefangen geben. Entweder wird deshalb der Der- 
trag als jederzeit fündbar aufgefaßt; dann haben wir ftatt Des 
Staates nur den verhaltenen Bürgerkrieg. Oder der Dertrag gilt 
als unfündbar. Dann würde er ein im höchiten Maße unfittliches 
Derhältnis begründen, indem der Einzelne in ihm dauernd auf 
jeinen fittlichen Willen verzichtete. 


c) Treuverban?d. 


18. Nur aus dem fittlichen Werte kann der Staat gerecht- 
fertigt werden, denn allein der fittliche Wert ift von unbedingter 
Geltung. Alle anderen Gründe, aus denen man das Necht des 
Staates herleiten möchte, müffen ihre Berechtigung jelbft erjt vor 
dem fittlichen Werte erweifen. Wenn die Rechtfertigung des Staa— 
tes die Srage beantworten joll, mit welchem Rechte der Staat 
feine Glieder zwingt, ein Recht, das von den Gliedern als jolches 
auch anerfannt werden muß, jo erflärt das Gottesgnadentun 
wohl den Zwang, aber nicht dieſe Anerkennung, die Dolfsfouve- 





8 Sweiter Teil. Die Aufgabe des Staates. 





ränttät wohl die Anerkennung, aber nicht den Zwang, der auch 
das dem Einzelnen Widrige von ihm erzwingt. Xur die fittliche 
Macht muß von dem Menfchen felbft dann anerfannt werden, wenn 
fie fih gegen ıhn wendet. Nur die fittliche Forderung fann auf 
freien Gehorjam rechnen. 

Die Ableitung des Staates aus dem ftttlichen Grundwert ift an 
früherer Stelle erfolgt (40—84). Wir fanden ihn als die Dol- 
lendung des objektiven Geiftes, als die vernünftige Einheit des 
objektiven Seiftes. Als jolche trägt er ein Recht im Sich jelbft und 
kann daher mit berechtigten Sorderungen an feine Glieder heran- 
treten, und er Fann Doch zugleich auf ihre Anerfennung rechnen, 
weil jte in ihm ihren fittlichen Willen verwirklicht finden. 

19. Das menjchlihe Handeln jtrebt nach Dauer. Es verlöre 
jeinen Sinn, wenn es nur in den unaufhaltiamen Strom zeitlichen 
Dergehens hineingeriffen würde, der unjer Keben dahinführt. Und 
mit dem Handeln des Menfchen verlöre jein Leben den Sinn, denn 
die Handlung ift Kern und Wefen des Lebens. Dem Werk feiner 
Arbeit Dauer zu jichern, es aus dem Strome der Zeit auf feſten 
Strand zu retten, ift das Streben des Menichen, das von feinem 
fittlichen Wollen gar nicht losgelöft werden kann. Es ift die ge- 
heime Sehnfucht nach dem Ewigen, die auch das irdiiche Streben 
in all feiner Dergänglichfeit noch beherrict. 

120. In der Dolfsgemeinfchaft wird das Handeln des Ein- 
zelnen zur Dauer bewahrt. Bier findet fein Leben Beftand und 
Sortgang auch über jein Ende hinaus. Aber die Dolksgemeinfchaft 
jelbft, von den gegeneinander ringenden Kräften der Gefellfchaft 
vielfach geipalten, von den Mächten der Sejchichte in ihrem Be- 
ftande oft fchwer erjchüttert, unterliegt zu fehr der Gewalt der 
Seit und Deränderung, als daß jie dem Werfe des Einzelnen die 
Daner wirklich verbürgen Fönnte. Nur der fittliche Wille richtet jich 
anf das Ewige. Auch der Dolfsgemeinfchaft Fann nur ein fittlicher 
Wille Beftand und Dauer fichern, ein vernünftiger Wille, der mit 
jelbftbewußter Klarheit ihre auseinander ftrebenden Kräfte zur 
Einheit verbindet und in weiſer Dorausficht ihren Ablauf regelt. 
Diejer vernünftige Wille der Dolfsgemeinfchaft ift der Staat. Er 
ift daher der wahre Bürge für die Dauer des fittlichen Werks. Er 
iſt die vernünftige fittliche Macht, die die Werke der Einzelnen in 
ihre Hut nimmt und ihnen ein Sortleben in der Gemeinjchaft des 
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Dolfes fichert. Er ift der lebendige Boden, dem der Einzelne das 
Werk feiner Hände einjenft, damit es fortwachle und Srucht bringe 
und neues Keben aus jich erzeuge. 

121. Darum erfennt der Einzelne jein Wollen und Wirken im 
Staate wieder. Er ift ihm nicht fremd, jondern jpiegelt ihm ein 
objeftives Bild feines eigenen fittlichen Wefens zurüc. Sein eigenes 
Handeln kann fich nur durch eine folche Macht, die ihm eine objef- 
tive Stätte der Dauer bietet, vollenden. Darum kann er an eine 
jolche Macht feinen fittlichen Willen gefangen geben; er veräußert 
ihn damit nicht an eine fremde Gewalt, fondern unterwirft ihn 
freiwillig einer Dernunft, die er als der feinen verwandt er- 
fennt. Iſt dies Derhältnis doch nur das objektive Spiegel- 
bild des Dorgangs, der fich bei jedem fittlichen Entjchlufje in 
feinem eigenen Innern abjipielt. Wie der Einzelne das Du follft! 
feines Gewiſſens als eine ihn verpflichtende Sorderung anerkennt, 
jo foll ihm das Geſetz des Staates als eine objektive, über die 
Grenzen feines eigenen Dajeins hinaus erweiterte Dernunft ent- 
gegentreten und von ihm gebilligt werden. Diefes freiwillige 
Gefangengeben des eigenen Willens in einen anderen Willen aber 
nennen wir Treue. Die Treue ift der freie Derzicht auf das 
eigene Wollen zugunften eines anderen Wollens, das wir als be- 
rechtigt anerfennen und in dem fich unfer eigenes Wollen erſt 
wahrhaft vollendet. Die Treue ift die freie Hingabe an eine über- 
legene Macht, in der wir unfer eigenes Wollen und Wirfen be- 
wahrt glauben. 

122. Solches Treueverhältnis kann nur beftehen, wenn wechjel- 
jeitig Die Treue gegeben und empfangen wird. Der Treue der 
Bürger gegen den Staat muß die Treue des Staates gegen jeine 
Bürger begegnen. Denn jene freie Hingabe fann nur an eine 
Macht erfolgen, die meinen Willen auch anerfennt, die bereit und 
gewillt ift, dem Werf meiner Arbeit Bejtand zu geben. Nur dann 
fann der Einzelne fich in feinem Staate wiederfinden und jeine 
Macht anerkennen, wenn fein Staat auch ihn anerfennt, den Ernit 
jeiner Arbeit begreift und ihr Werk in fich aufnimmt. Das ift Die 
Treue, die der Staat feinen Bürgern jchuldig if. Es ift feine 
Pflicht, fich eine Seftalt zu geben, in der feine Bürger mit ihrem 
fittlihen Wollen fich wiederfinden, und die ihn fähig macht, ihr 
fittliches Werf aufzunehmen und zu bewahren. Auf das fittliche 
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Wollen fommt es Dabei an. Darım foll der Staat Danach jtreben, 
den beften feiner Bürger genugzutun, nicht den meiften. Den meiften 
zu genügen, wird ihm doch nicht gelingen. Senügt er aber den 
beften, jo kann er vielleicht hoffen, von den meiften wenigftens 
viele zu jich heraufzuziehen und fie zu der Geſtalt des fittlichen 
Cebens heranzubilden, die Den beten genügt. 

123. Dies ift die wahre Rechtfertigung des Staates. Nicht das 
Hottesgnadentum, noch die Volksſouveränität Fanı ihn rechtfertigen, 
nur als Treupverband ift er gerechtfertigt. Denn die Treue 
bedeutet dieſe Einheit des Gefamtwillens und der Einzelwillen, 
in der beide einander anerkennen und balten. Saffen wir den 
Staat als Treuverband, jo ift jowohl der Zwang wie feine Aner— 
fennung begründet. Denn in dem Zwange der ftaatlichen Macht 
erfennt der Bürger die eigene Dernunft wieder, nur befreit von 
den Sufälligfeiten des Einzeldajeins, er erfennt in ihr den dauer— 
haften, auf das wahre Gute gerichteten Willen, der über fein 
Einzelleben hinaus Dergangenheit und Zufunft der Volksgemein— 
jchaft umfjpannt. Die Treue ift der wahre Rechtsgrund des Staates, 
die Treue, die nur als wechfelfeitige beftehen kann, als die Treue 
des Staates gegen feine Bürger und die Treue der Bürger gegen 
ihren Staat. Wo die Treue einmal gebrochen ift, jcheint es oft 
ichter unmöglich einen neuen Rechtsgrund des Staates zu finden. 
Man muß fich dann oft mit Erfaßgründen begnügen, wie dem von 
der Dolfsjouveränität. Aber erft wenn in ernfter fittlicher Arbeit 
und durch großes gemeinjames Schickſal jich das Band der Treue 
von nenem Tnüpft, ift der Staat in Wahrheit wieder gerechtfertigt. 


2. Der Zweck des Staates. 

124. Der Begriff des Staates ift ein Wertbegriff, Denn der 
Staat als eine vernünftige Macht jteht in Gebiete der Werte. Es 
ift fein Begriff, der in leerer Allgemeinheit jedes mögliche ftaat- 
liche oder ftaatenähnliche Gebilde umfaßte, jondern ein Begriff, 
der den wahren Gehalt und die befeelende Kraft des Staates be- 
zeichnet. Je mehr ein Staat ihm entjpricht, um fo mehr wird er 
Staat jein und um fo ficherer und dauerhafter als Staat begründet. 
Je mehr ein Staat von diefem Begriffe abweicht, um fo mehr fällt 
er von feinem wahren Wefen ab und neigt fich feinem Untergange 
zu. Der Staatsbegriff ift ein Wertbegriff; es ift in ihm alfo eine 
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Sorderung enthalten. Der Staat ſoll diefem Begriffe gleichen; 
nur dann wird er die Aufgabe, die ihm im Zufammenhange des 
jittlichen Cebens geftellt ift, wahrhaft erfüllen fönnen. Er ift daher 
zugleich ein Swecbegriff. Der Staatszwed ift unmittelbar in dem 
Begriff des Staates enthalten und braucht nur aus ihm entwicelt 
zu werden. 

125. Der Staat ift die ihrer felbft bewußte, vernünftigsfittliche 
Einheit des Dolfstums. Er foll die im Dolfe lebendigen fittlichen 
Antriebe zur Einheit zufammenfchliegen und ihnen dadurch Bejtand 
und Dauer fichern. Das fittliche Leben des Dolfes foll in ibm 
jeine höchite objektive Einheit empfangen. Sie fann ihm nur 
eine Macht geben, welche jelbft vernünftiger Geiſt ift, und die 
daher die bewußten Strebungen der Gejellichaft mit Flarer Be- 
fonnenheit regelt und verfnüpft. Das Sittliche, jahen wir früher 
(42—50), will objektiv werden; es will nicht mur in der innern Ge— 
finnung des Gemüts fich regen, fondern es will als Tat und Wirken 
binaustreten und eine gegenftändliche Welt erbauen. Das Sittliche 
vollendet fich nur im Werk, in dem das fließende Geſchehen jich 
dem Strome der Zeit entrafft und zu einer dauernden Geftalt ar 
langt. Alles jittliche Leben verlangt nach Dauer, dem Bilde der 
Ewigkeit. Es verlangt darum emen Bereich, in dem es zu dauern 
vermag. Als folcher ift dem Einzelnen fein Dolfstum bereitet. 
Aber in ihm dauert zunächit alles, was nur überhaupt einmal ge- 
fchehen und gewirkt ift, Gutes und Schlechtes, Edles und Gemeines. 
Damit in diefem Bereich nur das fittliche Werf dauere und das 
ichlechte vergehe, muß in ihm jelbft ein fittlicher Geiſt lebendig ein, 
eine felbftbewußte Dernunft, die mit befonnenem Willen in dieſes 
Getriebe eingreift und es zu einer jittlichen Sejtaltung bringt. 
Nur wenn auch in diefem objektiven Bereiche ein vernünftiger 
Mille herrfcht, kann er dem fittlichen Werfe die Dauer verbürgen. 
Diefer vernünftige Wille ift der Staat. Er ift Die Dernunft des 
Dolfstums, der im Dolfe lebendige, jelbjtbewußte fittliche Geiſt. 
Dem fittlichen Werke feiner Glieder Beftand und Dauer zu ver- 
bürgen, ift die wahre Aufgabe des Staates, den im Volke lebendigen 
fittlichen Geift zu einer objektiven Darftellung zu bringen, ijt fein 
Swed. 

126. Nur diefe höchfte Beftimmung des Staatszweds Fann 
wahrhaft genügen. Keine niedriger gefaßte wäre fähig, Die Hoheit 
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und Macht des Staates gegenüber jeinen Gliedern zu begründen. 
Alle niederen Auffajjungen heben nur Teile des Staatszweds 
heraus und find daher in unjerer enthalten. Sie bezeichnen feinen 
Zweck, der um jeiner jelbjt willen bejtünde, jondern nur geringere 
Zwecke, die ſelbſt erſt aus anderen gerechtfertigt werden mülfen. 
Der Staat aber ift Selbftzwed, denn er hat Hoheit. Diefen Anfpruch 
auf Hoheit, aus dem fein Swangsrecht hervorgeht, fann er nur 
erheben, weil ein urfjprünglicher jelbftändiger Zweck fich in ihm 
verwirklicht. Und das it allein der fittliche. 

127. Man fann die Kehren vom Staatszweck danach einteilen, 
ob jie dem Staat mur eine regelnde oder zugleich auch eine för— 
dernde Aufgabe zuweifen, und im zweiten Salle danach, ob die 
Sörderung ſich nur auf das leibliche oder auch auf das geiftige 
Wohl feiner Bürger erftredt. Inter diefen drei Lehren ſchließt 
Dabei jede folgende die vorangehenden mit ein. Hat der Staat 
nur regelnde Aufgaben, jo joll er jeine Bürger allein ſchützen, 
er ift bloßer Polizeiftaat. Alle wertvolle fchaffende Tätigkeit wird 
ihnen aber jelbjt überlajjen. Daraus fönnen die tiefen Eingriffe 
in das Keben feiner Glieder, welche der Staat jich erlaubt, nie— 
mals erflärt werden. Und ein ebenjo roher Gedanke ijt es, daß 
der Staat nur für den Magen feiner Bürger forgen joll. Gewiß 
gehören auch dieſe Swede zu feinen Aufgaben, aber allein im 
Dienfte der höheren, jeiner wahren Aufgabe, der Derwirkflichung 
des fittlichen Geiftes. Wird dem Staate bloß die Schußpflicht zu— 
geichrieben, fo verwirklicht fich in ihm überhaupt Fein felbftändiger 
Wert. In Wahrheit find diefe beiden Seiten, Regelung und För— 
derung, in der Dernunft enthalten. Die Dernunft fchlieft die An— 
triebe und Beftrebungen des Bewußtjeins zur geregelten Einheit 
zufammen. Aber fie läuft nicht nur als regelndes Dermögen hinter 
ihnen her, jondern jchreitet ihnen als förderndes Dermögen auc 
voran. Sie blit in die Zukunft und bejtimmt Ziele und Wege des 
Kebens. So enthält auch der Zweck des Staates als einer ver- 
nünftigen Macht dieſes beides. Er regelt und fördert; und jene 
Drei Kehren bezeichnen nur die verjchiedenen Seiten des fie alle 
umfafjenden einheitlichen Staatszweds. 

128. Enger dürfen wir den Staatszwec nicht beftimmen. Ge— 
vade heute bejteht, als Rückſchlag gegen eine Überjpannung des 
Staatsgedanfens, die Gefahr eines gewilfen ÜÜberdruffes am 
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Staate. Darum find manche geneigt, feine Aufgabe wieder mög- 
lichft zu befchränfen. Sie möchten wie der junge Wilhelm von 
Humboldt wieder die Grenzen der Wirffamfeit des Staates be— 
ftimmen. Das ift eine gefährliche Richtung. Denn damit beginnt 
die Gleichgültigfeit am Staate. Alles wertoolle Dafein foll fich nur 
im perjönlichen Leben verwirflichen, den Staat glaubt man dazu 
nicht nötig zu haben. Dann kann es einem auch gleichgültig fein, 
welche Geftalt er hat. Dieje Auffafjung jieht nicht über das Keben 
des Einzelnen hinaus und glaubt mit ihm alles beendet. Jeden— 
falls forgt jie fich nicht um Dauer und Sortbeftand des im Keben 
Sefchaffenen. Der Mann aber foll feinem Werfe Dauer wünfchen, 
auch über fein Keben hinaus. Nur folcher Wille zur Dauer fann 
jeiner Arbeit den rechten Ernſt und die gediegene Kründlichkeit 
geben. Dieſe Dauer kann das Werk feines Lebens nicht in jeiner 
Samilie allein empfangen, denn vielleicht hat er feine Kinder, oder 
jie fterben vor ihm oder eritreben etwas anderes wie er. Sole 
Stätte Der Dauer bietet dem Werfe des Einzelnen nur der Staat. 
Darum geht er das jittliche Leben auch des Einzelnen aufs nächite 
an, und jeder Einzelne muß danach ringen, daß fein Staat Die 
Geftalt empfängt, in der er ein folcher Hüter des jittlichen Geiltes 
zu fein vermag. 

129. Mit diefer Beftimmung des Staatszweds ift auch die alte 
Streitfrage entjchieden, ob der Staat für den Einzelnen da ift 
oder der Einzelne für den Staat. Keiner diefer beiden Auffaffungen 
ift in ihrer Einjeitigfeit haltbar. Denn fowohl im Einzelnen wie 
im Staate foll fich der fittliche Wert verwirklichen. Er ift aber 
immer zugleich Selbftzwed und niemals bloß Mittel für andere 
Swede. Darum darf weder der Einzelne noch der Staat zum 
bloßen Mittel für den Zwed des andern herabgejegt werden. 
Dielmehr find beide wechfelfeitig für einander ſowohl Mittel wie 
Swed. Die fittliche Tat des Einzelnen ift Selbitzwed; um ihrem 
Werfe Dauer zu verleihen, wird es der im Staate verbundenen 
völfifchen Gemeinfchaft überliefert. Hier ift der Staat alfo das 
Mittel, damit in ihm Wefen und Tat des Einzelnen jich entfalten 
fann. Aber der Staat als Selbftbewußtfein geftaltet jich nun felbjt 
zur fittlichen Dernunft; er wird dadurch Selbitzwec und behandelt 
hierfür alle Einzelnen als Mittel zu feinen Sweden. Dies eigen- 
artige, Doppeljeitige Derhältnis wäre nicht begreiflich, wenn nicht 
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jedes der beiden Glieder in den Sweden des anderen feine eigenen 
Swede wiederfände. Der Staat kann fich als Mittel für das Han— 
deln der Einzelnen nur brauchen lafjen, weil der in den Einzelnen 
lebendige fittliche Geift der ftarfe Grund ift, der ihn jelber trägt 
und erhält. Und er darf die Bingabe der Einzelnen für feine 
Swede nur fordern, wenn er den in ihnen lebendigen fittlichen 
Geift wahrhaft zur Darftellung bringt, fo daß fie ihr beftes Teil 
in ihm wiedererfennen. Darum ift weder der bloße Polizeiftaat, 
der das Keben des Einzelnen in der Hauptjache fich jelbft über- 
läßt, noch der äußerfte Sozialismus, der den Einzelnen vollftändig 
für den Staat mit Beichlaa belegt, der wahre Staat. In diefem 
jollen vielmehr allgemeiner und perfönlicher Geift, objeftiver und 
fubjeftiver, einander die Wage halten. Sie follen einander aner- 
fennen und ſich jeder in Dem anderen wiederfinden. 
a) Gerechtigkeit. 

130. Die Derwirflichung des objektiven jittlichen Setjtes, welche 
den Staatszwec ausmacht, nennen wir Serechtigfeit. Denn in der 
Gerechtigkeit, jo jagt ein alter Spruch, ift alle Tugend befchloffen. 
Darum bezeichnet Ariftoteles jie als die vollendete Tugend, nur 
nicht als Tugend an fich, jondern in dem Derhältnis der Menjchen 
untereinander. Sie umſchließt die gejamte Sittlichfeit, aber nicht 
ihrem inneren, im Gemüte lebendigen Sein nach, fondern wie jte 
fich objektiv in dem Derhalten gegen andere und aljo in der Ge— 
meinfchaft darſtellt. Darım iſt die Serechtigfeit die eigentliche 
Tugend des Staates. Dem Einzelnen legen wir fie nur im über- 
tragenen Sinne bei, wenn er Träger der ftaatlichen Gewalt ift. 
Und weil in dem Derhalten des Einzelnen es fich ftets um die 
Anwendung des Rechts auf den bejonderen Fall handelt, muß die 
Gerechtigkeit hier ftets durch die Billigfeit ergänzt werden. Dom 
Staate dagegen ift nur Gerechtigkeit zu verlangen; fie ift die 
höchfte Sorderung, die fich an ihn richtet, die aber auch unnach- 
fichtlich gilt. Wollen wir den Staatszweck mit einem Worte be- 
zeichnen, jo nennen wir ihn Gerechtigkeit. Ein Staat, der zum 
Dorteil Einzelner oder einzelner Gruppen die Gerechtigkeit preis- 
gibt, hat ſich felbft das Urteil gejprochen. Er hat den wahren 
Gehalt feines Wejens verfchleudert und damit die ficherfte Stüße 
feines Dafeins verloren. Im Strahle der Gerechtigkeit blühen die 
Staaten, in der Nacht des Unrechts welfen fie dahin. 
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131. Weil die Gerechtigkeit die vollendete Tugend ift, fo find 
ihre Wurzeln die Grundtriebe des Sittlichen überhaupt. Gewalt 
mag wohl äußerlich einen Rechtszuftand begründen, aber wahre 
Gerechtigkeit wird er dem Staate nicht jchaffen Fönnen, wenn ihn 
nicht der Geiſt der Gerechtigkeit bejeelt, der jeine Wurzeln im 
Reiche des Sittlichen hat. Nur die Gerechtigkeit, nicht die Gewalt 
fann auf innere Anerkennung der ihr Unterworfenen rechnen, und 
ohne folche Anerkennung vermag fich ein Staat vielleicht eine Zeit- 
lang durch äußere Swangsmittel, aber niemals auf die Dauer zu 
behaupten. Gewalt erzeugt nur Gewalt und Haß erwecht wieder 
Haß. Aus dem Streit allein wird nimmermehr das Recht geboren, 
wenn in dem Zujfammenprall der feindlichen Kräfte nicht der 
Sunfe einer höheren fittlichen Anfchauung emporfpringt. Nicht in 
dem Haß, jondern in der Liebe wurzelt die Gerechtigkeit, und der 
andere fittliche Grundtrieb, die Ehrfurcht, muß ihr begegnen. In 
den Schöpfern und Erhaltern des Nechts, der Obrigkeit, muß als 
Kiebe der Wunfch lebendig fein, dem Guten und Nechten zu Be- 
ftand und Blüte zu helfen. Gewiß joll die Obrigkeit nicht von 
einer fchwächlichen Liebe zu allem und jedem erfüllt fein, von 
einer Kiebe, die auch das Schlechte hochzieht, fondern von der 
wahren Siebe, die nur zu dem Guten befteht und das Schlechte 
befämpft, um das Gute zu fchügen und zu fördern. Nur jolche, 
aus der wahren Liebe geborene Gerechtigkeit wird in den ihr 
Unterworfenen die Achtung und Ehrfurcht wecken, mit der fie an- 
erfannt wird. In Haß und Gewalt dagegen ift gerade die Einheit 
des fittlichen Bewußtjeins eines Dolfes aufgehoben, deſſen Ausdrucd 
die Gerechtigkeit fein ſoll. 

132. Und worin befteht die Gerechtigkeit? Wie lautet ihr 
Grundſatz? Wir können fie von der Seite des Staates, wie von der 
Seite des Einzelnen betrachten. Denn weil die Gerechtigkeit die 
objektive Darftellung des Sittlichen ift, jo müffen auch die Ein- 
zelnen in ihrem fittlichen Leben an ihr mitwirfen. Don der Seite 
des Staates angejehen, wüßten wir ihre Regel nicht beijer zu be— 
zeichnen, als mit dem alten preußischen Wahlfpruch: Jedem das 
Seine! So bezeichnet auch der erſte Satz des römijchen Rechtsbuches 
die Gerechtigfeit als den beharrlichen und dauernden Willen, jedem 
Das Seine zu gewähren. Nur müffen wir in dem „Seinen das 
wahre Seine erfennen, nämlich das fittliche Sein und Tun eines 
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jeden, und dürfen Dabei auch das Seine des Ganzen, der Dolfs- 
gemeinfchaft, nicht vergejjen. Daß jeder fein fittliches Weſen im 
Staate entfalten fönne und jein fittliches Werf im Staate für die 
Dauer bewahrt jieht, das ift die Gerechtigkeit, die vom Staate zu 
fordern ift. Nicht dagegen find es die jinnlichen Güter und ſinn— 
lichen Bedürfniffe, in denen wir das Seine eines jeden fuchen 
dürfen. Sie find ja gar nicht fein, jondern ihm nur auf Furze 
Seit geliehen, damit er an ihnen das wahre Seine, jeinen fittlichen 
Willen, betätige. Sie zu fördern und zu gewähren, ijt darum an 
fich nicht Inhalt der Gerechtigfeit, fondern nur joweit, als fie zum 
fittlichen Wert nötig find. Im Gegenteil, auf fie zu verzichten zu- 
gunften des Ganzen, damit auch das Ganze zu Dem Seinen fomme, 
wird ſehr oft die Forderung wahrer Gerechtigkeit fein. 

135. In dem Grundjag Jedem das Seine! erfcheint der Staat 
als die tragende Macht der Gerechtigkeit und die Einzelnen als 
ihre Empfänger. Aber der fittliche Geift des Staates vermag 
nicht zu beftehen, ohne den Seift feiner Bürger. Die Gerechtigkeit 
im Staate kann fich nicht verwirklichen, wenn fie nicht in dem 
Seben feiner Blieder Wurzel jchlägt. Darum Fann die Gerechtig- 
keit auch von der Seite diefer Glieder betrachtet werden. Die Ein- 
zelnen erfcheinen dann nicht als bloße Empfänger, jondern als 
Träger der Gerechtigkeit, und ihr Grundfat lautet, wie fchon Plato 
ihn fand: Jeder das Seine! jeder tue das Seine; er erfülle die 
ihm eigentümliche Aufgabe, die in dem Sufammenhang des Volks— 
tums ihm bejonders zufällt. 

134. Beute ift der Grundſatz: Jedem das Seine! durch den be— 
quemeren Jedem das Gleiche! verdrängt. Es ift der Grundſatz 
der faljchen Gerechtigkeit, denn er behandelt die Menjchen nicht 
als fittliche Wefen. Er ift in Wahrheit eine Beleidigung für den 
Menfchen. Denn gleich ift nur das Wertloje, das gar Feine Be—— 
jonderheit mehr befigt, und das man daher nur zählen Fann. 
Alles, was von Werten erfüllt ift, ftellt fich nur in eigentümlicher 
Bejonderheit dar. Die Menfchen find verfchieden, und damit ift 
ihre fittliche Aufgabe verfchieden. Werden fie als gleich behandelt, 
jo wird ihre Bejonderheit, alſo was ihren Wert ausmacht, ver- 
nachläffigt oder unterdrüdt. Der Staat wird, weil er jedem das 
Gleiche geben will, feinem mehr das Seine geben. Wenn alle 
gleich find, jo wird ihr Wert fich nicht nach ihrer befonderen Auf— 
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gabe im Keben bemejjen, fondern nur nach dem Umfang, in dem 
jeder fich das Keben zu eigen macht. Es wird alſo auch der Grund- 
faß Jeder tue das Seine! außer Acht gejegt werden, und jeder 
wird fich auf alles verftehen und auf alles einlaffen wollen. Die 
Dielgefchäftigfeit, die Plato als den Gegenſatz wahrer Serechtigfeit 
bezeichnete, wird um fich greifen, und keiner wird mehr an feiner 
Stelle bleiben wollen. Als gleich find die Bürger vom Staate viel- 
mehr nur dort zu behandeln, wo fie gleich find, nämlich in den 
natürlichen Grundlagen ihres Dafeins, als verjchieden dagegen 
dort, wo fie verjchieden find, in ihren geiftigsjittlichen Anlagen und 
Aufgaben. Dann wird jeder das Seine erhalten und die Gerechtig- 
feit verwirflicht fein. 


b) Sreiheit. 


155. Gerechtigfeit ift der höchite Staatszwed. Aber Diejer 
Zweck fchließt ein Mittel ein, ohne das er niemals verwirklicht 
werden Fann, ein Mittel, das nicht nur unter beftimmten Um— 
ftänden erforderlich ift, jondern das, joll anders der Swed des 
Staates erreicht werden, ftets unerläßlich ift. Wir Fönnen dies 
Mittel darum auch geradezu in den Staatszwec mit aufnehmen. 
Es heißt: Sreiheit. Allerdings nicht die finnliche Sreiheit, die Frei— 
Beit der Willfür, zu tun und zu laffen, was einem beliebt. Dieje 
Sreiheit einzufchränfen, ja zu unterdrüden, wird vielmehr oft 
ein notwendiges Mittel zur Derwirklichung der Gerechtigkeit fein. 
Die Entfeffelung der finnlichen Sreiheit führt zu jener Dielgefchäftig- 
feit und der allgemeinen Sleichmacherei, die wir als den Grund- 
faß der faljchen Gerechtigkeit Fennen gelernt haben. Dagegen ift die 
wahre Sreiheit, Das Dermögen der fittlichen Selbftbeftimmung, die 
Grundlage jeder Sittlichfeit. Nur aus der freien Selbftbeftimmung 
des Einzelnen wie der Völker kann das Sittliche hervorgehen. 
Darum Fann ohne Sreiheit auch die Gerechtigfeit fich nicht verwirf- 
lichen. Beide find hier Wechfelbegriffe, die Daher auch wechjelnd 
als Mittel oder Zweck betrachtet werden fönnen. Die wahre Sreiheit, 
d. h. die fittliche Selbftändigfeit feiner Bürger ift das Mittel, Durch 
das fich im Staate allein die Gerechtigfeit verwirklicht. Damit 
wird der Staat als Selbſtzweck betrachtet. Oder die Sicherung 
und $örderung der fittlichen Selbftändigfeit der Einzelnen ift der 
Zwed, den der Staat durch die Gerechtigkeit verwirklichen joll. 
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Dann wird der Einzelne als Selbjtzwed betrachtet. Die Sreiheit 
verwirklicht fich hier im Einzelnen, die Gerechtigfeit im Staate. 
Darum bleibt im Derhältnis zu feinen Gliedern die Gerechtigkeit 
als der wahre Swec des Staates beftehen. 

136. Aber noch nach einer anderen Seite ift die Sreiheit Die 
unerläßliche Bedingung der Gerechtigkeit, nämlich in dem Der- 
hältnis des Staates zu anderen Staaten. Der Staat kann jelbft- 
verftändlich die ihm eigentümliche Tugend, die Gerechtigkeit, nur 
verwirklichen, wenn er über fich und feine Werkzeuge frei ver- 
fügen fann, Auch für den Staat jelber ift die Freiheit die Brund- 
lage und unerläßliche Bedingung des Sittlichen. Geht fie ihm 
verloren, jo wird er gerade joweit, wie er fich nicht mehr jelber zu 
beftimmen vermag, Glied des Staates, an den fie ihm verloren geht. 
Er ift dann gar nicht mehr jelbftändige Dernunft, jondern muß 
jie aufgeben zugunften eines andern. Aber nur als vernünftige 
Macht fann er die Gerechtigkeit in fich verwirklichen. Darum ift 
die Behauptung feiner Sreiheit ein unerläßliches Mittel für den 
Swec des Staates, ein Mittel, das in dem Derhältnis zu anderen 
Staaten der Zweck des Staates felber wird. Nach außen ift die 
höchfte Aufgabe des Staates, feine Sreiheit zu behaupten, eine 
heilige Pflicht, die er niemals preisgeben darf, weil nur auf dem 
Grunde der Sreiheit der fittliche Geift fich entfalten kann, der den 
Staat erfüllen foll. Ein Staat, der endgültig auf feine Sreiheit 
verzichten wollte, hätte-damit auf fich jelber verzichtet. 

157. Auch in dem Derhältnis der Staaten untereinander find 
Streiheit und Gerechtigkeit unlösbar verfnüpft und Fönnen daher 
wechjelnd als Mittel und Sweck betrachtet werden. Es gibt ja 
auch eine Gerechtigkeit zwijchen den Völkern, die allerdings nicht 
wie innerhalb des Staates durch eine überragende Macht, fondern 
durch das freie Einjegen der einzelnen Staatswillen verwirklicht 
wird. Die Sreiheit des Staates ijt hier Die Forderung der Gerech- 
tigkeit, eine Sorderung allerdings, deren Erfüllung der Staat 
nicht von einem andern, fondern nur durch feine freie Tat erwarten 
darf. Aber dies Derhältnis von Sreiheit und Gerechtigkeit kann 
ich auch hier umfehren. Die Sreiheit ift nicht nur das Mittel der 
Gerechtigkeit, fondern ich fann auch die Gerechtigkeit als Mittel 
der Sreiheit betrachten. Nicht für jeden beliebigen, Durch fremden 
Machtſpruch willfürlich gefchaffenen Staat ift Beftand und Sreiheit 
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eine Sorderung der Gerechtigkeit. Sondern der Staat muß dazu 
das Recht feines Dafeins erweifen, und er erweift es, indem er den 
Staatszwed, die Gerechtigkeit, in fich verwirklicht. Nicht jedes 
Dolf, auch wenn die natürliche Gemeinſchaft von Boden und Blut 
es verbindet, hat Anfpruch auf einen felbftändigen Staat. Denn 
der Staat ift mehr als Natur. Er ift vernünftige Macht. Nur 
ein Dolf, das ſich jelbft zur Höhe der fittlichen Dernunft erhoben 
hat und daher in feinem Staate die Gerechtigkeit verwirklicht, hat 
Anſpruch auf einen felbftändigen Staat. Polen und Tichechen follen 
ihre Sähigfeit und damit ihr Recht zu einem Staate erft erweifen. 
Sonft werden fie ihren Staat wieder verlieren und damit nur ihr 
verdientes Schickſal erleiden. 

188. Damit haben wir den Gehalt des Staatszwecds ums 
ichrieben. Er bietet eine Doppelte Seite, in dem Derhältnis des 
Staates zu feinen Gliedern oder zu anderen Staaten. In dem Der- 
hältnis des Staates zu feinen Hliedern Fönnen wir den Staats- 
zweck bejtimmen als Gerechtigkeit, in der die Freiheit befchloffen 
ift, in dem Derhältnis zu anderen Staaten als Sreiheit, in der die 
Gerechtigkeit befchlojien ift. Beide Zwecke gehören untrennbar zu= 
jammen, und es erledigt fich daher die Srage, welcher dem anderen 
vorzugehen hat, da Feiner ohne den andern beftehen, aljo auch 
feiner um des anderen Willen preisgegeben werden darf. Der 
höchfte Staatszwecd, die Gerechtigkeit, bezieht fich allerdings un— 
mittelbar nur auf das Derhältnis des Staates zu jeinen Bürgern. 
Aber ohne die Freiheit des Staates nach außen fann er nicht ver- 
wirklicht werden; er muß deshalb, ift dieſe Sreiheit bedroht, auch 
wieder völlig diefer fich unterordnen. Der Staat würde jeine eigene 
Aufgabe mißverftehen, der in Zeiten der Gefahr aus Gründen 
wirklicher oder angeblicher Serechtigfeit jeinen Bürgern Sugeftänd- 
niffe machte, die feine Sreiheit gefährden. Er gefährdet damit die 
Srundlage, auf der allein auch die Gerechtigkeit erwachjen kann. 
Das Schulbeifpiel folcher Derfennung des wahren Derhältnijjes 
beider Zwecke ift die Entfeflelung der Srage des preußiſchen Wahl- 
rechts durch die deutfche Regierung während des Weltkriegs. 

139. Die Mittel zur Derwirkflichung des Staatszwecks faſſen wir 
unter dem Namen der Politik zujammen. Die pPolitif ift die 
Sefamtheit der Mittel zur Derwirklichung des Staatszweds. Auch 
die Politif wendet fich, entfprechend der Doppelfeitigkeit Des Staats- 
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zwecks, nach einer doppelten Seite. Sie richtet fich als innere 
politif auf die eigenen Glieder des Staates und als äußere Politik 
auf andere Staaten. 


5. Innere Politit. 
a) Die Rechtsordnung. 


140. Die Derwirflichung des Rechts nach der Regel der Ge— 
rechtigfeit ift der Swec des Staates nach innen, in dem Derhältnis 
zu feinen Sliedern. Er verwirklicht das Necht durch die Nechts- 
ordnung. Sie macht, wie wir früher (97) jahen, fein Wefen als 
Gefegesmacht in feinem inneren Dafein aus. Die Aufftellung und 
Anwendung der ANechtsordnung bezeichnet daher allgemein Die 
Haupttätigfeit des Staates nach innen. Ehe wir uns aber den ver- 
fchiedenen Sweigen diejer Tätigkeit zuwenden, feien einige allge- 
meine Bemerfungen über das Wejen der Hechtsordnung und ihre 
Grundregeln vorausgefchict. 


14. In der Rechtsordnung faßt der Staat die im Dolfe leben— 
digen Rechtsanfchauungen zu einer vernünftigen Einheit zufammen. 
In ihr durchdringen fih Staat und Recht; und es ift daher 
wohl am Plaße, zunächft über das vielumftrittene Derhältnis diefer 
beiden Mächte zueinander zu jprechen. Sie ftehen in einer eigen- 
tümlichen Wechfelbeziehung, da jeder von beiden Begriffen den 
andern vorauszufegen fcheint. Einerjeits iſt Der Staat felbft eine 
rechtliche Ordnung und fcheint nur durch das Hecht zuftande zu 
fommen; andererfeits jchafft und fchüßt er die Nechtsordnung. 
Einmal fcheint das Recht ein Mittel zur Derwirflichung des Staats 
und dann wieder der Staat ein Mittel zur Derwirflichung des 
Rechts. Don der einen Seite wird daher betont, daß nur das Recht 
dem Menfchen gleichlam angeboren, und der Staat eine mehr zu— 
fällige Form feiner äußeren Derwirflichung fei; von der anderen 
Seite legt man den Nachdrud darauf, daß das Necht überall den 
Staat vorausjege und außerhalb des Staats fein Hecht beftehe. 
Wir können diefe Srage aus der Gejchichte und aus dem Begriff 
zu beantworten fuchen, müſſen Dabei aber den Sat Hegels im 
Auge behalten, nach dem das Dernünftige auch wirklich und das 
Wirkliche vernünftig ift. In der gefchichtlichen Wirklichfeit muß 
fih auch das wahre begriffliche Derhältnis offenbaren. 
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142. Die Geſchichte lehrt uns zweifellos, daß es Recht ſchon 
vor dem Staate gibt, allgemeine rechtliche Uberzeugungen und 
Gebräuche, die zunächſt von der Sitte geſchützt werden, und die 
ſich von den gleichgültigen Inhalten der Sitte dadurch unterſcheiden, 
daß ſie als ſtrenger verbindlich gelten. Dieſe einzelnen Rechts— 
anſchauungen ſtehen hier aber ungeordnet und unverbunden neben— 
einander; und wie weit ihre Geltung reicht oder wie weit ſie an— 
erfannt werden, ift niemals ganz ſicher. Die Leiſtung des Staates 
befteht darin, daß er diefe vereinzelten Regeln in einer allgemeinen 
Ordnung verfnüpft und diefe Ordnung als eine dauernd gültige 
aufitellt, die nur Durch Maßnahmen, welche in ihr jelbft vorgefehen 
find, abgeändert werden kann. Darum ftehen zumeift am Beginn 
der Staaten die „Geſetzgeber“, und fie gelten als die wahren Begrün- 
der der Staaten. Sie haben, wie wir jet wohl ficher jagen Fönnen, 
in erfter Linie nicht neues Recht gefchaffen, fondern nur die über- 
lieferten Rechtsanfchauungen feftgeftellt und fchriftlich niedergelegt. 
Sie haben nicht das Recht, wohl aber eine Rechtsordnung gefchaffen 
und in diefer Ordnung das Recht jelber gefichert. Die Entftehung 
des Staates bedeutet nicht das Ende eines rechtlofen und den Be- 
ginn eines rechtlichen Zuftandes, fondern fie bedeutet das Ende 
eines Suftandes der Nechtsunjicherheit und den Beginn geficherten 
Rechts. Aber allerdings wird das Recht erjt durch diefe Sicherung 
wahrhaft zum Recht, während in dem vorftaatlichen Zuftand die 
Grenze zur Sitte eine mehr oder weniger fliegende ift. Die Strenge 
der Derbindlichkeit bedeutet nicht einen Unterjchied fchlechthin, ſon— 
dern nur einen verhältnismäßigen Unterjchied zwifchen Necht und 
Sitte. Dies am Beginn des Staates hervortretende Derhältnis von 
Staat und Recht bleibt auch in der Entwiclung des Staates dau— 
ernd gewahrt. Die im Dolfe fich bildenden Rechtsanjchauungen 
finden allmählich und fortichreitend in der ftaatlichen Gefeßgebung 
ihren Ausdrud. Necht und Staat entwiceln ſich gemeinfam mit- 
einander. Als Gedanfe muß das Recht ſchon da fein, ehe der 
Staat es gejeglich feftitellt, aber allgemeine Gültigkeit empfängt 
es erft Durch das ftaatliche Geſetz. Als Anlage, Möglichkeit ijt es 
vorhanden, Wirklichkeit wird es erft Ducch den Staat. Der Staat 
verwirklicht es, indem er es dem Ganzen feiner Rechtsordnung ein- 
gliedert. 

143. Zu demfelben Ergebnis führt eine Betrachtung des be— 
grifflichen Derhältnifies. Der Staat ijt Selbftbewußtjein. Er er- 
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hebt, was im Dolfe als natürlicher Antrieb, Gefühl und Dorftellung 
lebt, zur Höhe felbjtbewußter Dernunft, indem er es in einer ein- 
beitlihen Ordnung verfnüpft. Dadurch verwirklicht er es erft 
ganz. Der Dergleich mit dem einzelnen Menjchen liegt nahe. Auch 
in ihm find Sittlichfeit, Edelmut und alle Tugenden vielleicht 
lebendig, ohne daß er fie fich felbft zum Bewußtfein bringt. Aber 
als vernünftiges Wefen hat er die Aufgabe, fie zur Höhe felbft- 
bewußter Dernunft zu erheben, feinem Keben dadurch Einheit und 
Regel zu geben und ſich nicht mehr von den zufälligen einzelnen 
Antrieben jeines Bewußtfeins, jondern von dem Gejege der Der- 
nunft leiten zu lafjen. Er dringt in diefem Dernunftgejege nur zu 
feinem eigenen, wahren Wefen vor, aus dem all jene einzelnen 
Antriebe erjt ihre Ordnung und Sichere Beftimmtheit empfangen. 
Nicht anders der Staat. Indem er die im Dolfe bewußten Rechts- 
gedanken zur einheitlichen, aus jelbftbewußter Dernunft gefchaffe- 
nen Rechtsordnung zufammenjcließt, verwirklicht er fie erft wahr— 
haft, und er verwirklicht in diefer Ordnung des Rechts zugleich fich 
jelbft. Indem der Staat das Recht als Rechtsordnung in die Wirk— 
lichfeit überführt, verwirklicht er fein eigenes Wefen, das nach 
innen im Derhältnis zu den eigenen Gliedern eben NRechtsordnung 
ift. So ift es eine Handlung, in der Staat und Recht fich verwirf- 
lichen. Ein unabhängig vom Staate bejtehendes Naturrecht, an 
dem alles geſetzte Recht jeinen Maßſtab hätte, Fann es daher nur 
in dem Sinne letter allgemeiner Rechtsregeln, aber nicht als eine 
wirfliche Rechtsordnung geben. Denn als Ordnung, als ein ge— 
gliedertes Ganzes fommt das Recht erft im Staate zuftande. 

144. Wie der Einzelne fich in freier fittlicher Beftimmung dem 
von ihm felbft geftellten Geſetze auch felbjt unterwirft, jo erkennt 
der Staat die von ihm jelbft aufgeftellte Rechtsordnung als für 
ſich jelbft verbindlich an. Er fichert und verbürgt das Recht, indem 
er fich ihm jelber beugt. An diefem Zuge wird das Wejen des 
Staates als jittlicher Dernunft bejonders deutlich offenbar. Keine 
andere Staatsauffajjung vermag dieje, für das Weſen des Staates 
grundlegende Tatfache zu erflären. Wäre der Staat bloße Ge— 
walt, jo wäre durchaus Fein Grund erjichtlich, weshalb er fich dem 
von ihm jelbft gegebenen Geſetze auch felbjt unterwerfen follte. 
Nur die Dernunft läßt fich von der frei durch fie felber geftellten 
Regel auch felber binden. 
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145. Die Rechtsordnung als die Einheit der vom Staate er- 
zwungenen Negeln des menschlichen Gemeinjchaftslebens muß auf 
beftimmte Grundregeln zurücdführen, aus denen fie ihren Zus 
jammenhang und ihre Einheit empfängt. Diefe allgemeinften Re— 
geln find es, die man früher in einem Naturrecht, an dem alles 
gefegte Recht feinen Maßftab hätte, glaubte zufammenfafjfen zu 
fönnen. Aber ein zufammenhängendes Recht gibt es eben nur 
im Staate. Seine legten Regeln dagegen find allgemeiner Natur 
und müffen jich aus der Dernunft herleiten lafjen. Sie müfjen des— 
halb letzthin mit den fittlichen Regeln und Gefegen zufammen- 
fallen. Es ift der fittliche Seift, an dem alles Recht jeinen Maßftab 
und feinen Leitfaden bejitt, nur das Sittliche in der Geſtalt objef- 
tiver Dernunft, alfo nicht wie es in der Gefinnung des Einzelnen 
lebt, jondern wie es in der Hemeinjchaft hervortritt. Aus dem 
fittlichen Gemeingeifte müſſen fich die Grundregeln des Rechts er— 
geben, er muß die Seele der Rechtsordnung fein. Das Sittliche 
aber ift Pflicht. Und jo ergibt fich als erfte und allgemeinfte Grund— 
regel: feine Rechte ohne Pflichten! Recht und Pflicht find 
Wechfelbegriffe und unlösbar verbunden. Nechte, denen Feine 
Pflichten entjprechen, jind Unrechte. Wie der Staat nur Träger 
der Rechtsordnung fein kann, weil er ſich ihr felbft unterwirft und 
fo das von ihm gefchaffene Recht jelber als Pflicht auch für jich 
jelbft anerfennt, fo darf er auch Feine Rechte gewähren, wenn er 
mit ihnen nicht zugleich Pflichten auferlegt. Nur in diefem Sinne 
einer Sleichwertigfeit von Rechten und Pflichten kann die Sorde- 
rung der Gleichheit des Rechts gelten. Daß alle ohne Rückſicht 
auf die Pflichten, welche fie übernehmen, gleiches Recht haben 
follen, ift feine vernünftige Sorderung; das hieße, Dorrechte Denen 
gewähren, die am wenigjten Pflichten tragen und aljo folche Vor— 
rechte am lebten verdienen. 

146. An dem fittlichen Seifte, der hier aber als objeftiver 
hervortritt, befitt das Necht feinen Maßſtab, durch dieſe Doppelte 
Bedingung verzweigen fich die Grundregeln des Rechts nach zwei 
Seiten. Es handelt fih um den jittlichen Geiſt der Einzelnen, 
infofern er in dem Zuſammenleben mit andern nach außen wirft, 
und um den fittlichen Geiſt der Gemeinjchaft, der dies Wirfen der 
Einzelnen in fich aufnimmt, verbindet und bewahrt. Das fittliche 
Bandeln der Einzelnen und jeine Derfnüpfung in einer allgemeinen 
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Ordnung, das find die beiden Gebiete, auf denen das Recht fich 
betätigen foll, und für die aus der allgemeinen Grundregel ge- 
fonderte Regeln abgeleitet werden müffen. Wir fönnen fie als 
fubjeftives und objeftives Recht einander gegenüber- 
ftellen. Ienes umfaßt die Sorderungen, welche der Einzelne, um 
feine Aufgabe erfüllen zu fönnen, an alle andern, jowie an die 
Sefamtheit jelber ftellt; Diefes die Forderungen, welche der Staat 
an alle Einzelnen ftellt, um ihre Aufgaben miteinander zu ver- 
mitteln und in einer einheitlichen Ordnung zu verfnüpfen. Beide 
Arten von Forderungen aber müflen, um als Nechtsregel aner- 
fannt zu werden, in Pflichten begründet fein, das jubjeftive Recht 
in der Pflicht des Einzelnen, fein fittliches Werf zu fchaffen, das 
objektive Recht in der Pflicht des Staates, den fittlichen Geift der 
Dolfsgemeinjchaft zu verwirklichen. 

147. Das fubjeftive Recht aber wird innerhalb der Nechtsord- 
nung nur infoweit als Recht anerfannt, als es vom Staate gemwähr- 
leiftet und aljo in das objektive Recht mit aufgenommen ift. Ein 
jubjeftives Necht, welches der Einzelne nur aus eigener Über— 
zeugung durchzufegen verfuchen Fönnte, kann es in einer Rechts- 
gemeinfchaft nicht geben. Denn das Recht ift feinem Wejen nach 
öffentlicher Art. Es muß, um zu gelten, von der Allgemeinheit 
anerfannt und aljo ein Glied des vom Staate verbürgten Nechtes 
geworden fein. Darum erfcheint das fubjeftive Recht vom Stand- 
punfte der Rechtsordnung aus als Rechtsgewährung oder Nechts- 
befugnis. Danach zerfällt alles Recht in Rehtsbefugniffe 
und Rehtsforderungen. Jene umfchreiben den Umfreis, 
innerhalb defjen der Staat dem Einzelnen die freie Entfaltung 
gewährleiftet, diefe bezeichnen die Grenzen, durch welche der Staat 
die Entfaltung der Einzelnen für die Zwecke der Gejamtheit ein- 
fchränft. Dabei follen die Rechtsbefugniſſe die fittliche Tätigkeit 
der Einzelnen verbürgen. Sie haben ihren Grund alſo in der 
Pflicht, welche der Staat gegen feine Slieder trägt, während die 
Rechtsforderungen die Pflichten der Hlieder gegen den Staat ent- 
halten. Nur wenn die fittliche Bedeutung der Einzelnen, wie des 
Staates anerfannt wird, ift ein wirkliches Rechtsverhältnis möglich. 

148. Die Nechtsbefugnifje haben als Grundregeln jene Be- 
ftimmungen, die man früher als allgemeine Menjchenrechte be- 
zeichnete. Dabei find aber die fogenannten Menichenrechte, welche 
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die franzöjiiche Revolution erflärte, ein häßliches Gemisch von ver— 
ftiegener Schwärmerei und Krämergeilt. In Wahrheit gibt es 
nur ein urfjprüngliches Menjchenrecht, das nicht aufzuheben und 
nicht aufzugeben ift, das Recht auf die Erfüllung meiner fittlichen 
Beftimmung. Als ein Recht aber erfjcheint dies erft in der Ge— 
meinfchaft, Dem Staate, denn außerhalb der Semeinfchaft von 
Rechten zu reden, hat feinen Sinn. Wir möchten daher lieber von 
allgemeinen Bürgerrechten fprechen. Das erfte ſolche Bürger- 
recht ift alſo die Möglichkeit, feiner fittlichen Aufgabe gerecht zu 
werden. Nur zu diefem Zwecke ift das Recht auf Sreiheit das 
erfte und urjprünglichite Recht, in diefem aber gewiß. Darin aber 
ift die Rückſicht auf das Ganze ſchon mitenthalten, denn in der 
fittlichen Sorderung liegt ja felbft der Gedanke der Allgemein- 
gültigfeit. Eine fittliche Beftimmung, welche die Nechte der Ge— 
meinjchaft — der wahren, nicht nur der augenblidlichen — ver— 
legte, Fann es nicht geben. Darum ift diefes Mlenjchenrecht nicht 
eine bloße Sorderung, die der Einzelne an den Staat heranbringt, 
fondern in ihr ijt die Pflicht der Anerkennung des Staates als des 
Trägers des Gejamtgeiftes mit enthalten. Diejes höchfte Recht 
des Menſchen, die fittliche Sreiheit, fommt für das Leben in der 
Gemeinfchaft und alſo für die ftaatliche Rechtsordnung aber nur 
foweit in Betracht, als es fich nach außen in dem Sujammenleben 
mit andern auswirkt. Das gefchtieht in der Arbeit. Seine Arbeit 
ift die Geftalt, in der der Wille des Einzelnen in die Gemeinjchaft 
eingreift und durch die er mit der Gemeinſchaft verbunden ift. 
Das Recht auf Arbeit ift darum das höchfte Recht, welches 
dem Einzelnen als Glied der Gemeinſchaft zufteht; dies Recht dem 
Einzelnen zu gewähren und zu verbürgen, iſt die höchite Forde— 
rung, die an den Staat geftellt werden muß. Weder Bettler noch 
Müßiggänger darf er unter fich dulden. Die Arbeit ift ein Recht 
des Menfchen, weil fie feine Pflicht ift. Die weiteren Nechte fließen 
aus diefem oberjten her, weil fie Bedingungen find, unter denen dies 
oberfte allein zu beftehen vermag. Es jind das Recht auf Sicher- 
heit und das Recht auf Eigentum. Beides find nicht ur— 
fprüngliche Nechte, jondern Rechte mur als Bedingung der fitt- 
lichen £eiftung in der Arbeit. Nur um dem Einzelnen die Mög— 
lichfeit der Arbeit zu verbürgen, fchüßt der Staat feine Sicherheit 
und fein Eigentum. Ein urjprünglicher Anfpruch auf beides be- 


76 Sweiter Teil. Die Aufgabe des Staates 








fteht nicht, Denn ſinnliche Güter fönnen überhaupt nicht Inhalt 
eines urjprünglichen Menjchenrechtes fein. Darum fett der Staat 
ja auch für das Recht des Ganzen Leben und Eigentum feiner 
Bürger aufs Spiel und opfert fie auf. Wir fönnen die jubjektiven 
Rechte oder Nechtsbefugniife aljo in folgender Tafel zufammen- 
jtellen: 
Freiheit 
Sicherheit Eigentum 

149. Den Bürgerrechten ſtehen die Rechte Des Staates 
gegenüber, die neben ihnen nicht vergeſſen werden dürfen, wenn 
anders der Staat als jelbjtändige jittliche Macht anerfannt werden 
joll. Die Rechtsbefugniffe find Nechte des Bürgers und Pflichten 
des Staates, die Nechtsforderungen find Pflichten des Bürgers 
und Rechte des Staates. Aber auch dem Staate können folche 
Rechte nur zufommen, weil fie in Pflichten des Staates begründet 
ind. Auch der Staat hat eine fittliche Beftimmung, die als fein 
einziges urfprüngliches Recht anerfannt werden muß. Es ift die 
Gerechtigkeit, die er aber mur durch Sreiheit verwirklichen Fann. 
Darım ift das Recht auf Sreiheit auch das erfte Recht des 
Staates. Um feine Sreiheit zu erhalten, Fann er von feinen Bürgern 
alles fordern. Und weil nur ducch die Freiheit des Staates auch 
die Sreiheit der Bürger gefichert ijt, geht fie diefer unbedingt vor. 
Um feiner Sreiheit willen darf und muß der Staat fich die tiefiten 
Eingriffe in die Sreiheit feiner Bürger erlauben. Eine Dernichtung 
der Sreiheit des Einzelnen bedeutet das nicht, denn in der Sreiheit 
des Staates ſchützt und fördert er nur feine eigene Sreiheit. Seine 
Selbitändigfeit nach außen gegenüber anderen Staaten wie nach 
innen feinen Sliedern gegenüber zu bewahren, ift die heiligfte 
Pfliht und damit auch das erfte Recht des Staates. Aus diefem 
Rechte fließen zwei abgeleitete her. Die Sreiheit kann nur beftehen, 
wenn der Staat feine Sicherheit nah außen und feine Selbftändig- 
feit nach innen bewahrt. Nach außen hat er darum das Recht, 
die leibliche Kraft feiner Bürger zufammenzufaffen und zu feiner 
Sicherung einzufegen. Ich möchte dies Recht Das dev Waffenhoheit 
nennen. Nach innen regelt und verfnüpft er die wirtichaftliche 
Arbeit feiner Glieder, um fie zum Wohle des Ganzen zu fchüßen 
und zu erhalten. Es ift die Wirtfchaftshoheit des Staates, 
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durch die er die Keiftungen aller Einzelnen mit denen aller anderen 
vermittelt und jich jelbjt und feinen Aufgaben die notwendigen 
Grundlagen verjchafft. An dem durch die Wirtjchaftshoheit des 
Staates geficherten Wohle des Ganzen muß alle Wirtjchaft des 
Einzelnen, feine Arbeit wie fein Eigentum, ihr Maß und ihre Be- 
richtigung finden. 

150. Die Rechte des Staates find für jeine Glieder Pflichten. 
Es ijt die Pflicht der Treue, welche allein Beftand und Sicherheit 
des Staates verbürgt. Mur in der Treue feiner Bürger kann die 
Sreiheit des Staates nach innen und außen begründet fein. Sie 
umſchließt die beiden fittlichen Srundtriebe, Liebe und Achtung. 
Die Kiebespflicht der Bürger gegen den Staat iit die Grundlage 
feiner Waffenhoheit; nur folche durch nichts zu erfchütternde Liebe 
fann das Opfer verbürgen, das hier von den Einzelnen bis zur 
Bingabe ihres Kebens gefordert wird. Und die Wirtjchaftshoheit 
des Staates ift Durch die Achtung der Bürger gewährleiftet, Die 
Achtung vor der im Staate zujammengefaßten Leiftung der Mit» 
bürger. Nur diefe Achtung vor der Keiftung der Einzelnen und 
des Ganzen ermöglicht das geregelte Zuſammenwirken aller Kräfte, 
wie es der Staat in feiner Rechtsordnung herftellen foll. 


b) Die Aufftellung der Rechtsordnung: Gefetgebung. 


151. An der Rechtsordnung hat alle Tätigfeit des Staates im 
Innern ihr Maß und ihr Ziel. Das Erfte ift Daher hier die Auf- 
ftellung der Rechtsordnung. Sie ift die erfte, grundlegende Tätigkeit, 
Durch welche der Staat als Die Rechtsgemeinfchaft des Dolfes über- 
haupt erſt entfteht und fich dann fortfchreitend verwirklicht. Eine 
Tätigkeit, welche nicht irgendwie, mindeftens ihrer allgemeinen 
Richtung und Sorm nach durch die Rechtsordnung feitgelegt wäre, 
fommt dem Staate nicht zu. Darum muß vor aller anderen Tätig- 
feit Die Rechtsordnung aufgeftellt fein. Das gefchieht in der Gefet- 
gebung. In ihr wird die Rechtsordnung gefeßt, d. h. öffentlich 
aufgeftellt. Die Öffentlichkeit ift Bedingung des Nechts, die Rechts- 
ordnung muß darım eine öffentliche jein. Sie muß allgemein be— 
Fannt fein, um allgemein anerkannt zu werden. Derfügungen, die 
plöglich aus dem Dunfel der Kabinette und Miniſterſtuben auf- 
tauchen, ohne an einem öffentlichen Rechte einen Halt zu bejiten, 
werden nicht leicht als Recht anerfannt. Und um öffentlich zu fein, 


78 


Zweiter Teil. Die Aufgabe des Staates. 








muß das Gejet aufgeftellt fein; es muß auf einem vorher vor— 
gejehenen, geregelten Wege feitgefegt fein. 

152. Der erfte Inhalt der Gejetgebung iſt deshalb die Der- 
fafjung des Staates felber. Denn in ihr wird der Weg bejtimmt, 
auf dem fortan Geſetze rechtmäßig entftehen follen, und es wird in 
ihr auch der Weg beftimmt, auf dem fie felbft gegebenenfalls ge— 
ändert werden foll. Man fann fie daher mit Recht das Grund» 
gejeb des Staates nennen, weil in ihm die Grundlage für die 
Rechtsjicherheit gejchaffen wird, welche die Geſetzgebung gewährt. 
Erft wenn durch eine jelbjt gejeglich feitgeftellte Derfaffung die 
Sorm der Gejeggebung beftimmt und gejichert ift, kann von einer 
wirklichen Rechtsordnung im Staate die Rede fein. Iſt erft einmal 
die Derfaflung beftimmt, das Grundgeſetz aufgeftellt, jo beftimmen 
ih aus ihm alle weiteren Geſetze. 

155. Die Gefeßgebung ift Die wichtigfte Tätigfeit des Staates. 
Darum geht der innere politiihe Kampf hauptfählich um fie. 
Denn von diefer oberften Tätigfeit des Staates hängen all jeine 
jonftigen Tätigfeiten ab; wer diefe Tätigkeit bejtimmt, beftimmt 
daher mittelbar auch die übrigen. Alle Staatsänderungen und 
Staatsumwälzungen betreffen darum unmittelbar immer nur die 
Sorm der Geſetzgebung im Staate und höchitens allmählich folgen 
auch gewilfe Wirfungen auf die übrigen Staatstätigfeiten. Wem 
nach dem Grundgeſetze des Staates, der Derfaffung, das Recht 
zufteht, Gejege zu erlaffen, dem gehört die Macht im Staate. 
Darum betrifft der innere politiiche Kampf, der Kampf um die 
Macht im Staate, hauptjächlich das in der Derfafjung vorgejehene 
Recht der Geſetzgebung. 


ec) Die Anwendung der Rechtsordnung. 


15%. Die Geſetze follen nicht nur aufgeftellt, fondern fie müjjen 
auch angewandt werden, und der Staat jelbft muß für ihre An— 
wendung jorgen. In feiner Gefegebung ftellt der Staat die Re— 
geln auf, denen er feinen Willen unterwerfen will. Jn der An— 
wendung der Nechtsordnung fchreitet er nunmehr zur wirklichen 
Betätigung feines Willens fort. In der Aufftellung der Rechts— 
ordnung beftimmt er die vernünftige Form des Dolfstums, in ihrer 
Anwendung fegt er diefe Sorm felber tätig durch. Während alfo die 
Gejeggebung nur die allgemeine Form des Volkstums beftimmt, 


3. Innere Politik. 79 








ergreift die Anwendung deſſen einzelnen Inhalt. Der Begriff der 
Anwendung ift deshalb nicht jo zu verftehen, als ob hier nur eine 
gedankenlojfe Ausführung im Geſetze gegebener Befehle ftattfände. 
Das Gefe bezeichnet vielmehr nur die Grenze, innerhalb deren 
der Staat fich betätigen will, während dann die Anwendung auf 
das Einzelne felbft ftets eine Sortbeftimmung des ftaatlichen Willens 
nötig macht. 

155. Die Anwendung der Nechtsordnung kann in doppelter 
Weife erfolgen. Sie bedeutet die Betätigung des ftaatlichen Willens. 
Der Staat aber ijt Dernunft, und wie die Tätigkeit der Dernunft 
eine doppelte ift, jo auch die Betätigung des ftaatlichen Willens 
in der Anwendung feiner Gefege. Die Dernunft faßt einmal die 
auseinander ftrebenden Jnhalte des Bewußtjeins zur Einheit zu— 
fammen, indem fie fie an den von ihr gegebenen Regeln mißt und 
ihnen danach ihre Stelle und Bedeutung zuweift. Und fie betätigt 
fich als das führende Dermögen des Bewußtjeins, welches in 
klarer Dorausficht der Bedingungen und Erfolge des Willens 
diefen zu dem von ihr beftimmten Ziele hinlenft. Dort ift fie 
regelnde, hier führende oder fördernde Dernunft. So ift auch die 
Staatstätigfeit in der Anwendung der Rechtsordnung regelnd oder 
fördernd. Als regelnde Tätigkeit enticheidet jie über die Ange» 
mefjenheit oder Unangemejjenheit der bejtimmten Einzelinhalte des 
Dolfslebens zu den gejegmäßig feitgeftellten allgemeinen Regeln. 
Als fördernde Tätigkeit ergreift fie diefe Inhalte jelber, um fie 
zu den von ihr erfannten Zielen hinzuführen. Die regelnde Tätig- 
feit bezieht fich Daher in der Hauptjache nur auf die Sorm der 
einzelnen von ihr ergriffenen Derhältniffe, um deren Überein- 
ftimmung mit dem Geſetze feftzuftellen. Die fördernde Tätigkeit 
bezieht fich auf den Inhalt felber. Die regelnde Tätigkeit ift die 
der Rechtspflege, die fördernde die der Derwaltung. Dabei findet 
in diefen fo gewonnenen drei Tätigfeiten des Staates eine fort- 
ichreitende Weiterbeftimmung des ftaatlichen Willens ftatt, weil 
er immer mehr auf den Einzelinhalt fich erjtredt. Die Gejet- 
gebung beftimmt nur die allgemeinen Regeln für die Betätigung 
des ftaatlichen Willens und des Willens feiner Glieder, die Rechts- 
pflege beftimmt, ob im einzelnen Salle diefen Negeln genügt ift, 
die Derwaltung endlich erfaßt das Einzelne jelber, um es in den 
Grenzen jener Regeln jelbfttätig fortzubilden. 
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a) Rechtspflege. 


156. Die Rechtspflege bedeutet die Anwendung der Geſetze auf 
den einzelnen Inhalt des Dolfslebens, zur Entjcheidung der Srage, 
ob Ddiefer Inhalt mit den Gefegen in Übereinftimmung fteht oder 
nicht. Dabei fommt die bloß regelnde Bedeutung diefer Tätigkeit 
darin zum Ausdrud, daß fte nicht, wie die Derwaltung, felbfttätig 
handelt, fondern nur eingreift, wenn dieſe Übereinftimmung mit 
den Gefegen in Srage gezogen ift. Zunächſt wird die Übereinftim- 
mung der Inhalte des Dolfslebens mit den Gefegen vorausgefeßt; 
es beiteht folange die Dermutung für diefe Übereinftimmung, als 
fie nicht beftritten wird. Nur in Streitfällen tritt die Rechtspflege 
in Anwendung. 


157. In diefer regelnden, auf das Einzelne gewandten Tätig- 
feit muß der ftaatliche Wille fortbeftimmt werden. Das Geſetz ent- 
hält nur das Allgemeine; durch allgemeine Beftimmungen aber ift 
die volle unendliche Beftimmtheit des bejonderen Salles niemals 
auszufchöpfen. Die richterliche Tätigfeit fann alfo nur zum Teil 
Durch das Geſetz gebunden fein, zum Teil muß das Geſetz hier 
durch die freie Tätigfeit des Richters ergänzt werden. Es tritt 
daher hier zu der Grundregel des ftaatlichen Willens, der Ge— 
rechtigfeit, eine weitere Regel ergänzend hinzu, die Billigfeit. 
Sie befteht in der Würdigung des bejonderen Salles, um innerhalb 
der vom Geſetz feitgeftellten allgemeinen Grenzen das gerade für 
ihn Richtige und Gerechte zu finden. Diefe Würdigung kann nur 
aus einer freien, rein menfchlichen Beurteilung des Salles hervor- 
gehen, welche der Richter allein durch freies Einjegen jeiner Per- 
jönlichkeit vollziehen kann. Bei folcher Beurteilung wird fchlieglich 
fein fittliches Bemwußtfein angerufen. 

158. Darum ift die Unabhängigkeit der Richter immer als eine 
notwendige Bedingung gerechten Gerichtes erfannt worden; nur 
dann ift die Entjcheidung des Gerichts nach der freien fittlichen 
Überzeugung des Richters ermöglicht. Es handelt fich um die Unab- 
hängigfeit des Nichterftandes, der einzelnen Richter felbft, nicht um 
eine angebliche Trennung der Nechtiprechung überhaupt von 
den anderen Tätigfeiten des Staates. Daß die Rechtspflege unter 
dem Geſetze des Staates fteht und von ihm abhängig ift, verfteht 
fich von felbft; infofern muß auch fie fich der einheitlichen Betäti- 
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gung des ſtaatlichen Willens eingliedern. Und auch von der Ver— 
waltung iſt ſie nicht getrennt; ihr iſt ſie vielmehr übergeordnet, 
wenn ſie z. B. über die Rechtsgültigkeit von Verordnungen und 
Maßnahmen der Verwaltung entſcheidet. Unabhängig muß der 
Richter nur in ſeiner Entſcheidung ſein, alſo in der Anwendung des 
Grundſatzes der Gerechtigkeit auf das Einzelne nach der Regel der 
Billigfeit. Hier fteht geradejo wie in der Geſetzgebung felbft eine 
leßte fittlihe Srage auf dem Spiele, die nur aus dem freien 
Willensenticheid der Perjönlichkeit gelöft werden fann. Darum 
bedeutet die Unabhängigkeit des ARichterftandes, daß der Richter 
für feine Entjcheidungen, fo lange jte fich im Rahmen des Gefeßes 
bewegen, perjönlich nicht zur Derantwortung gezogen werden Fann. 
Er teilt diefe Unabhängigkeit mit anderen Ständen, bei denen 
ebenfo die freie Einjegung der Perfönlichfeit das Wichtigfte it, 
3. B. mit dem afademifchen Kehrftand. Wenn jene Umabhängigfeit 
aufgehoben ift, entweder Dadurch, daß die Richter von vornherein 
nach parteiifchen Rückfichten ausgewählt werden, oder dadurch, daß 
fie für ihre Entjcheidungen parteiiiche Maßnahmen gegen fich ſelbſt 
gewärtigen müfjfen, dann muß das Rechtsbewußtjein im Dolfe aufs 
tieffte erfchüttert werden. Denn für das Bewußtjein ift natürlich 
nicht fo fehr die Aufftellung der Geſetze, als ihre Anwendung wichtig. 
A dies wären Maßnahmen der Derwaltung. Dieſe aber hat ich 
in einem wohlgeordneten Staate der Nechtspflege unterzuordnen 
und nicht in fie hineinzuregieren. Die Unabhängigkeit des Richter- 
ftandes ift Daher nicht durch die Trennung der Staatstätigfeiten ge- 
fichert, fondern durch das richtige Derhältnis ihrer Unterordnung. 

159. Die Rechtspflege hat aljo in jedem einzelnen Streitfalle zu 
enticheiden, ob der im Geſetz feitgeftellten Nechtsforderung genügt 
ift oder die im Geſetz gewährte Rechtsbefugnis überfchritten üt. 
Sie kann ihre Tätigkeit dabei nach zwei Seiten erftrecken. Entweder 
joll im Hinblick auf die Geſetze der Widerftreit zwijchen den Be— 
ftrebungen und Dorteilen der einzelnen Staatsglieder unterein- 
ander oder der einzelnen Klieder mit den Dorteilen des Staates 
jelbft ausgeglichen und zur Entjcheidung gebracht werden. Dieje 
Betätigung der Nechtspflege ift der Sivilprozeß. Oder die 
Rechtsordnung ſoll felbft gegenüber dem gegen fie gerichteten (ver- 
brecherifchen) Willen der Einzelnen aufrecht erhalten werden. Hier- 
für betätigt fich der Strafprozeß. 

Wundt, Staatsphilojophie. 6 
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160. Der Zweck der Strafe liegt dabei in erfter Kinie in der 
Wiederherftellung des Durch das Derbrechen geftörten NRechtszuftan- 
des jelbft. Die Strafe it in bervorragendem Maße eine öffentliche 
Angelegenheit und daher ausjchlieglich Dem Staate vorbehalten, 
wie auch jedes Derbrechen fich gegen die Gefamtheit richtet 
und nicht gegen den Einzelnen, den es zufällig betrifft, denn es 
erjchüttert die allgemeine Rechtsordnung. Darum fordert die Ge— 
jamtheit feine Sühne. Alle Zwecke, die fich auf den Derbrecher als 
jolchen richten, jmd Daher zweiten Ranges. Der Zweck der Strafe 
it die Sühne des Derbrechens; das iſt die einzige wirklich umfafjende 
Begriffsbeftimmung, welche die mehr perfönlichen Swede, wie 
Sicherung, Abfchreefung, Bejjerung, in fich enthält. Es kommt 
darauf an, daß die objektive Sittlichkeit, Die in der Rechtsordnung 
liegt, wieder hergeftellt werde. Das gejchieht, indem der Der- 
brecher, der das objektive Necht verlegte, in feinem jubjeftiven 
Rechte, in der freien Derfügung über feine Kräfte, gejchädigt wird, 
jet es nun an Eigentum, Sreiheit, Keben. Der Derbrecher fette 
die Gefamtheit, an der er fich verging, zur Sache herab, der er 
jih zu jeinen felbftfüchtigen Sweden bedienen Fönnte. In der 
Strafe wird er nunmehr von dem objektiven Rechte felbft als Sache 
behandelt. 


ß) Derwaltung. 


161. Die Derwaltung ift die fördernde Tätigkeit des Staates. 
Die Dernunft betätigt fich hier als das führende Dermögen, welches 
den Inhalt des Dolfstums zu den von ihr erfannten und ergriffenen 
Zielen hinlenft und fortbildet. Sie it darum die immer währende 
Tätigfeit des Staates, Die niemals ausjegt, während die Geſetz— 
gebung fich nur zu beftimmten Zeiten, wenn eine Änderung der 
Geſetze nötig ift, die Nechtspflege nur auf Anruf bei Streitfällen 
betätigt. Weil fich die Tätigkeit der Derwaltung auf den beftimmten 
Inhalt des Dolfslebens richtet, findet hier die größte Bejonderheit 
und Beftimmtheit des ftaatlichen Willens ftatt; ev greift hier un- 
mittelbar jelbft tätig in die unendliche Mannigfaltigfeit des Volks— 
lebens ein. Darum geht diefe Tätigkeit fcheinbar am weiteften über 
eine bloße Anwendung der Geſetze hinaus, weil die Geſetze für 
dies Einzelne am wenigften enthalten; die freie Tätigkeit und felbft 
die Tatfraft und der Internehmungsgeift des Einzelnen fpielen hier 


3. Innere Politik. 83 








die größte Holle. Troßdem muß auch die Derwaltung unbedingt 
an die im Gefeg aufgerichteten Schranfen gebunden fein, fonft be- 
tätigt fich in ihr nicht die ftaatliche Dernunft, fondern die Willfür 
Einzelner. Und fie unterfteht zur Entfcheidung der Stage, ob ihre 
Maßnahmen den Gefegen angemefjen jind oder nicht, der Nechts- 
pflege. Das wahre Derhältnis diefer drei Tätigfeiten im Staate 
ift alfo nicht das der Mebenordnung oder gar Trennung, jondern 
das der Unterordnung. Die Rechtspflege fteht unter der Geſetz— 
gebung, die Derwaltung unter beiden. 

162. Als fördernde Tätigkeit kann die Derwaltung nicht mit 
dem bloßen Hechtsbewußtfein ausfommen. Hier müſſen andere 
Eigenfchaften noch hinzutreten, un der Derwaltung eine erfolgreiche 
Weiterbildung des Dolfstums zu ermöglichen, die des fürjorgenden 
Derwalters, des unternehmenden Kaufmanns und des weitblichen- 
den Unternehmers. Unter ihnen ift eine die wichtigfte, die wohl 
als die eigentliche Tugend der Derwaltung bezeichnet werden Fann, 
die Umficht. Nur fie ermöglicht den Überblid über alle Derhält- 
nijje des zu verwaltenden Gebietes und die Erfenntnis Des 
Sieles, zu dem fie für aller Wohl hinzuleiten find. So findet auch 
hierin eine Sortbeftimmung des ftaatlichen Willens gegenüber den 
anderen Tätigfeiten ftatt. Die Geſetzgebung muß gerecht fein, Die 
Rechtspflege gerecht und billig, die Derwaltung gerecht, billig und 
umjfichtig. 

163. Die Derwaltung ift die Ruhmestat des neueren Staates. 
Sie hat ihn zu der inneren Größe und Kraft geführt, durch die er 
alle feine Dorgänger jo weit übertrifft. Er hat fich hier, wie es 
ihm als vernünftiger Macht zufommt, in einem Maße als der 
Sührer, nicht bloß der Hüter des Dolfes bewährt, von dem 
man in älteren Zeiten faum eine Ahnung hatte. Kaum ein Gebiet 
des Dolfslebens, das heute die Derwaltung nicht ergriffen hätte, 
um es zu einer ftraffen Einheit zufammenzufalfen und ihm dadurch 
eine Stärfe und Wirkungsmöglichkeit zu fichern, die bei der früheren 
Serfiplitterung der Kräfte niemals möglich gewejen wäre. Der 
Mettftreit der Dölfer, in dem jeder, der auch nur zeitweije er- 
mattet, zu Boden gedrücdt wird, hat diefe unerhörte Kraftanftrengung 
hervorgerufen. Daß in ihr große Gefahren liegen, wird fein Ein- 
fichtiger leugnen. Wenn es die Aufgabe der Derwaltung ift, die 


Mannigfaltigfeit der im Dolfstum lebendigen Antriebe zu ver- 
6* 
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fnüpfen und zu einem Flar erfaßten Siele hinzulenfen, jo fann fie 
dieje Aufgabe natürlich am leichteften und für fie bequemften er— 
reichen, zu je ftrafferer Einheit fie den Reichtum des Dolfslebens 
zufammenfaßt. Aber unter folchem Griff wird er mur allzu leicht 
verfümmern. Die Einheit wird dann auf Koften der Mannigfaltig- 
feit erreicht, indem der Reichtum des Dolfslebens durch die ge— 
danfenloje Regel der Derwaltung abgejchnürt wird. Dann Fönnen 
die höchften Ziele, zu denen das Volkstum berufen fchien, überhaupt 
nicht mehr erreicht werden, weil feine Kraft gefnidt ift. Die Der- 
waltung verzichtet dann auf das dem Dolfstum wahrhaft beftimmte 
Ziel, um ein niedrigeres defto bequemer zu erreichen. Am fchlimm- 
ften natürlich, wenn fie dies wahre Ziel gar nicht fehen will, um 
aus partetifchen Rückſichten Stelen nachzuftreben, die nur einem 
Teile der Dolfsgenofjen auf Koften der andern zugute fommen. Das 
ind die Züge der jchlechten Derwaltung. Sie erfennt nicht das 
wahre Ziel des Dolfslebens: jo tft fie nicht umjfichtig. Sie ver- 
gewaltigt, um ihre bejchränften Ziele zu erreichen, die einzelnen 
Kräfte des Doltslebens: jo ift jie nicht billig. Und fie arbeitet nicht 
für die Swece des Ganzen, fondern nur einer Gruppe: fo verlegt 
fie auch die Grundtugend des Staates und ift nicht gerecht. 

164. Die wahre Derwaltung muß vielmehr Sührertum jein. 
Sie muß von überragender, dem Streite der Parteien nicht zugäng= 
licher Stelle das wahre Wohl und die dem Ganzen förderlichen 
Swece erfennen; fie muß zu deren Erreichung die Kräfte des 
Dolfstums, die nicht in dem gedantenlofen Einerlei, fondern in dem 
Reichtum verfchiedenartigfter Bildungen liegen, nicht abfchnüren, 
jondern entfejjeln, und fie muß dabei von jenem unbeftechlichen 
Gerechtigfeitsfinn erfüllt fein, wie er nur aus einer wahren Kiebe 
zum eigenen Dolfstum entjpringt, Dagegen mit Parteileidenfchaft 
nicht vereinbar ift. Wer parteiifch ijt, taugt von vornherein nicht 
zum führer. 

165. Die Eigentümlichkeit der Derwaltungstätigfeit liegt darin, 
daß der Staat hier nicht nur Befehle gibt, wie in Gefeßgebung 
und Rechtiprechung, jondern daß er felber Einrichtungen fchafft, 
Durch welche er die Durchführung feiner Befehle fichert, ja zum 
Teil erft ermöglicht. Durch Befehle kann er nur regeln; um för- 
dern zu können, wie es die Derwaltung foll, bedarf es befonderer 
Anftalten, welche tätig in den Zufammenhang des Volkslebens ein- 
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greifen. Durch folche Anftalten kann die Derwaltung grundfätlich 
jede Richtung des Dolfslebens beeinfluffen; aber beftimmte Tätig- 
feiten heben fich doch als die wichtigften heraus. Um eine geregelte 
Staatswirfjamfeit überhaupt und die Durchführung ihrer Maß- 
nahmen im bejonderen zu Sichern, hat fich die Derwaltung zuerft 
als eine allgemeine Einrichtung die Polizei gefchaffen. Als die 
wichtigften Gebiete der Derwaltung im bejonderen erfcheinen dann 
die Wirtfchaftspfleae, durch welche die Arbeit der Einzelnen 
zur Dolfswirtichaft verfnüpft wird, die Geſellſchaftspflege 
oder ſoziale Sürforge, Durch welche der Staat zum Wohle des 
Ganzen in den Kampf der gejellichaftlichen Stände und Klajfen 
eingreift, und endlich die Bildungspflege, durch welche der 
Staat in den Schulen aller Stufen und Arten die Bildungsgüter 
dem geſamten Dolfsgeifte fichert und zuführt. Da aber die Der- 
waltung, um wirffam in die ungeheuren Kräfte des Dolfslebens 
eingreifen zu fönnen, vor allem der Einheit und Wucht eines ge— 
fchloffenen Willens bedarf, jo laufen alle diefe Tätigkeiten in einer 
oberften Derwaltung zujamnten, der eigentlichen Regierung. 
166. Die Tätigfeit des Staates auf dem Gebiete der inneren 
Politik aliedert jich alfo folgendermaßen: 
Aufftellung Anwendung der Rechtsordnung 
Sefehgbsung Rechts pflege Verwaltung 
Strafprozeß. Zivilprozeß 
Polizei 
Wirtſchaftspflege. Geſellſchaftspflege. Bildungspflege. 
Regierung. 


4. Äußere politit. 


167. Durch die innere Politif joll Die Gerechtigkeit innerhalb 
des Staates, durch die äußere Politif die Freiheit des Staates gegen— 
über anderen Staaten verwirklicht werden. Es tft die unbedingte 
Pflicht des Staates, feine Sreiheit zu behaupten und die verlorene 
zurücdzugewinnen. Denn politifche Sreiheit ift für em Dolf dasjelbe, 
wie fittliche Sreiheit für den Einzelnen. Nur mit ihren Keben 
dürfen fie darauf verzichten. Ein Staat foll die jittlihe Dernunft 
des Dolfstums darftellen; dazu bedarf er der Sähigfeit, in jeinem 
Millen frei zu entfcheiden und über feine Kräfte frei zu verfügen. 
Ein Staat, der endgültig auf feine Sreiheit verzichten würde, ver- 





86 Aweiter Teil. Die Aufgabe des Staates. 





löre Damit den Anjpruch, als jittliche Einheit des Volkes zu gelten. 
Der Gedanke der Sreiheit des Staates entfließt fo unmittelbar dem 
böchiten fittlichen Werte. Sie ift das Urrecht des Staates, ein nicht 
aufzuhebendes und nicht aufzugebendes Recht. 

168. Gewiß reden wir auch von abhängigen Staaten; das jind 
Staaten, deren Hoheitsrechte ganz oder zum Teil an andere Staa— 
ten übergegangen jind. Es braucht nicht gleich foweit zu fommen, 
daß Ste Durch militärische Macht in einer Art Sklaventum gehalten 
werden, wie Das jett Den Deutjchen von den heutigen Sflaven- 
haltern, den Sranzofen, gejchieht. Bei der Derflechtung der wirt- 
ichaftlichen Beftrebungen der Dölfer gibt es auch weniger rohe und 
kaum minder wirfjame Mittel, um den Willen fremder Staaten zu 
beitimmen. Derfügung über die Nohftoffe und Beherrfchung der 
Derfehrswege find heute das wichtigjte Mittel politifcher Unter- 
drückung. Durch Eijen und Kohle beherrjcht man die Welt. Aber 
jolche abhängige Staaten fönnen nur teilweije als wirkliche Staa— 
ten gelten, nämlich gerade ſoweit, als es ihnen gelingt, ihre Ab- 
hängigfeit Durch Gegenmittel wett zu machen und dadurch Doch 
die freie Derfügung über ihre Kräfte in der Hauptjache aufrecht 
zu erhalten. Eigene Nohftoffe oder Klugheit und Sleiß der Be— 
völferung find Mittel, Durch welche auch teilweife abhängige Staa— 
ten jich ihren Herren unentbehrlich machen fönnen, um dadurch 
auch deren Willen zu beeinfluſſen. Überall dort aber, wo die Srei- 
heit und Selbftändigkeit eines Staates aufhört, hört er auch auf, 
wahrhafter Staat zu fein, und wird zum Gliede des Staates, von 
dem er abhängig ift. 

169. In diefen Derhältnilfen gibt es alle Grade der Abhängig- 
feit von dem leichter oder jchwerer zu tragenden wirtfchaftlichen 
Drude bis zum völligen Dafallentum. Bier handelt es fich dann 
nicht mehr um wirfliche Staaten, jondern um Sormen der Herrichaft 
eines Staates über auswärtige Länder und Dölfer. Unter dieſen 
ineinander übergehenden Graden der Abhängigkeit hebt fich 
nın aber doch eine Grenze deutlich heraus, bis zu der wir die 
Selbftändigfeit und aljo das wirkliche Beftehen eines Staates troß 
gewifjer Abhängigkeiten anerfennen, jenjeits der von einem felb- 
ftändigen Staate faum mehr die Rede fein kann, jondern der Staat 
in der Hauptjache zum Gliede eines anderen Staates wird. Dieje 
Grenze liegt in Dem Beftande einer Kriegsmacht, welche nötigen- 
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falls das Land zu verteidigen vermag, jo daß der überlegene 
Staat dem abhängigen gegenüber jchließlich feinen Willen doch 
nur ducchzufegen vermag, wenn er fich im Kriege felber aufs Spiel 
fegt. Wo eine folche Kriegsmacht nicht mehr bejteht und der über- 
legene Staat, wenn er jeinen Willen geltend macht, alfo felbft nichts 
zu befürchten hat, dann iſt der abhängige Staat gerade nur fo weit 
Staat, als der beherrichende Staat es ihm erlaubt. 


a) Das Völkerrecht. 


70. Solchen Gedanken, die Freiheit und Beſtand der Staaten 
von einer ausreichenden Kriegsmacht abhängig machen, tönt heute 
alsbald der Ruf nach Abrüftung und Dölferbund entgegen. Danach 
wäre es ja nur noch eine frage der Zeit, bis das Dölferrecht den 
Streit der Staaten ebenjo fchlichten würde, wie der Staat den 
Streit der Einzelnen fjchlichtet. Es foll deshalb gleich hier von 
dem Rechte der Völker gegeneinander gefprochen werden. Dies 
Recht ift ja, wie wir ſahen (136— 7), in der Freiheit befchlojfen. 

Wir zerlegten zuvor (146) das Recht in fubjeftives und objef- 
tives Necht, in das Recht des Einzelnen gegenüber der Gejamtheit 
und das Necht der Gejamtheit gegenüber dem Einzelnen. Das 
Eigentümliche des Dölkerrechts liegt num offenbar darin, daß hier 
zunächft nur fubjeftives Recht vorhanden ift, nämlich das Recht 
der einzelnen Staaten als jelbjtändiger Mächte gegeneinander. Es 
ift ebenjo wie das Recht der Einzelnen im Staate in dem Anfpruch 
auf Sreiheit und der Pflicht zur Selbftbeitimmung begründet, der 
auch den Staaten erft ihren wahren Wert gibt. Dagegen fehlt ein 
objeftives Recht, das auch hier nur von emmer felbftändigen, zu 
felbftbewußter Dernunft zufammengefchlojfenen Macht getragen wer- 
den Könnte. Gewiß kann man anerkennen, daß es auch im Dölfer- 
recht eine überragende, Das Necht gewährleiftende Macht bis zu 
einem gewiffen Grade gibt; man fann fie in dem übereinftimmen- 
den Willen der fich verpflichtenden Staaten erblicen. Und unjerer 
heutigen Rechtslehre, welche das Recht nur in der Macht und nicht 
in der fittlichen Dernunft begründet fein läßt, mag diefe Grundlage 
genügen, um das Beftehen eines wirflichen objektiven Rechts an- 
zuerfennen. Aber diefe das Hecht gewährleiftende Macht fommt im 
Dölferrecht nur durch einen äußeren Dertrag zuftande und ift Daher 
nicht, wie der einzelne Staat, jelbftbewußter Träger der Dernunft. 
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Sie ift nur Macht, nicht Hoheit. Die einzelnen Staaten ftehen im 
Dölferbund zueinander wie die einzelnen vertragjchliegenden Per— 
jonen in der Geſellſchaft. Es ift nur ein gejellichaftliches Derhältnis; 
der Staat als Dernunft aber ift mehr als Sefellichaft. Und nur, 
weil der Staat Dernunft ijt, kann er Träger des objektiven Rechts 
jein und in ihm die Gerechtigkeit verwirflichen, die von den Ein— 
zelnen anerfannt werden muß, felbit wenn jte ihren felbftfüchtigen 
Willen bricht. Unter dem Dölferrecht dagegen halten die Staaten 
ibre jubjeftiven Rechte vollfommen aufrecht; nur aus eigenem 
Willen und zu eigenem Dorteil entäußern fie jich hier eines Teiles 
derjelben. Dadurch Fann aber Feine Macht entitehen, die ihr Recht 
in jich felber trägt und daher eine objektive Gerechtigkeit verwirf- 
lichen Tann, jo wenig die befannte Dertragslehre den Staat zu be= 
gründen vermochte (MT). 

IA. So entfteht im Dölferrecht Fein objeftives Recht und aljo 
feine wahre Gerechtigkeit, jondern nur ein äußerer Ausgleich ſub— 
jeftiver Rechte. Die Staaten geben hier nicht, wie die Bürger im 
Staate, ihren Willen in den Willen des Ganzen gefangen, jondern 
ſie halten ihn uneingefchränft aufrecht, und fie dürfen, ja fie müjfen 
dies, weil hier Feine objektive Dernunft vorhanden ift, in die man 
allein feinen Willen gefangen geben darf. Darum beruht das 
Dölferrecht, wie jchon Kant in feiner Schrift vom ewigen Srieden 
jagt, auf Derträgen, ‚Die in demſelben Akt ihrer Bejchliefung zu— 
gleich den geheimen Dorbehalt ihrer Übertretung enthalten‘. Ge— 
vade jo wie ich mich von einer Gefellfchaft jederzeit zurückziehen 
werde, wenn jie meine Aufgaben und Belange nicht mehr fördert 
und vertritt, jo wird das auch der Staat fun, ja er ift dazu ver— 
pflichtet, weil er fein fubjeftives Recht, die Sreiheit, niemals preis= 
geben darf. Nur an einen Treuverband, wie der Staat es jein 
joll, kann ich meine Sreiheit hingeben; durch das Dölferrecht ent- 
fteht nur ein Intereffenverband. 

122. In Wahrheit jind folche völferrechtliche Abmachungen, 
wenn fie über das Gebiet rein menfchlicher Bilfeleiftungen (Rotes 
Kreuz) hinausgehen, zumeiſt politiiche Mittel des einen Staates 
gegen den andern. Alle Derhandlungen über Abrüftung etwa jind 
ja nur das Spiel der Staaten miteinander, die ſich gegenfeitig be— 
trügen möchten, um mit geringeren Streitkräften und geringerem 
Aufwand ihre Stellung zu behaupten und zu fräftigen. Ein folches 
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Machtmittel ift auch der jogenamnte Dölferbund. Er ijt Die 
BHerrfchaftsform eines oder mehrerer Staaten über die übrigen. So 
ift auch der heutige Dölferbund nichts anderes als ein politijches 
Werkzeug, um die Machtmittel der ganzen Welt unjeren Gegnern 
zur Derfügung zu ftellen. Wäre er ganz geglüct, was er glüclicher- 
weife nicht ift, weil in ihm felbft noch allzu mächtige Staaten 
einander die Wage halten, jo würde er die Herrichaft der Angel- 
jachfen über die Welt bedeuten. Ein Dölferbund iſt alfo ein Mittel, 
andere Staaten in Abhängigkeit von den führenden Staaten oder 
am liebften von dem einen führenden Staate zu bringen. Und daß 
der heutige Dölferbund urfprünglich als die Sorm der englifchen 
Weltherrichaft gedacht war, kann unter Dorurteilsfreien wohl faum 
bezweifelt werden. Wenn man will, war zeitweije auch das römische 
MWeltreich eine Art Dölferbund, denn eine gewiſſe Selbftändigfeit 
mancher Glieder beftand auch in ihm. Auf den Namen fommt es 
nicht an, und durch den Namen foll man fich nicht täufchen lafjen. 
b) Der Staatals Kriegsmakt. 

123. Es bleibt alfo dabei und alle Geſchichte beftätigt es, daß 
es in dem Derhältnis der Staaten zueinander nur ein jubjeftives 
Recht gibt, das Recht auf Freiheit. Und diejes Recht geltend zu 
machen, tft der Staat geradefo verpflichtet, wie der Einzelne jein 
jubjeftives Necht im Staate geltend machen joll. Derzichtet Staat 
oder Einzelner darauf, fo räumt er nur dem Unrecht den Plab ein. 
In feiner äußeren Politik macht der Staat dieſes Necht geltend. 
Alle Sragen in dem Derhältnis der Staaten zueinander find darum 
reine Machtfragen. Recht und Gerechtigkeit werden wohl einmal 
vorgewandt, doch nur in der Abficht, jeine Stellung in den Augen 
Dritter oder dem eigenen Dolfe gegenüber zu ftärfen. Die wahren 
Beweisgründe in folchem Streite der Staaten find dagegen allein 
die Machtmittel, welche ein Staat einzufegen hat. Sie find ver— 
ichiedener Art, natürliche Bodenfjchäge, Beherrichung von See— 
wegen, Sleiß und Erfindungskraft der Bewohner. Aber fie alle 
fönnen als Machtmittel wahrhaft nur zur Geltung gebracht werden, 
wenn der Staat eine ausreichende Kriegsmacht fein eigen nennt. 
Ohne diefe muß er beftändig befürchten, daß der Gegner ich einfach 
gewaltfam in den Beſitz jeiner übrigen Machtmittel jebt. 

174. Deshalb ift die Kriegsmacht die natürliche Grundlage des 
Derhältniffes der Staaten zueinander; der Staat in feinem Der- 
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hältnis nach außen iſt Kriegsmacht. Gewiß iſt es übertrieben, wenn 
Hobbes den Krieaszuftand als den natürlichen Zuftand der Staaten 
untereinander bezeichnet. Denn Krieg ift nicht Selbftzwed. Kriege 
werden geführt, um zum Srieden zu gelangen. Aber gerade um fich 
den Frieden zu bewahren und für die Sufunft zu fichern, bedarf 
er Staat einer Krieasmacht. Die Möglichkeit fie einzufegen, iſt 
bei all jeinen Derhandlungen mit anderen Staaten die mehr oder 
weniger deutlich ausgefprochene Doransjegung. Hat einer der beiden 
verhandelnden Staaten feine oder Feine ausreichende Kriegsmacht 
einzufeßgen, jo wird der andere Staat mit ihm mur zum Scheine ver- 
handeln, ihm in Wahrheit aber befeblen. Inſofern ift der Krieg 
in der Tat nicht eine plößliche Deränderung im dem Derhältnis der 
Staaten zueinander, jondern nach dem berühmten Worte von Llaufe- 
witz eine bloße Fortſetzung der Politif mit anderen Mittehr. In dem 
Wettitreit der Staaten ſucht jeder feinen Willen durchzujegen und 
den Willen der andern nach Dem jeinigen zu bejtimmen. Das 
äußerſte Mittel hierzu ift der Krieg. 


u 


5. Der Swec aller äußeren Politif ift die Freiheit des 
Staates. Dabei braucht es fich nicht immer nur gerade um eine 
Derteidigung der Landesgrenzen zu handeln. Ein Staat, der fich 
entwicelt und durch feine aufblühende Dolfsfraft mehr und mehr 
in Das allgemeine Weltgetriebe verflochten wird, würde dadurch, 
wenn er nicht auch feine Machtmittel fteigert, mehr und mehr von 
dem Willen der anderen abhängig werden. Auch auf diefer ver- 
größerten Bühne muß er feine Selbftändigfeit bewahren, indem 
er verjucht, feinen Willen durcchzufegen und den anderen dem 
feinigen gefügig zu machen, ftatt daß er ihrem Einfluß erliegt. 
Wollte er fich nur in feinem Beftande behaupten und verteidigen, 
jo fäme er, wenn die anderen von weniger ruhiger Sefinnung 
find, bald zurück. Sie werden jteigen, und er wird dadurch von 
jelber finfen. 


a) Diplomatie. 


176. Die äußere Politif liegt in den Händen der Diplomatie. 
Dieje ift das unter den Staaten anerkannte Mittel, wechjeljeitig 
ihren Willen zu beeinflufjen. Die eigentliche Aufgabe des Diplo- 
maten aber befteht darin, das Schiff feines Staates durch das viel- 
fälttge Wellenfpiel emander durchfreuzender Beftrebungen der 
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Staaten ficher und ungefährdet voran zu jtenern. In Frage jteht 
dabei ftets die Sreiheit und Ehre des Staates; fie als der eigent- 
liche Swecd der äußeren Politif. it dem Diplomaten anvertraut. 
Ein hohes But, ohne das fein anderes Gut im Staate zu beftehen 
vermag! Die Größe jeiner Aufgabe muß den Diplomaten erfüllen. 
Käßt er fie aus den Augen, um fich nur im Slanz feiner Stellung 
zu fonnen, jo verfündigt er ſich aufs jchwerfte an jeinem Staat und 
Dolf. Die Slachbeit des vornehmen gejellichaftlichen Kebens ijt Die 
größte Gefahr für ihn; verfinft er darin, jeine größte Schuld. Er 
ftellt dann die Eitelfeit feines perjönlichen Kebens über die Zwecke 
des Staates. 

177. Um in dem gefährlichen Spiele der Staaten miteinander 
Durchzudringen und fich zu behaupten, bedarf es oft auch gefähr- 
licher Mittel. Es ift befamt, daß von dem Diplomaten oft em 
ziemliches Maß von Derjchwiegenheit, Derjchleierung, ja von wirk— 
licher Täufchung verlangt wird. Bier liegt die Stelle, wo Politif 
und Moral am meiften auseinander zu Elaffen fcheinen; um diefe 
Stelle wird der Kampf beider miteinander geführt, jet am Beginn 
der neueren Zeit Macchiavelli die völlige Trennung beider be= 
bauptete, und gleichzeitig Kuther die fittlichen Anforderungen für 
jedes Kebensgebiet aufs höchfte fteigerte. Seitdem jcheint dieſe 
Stage jo jehr verwickelt, weil einmal der Gedanke befteht, daß Fein 
Gebiet des menfchlichen Handelns fich dem fittlichen Werte entziehen 
dürfe, und andererfeits die Unangemeifenheit vieler diplomatijcher 
Handlungen zum Sittengejet augenjcheinlich ift. In dem Spiel der 
Diplomatie herricht die reine Selbftjucht der Staaten gegeneinander, 
während die Moral vor allenı die Überwindung der Selbitjucht 
fordert. Aber daraus nun vorfchnell den Schluß zu ziehen, Politif 
und Moral hätten nichts miteinander gemein, das wäre in der Tat 
eine gemeine Auffaffung. Denn der Staat ift eine im höchiten Maße 
jittliche Macht, die fittliche Dernunft des Dolfstums. In feinen 
Grundlagen fann daher fein Streben auch unmsöalich mit den jitt- 
lichen Regeln fich im Widerſpruche befinden. 

178. Zunächft muß man fich Flar machen, daß dieje allgemeine 
Redewendung, Politit und Moral ftünden im Gegenjat zueinander, 
fehr ungenau ift, infofern fie Feinesfalls auf die Politif als Ganzes, 
fondern höchftens auf einen Ausfchnitt der politischen Tätigkeit zu- 
trifft. Die gefamten Ziele des Staates in dem Gebiete Der inneren 
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Politif jind im höchſten Grade fittliche; werden fie hier zugunften 
der Dorteile Einzelmer oder einzelner Hruppen aus den Augen ge= 
jegt, werden fie durch geheime Umtriebe oder Unlauterfeit, durch 
Seigheit oder Gewalttat verlegt, jo findet das eine unbedingte Der- 
werfung, und moraliiches und politiiches Urteil ftehen bier in befter 
Übereinftimmung. Und auch auf dem Selde der äußeren Politif wird 
man die Entjchiedenheit und Tatfraft, den Mut und die Wage- 
luft, mit denen der Staatsmann die Größe und das Glück feines 
Daterlandes befördert, ihm ebenjo zur Ehre anrechnen, wie dem 
Einzelnen, der ſolche Eigenichaften in der Derfolgung feiner eigenen 
jittlichen Aufgabe entfaltet, höchſtens noch zu höherer Ehre, da ſich 
jeine Tätigkeit nicht auf die eigenen, jondern auf die Zwecke der 
Sefamtheit richten. Es iſt nur das vergleichsweife enge Gebiet 
der fjogenannten diplomatischen Künfte, auf dem ein Widerftreit 
zwilchen Politif und Moral überhaupt in Frage jtehen kann, nur 
in dem Spiel der Staaten gegeneinander, die alle ihre Ziele ver- 
folgen und dadurch in Widerftreit ER geraten. 

179. Aber auch auf dieſem bejchränften Gebiete kann ein 
völliger und endgültiger Widerſpruch zwijchen Politit und Moral 
nicht beftehen, weil die Tätigfeit des Staates als einer Sittlichen Macht 
das ſchlechthin Unfittliche nicht ibrem Weſen nach einichliegen Fann. 
Die Löſung dieſer Schwierigkeit liegt darin, Daß es fich bei der 
Diplomatie, der Auseinanderjegung zwijchen den äuferen Dorteilen 
der Staaten untereinander, zunächit um ein bloßes Randgebiet der 
Ntaatlichen Tätigfeit handelt. Die inneren und höheren Aufgaben 
Des Staates werden davon überhaupt nicht berührt. In diefem Ge— 
biete der äußeren Auseinanderjegung mit anderen vertragen wir 
aber auch im Leben des Einzelnen ein ziemliches Maß von Ent- 
jchtedenheit, den eigenen Willen zur Geltung zu bringen, ja fordern 
ihn fogar. Seinen und der Seinigen Vorteil aus bloßer Gutmütig- 
keit oder Schwäche preiszugeben, dazu ijt auch der Einzelne, joweit 
25 fich nicht etwa um Wohltätigfeit handelt, Feineswegs berechtigt. 
Es befteht geradezu die Pflicht für den Mann, fein fubjeltives Recht 
zur Geltung zu bringen; denn wenn wir für unfer Recht nicht ein» 
treten, jo wird mur das Unrecht objiegen. Da jcheint denn auch 
der Einzelne manchmal ziemlich jelbftfüchtig zu handeln. Solches 
Einftehen für den eigenen Dorteil ift nicht an fich verwerflich, 
jondern muß danach beurteilt werden, in Dem Dienjte welch höherer 
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Kebenswerte es gefchieht. Sind jolche höhere Kebensinhalte nicht 
vorhanden, fondern wird das gejamte Dajein des Menfchen nur 
Davon ausgefüllt, feinen eigenen Dorteil zu fuchen, fo ftellen wir 
ihn moralifch mit Recht ziemlich tief. Im Dienfte höherer Kebens- 
werte müſſen wir folchem entjchiedenen Einjegen des eigenen Selbft 
aber ficherlich fein Necht zugeftehen. Wenn Chriſtus fordert, daß 
wir auch die andere Backe zum Schlage hinhalten follen, fo hat er 
damit nicht gemeint, daß wir Fampflos dem Schlechten den Plab 
räumen follen; trieb er Doch jelber die Krämer und Wechiler aus 
Dem Tempel. 

180. Immerhin bleibt dies ein Gebiet, das am Rande der fitt- 
lichen Perjönlichfeit liegt; und fo liegt die entjprechende Tätigfeit 
des Staates, Das Diplomatijche Spiel, auch am Rande des jtaat- 
lichen Kebens. Es foll nur die Grundlagen fichern, auf denen der 
Staat feinen höheren Aufgaben nachgehen kann. Aber an Dies 
Randgebiet find nun in der Diplomatie volle Mlenfchen mit 
dem ganzen Gehalt ihres Handelns gefnüpft. Daraus entfteht Die 
Unangemeſſenheit des hier geforderten Handelns mit den höheren 
fittlichen Sorderungen. Troßdem aber findet die Tätigfeit des 
Diplomaten ihre Rechtfertigung in der Höhe des von ihm verfolgten 
Steles. Geht es doch um nichts Geringeres als um Sicherheit und 
Sufunft von Staat und Volk. Hier wird die Schwäche zur größten 
Schuld. Und .aus fubjettiven moralifchen Bedenken feinen Staat 
zu gefährden, hat der Diplomat unter feinen Umftänden das Recht; 
dann muß er eben von feiner Stelle weichen. Aus Selbftgerechtig- 
feit und um die weiße Weite zu wahren, fein Dolf ins Unglück zu 
ftürzen, ift Das größte Unrecht, das er begehen fann. ‚Der Staats- 
mann hat nicht das Recht jich die Hände zu wärmen an den 
vauchenden Trümmern feines Daterlandes mit dem behaglichen 
Selbftlob: ich habe nie gelogen” (Treitjchfe). Und betrachten wir 
nicht einzelne Mittel, fondern das Ganze der diplomatischen Tätig— 
feit, jo wird fich jener fcheinbare Widerfpruch von Politik und 
Moral meift auch wieder ins Gleiche jegen. Eine Diplomatie, die 
als Ganzes und ihrem inneren Wefen nach unfittlich ift, wird auf 
die Dauer meiftens auch erfolglos fein. Schamlofe Roheit und heim— 
tückiſche Gemeinheit find nicht die Mittel, um das Derhältnis Der 
Staaten dauerhaft zu begründen, und werden, fo dürfen wir ver- 
trauen, als verdiente Strafe ihre Urheber felbft ins Derderben 
ftürzen. 
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ß) Krieg. 

181. Wenn die diplomatischen Mittel zur Erreichung des Staats- 
zwecds nicht mehr verfangen, beginnen die Eriegerifchen. ®b der 
Staat zum Kriege übergehen joll, muß er danach enticheiden, was 
für ibn auf dem Spiele fteht. Seine Sreiheit, den eigentlichen Swed 
jeiner äußeren Politif, darf er niemals preisgeben. Aus bloßer 
Surcht vor dem Kriege auf die Freiheit zu verzichten, ijt das größte 
Unrecht, das der Staat begehen kann; es ift der Derrat des Staates 
am Dolfe. Es handelt ich alfo im Kriege um den höchiten Wert, 
Die Sreiheit, ohne den alle anderen Staatszwecde nicht erreicht wer— 
den Fönnen. Darin liegt die große fittliche Kraft des Krieges. Das 
Srundverhältnis des Sittlichen, daß das Natürliche eingefegt und 
geopfert werde für das Beiftige, Fommt in ihm zu bejonders Flarem 
Ausdrud. Die natürlichen Grundlagen des Dolfstums, Boden und 
Blut, werden eingefett für das Geiftige, für die Sreiheit. Hier hat 
dann das Spiel der Diplomatie ein Ende, aller Trug verweht, und 
die furchtbar ernfte Wahrheit zeigt fich unverfchleiert. Das wirfliche 
Derhältnis der Staaten zueinander, vorher oft lange durch 
diplomatische Künfte verhüllt, tritt plößlich in nadter Deutlichkeit 
hervor. 

182. Auf der Freiheit, dem jittlichen Srundwert, ruht das ganze 
Gebäude des Staates als einer jtttlichen Macht. Darum übt der Krieg, 
in dem es um die Sreiheit geht, eine jo mächtige geftaltende Kraft 
auf den Staat aus. Kriege find noch immer die eigentlichen 
Schöpfer der Staaten gewejen, und auch die jpäteren Abjchnitte 
ihrer Sefchichte find meiftens durch Kriege bedingt. Im Kriege, 
wo es um fein höchites Gut geht, kommt das Dolf recht eigentlich 
zum Bewußtfein feiner jelbft; darum tritt dann der Gedanfe an den 
Staat, der felbftbewußte Macht ift, mit bejonderer Deutlichfeit her- 
vor. Der Krieg fchweißt ein Dolf zur Einheit zufammen, während 
in friedlichen Zeiten die auseinander ftrebenden Kräfte der Geſell— 
ſchaft nach oben drängen und manchmal faft den Ring der jtaat- 
lichen Einheit zu fprengen drohen. Darum find die großen Zeiten 
des Dolfstums noch immer die Zeiten der Kriege gewefen, in denen 
ein Dolf das ungeheuere Wagnis auf fich nahm und im Angefichte 
der Ewigkeit bereit war, das lebende Geſchlecht für die Fommenden 
zu opfern. Durch die Erinnerung an folche Zeiten entzündet ſich 
noch während Jahrhunderten in den fpäteren Gejchlechtern die 
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Slamme der Daterlandsliebe, in der alle wahre Staatsgefinnung 
beſchloſſen ift. 

185. Darum ilt der Krieg von hohen: fittlichem Werte für ein 
Dolf. Daran kann niemand zweifeln, dem aus der Gefchichte Die 
mächtigen Antriebe befannt find, die zu allen Zeiten gerade von 
den Kriegen ausgegangen find. Jeder höhere Aufjchwung des 
Dolfstums war faſt immer an fie gefnüpft. Einzelne unerfreuliche 
Tebenerfcheinungen, Selbftjucht, Geldgier und Genußleben, fönnen 
an diefer Bedeutung des Krieges im ganzen nicht irre machen. Sie 
haben nicht in dem Kriege als jolchem ihren Grund, fondern meilt 
in der Schwäche der leitenden Staatsmänner, die das Wefen des 
Krieges nicht begriffen haben, und die es dulden, daß Hunderte 
prajien, während Millionen fterben. Auch dadurch foll man ſich 
nicht irre machen lajjen, daß ein Krieg, der zu lange währt und bis 
zur völligen Erjchöpfung des Volkes geführt wird, zumal wenn er 
unglüdlich ausgeht, Nücichläge im Gefolge hat, die zu einer Ver— 
wilderung der Sitten führen können. Auch dies ift nicht im Weſen 
des Krieges jelbit begründet. Die höchite Anjpannung des Willens, 
Opferfinn und Todesmut, das find Eigenfchaften, die der Krieg 
wect, und ohne die ein Volk bald im Sumpfe trägen Genußlebens 
verfinfen wird. Darum find fchon in der Dorbereitung für den 
Krieg fo große erzieherifche Werte für ein Dolf enthalten. Mit 
Recht fordert das Erfurter Programm der deutjchen Sozialdemo- 
fratie „Erziehung zur allgemeinen Wehrhaftigkeit”. Die Gedanken 
der Pflicht, der Unterordnung unter eine große Sache, der Selbit- 
zucht und des fejten Mutes, mit einem Worte der mannhafte Sinn 
fönnen einem Dolfe gar nicht eimdringlicher gelehrt werden, als 
durch folche Erziehung. Dem fie find alle in dem Gedanken der 
Wehrhaftigfeit enthalten. 

184. Nach außen tritt im Kriege das Weſen des Staates als 
Macht mit befonderer Deutlichkeit hervor. Er wirft fich hier, wenn 
einmal das Spiel der Diplomaten beijeite gelegt ift, als reine Ge— 
walt aus. Es müfjen daher, um diefe Gewalt aufs höchfte zu jtei- 
gern, alle Kräfte des Dolfes zum Einfat gebracht werden, jede an 
der Stelle, wo fie am ftärfften zu wirfen vermag. Darum muß in 
Zeiten des Krieges auch die gefamte innere Politit auf den Krieg 
eingeftellt werden; jie verliert hier zeitweile ihre Selbjtändigfeit, 
um fich ganz in den Dienft der äußeren Politif zu ftellen. Wenn 
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auch der höchſte Staatszwed, die Gerechtigkeit, immer im Gebiete 
der inneren Politif liegt, jo kann er doch ohne die Sreiheit, welche 
die äußere Politif wahren joll, niemals verwirklicht werden. Geht 
es daher im Kriege um die Sreiheit, und um fie geht es meift, jo 
muß die innere Politif all ihre jelbjtändigen Swece völlig zurüc- 
ftellen, um fich ganz in den Dienft der Aufgabe zu ftellen, ohne 
deren glüdliche Löſung ihr auch jämtliche eigenen Swede verloren 
gehen. Darum tft aber nicht notwendig die Militärdiftatur der na- 
türliche Suftand während des Krieges. Sie Fann es nur fein, wenn 
der Seldherr zugleich ein Staatsmann ift. Denn die allgemeinen 
ötele der Geſamtpolitik wirfen auch im Kriege fort. Aus ihnen 
muß beftimmt werden, wie weit der Krieg zu treiben. Das eigent- 
liche Siel des Krieges liegt in der gewaltjamen Dernichtung des 
Gegners und er jelbjt trägt in jich Feine Bedingungen, die ihn in 
dem Derfolg dieſes Steles hemmen Fönnten. Dagegen muß aus den 
Derhältniffen der Gefamtpolitit bejtimmt werden, wie weit der 
Krieg dieſem Stele entgegenzuführen ift. Sie muß dauernd auch 
die Friegerifchen Kräfte in ihrer Gewalt behalten und beherrjchen. 
Das heißt freilich nicht, daß fie ihnen in den Zügel fallen foll. Die 
Wirkung der Eriegerifchen Kräfte auf den Seimd zu berechnen, ift 
Sache des Politikers; hemmt er fie, ehe eine folche Wirfung ein- 
getreten ift, jo hat er fich als Politiker verrechnet. 

185. In dem Kriege geht es um das Ganze des Dolfstums. 
Darum fordert dieje Tätigfeit von dem Führer hohe Seiftesgaben, 
und es ift Fein Zufall, daß die größten Seftalten der Gejchichte zu- 
meift von dem Strahle Friegeriichen Ruhmes überglänzt find. Mut 
und Tatfraft, die weder Gefahren noch Anftrengungen jcheuen, find 
unerläßliche Eigenjchaften des Soldaten. Aber fie würden nichts 
nüßen, wenn fie fih im $eldherrn nicht noch mit höheren 
Gaben verbänden. Ihm muß der ficher berechnende Derftand 
eignen, der alle Umftände nach ihrer Wirfungsfraft einfchägt und 
als Mittel zu dem verfolgten Zweck in feine Rechnung emftellt. Es 
ift jener werftätige Derftand, der auch die Haupteigenfchaft des 
Diplomaten ausmacht. Er muß von einem ftarfen Gedächtnis und 
einer lebendigen Einbildungskraft unterftügt fein, um alle wirf- 
lichen und möglichen Derhältnifje im Seifte zufammenzuhalten und 
nach ihrem Einfluß aufeinander zu beurteilen. Diefe Eigenjchaften 
müſſen nun aber im Kriege meift in furchtbar gedrängter Sage in 
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Tätigfeit treten, wenn zahlreiche wichtige Umftände noch völlig im 
Dunfeln liegen und der Zufall fat jchranfenlos waltet. Zu jenen 
Eigenjchaften des Diplomaten muß daher hier höchjte Seiftesgegen- 
wart und Entichloffenheit treten, und jener Wagemut, der freudig 
die Derantwortung auf fich nimmt und Dei der Ilnficherheit der 
Kage durch entfchiedene Tätigfeit dem Gegner Richtung und Art 
feines Handelns aufzwingt. Diejer höhere Mut ift es, durch den 
der Seldherr fein Heer mit Sich fortreißt und durch den er alle er- 
fchlaffende Tätigfeit wieder belebt. Er würde aber nur zu augen- 
blidlichen Erfolgen, nicht zum entjcheidenden Siege führen, wenn 
er, rafch hier und dort zufaſſend, nicht zugleich in feinem Handeln 
von der größten Solgerichtigfeit wäre. Das einmal ins Auge ge- 
nommene Stel, unter fteter Anpafjfung an die wechjelnden Um— 
ftände, Doch unaufhaltfam und bis zum äußerften zu verfolgen, das 
allein fichert den völligen Sieg, während ein wechlelndes Derfolgen 
plößlicher Einaebungen wohl zu glänzenden Einzelerfolgen, nicht 
aber zum Erfolge im ganzen führen fann. Alle wechjelnden Um— 
ftände vielmehr durch die Macht des Willens zu zwingen, fie in die 
einmal eingefchlagene Bahn mit hineinzureißen und, ftatt fich durch 
fie vom geraden Wege ablenfen zu laſſen, fie vielmehr als Mittel 
zu benüßen, um rafcher den Weg zurücdzulegen, darin bewährt fich 
die großartige Zielficherheit des Friegeriichen Handelns. Diefe 
großen Eigenschaften aber gegenüber den Anftrengungen und 
niederdrücenden Bildern des Krieges immer in voller Srijche ſich 
zu bewahren, Fann den Seldheren nur ein Trieb beftimmen, den ihm 
Engherzigfeit allein verargen wird. Es ijt der Drang nach Ehre 
und Ruhm, zu allen Zeiten die Triebfeder der großen Friegerijchen 
Taten, ohne den in der Gefchichte der Dölfer wohl überhaupt wenig 
der Beachtung Wertes gejchehen wäre. 

186. Weil der Krieg nur ein Glied der Politik ift, jo dauern die 
Gedanken der Politif in ihm fort. Die äußere Politik aber beruht 
auf dem Derhältnis der Staaten als jelbjtändiger Mächte gegen 
einander. Als folche erfennen die Staaten einander auch im Kriege 
an; und dieſe wechfelfeitige Anerkennung fchränft ebenfalls das 
Weſen des Krieges ein, das an fich reine Gewalt ift und zur Der- 
nichtung des Gegners treibt. Dies ift die bejchränfte Bedeutung, 
welche das Völferrecht auch während des Krieges hat. Es ſind 
zumeift die allgemeinen Regeln der Menfchlichkeit, Die den Staats- 
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zwec nicht berühren, die hier anerfannt werden. Wie weit diefe 
Geltung des Dölferrechts allerdings reicht, ift durchaus unficher, 
weil dies eben nur davon abhängt, wie weit jeder einzelne Staat 
jih ihm freiwillig unterwirft. Wo der eigentliche Staatszwed, die 
Sreiheit, auf dem Spiele ſteht, wird fich der Staat kaum durch 
Abmachungen binden laffen, die ihm jchaden und alfo nur die 
oAwede des Feindes fördern würden. 


») Die Weltgeſchichte. 


18°. Die äugere Politik bejteht nur in dem Einjeßen der ſubjek— 
tiven Rechte der Staaten gegeneinander; und der Staat, der Hier 
auf ein objeftives Recht wartet, das jeinem jubjeftiven zu Hilfe 
fommen joll, wird vergebens warten. Wohl gibt es auch in dem 
Streite der Staaten einen Richter, aber jein Urteil verzögert ich 
lange. Die Weltgejchichte ift das Weltgericht. Sie fällt den Spruch 
der objektiven Serechtigfeit. Nur von der Geſchichte Fönnen die 
Staaten Necht und Gerechtigfeit erwarten. Dafür ift ihr Spruch 
aber um jo objeftiver und, aufs Ganze gejehen, von einer unbe= 
jtechlichen Serechtigfeit. Iſt Doch nicht jedes jubjeftiv von einem 
Staate vertretene Recht auch objeftives Recht; nicht jeder Staat, 
der irgendwo einmal gejchaffen ift, hat Anjpruch auf Dauer und 
Beftand (157). Er muß vielmehr durch Erfüllung des Staatszweds 
die Berechtigung feines Beftandes erweilen. Derwirflicht er den 
Staatszwec, Die Gerechtigkeit, dann wird er auch die Kraft ge— 
winnen, die ihm in dem Ringen der Dölfer den Erfolg verbürgt. 
Derwirflicht er ihn nicht, zeigt er fich ungerecht, fchwach und ſchwan— 
kend, Dann wird er fich vielleicht eine Zeitlang Durch Fünftliche 
Mittel oben erhalten Fönnen, auf die Dauer aber wird er jich 
gegenüber anderen Staaten, die den Staatszwed beſſer erfüllen, 
nicht behaupten fönnen. In dem Staate aber ift die gejamte jitt- 
liche Kraft eines Dolfes zufammengefaßt. Don ihr hängt jchlieglich 
Beftand oder Untergang von Dolf und Staat ab. Darum ift der 
Spruch der Weltgefchichte gerecht. Noch iſt Fein Dolf ohne eigene 
Schuld zugrunde geganaen. 


5. Der Staatsmann. 
188. Alle politiiche Tätigfeit bildet ein Ganzes. Denn der 
Staatszwec ift nur einer, und ibm müffen alle zur Derfüguna, 
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ftehenden Mittel einheitlich zugeordnet werden. Innere und äußere 
politif laſſen jich nicht trennen, denn die Ziele der äußeren Politif 
werden zumeift Durch die inneren Derhältnijje des Dolfslebens be- 
ftimmt fein, und andererfeits müffen die inneren Kräfte des Dolfs- 
tums einheitlich in den Dienft der äußeren Politif geftellt werden, 
wenn diefe wirklich große Ziele verfolgen und erreichen will. 
Ebenjo bildet die friedliche und die Eriegerijche Politif eines Staa— 
tes nur eine Einheit; auch fie jind nur verjchiedene Mittel, durch die 
Doch einheitlich der Zweck des Staates verwirklicht werden foll. 
Weil jo die Gefamtpolitif eines Staates ein großes einheitliches 
Triebwerk darftellt, fo müffen alle ihre Kräfte jchlieglich in einem 
Kopfe zufammenlaufen. In einem Bemwußtjein müſſen fich alle 
ihre Bedingungen verknüpfen und alle ihre Beftrebungen von 
einem Mittelpunfte her ihren Antrieb empfangen. Darum bedarf 
der Staat als des wichtigiten Mittels der Politit des führenden 
Staatsmannes. Seine jonftigen Einrichtungen, jeine verjchiedenen 
Sormen erweifen fich oft als nebenfächlich gegenüber der entichei- 
denden Stage, ob der Staat über einen folchen führenden politifchen 
Kopf verfügt und ob er ihn an der richtigen, aljo leitenden Stelle 
einzufegen verfteht. Die verfchiedenen Staatsformen Fönnen von 
hier aus als die mehr oder weniger gelungenen Derfuche be— 
urteilt werden, den führenden Mann an die Spiße zu bringen. 

189. Die innere Politik ift in erjter Linie Sache des Dermwal- 
tungsbeamten, die äußere die des Diplomaten. Der führende 
Staatsmann muß mehr fein, wie fie beide, wenn er auch ihrer 
beider Eigenjchaften bis zu einem gewiſſen Grade befiten muß. 
Gewiß kann er die umjichtige Erwägung aller Bedingungen nicht 
entbehren, wie fie eine gute Derwaltung auszeichnet, gewiß muß 
auch ihm der werftätige Derftand des Diplomaten eignen, der alle 
Umftände nur nach ihren Erfolgsmöglichfeiten beurteilt und als 
wirfende Kräfte in feine Rechnung einftellt. Aber mit diejen Eigen- 
ichaften allein würde er, der die ungeheuern Kräfte des Dolfslebens 
meiftern foll, nicht weit reichen. Da müffen ihm fchon die Eigen- 
ichaften des Seldherrn zu Hilfe fommen, die ſchöpferiſche Einbil- 
dDungsfraft, welche alle Möglichkeiten vorausfchauend erfaßt, die 
rafche Beiftesgegenwart im Entichluß, der Wagemut und die Ent- 
ichloffenheit, das einmal ins Auge gefaßte Ziel durch alle widrigen 
Umftände hindurch Doch zu erreichen. Aber auch die Eigenjchaften 
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des Seldherrn reichen für ihn nicht aus. Der Gegenftand feiner 
Tätigfeit ift ja noch unendlich viel größer und verwickelter. Er hat 
e5 nicht nur mit Beeren zu tun, deren Aufbau und Wirkſamkeit bei 
aller Verwicklung' doch einigermaßen überfchaubar bleibt, er hat es 
mit den Dölfern in dem ganzen Reichtum ihrer Dafeinsbedingungen 
und Beftrebungen zu tun. Und wenn ſchon der Seldherr durch feine 
Tatfraft zahlreiche Reibungen zu überwinden hat, fo liegen diefe 
Doch meijt nur in den äußeren Umjtänden oder den Gegenwirfun- 
gen des Seindes, während er in feinem Heere ein gefügiges Werf- 
zeug feines Willens bejitt. Gewiß muß er Niedergefchlagenheit 
und Ermattung in den Reihen der Seinen durch fein Beifpiel über- 
winden, aber gegen den offenen Ungehorjam ftehen ihm wirffamijte 
Mittel zur Derfügung. Lockert jich die Manneszucht und hält er 
damit fein Werkzeug nicht mehr fejt in der Hand, fo entgleitet ihm 
überhaupt die Möglichkeit des Erfolges. Dagegen fommen in der 
Tätigkeit des Staatsmannes zu all den Reibungen, Die auch der 
Seldherr überwinden muß und die hier gewiß nicht geringer find, 
noch die Schwierigkeiten hinzu, Die das eigene Dolf, die von ihm 
Geführten, ihm bereiten. Das ijt ein viel zarteres Werkzeug, das 
ihm nur weich in der Hand liegt und mit viel größerer Dorficht ge- 
handhabt fein will. Mit dem bloßen Befehl ift gegenüber den nach 
allen Seiten auseinander ftrebenden Kräften des Dolfstums oft 
nichts getan; fie emporzureigen und nach einer einheitlichen Rich— 
tung gemeinfam hinzudrängen, bedarf es noch höherer Tugenden 
des Willens und des Derftandes. Es find nur die größten Men— 
fchen, die Ddiefen Pla wahrhaft auszufüllen vermögen. Gewiß 
fann auch der Seldherr folche ftaatsmännijche Tugend fein eigen 
nennen, und er braucht fie manchmal, wenn der Krieg alle Tiefen 
des Dolfstums ergreift und der Seldherr jo zum Sührer des Dolfes 
wird. Dann ift der Seldherr zugleich Staatsmann, eine nicht jeltene 
Derbindung, weil beider Eigenfchaften verwandt find. 

190. Die ungeheure Aufgabe, die dem führenden Staatsmann 
geftellt ift, Fann nur aus den letten Tiefen der Perfönlichkeit ge- 
löft werden. Die bloße Ehrbegierde, der Stachel des feldherrlichen 
Handelns, genügt hier nicht. Gewiß darf auch fie nicht fehlen, da 
fie nun einmal einen der wichtigften Antriebe des menjchlichen 
Handelns darftellt und ohne fie nichts wahrhaft Großes geſchieht. 
Aber der lette Antrieb fann der Drang nach Ruhm für den wahren 


5. Der Staatsmann. 101 








Staatsmann nicht fein. Denn ihm wirft eine ebenjo unerläßliche 
Eigenfchaft entgegen, die Unabhängigkeit von der öffentlichen Mei- 
nung. Ohne Derachtung der öffentlichen Meinung wird ja über- 
haupt auf feinem Gebiete menjchlicher Tätigfeit etwas Großes 
erreicht. Aber dieſe Eigenfchaft ift für den Staatsmann noch 
wichtiger, weil er gezwungen ift, fich der öffentlichen Meinung als 
eines Mittels zu bedienen. Sie zu überjehen, wäre für ihn ein 
großer Sehler, jich von ihr beftimmen zu lafjen, ein größerer. Ein 
Staatsmann, der erklärt, daß er fich von der öffentlichen Meinung 
führen lafje, beweift damit, daß er Fein Staatsmann ift. Dielmehr 
joll er felber die Öffentliche Meinung führen und fie nach den von 
ihm erkannten Zielen bilden, ftatt fich von ihr bilden zu lajjen. 
Inſoweit muß der Staatsmann die Menfchen verachten, daß er 
über ihre Meinung erhaben ift. Darum muß ihm auch ihr gegen- 
wärtiges Urteil gleichgültig jein. Er weiß jchon, daß dieſe ſchwan— 
fonden Meinungen ihm alle zufallen werden, wenn der Erfolg ihn 
Recht gegeben hat. Darum ift er über den gewöhnlichen Ehrgeiz 
erhaben, und Eitelkeit muß ihm nun ganz und gar fremd fein. 
Durch Eitelkeit werden alle fonftigen, jelbit hervorragenden Eigen- 
Ichaften zum Staatsmann von Grund aus zerftört. Der große 
Staatsmann fucht feinen Ruhm nicht bei dem lebenden Geſchlecht. 
Er fordert ihn von der Sefchichte, in deren Angeficht er feine 
Arbeit leiftet. Denn er umjpannt in feinem Seifte den wahren Ge— 
halt des Staates, der nicht von heute und geftern ift, jondern die 
großen Überlieferungen der Jahrhunderte den Fommenden Ge— 
ichlechtern durch eigenes Wirken bereichert übermitteln will. Darum 
find äußere Gründe, Reichtum, Glanz und Ehre, nicht fähig, den 
wahren Staatsmann an jeine Stelle zu fejjen. Er fennt noch eine 
Tiefe jenfeits folcher Antriebe. Auch die bloße Macht reizt ihn 
wenig. Manchmal wird er fie beinahe als eine Laſt empfinden, 
weil er vielleicht glaubt, daß das befte Teil jeines Menjchen in 
diefer erfchöpfenden Tätigfeit für den Staat nicht zur Entfaltung 
fommt. Er drängt Sich jelten zum Staatsdienft, er muß gejucht und 
gefunden werden. Ein Glüd für ein Dolf, wenn es ihn findet. 
III. Nur eine große, in den legten Tiefen der Perjönlichkeit 
begründete fittliche Überzeugung kann den Staatsmann zu feiner 
Riefenarbeit antreiben und ihm, die Kraft zu ihrer Leiftung geben. 
Und diefe Überzeugung wendet fich hier auf den Staat. Der jitt- 
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liche Seijt des Staates, die Staatsgejinnung muß in dem großen 
Staatsmann lebendigite Geftalt gewinnen. Staatsgefinnung aber ift 
in der Daterlandsliebe bejchlofjen. Glühende Daterlandsliebe ift der 
Geift, aus dem die großen Taten des Staatsmannes gefchehen, 
eine Kiebe, die über die Zeiten hinweg das Ewige, was im Volke 
lebendig ift, meint, eine Kiebe, in der der Glaube jedes gefunden 
Dolfes an feine große Beftimmung in der Gejchichte in voller 
Mächtigfeit lebt. Nicht als leere Regeln der Moral, fondern als 
die lebendige Macht Der Kiebe, der Kiebe zu dem Guten und Echten 
im eigenen Dolfe, muß das Sittliche Der beftimmende Antrieb des 
Staatsmannes jein. 

192. Um aber dieſe Kiebe zu voller Auswirfung zu bringen, 
bedarf es der fittlichen Zucht. Darum ift die militäriiche Erziehung 
für den fommenden Staatsmann jicherlich heilfam, Denn wer be- 
fehlen foll, muß gehorchen Fönnen. Nur darf fie nicht die einzige 
jein. Denn der Gehorſam ift für den Staatsmann nicht das leßte. 
Er joll als der fchöpferijche Sührer des Dolfes neue Bahnen er- 
öffnen, zu denen niemand ihm den Zugang weilt. Er muß daher 
auch den Mut finden, mit aller Überlieferung und allem jcheinbar 
noch jo geheiliaten Herfommen zu brechen, denn feine Arbeit gilt 
der Zufunft und nicht der Dergangenheit. Darum ift es gut, wenn 
er von frühe an außer an die militärische Sucht auch an freies 
Sührertum gewöhnt wird. it er aljo Fein Prinz, fo mag die Tätig- 
feit als Gutsherr, die ihn in leitender Stellung mit allen Seiten 
des Kebens in Berührung bringt, eine günjtige Dorbereitung jein. 

193. Der führende Staatsmann wird in jeder Binjicht ein 
großer Mann fein. Er wirft im Angefichte der Gejchichte und 
weiß fich verantwortlich vor Gott, der Geſchichte und allen Fom- 
menden Gejchlechtern des Dolfes. Das gibt ihm jenen höchiten 
Mut, der nur aus dem großen Gedanken jtammt, den Wagemut, 
der das Größte einfeßt, um das Größte zu gewinnen, und der Doch 
niemals zum wagehalfigen Keichtfinn wird. Nur aus folcher tiefen 
Siebe Fann ihm die Kraft zu dem fchwerften Entjchlufje kommen, 
der je einem Menſchen auferlegt ijt, zu dem Entjichluß, das eigene 
Dolf zum Kriege aufzurufen. Für den $eldherrn ift der Krieg eine 
gegebene Notwendigkeit, das muß ihm auch jeine härtejten Ent- 
ichlüffe erleichtern. Der Staatsmann muß aus freiem Entjchluß dies 
furchtbarfte Bottesgericht für fein Volk anrufen und alles aufs 
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Spiel jegen, mit dem Bewußtjein, daß Unterlafjen hier ebenfo ver- 
hängnisvoll werden fann wie Handeln. Weil der Geiſt des Staats- 
mannes ftets auf das Große gerichtet ift, liegen die Fleinen Künſte 
des Diplomaten unter jeinem Standpunft. Er muß fie beherrichen, 
aber er muß fie auch verachten. Dielmehr wird er von einer groß- 
artigen Wahrheiten jein, vor der jeine Gegner erjchrecen, weil 
fie Dahinter verborgene Abjichten und gefährliche Pläne wittern. 
Gegen befiegte Seinde ijt er edelmütig. Ihn bewegt ja nicht der 
Baß, jondern die Kiebe, nicht der Haß gegen die Feinde, jondern 
die Liebe zum eigenen Dolf. Er wird daber von den Feinden nur 
ſoviel fordern, als dem eigenen Dolfe unweigerlich nötig, und in 
ihren eigenen Kebensnotwendigkeiten, die er von feinem hohen 
Standpunfte auch vollfommen durchichaut, wird er fie nicht Fränfen. 
Denn er ftrebt ja nicht nach Erfolgen des Augenblicds, jondern 
hat das dauernde Wohl jeines Dolfes im Auge, das neben lauter 
von Rachdurſt bejeelten Seinden wahrlich nicht gejichert erfcheint. 

194. Das ift das Bild des großen jchöpferischen Staatsmannes, 
der das Keben feines Volkes für lange Sefchlechterfolgen aufbaut. 
Daneben wollen wir das Bild des Staatsmannes halten, der von 
dem augenblicklichen Erfolge lebt. Er hat den Blick nicht auf das 
Ganze jeines Dolfes gerichtet, jondern denft nur an das lebende 
Gejfchlecht, bei dem er Ruhm und Ehre fich erwerben möchte. Denn 
nicht die wahre, Dergangenheit und Zufunft umjpannende Dater- 
landsliebe ift der Stachel feines Handelns. Gewiß liebt auch er 
fein Dolf, aber ſich jelber liebt er noch mehr. Die großartige Selbft- 
lofigfeit des wahren Staatsmannes iſt ihm daher unerreichbar. In 
dem Blanz feines Dolfes möchte er jelber glänzen; er ftrebt nach 
dem Aufftieg feines Dolfes, um mit ihm felber aufzufteigen. Meiftens 
ift er Demagoge, der nicht gelernt hat, zu gehorchen, und daher 
auch nicht wahrhaft befehlen kann. Die Eitelkeit und die Sucht 
mehr zu fcheinen, als er ift, fommt ihm von da. Selbftfucht und 
Mactgier beherrjchen ihn. Die wahren Tiefen des Dolfslebens 
find ihm verfchlofien, fo daß er nicht deijen inneres Wohl, fondern 
nur feinen äußeren Glanz erjtrebt. Seine Welt iſt Daher die der 
fleinen Künfte, wie fie ein berechnender Derftand ihm zur Der- 
fügung ftellt, und die rohe Gewalt, die er rückjichtslos gegen jeden 
gebraucht, der ihm in den Weg tritt. Gegen Bejiegte ift er grau— 
jam und nußt feine augenblickliche Überlegenheit mit rüdjichtslofer 
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Gemeinheit bis zum äußerften aus. Gewiffensbedenfen fommen 
ihm nicht, Denn Sottesfurcht, Kiebe und Edelmut find ihm bloße 
Worte. Mit frecher Schamlofigfeit offenbart er feine edeln Ab— 
lichten: „Es leben zwanzig Millionen Deutjche zu viel auf der 
Melt!” 

195. Dem echten Staatsmann gegenüber wird diefer unechte 
feine Erfolge haben. Denn der echte wird die Kräfte feines Dolfes 
aus ganz anderen Tiefen her aufrufen und an ihnen werden die 
Künfte des unechten zerjchellen. Erfolg wird er nur haben, wenn 
ihm überhaupt fein ftaatsmännijcher Wille begegnet, jondern allein 
die vorfchriftsmäßige Gelinnung etwa des Dermwaltungsbeamten. 
An jittlichem Ernſt wird diefer jenen Demagogen gewiß weit über- 
treffen, aber, weil diefer Ernft fich nicht zur fchöpferifchen Liebe 
fteigert, jondern in den engen Bahnen gewohnter Regeln einher- 
ichreitet, wird er dem jo viel zielbewußteren Willen jenes trogdem 
erliegen. Er ift der Menfch der Grundſätze, der in der perjönlichen 
Anftändigfeit und Unantaftbarfeit feiner Lebensführung die höchite 
Richtſchnur für jein ganzes Handeln erblidt. Nicht aus dem heißen 
Drange der höheren Daterlandsliebe, jondern aus der Rückſicht auf 
äußere Sittenregeln ift fein Handeln beftimmt. Deshalb ift auch er 
von der Meinung der Menſchen abhängig. Über die niedrige Eitel- 
feit des Demagogen mag er erhaben jein, aber um fo weniger über 
jene feinere Eitelfeit, die um ihrer moralijchen Vortrefflichkeit 
willen von der Menge anerkannt und bewundert fein möchte. Als 
ob die Menge aus fich heraus überhaupt fähig wäre, das wahrhaft 
Sittliche zu erfennen! Ein folcher Menfch ift felbitgerecht. Daß in 
feinem Sebiet alles untadelig beftellt ſei, mag dicht Daneben die 
Welt zugrunde gehen, ift jein höchjter Ehrgeiz. Das alles jind 
Eigenfchaften, die einen vortrefflichen Derwaltungsbeamten ergeben, 
zum führenden Staatsmann aber langen fie nicht. In führender 
Stellung wird ein folcher Mann von einer großen Unficherheit, ja 
Ängftlichkeit ergriffen werden, da es ihm an ſchöpferiſchen Gedanfen 
fehlt, und er auf dem glatten Boden der diplomatifchen Künfte nicht 
weiß, wie er feine vornehme Tadellojigkeit bewahren foll. Er wird 
jih daher von der Öffentlichen Meinung treiben lafjen, die er doch 
führen follte. Das Beftehende in Ehren zu behaupten, wird das 
höchfte Siel fein, das er fich zu ſtecken wagt, und damit von jelbft, 
wenn alle anderen vorwärts drängen, ins Hintertreffen fommen. 
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Tritt ihm ein entjchloffener, durch Feine Gewiſſensbedenken gehemm⸗ 
ter Wille entgegen, ſo fällt einem ſolchen Manne ſein ganzes Ge— 
bäude wie ein Kartenhaus ein. Er wird bei dem Gegner die gleiche 
anftändige Gefinnung vorausjegen, wie fie ihn felber Dbejeelt, und 
fieht er fich darin enttäufcht, fo weiß er vor Hilflofigfeit überhaupt 
nicht mehr aus und ein. Seine Imgftlichfeit wird jeßt zur wirf- 
lichen Seigheit, die ihm jeden großen Entfchluß unmöglich mact; 
jeine Dorliebe für Fleine Aushilfen ftatt Durchgreifender Maßnahmen 
artet nın in ein Syftem verſteckter Künfte aus, durch die er feine 
Mißerfolge verdeden möchte. Eitel, wie er ift, hält er fich noch 
immer für unentbehrlich, aber die Wahrheit wagt er nicht einzu 
geftehen. Und fo verſtrickt er in all feiner Tadellofigkeit jchlieglich 
jein Dolf in ein dichtes Net allgemeiner Unwahrhaftigfeit und 
Derlogenheit, daß es die Wahrheit nicht mehr erträgt und, wenn 
ſie endlich nicht mehr zu dämpfen ift, geblendet vor ihr zuſammen— 
bricht. 


Dritter Teil. 
Die Sormen des Staates. 


1. Ältere Lehren. 


196. Wejen und Aufgabe des Staates jind überall gleich, feine 
Sorm ift verfchieden. Gewiß entipricht nicht jeder in der Welt jo 
genannte Staat dem von uns aufgeftellten Begriff, und nicht jeder 
erfüllt die von uns als die des Staates erfannte Aufgabe. Denn 
der Begriff des Staates iſt ein Wertbegriff; er bezeichnet das 
Wefen, dem der Staat entjprechen ſoll, und die Aufgabe, die er 
erfüllen foll. Aber darum ift dieſer Begriff nicht nur ein deal, 
das in den Wolfen fchwebt, ohne jemals auf Erden Wirklichkeit 
zu werden. Im Gegenteil. Der wahre Begriff bezeichnet auch das 
wahre Wejen eines. Begenftandes, was ihm zu Mirflichfeit und 
Beftand verhilft. An feinem Begriff hat jeder Gegenftand feine 
wahre Wirklichkeit; je veiner und vollftändiger er ihn zum Ausdrud 
bringt, um fo wirklicher ift er, je weiter er von ihm abweicht, um 
jo mehr verliert er feinen Gehalt und neigt fich feinem Untergange 
entgegen. Darum find Wefen und Aufgabe des Staates überall 
gleich; denn jeder Staat ift gerade foweit Staat, als er fie erfüllt, 
und verliert gerade joweit feinen Gehalt als Staat, als er von 
ihnen abfällt. Dagegen find die formen, in denen der Staat fein 
Weſen verwirklicht, verfchieden. Alles Weſen geftaltet fich zur 
Sorm, es gibt fich Geftalt und Fommt damit zur Wirklichkeit. Damit 
aber tritt es ein in die Welt der Erfcheinungen, in der nur Ein- 
zelnes und Befonderes befteht. Darum gibt fich das Wefen nicht 
nur überhaupt eine Sorm, fondern eine bejtimmte. In diefer Be- 
ftimmtheit der Sorm liegt der Grund ihrer Mannigfaltigkeit. 

197. Alfo nicht in den Äußeren Umftänden und ihrer Der- 
jchiedenheit hat die Mannigfaltigfeit der Staatsformen ihren Brund. 
Land, Anlage und Schickſale der Dölfer begründen höchitens Die 
gefchichtliche Tatjache, daß eine beftimmte Form zu einer beftimmten 
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Zeit bei einem beſtimmten Volke ſich verwirklicht. Dieſe Form als 
ſolche aber muß wie alle anderen aus dem Weſen des Staates 
ſelber hergeleitet werden. Die Mannigfaltigkeit der Formen liegt 
in dem Weſen des Staates bejchlojjen. Die wirflichen Staaten find 
als Möglichfeit in dem Weſen des Staates enthalten. Sie treten 
aus ihm heraus, jobald er fich zur beftimmten Wirklichkeit geftaltet. 
Darum bildete die Lehre von den Staatsformen immer einen wich- 
tigen Teil der Staatsphilofophie. Nur aus dem Begriffe, nicht aus 
den äußeren Umftänden des Staates Fönnen fie gefunden werden. 
Deshalb betrifft die Form die mittelfte Tätigkeit des Staates in 
erfter Knie, die Gefeggebung. Don hier aus wirkt fie erft in zweiter 
Cinie auf die übrigen Tätigkeiten des Staates. Zunächft wird durch 
die Form des Staates beftimmt, wie die Geſetze zuftande Fommen. 
Es iſt alfo das Grundgeſetz des Staates (153) jeine wahre und 
erfte Sorm; alle anderen Inhalte des Staatslebens nehmen an ihr 
nur mittelbar teil. 

198. Kant jagt einmal, die Logik habe ſeit Arijtoteles Feinen 
Schritt vorwärts getan. Saft mit mehr Necht Fann man dies von 
der Lehre von den Staatsformen behaupten. Die Macht der Über— 
lieferung tritt vielleicht nirgends fo deutlich zutage wie hier, wo wir 
noch immer faum über die Begriffe hinausgefommen jind, die 
dereinit Ariftoteles für die fo ganz anders gearteten Derhältniffe 
des Feinen griechifchen Stadtitaates aufftellte. Ariftoteles geht bei 
diefer Gliederung, die in ihren Grundlagen bereits von Plato 
ftammt, von einem doppelten Gefichtspunft aus. Einmal teilt cr 
die Derfaffungen nach der Zahl der Herrſchenden ein, ob einer, 
mehrere oder die meiften herrfchen, und ferner danach, ob die Herr— 
icher für das allgenteine oder nur für ihr eigenes Wohl jorgen. So 
gewinnt er fechs $ormen, von denen immer je zwei einander als 
gute und fchlechte Derfafjung derjelben Art zugeordnet find: Mon— 
achte und Tyrannis, Ariftofratie und Oligarchie, Politie und 
Demofratie. Der Stoifer Panaetius hat dann die beiden letten 
Bezeichnungen durch die uns gewohnteren Demofratie und Ochlo- 
fratie erjeßt. Die erften Glieder diefer Begriffspaare bezeichnen 
die guten Derfaffungen, in denen die Herrſcher das allgemeine 
Wohl im Auge haben, die zweiten die fchlechten Derfafjungen, in 
denen die Herrfcher nur ihren eigenen Dorteil erftreben. Der erite 
Gelichtspunft, Die Einteilung nach der Zahl der Berrichenden, 
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fann noch beute als der unbedingt maßgebende gelten. Der andere 
Sefichtspunft hat, bejonders durch Kant, infofern eine Änderung 
erfahren, als man in der Sorm des Staates felbft eine Gewähr 
dafür juchte, daß die Berricher für das Wohl der Allgemeinheit 
jorgten. Dieje Gewähr fand Kant in dem Beftehen einer Der- 
faffung, und das Wefen des Derfaffungsftaates wieder fah er in der 
von Montesquien gelebrten Trennung der verjchiedenen Staats» 
gewalten. Wo diefe Trennung befteht, bezeichnet er die Staats- 
form als republifantich, wo jie nicht beiteht, als deſpotiſch. Die 
Gliederung nach der Sahl der BHerrichenden kann in jeder diejer 
beiden Sormen ftattfinden. Republik und Demofratie fallen alfo 
nicht zufammen. Im Gegenteil. Wach Kant ift die Demokratie 
immer defpotiich und die ſicherſte Gewähr republifanischer Sreiheit 
bietet die Monarchie!). Andere, neue Geſichtspunkte zur Einteilung 
und Unterjcheidung der Staatsformen jmd Faum hervorgetreten. 
199. Dies zähe Keben der alten Einteilungen ift um fo über- 
vajchender, als jie zumal angefichts der verwicelten Derhältniffe 
neuerer Staaten Feiner näberen Prüfung ftandhalten. Am ſchlimm— 
jten fteht es in diefer Binficht mit der gebräuchlichiten Einteilung 
nach der Zahl der BHerrfchenden. Das ift en Grundſatz, der zu— 
nächft gar nicht aus dem Wejen des Staates felbft hervorgeht, 
jondern ihm ganz äußerlich iſt. Bei Artftoteles hängt er, infolge 
jeiner Dorliebe für Durchgreifende Einteilungsgründe, ohne Zwei— 
fel mit feiner Sliederung der Urteile in einzelne, befondere und 
allgemeine zufammen. Für die Kleinen griechifchen Staaten, in 
Denen die Herrfchenden ihre Tätigfeit überall unmittelbar aus— 
übten, mochte mit folcher Einteilung immerhin durchzufommen 
jein. Und auch dort pafte ſie nicht immer, wenn Thufydides 
gelegentlich jagt, Die Demofratie jei in Wahrheit die Herrichaft 
des Mannes gewefen, der durch feine Rede die Volksverſammlung 
zu lenfen verjtand. In den heutigen Sroßjtaaten Dagegen und 
ihren verwicelten Verhältniſſen kann von einer Ausübung der 
Berrjchaft etwa Durch die meiften niemals die Rede fein. Es 


') Jeder, der heute Kant als „Republifaner” verherrlicht, follte erſt einmal 
diefe Stelle aufmerffam lefen: Sum ewigen Frieden, zweiter Abfchnitt, erfter Definitiv- 
artifel, und hier den dritten und vierten Abfat, die beginnen: „Damit man die 
vepublifanifche Derfaffung nicht (wie gemeiniglich gefhieht) mit der demofratifchen 
verwechſele . . . (Kants Werfe, herausgegeben von der preufifchen Afademie der 
Wiſſenſchaften vins . 351—353). ® 
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nicht bejtimmte Staatsformen voneinander. Einen wifjenfchaftlich 
haltbaren Einteilungsgrund Tann dieſer Gedanke fchon deshalb 
nicht abgeben, weil vielleicht in den kleinen griechiichen Staaten, 
aber jelten in den verwickelten heutigen Derhältniffen wahrhaft 
unbefangen zu entjcheiden ift, ob die Herrfchenden für die Allge- 
meinheit oder nur für ſich forgen. Das wird endgültig erft durch 
die Gejchichte entjchieden, für die Mitlebenden ift es immer mehr 
oder weniger eine Parteifrage. Deshalb hat fchon Hobbes darauf 
hingewiefen, daß mit Namen wie Tyrannis, Öligarchie nur die 
Abneigung der fie jo Nennenden ausgedrüdt wird. Wer die Re— 
gierung der Wenigen fchäßt, nennt fie Ariftofratie, wer fie nicht 
leiden mag, Oligarchie. „So bezeichnen diefe Worte nicht ver- 
ſchiedene Staatsformen, jondern die verfchiedenen Meinungen der 
Bürger über die höchſte Staatsgewalt.“ 

202. Deshalb forderte Kant mit Hecht ein Merkmal an der 
Derfafjung felbit, eine objektive Einrichtung, welche die Ausübung 
der Herrjchaft zugunften der Allgemeinheit verbürgt. Und Kant 
findet das Merkmal einer jolchen „republikaniſchen“ Derfafjung in 
der von Montequien gelehrten Trennung der Gewalten, insbe- 
jondere der gejeßgebenden und ausübenden Gewalt. In dieſer 
Trennung ſah man nach dem Dorbilde der englischen Derfaflung 
das wahre Bollwerf der Dolfsrechte. Die Einteilung hat ohne 
Sweifel den Dorzug, daß jie von der Staatsform felbft hergenom- 
men ift; und ficher wird dabei auf einen wefentlichen Unterfchied 
der Derfafjungsformen hingedeutet. Dagegen kann man füglich 
bezweifeln, ob dieſer Unterjchied hier richtig bezeichnet ift. Laſſen 
lich Doch gegen die berühmte Kehre von der Trennung der Ge— 
walten jehr gewichtige Bedenken erheben; und fie ift daher in 
diefer Sorm von der heutigen Staatslehre faft allgemein aufge- 
geben. Der Wille des Staates ift nur einer; er Fann fich ver- 
ichiedener KHlieder zur Ausübung jeines Willens bedienen und 
feinen Willen in verfchiedenen Tätigfeiten äußern, aber .er jelbft 
darf nicht geteilt werden. Gerade auf die Einheit des vernünftigen 
Willens fommt es an und nicht auf jeine Spaltung, auf das Zu— 
jammenwirfen der einzelnen Glieder und nicht auf ihre Trennung. 
Es handelt fich bei den von Montesquien unterjchiedenen Gliedern, 
der Gefegebung, Vollziehung und Nechtiprechung, offenbar nicht 
un jelbftändige Teile der Staatsgewalt, jondern um die verjchie- 
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denen Tätigkeiten des Staates. In diefem Sinne find fie uns 
fchon zuvor bei der Betrachtung der inneren Politik begegnet 
(ASI—166). Und wir fanden ihr Derhältnis nicht als das der 
Nebenordnung, jondern als das der Unterordnung (161); die Nechts- 
pflege fteht über der Derwaltung, die Gejeggebung über beiden. 
Eine Trennung würde die Einheit des ftaatlichen Willens auf- 
heben; jie würde nicht den verfafjungsmäßigen Zuftand, fondern 
vielmehr die Aufhebung der Derfaffung, ja des Staates felbit be- 
deuten. Darum eignet fich auch die Kehre von der Trennung der 
Gewalten nicht zu einer grundfäßlichen Unterfcheidung der Staats- 
formen. Gewiß liegt Kants Unterfcheidung von. dejpotifcher und 
republifanifcher Staatsform ein richtiger Gedanke zugrunde; mur 
darf er nicht aus der irrigen Kehre von der Gewaltenteilung ab- 
geleitet werden. 

203. Schließlich genügen alle diefe Eintetilungsgründe über- 
haupt nicht. Es gibt ihrer noch mehr. Die Staatsform ift ein 
viel verwidelteres Gebilde, als es danach fcheinen Fönnte. Wir 
werden uns die Einteilung der Staatsformen aljo jelber fuchen 
müffen und fie dabei aus dem Weſen des Staates abzuleiten 
haben. 


2. Einfache und gegliederte Kormen. 


20%. Die Lehre von der Trennung der Gewalten vermag 
feinen genügenden Einteilungsgrund abzugeben. Aber fie weit 
auf einen wichtigen Umftand hin, nach dem fich die Staatsformen 
unterjcheiden lafjen. Mit der bloßen Bemerfung von der Unteil- 
barfeit der Staatsgewalt ift diefe Kehre nicht erledigt; was jie meint, 
behält, troßdem fie es nicht glüclich zum Ausdrud bringt, feine 
volle Bedeutung. Die Sorm des Staates muß in der Tat eine 
Gewähr dafür leiften, daß feine Macht zum Außen der Allgemein 
heit angewandt wird, und nicht zum Nußen eines Einzelnen oder 
einer einzelnen Gruppe, die fich zufällig in der Macht befinden. 
Das ergibt fich unmittelbar aus dem inneriten Weſen des Staates, 
der jelbitbewußte Dernunft und deſſen Aufgabe die Derwirklichung 
der Gerechtigkeit ift. Aber mit der Derteilung der verjchiedenen 
Tätigfeiten des Staates auf verjchiedene, getrennte Gewalten ijt 
diefe Gewähr allerdings nicht gefchaffen. Denn damit wäre die 
einzelne Gewalt noch immer unbedingt; jowohl die Geſetzgebung 
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wie die Derwaltung wäre jede an fich felbjt noch immer unver- 
antwortlich und aljo deſpotiſch. Gerade das, was durch Diele 
Trennung erftrebt wird, eine wechjeljeitige Berichtigung der ver— 
ichiedenen Glieder des Staates in ihrem Sujammenwirfen, wäre 
nicht erreicht. Dagegen liegt der wahre Sinn diefer Lehre nicht 
darin, daß der ftaatliche Wille in eine Mehrheit nebeneinander 
wirfender Willen zerlegt wird, fondern vielmehr darin, daß diefer 
Wille jelbft Durch eine Mehrheit von Kräften zuftande fommt. Der 
Wille des Staates, nachdem er einmal zuftande gefommen ift, ijt 
einheitlich; es Fann nicht eine Mehrheit nebeneinander laufender 
Willen im Staate geben. Das wäre die Auflöfung des Staates 
und der beginnende Bürgerkrieg. Wohl aber kann fich die Frage 
nach der Hliederung auf das Suftandefommen des Willens richten. 
Es handelt jich nicht um eine Trennung des Willens in eine Mehr- 
heit von Willen, jondern um eine Trennung der den Willen be- 
Dingenden Kräfte. Dabei tritt diefer Wille urfprünglich und in 
voller Selbftändigfeit nur in der Gejetgebung hervor. Sie ift die 
Srundtätigfeit des Staates, von der alle andere Staatstätigfeit 
abhängt. In dem Geſetz Spricht jich der einheitliche Wille des 
Staates aus. Ob diejer Wille felbjt durch eine einfache, einheitliche 
Kraft oder durch eine Mehrheit von Kräften zuftande Fommt, ift 
die Srage. 

205. Wir gehen von dem Grundbegriffe des Staates aus. Er 
ift vernünftiger Geift und aljo Selbitbewußtjein. Deſſen Weſen 
liegt darin, daß die Inhalte des Bewußtjeins hier zu einer ver- 
mittelten Einheit zufammengefchlojfen werden. Das Selbftbewußt- 
fein entwickelt fich, indem es von der natürlichen Einheit zum Be- 
wußtjein und damit zur Trennung von Subjeft und Objekt fort- 
fchreitet, und diefe Trennung wieder in einer höheren Einheit 
überwindet, indem das Objekt ſelbſt als ein Glied in der einheit- 
lichen Entfaltung der Dernunft erfaßt wird. Die Gefellichaft haben 
wir als die Stätte jenes bewußten Lebens Fennen gelernt, in ihr 
findet die Trennung ftatt, alle Kräfte ftreben hier auseinander. 
Der Staat verbindet fie wieder zur Einheit, indem er jeder aus 
vernünftiger Einficht feine Stelle in dem Ganzen des Dolfstums 
beftimmt. 

206. Der Staat fett aljo die Trennung voraus; fein Wille foll 
als ein jelbftbewußter zuftande fommen. Der jelbftbewußte Wille 
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aber verwirklicht fich in drei Stufen. Wir fönnen fie als Antrieb, 
Überlegung und Entſchluß unterfcheiden. Das erfte ift der aus 
der Naturgewalt hervortretende Trieb unjeres Willens; das zweite 
die Überlegung, in der wir mit Bewußtjein alle einzelnen Bedin- 
gungen der geplanten Handlung gejondert auffalfen; das dritte 
der Entfchluß, in dem wir diefe Bedingungen zu einer einheitlichen 
Willensrichtung wieder verbinden, die nun aber nicht mehr wie 
anfangs durch die Naturgewalt, jondern durch die Flare Dernunft 
beftimmt ift. In dem vernünftigen Willen ift alfo fowohl die Ein- 
heit wie die Trennung enthalten; von der natürlichen Einheit geht 
er durch die bewufte Trennung der verftandesmäßigen Über- 
legung hindurch zur jelbftbewußten Einheit des vernünftigen Ent- 
ſchluſſes. Bei der ftaatlichen Willensbildung pflegen wir dieſelben 
drei Stufen als Anregung (Initiative), Beratung und Entfcheidung 
zu bezeichnen. Durch irgend eine Kraft muß der ftaatliche Wille 
in Bewegung gejeßt werden: das ift die Anregung. Es müſſen 
dann alle für die Beurteilung der Srage in Betracht Fommenden 
Umftände vorgebracht und in ihrer Bedeutung ermefjen werden: 
das ift die Beratung. Und endlich müſſen diefe Bedingungen zu 
einem Entichluffe zufammengefaßt und damit dem Willen des 
Staates eine beftimmte Richtung gegeben werden: das ift die Ent- 
fcheidung. In diefen drei Stufen verwirklicht fich der ftaatliche 
Wille; nur wenn er diefe drei Stufen durchläuft, kommt er als 
vernünftiges Selbftbewußtjein zuftande. 

207. Einheit und Trennung, beide müjjen demnach in dem 
Staatswillen vorhanden fein. Damit haben wir den Grund für 
eine erfte Unterfcheidung der Staatsformen gefunden. Es fommt 
Darauf an, ob in der Sorm des Staates mehr die Einheit oder 
mehr die Trennung zur Geltung kommt. Der wahre Staat joll 
in feiner $orm beides enthalten, denn dann ift die Dernünftigfeit 
des ftaatlichen Willens am ficherften gewährleiftet. Einfeitige Ab— 
weichungen können ftattfinden, indem neben der Einheit die Tren- 
nung oder neben der Trennung die Einheit fait verjchwindet. 
Wir unterfcheiden in diefem Sinne einfache und gegliederte 
Sormen. Jene falfen den ftaatlichen Willen zur feften Einheit 
zufammen; dieſe laffen daneben die Mamnigfaltigfeit des Volks— 
tums zu einer ftärferen Auswirfung fommen. Schließlich fann das 
Nachgeben gegenüber den Volkskräften ſoweit gehen, daß Daneben 
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die Einheit fait verichwindet. So ergeben fich drei Stufen. Auf 
der erften iſt die jtaatliche Willensbildung noch einfach, fie liegt 
bei dem Berricher (Berrenjtaat). Auf der zweiten fommen 
Daneben die Volkskräfte zur Geltung, es ift ein Ausgleich zwifchen 
beiden Mächten gefchaffen und dadurch Einheit und Trennung 
am beften vereinigt (Derfaffungsftaat). Auf der dritten Stufe 
geht alle Macht an das Dolf über, der Staat wird alſo der Diel- 
heit der gefellfchaftlichen Kräfte ausgeliefert und die Einheit geht 
ganz verloren Dolfsijtaat). 


a) Herrenftaat. 


208. Das Wejen der einfachen Staatsform bejteht darin, daß 
der gefamte Dorgang, der zur Willensbildung nötig ift, fih m 
einer einzelnen Perfönlichfeit abjpielt, oder mit anderen Worten 
darin, Daß das Selbftbewußtjein des Staates durch das Selbft- 
bewußtfein eines beftimmten Menſchen gegeben ift. Dann beiteht 
der Dejpotismus oder der Abjolutismus der fürftlichen Gewalt. 
Wir fönnen dieſe Staatsform in unjerer Sprache als Berrenftaat 
bezeichnen. Die Einheit ift hier am ftärkiten betont, da natürlich 
fein Selbitbemwußtjein im Staate an Einheit und Gefchlojjenheit 
dem individuellen Selbjtbewußtjein einer konkreten Perfönlichfeit 
gleichfommt. Indem hier für das jtaatliche Selbjtbewußtjein das 
natürliche Selbitbewußtfein eines Individuums eintritt, fteht der 
Staat der Naturgrundlage noch jehr nahe, und Damit der Samilie 
als der natürlichen Gemeinfchaft. Der Gejchlechterverband bildet 
vielfach einen Dorläufer des Staates. Dem Sefchlechtsälteften fällt 
hier als Häuptling des Stammes von Natur die Herrjchaft zu. 
Eine jolche patriarchalifche Art kann die ftaatliche Gemeinjchaft 
auf lange hinaus behalten. Bleiben die Derhältniffe einfach, 
jo empfindet man das Sujammenfallen des ftaatlichen mit einem 
individuellen Selbjtbewußtfein nur als vorteilhaft. Einer kann 
noch leicht die gefamten Bedingungen des ftaatlichen Kebens über- 
jehen, und er Fann, indem alle diefe Bedingungen fich in feinem 
Bewußtſein vereinigen, fie am leichteften gegeneinander ausgleichen. 

209. In ihrer ftraffen Gefchlojfenheit liegt die Bedeutung 
dieſer Sorm begründet. Deshalb ift es noch ein zweiter Anlaß, 
der auch dann, wenn die Derhältnifje fich mehr von der Natur- 
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grundlage losgelöft haben, immer wieder zu ihr Hinführt, näm— 
lih wenn unter beftimmten Umftänden die Betonung der Ein- 
heit des ftaatlichen Willens von bejonderer Bedeutung wird. Die 
Gejellfchaft, jahen wir früher, ftrebt auseinander. Darum bedarf 
es meift gerade am Beginn der Staatenbildung, um fie zufammen= 
zubinden, eines gefchlojfenen Willens. Erft Dadurch entfteht wahr- 
haft ein Staat, den der Stammesverband Doch nur vorbereitet. 
Der Staat ift die bewußte Schöpfung einzelner Männer. Sie 
Ichlichten als Geſetzgeber den Kampf der gefellfchaftlichen 
Kräfte und fchließen damit deren auseinander drängende Beftre- 
Bbungen zur vernünftigen Einheit zufammen. Solcher Übergang 
vollzieht jich jelten ohne Reibungen nach innen und außen; Kriege 
fommen hinzu und rücden die Gefahr einer Auflöfung der Ge- 
meinfchaft nahe. Auch Dadurch wird die einzelne Perfönlichkeit 
in den Dordergrund gedrängt. Im Kriege find zahlreiche Staaten 
geichaffen; der Kriegsheld ift neben dem Geſetzgeber, oft in 
einer Perjon mit ihm verbunden, Staatengründer. Stammeshänpt- 
ling, Geſetzgeber, Kriegsheld, das find die drei Formen eines ur- 
jprünglichen Abjolutismus, von dem die Staatengründung ausgeht. 
Sie hängen zufammen mit den natürlichen Wurzeln des Staates 
in der Dolfsgemeinfchaft (Stamm), fowie mit feinem Derhalten 
nach innen (Gejegesmact) und außen (Kriegsmadt). (Dgl. 9I—94). 

210. Wie lange fich diefer urfprüngliche Herrenftaat behauptet, 
hängt von den allgemeinen Bedingungen des Dolfslebens ab. Je 
verwidelter fie werden, um jo weniger wird eine folch einfache 
Sorm genügen. Aber auch in der weiteren Entwicklung wird fie 
immer dann wieder hervortreten, wenn aus inneren oder Äußeren 
Gründen die Glieder des Dolfes auseinander zu fallen drohen. 
Wenn das Ringen der gejellfchaftlichen Mächte im Dolfe fich aufs 
höchfte fteigert oder wenn fremde Mächte im Kriege den Bejtand 
des Dolfes gefährden, in folchen Zeiten höchfter Gefahr bedarf es 
der ganzen Kraft und Geſchloſſenheit eines einzelnen Willens, um 
das Dolf wieder zur Einheit zujammenzuzwingen, die Hoheit des 
Staates gegenüber den auseinander ftrebenden Teilen zur Gel- 
tung zu bringen und das Ganze zu retten. In folchen Seiten 
höchfter Gefahr kann nur die Sorm des Herrenftaates, der dann 
als Diftatur erjcheint, Dolf und Staat vor dem Untergang 
retten. 
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b) Derfafjungsftaat. 


211. Die einfache Sorm kann bei verwidelteren Lebensbedin- 
aungen auf die Dauer nicht genügen. Ein einzelnes Bewußtfein 
vermag dann nicht mehr das Ganze des Staates zu überfchauen. 
Wo der reine Herrenſtaat trogdem fortdauert, wird er bald als 
eine unerträgliche Saft empfunden, zumal in friedlichen Zeiten, 
wo der mannigfaltige Reichtum Des Dolfslebens fich entfaltet. 
Dann bedarf es einer gegliederten Sorm, um das Selbftbewußtfein 
des Staates zur Geltung zu bringen. In der einfachen Sorm tritt 
ganz einfeitig Das Derrichaftsperhältnis des Staates hervor; in der 
fürftlichen Gewalt liegt noch der gejamte ftaatliche Wille befchloifen. 
Gegliederte Sormen Dagegen entftehen, wenn auch die Behetrfchten 
fich zur Seltung bringen, wenn neben der Sürftengewalt die Dolfs- 
gewalt Einfluß auf den Staat gewinnt. Das Wefen diejes Der- 
faffungsftaates liegt alfo darin, daß den Beherrjchten ein beftimmter 
Anteil an der Herrichaftsgewalt des Staates eingeräumt ift. Das 
Selbitbewußtjein des Staates tritt dann in der Weife hervor, daß 
die allfeitigen Bedingungen, welche zur jtaatlichen Willensbildung 
nötig find, nicht mehr der zufälligen Überficht des Einzelnen über- 
lafjen bleiben, jondern objektiv von feiten der Beherrichten felbft 
herangebracht werden. Bier findet aljo die Trennung ftatt, indem 
der fürftlichen Gewalt in der Dolfsgewalt eine felbftändige Macht 
gegenübertritt und ihr die Bedingungen ihrer Entjcheidung objef- 
tiv vor Augen ftellt und vergegenwärtigt. 


212. Don den drei Stufen, die wir in der Willensbildung unter- 
ichieden haben, Anregung, Beratung, Entjcheidung, wird alfo vor- 
nehmlich die zweite, Die Beratung, auf der ja die Dergegen- 
wärtigung aller Bedingungen ftattfindet, die Stelle jein, an wel- 
cher die Dolfsgewalt zunächft ergänzend zur fürftengewalt hinzu- 
tritt. Bier liegt jtets der Urfprung einer Derfafjung. Die zur Ent- 
fchetdung nötigen Bedingungen jollen auf einem geregelten Wege 
der fürftlichen Gewalt zum Bewußtjein gebracht werden. Schon 
der Rat, welcher den Fürften des Herrenftaates zu umgeben pflegt, 
ift ein Anfang hierzu. So lange aber diefe neben der fürftlichen 
auftretenden Gewalt nur beratende Stimme hat, nimmt fie in 
Wahrheit noch nicht an der ftaatlichen Willensbildung teil. Ein 
verfaffungsmäßiger Zuftand befteht Dann höchitens, injoweit der 
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Sürft gehalten ift, Die Dertreter der Dolfsgewalt vor feiner Ent- 
fcheidung zu hören; und es hängt nur von ihrem Anfehen ab, ob 
jie eine Entjcheidung gegen ihren Rat verhindern können. Necht- 
lich ift dies nicht gewährleiftet. 

215. Nur wenn die Dolfsgewalt auch auf die erfte und dritte 
Stufe der ftaatlichen Willensbildung, auf Anregung oder Entichei- 
dung, überareift, entfteht ein wirklich rechtlich gejicherter ver- 
faffungsmäßiger Suftand. Denn auf diejen Stufen liegt eben das 
eigentlich Willensmäßige, dort der natürliche, hier der vernünftige 
Wille. So kann zunäcft das Recht der Anregung (der nitia- 
tive) zwijchen Fürſt und Dolfsvertretung ftrittig fen. Es ift ein 
wichtiger Schritt zur Befeftigung der Dolfsgewalt, wenn ſie dies 
Recht erhält, um nun auch felbfttätig Bedingungen, die außerhalb 
des Geſichtskreiſes oder der Abfichten der fürftlichen Gewalt liegen, 
zur Geltung zu bringen. Geht das Recht der Anregung ganz an 
die Dolfsgewalt über, dann ift umgefehrt die fürftliche in Gefahr, 
als felbftändige Macht im Staate zu verjchwinden. Wefentlich für 
die Derteilung diefer Macht zwilchen Sürft und Dolf find die Sragen, 
ob der Fürft das Recht der Berufung und Auflöfung der Volksver— 
tretung hat oder nicht, und ob er nach eigenem freien Ermeſſen 
feine Minifter ernennen darf oder ob fie ihm von der Dolfs- 
gewalt aufgezwungen werden Fönnen. Tritt das Dolfshaus über- 
haupt nur nach dem Willen des Sürften zufammen und beſteht 
nur, jo lange er es will, jo wird es ſchwer einen von dem fürft- 
lichen abweichenden Willen zur Geltung bringen können. Anderer- 
feits find dem Sürften in der Ausübung feines Rechtes zur Initia— 
tive natürlich die Hände gebunden, wenn feine Minifter, durch 
welche er dies Recht allein ausüben fann, von der Dolfsvertretung 
beftimmt werden. Auf den Namen der Monarchie fommt es dabei 
nicht an; der Präfident der Dereinigten Staaten hat größere Nechte 
als etwa der König von England. 

21%. Saft noch wichtiger ift Das Derhältnis von Sürften- und 
Dolfsgewalt hinfichtlih der Entfcheidung. Um fie geht der 
Kampf vornehmlich. Bier befteht eine dreifache Möglichkeit. 
Entweder liegt die volle Enticheidung bei der Sürftengewalt; der 
Fürſt ift troß des Ergebnifjes der Beratung in feinem Willen völlig 
frei. Dann nimmt die Dolfsgewalt wenigftens verfaffungsmäßig 
an der ftaatlichen Willensbildung noch nicht teil und höchftens das 
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Anjehen, das ſie fich unabhängig von der Derfafjung zu ver- 
fchaffen vermag, kann einen Einfluß auf den Sürften ausüben. 
Die zweite Stufe ift dann erreicht, wenn der Fürſt nicht gegen 
den Willen des Dolfes enticheiden darf, aber noch immer darin 
frei ift, ob er fich für das Ergebnis ihres Rates entfcheidet. Dies 
ift die muftergültige Geftalt der verfafungsmäßigen Monarchie. Es 
ift hier ein wirkliches Gleichgewicht zwifchen Fürſten- und Dolfs- 
gewalt eingetreten. Das Ergebnis der Beratung fommt noch ein— 
mal in eimem Ffonfreten, natürlichen Selbftbewußtjein zur Ent- 
jcheidung. Auch hier muß es nicht immer eine Monarchie fein; die 
Derfaffung der Dereinigten Staaten von Amerifa zeigt etwa die 
gleiche Eigenart. Wie der Präfident hier das Recht der freien 
Minifterernennung hat, jo ift er auch nicht gebunden, Entichei- 
dungen des Parlaments auszuführen. Er vertritt alfo die volle 
fürftliche Gewalt. Auf der dritten Stufe verliert der Sürft auch 
diefes Recht. Zu dem Derbot, gegen das Parlament zu ent— 
ſcheiden, kommt nun noch der Zwang, mit ihm zu enticheiden, 
d. h. feine Entjcheidungen auszuführen. Es fann der fürftlichen 
Gewalt vielleicht noch das Necht bleiben, die Ausführung etwas 
hinauszufchieben, indem fie noch eme zweite Stelle der Dolfs- 
gewalt oder auch das Dolf jelber zu unmittelbarer Entjcheidung 
anruft. Aber beharrt die Dolfsgewalt auf ihrem Willen, fo ver- 
mag der Sürft den feinen ihr gegenüber nicht mehr durchzufeßen, 
ſondern hat fich ihm zu unterwerfen. Das bedeutet dann die Ein» 
ziehung der fürftlichen Gewalt. Derfafiungsmäßig ift dann alle 
Gewalt an das Dolf übergegangen, mag auch äußerlich die Mon— 
archie als eine Derzierung des Staatsgebäudes noch weiter be- 
ftehen. Nunmehr ift es der Fürſt, der fich auf fein perjönliches An— 
jehen verlaffen muß, um feinen Willen zur Seltung zu bringen. 
Handelt es fich um eine Erbmonarchie, fo fann ihm dabei gegen 
über den für Furze Stift erwählten Dertretern der Volksgewalt feine 
größere Erfahrung zugute fommen, da er feine Stellung lebens- 
länglich befleidet. Aber durch die Derfaffung ift jein Einfluß nicht 
mehr gefichert. Darum bildet diefe Form bereits den Übergang 
zu dem reinen Dolfsitaat. 

215. Dieje Gliederung der Staatsgewalt, die das Weſen des 
Derfaffungsftaates ausmacht, tritt ohne Zweifel um fo reiner her- 
vor, je mehr ein wirklicher Ausgleich zwifchen beiden Gliedern der 
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Staatsgewalt ftattfindet. Das ift aber nur möglich, wenn beide 
ihre eigene Selbftändigfeit bejiten und feines von dem andern ge- 
zwungen werden fann. Am deutlichiten ift die Sliederung daher 
gegeben, wenn beide das Hecht der Anregung befigen, und hin- 
fichtlich der Entfcheidung beftimmt ijt, daß die Sürftengewalt zwar 
nicht gegen den Willen der Dolfsgewalt enticheiden darf, aber auch 
nicht mit ihr entjcheiden muß und alfo nicht gegen den eigenen 
Willen von der Dolksgewalt zur Ausführung von deren Beichlüffen 
gezwungen werden kann. Ein bejonderer Dorteil dieſes reinen 
Derfaffungsftaates liegt darin, daß er in dringenden Sagen mehr 
oder weniger felbfttätig wieder in den Berrenftaat übergeht. 
Darum find der fürftlichen Gewalt hier meijt das Recht, Krieg zu 
erflären und Sriede zu fchliegen, und andere Rechte (fog. Prä— 
rogative) vorbehalten. Auch das Necht der Berufung und Auf- 
löfung der Dolfsvertretung gehört hierzu. Es tft hier ein wirkliches 
Selbitbewußtfein im Staate vorhanden, weil die Bedingungen der 
Enticheidung objektiv von den Beherrichten herangebracht werden 
und doch die Enticheidung jelbit einem perjönlichen Willen vor- 
behalten ift. Hier findet jomit eine wahre Trennung der Glieder 
ftatt und die Derwirflichung der Dernunft im Staate ift am meijten 
gewährleiftet. Daß eine folche Sliederung übrigens in der Mon— 
archie leichter aufrecht erhalten werden fann als in der Republif, 
verfteht fich von felbft. Denn dort bejitt die fürftliche Gewalt ihren 
Schwerpunft in fich felbft, während fie hier ihr Recht von der 
Dolfsgewalt entlehnt und darum nur fchwer zu einer wirklich und 
auch innerlich felbftändigen Macht gefteigert werden Tann. 

216. Damit haben wir den wejentlichen Umftand gefunden, 
Durch den eine verfaffungsmäßige Einrichtung des Staates gewähr- 
leiftet wird, und den Montesquieu und nach ihm Kant mit ihrer 
Lehre von der Trennung der Gewalten eigentlich meinten. Sie 
brachten ihn nicht Far zum Ausdrud, weil jie den Begriff der Ge— 
walt mit dem der Tätigkeit vermengten. Darum ariffen fie nicht 
auf die zu tiefft den Staat begründenden Mächte zurüc, jondern 
blieben bei einfeitigen Außerungen derſelben ftehen, und gliederten 
den Staat in Gewalten, die Feineswegs als gleichartige und gleich- 
wertige nebeneinander ftehen. Die richterliche Gewalt hat über- 
haupt auszufcheiden, da fie Feine bejtimmende Kraft des Staates 
ift, und die Unabhängigkeit des Richtertums nur eine in den Geſetzen 
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jelbft vorgejehene Maßnahme ift, die Feineswegs nur diefen einen 
Stand betrifft. Gejchüßt foll die richterliche Tätigkeit nur vor Ein- 
griffen der Derwaltung werden. Die beiden anderen Gewalten 
aber werden nicht glüdlich als gefetgebende und ausführende 
unterschieden. Die Ausführung ift nicht eine Tätigkeit, die felb- 
ſtändig und unabhängig neben Der Geſetzgebung jtehen dürfte, 
denn die Gejege werden gegeben, um ausgeführt zu werden, und 
müfjen in einem geordneten Staate ausgeführt werden. Steht der 
ausführenden Macht eine jelbftändige Entjcheidung darüber zu, 
ob fie die Hefege in Anwendung bringen will oder nicht, fo fommen 
die Gejege in Wahrheit erft durch ihre Zuftimmung zuftande. Sie 
ift ein Teil der geſetzgebenden Macht, und jogar die lethin ent- 
icheidende Gewalt. Ihre Zuftimmung ift in Wahrheit Entijchei- 
dung, und der Bejchluß der beratenden Gewalt ift in Wahrheit 
der Rat, den fie der entjcheidenden Gewalt gibt. So betrifft 
die Gliederung nicht die verfchiedenen Tätigfeiten, die dadurch 
auseinander gerijjen würden, jondern ſie betrifft die eine Grund— 
tätigfeit des Staates, Die Geſetzgebung. Es handelt jich nicht um 
mehrere, verfchiedene Tätigkeiten nebeneinander ausübende Ge— 
walten, fondern um ein Zuſammenwirken zweier Gemwalten in der 
einen Tätigfeit der Gejeßgebung. Und dieſe Gewalten Fönnen 
nur in den ihn wahrhaft begründenden Beftandteilen des Staates 
gejucht werden; das find Herrjcher und Beherrjchte. So ftehen 
jich Sürftene und Dolfsgewalt gegenüber und wirken im Der- 
fafjungsftaate bei der Geſetzgebung zufammen. In der Sürjten- 
gewalt fommt die Einheit des jtaatlichen, jelbitbewußten Willens 
zum Ausdrud, in der Dolksgewalt die Dielheit der in der Geſell— 
ichaft lebendigen Antriebe. Aus ihrem Sujammenwirfen entfteht 
der wahrhaft vernünftige ftaatliche Wille, Die ſelbſtbewußte völ- 
kiſche Gemeinfchaft, die das Wejen des Staates ift. 

217. Das Ringen diefer beiden Mächte liegt den Derfaffungs> 
kämpfen aller Zeiten und Dölfer zugrunde. Selangen fie mitein- 
ander zum Gleichgewicht, in dem beide ihre Selbjtändigfeit wahren, 
jo entfteht ein verfajjungsmäßiger Zujtand. Alle jonftigen Namen, 
mit denen man dieſen Gegenfat bezeichnen mag, bezeichnen nur 
eine Form, in die er fich Fleidet, nicht ihn ſelbſt. So Monarchie 
und Demofratie oder Königtum und Parlamentarismus. Die fürft- 
liche Gewalt befteht wohl am wirkſamſten, aber muß nicht notwendig 
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als Erbmonarchie beftehen. Sie kann auf verfchtedenen Wegen 
zuftande fommen, über die im nächſten Abjchnitt zu reden fein 
wird. Auch in Demofratien fann eine fürftliche Gewalt entftehen, 
und es fann Monarchien geben, in denen fie in Wahrheit nicht 
mehr befteht. fiberhaupt find die Formen, welche diefer Gegenjat 
annimmt, jehr mannigfaltig. In den klaſſiſchen Demofratien von 
Athen und Rom lag die fürftliche Gewalt bei den Beamten 
(Archonten, Magiftratur) und den oberften Derfammlungen 
(Areopag, Senat). In ihnen wirkte die alte Fönigliche Gewalt fort. 
Die völfifche Gewalt liegt in den Dolfsverfammlungen, wird aber 
in Rom mindeftens ebenjo fehr durch das Dolfstribunat ausgeübt. 
So muß man nicht auf die Formen, fondern auf das Wefen der 
Sache fehen, oder auf die allgemeine Form, welche all dieſen 
bejonderen Sormen zugrunde liegt. 


ec) Volksſtaat. 


218. Gelingt es der Dolfsgewalt, die fürjtliche Gewalt ganz 
zu bejeitigen oder zur Bedentungslofigfeit herabzudrüden, jo ent» 
jteht die fchranfenlofe Demofratie oder der reine Dolfsftaat, wie 
wir diefe dritte Geſtalt nennen wollen, befanntlich in den Hajjt- 
jchen und zahlreichen neueren Staaten das jchließliche Ergebnis 
jener Auseinanderfegung der beiden Gewalten. Das Weſen diefer 
Staatsform befteht darin, daß die gefamte Staatsgewalt an das 
Dolf oder die vom Dolfe ausgehenden Dertretungen übergeht. 
Nach den üblichen politiichen Redensarten wäre ja damit erft die 
wahre Sreiheit und alfo die Dernunft im Staate eingezogen. In 
Wahrheit geht meiftens, wie wir jehen werden, Dernunft und Frei— 
heit in einem folchen Dolfsjtaate verloren. 

219. In dem Herrenftaate war nur die Einheit vorhanden, der 
Derfajfungsftaat verbindet Einheit und Dielheit, in dem Volks— 
ftaate geht die Einheit verloren. Es drängen jet die mannig=- 
faltigen, fich widerfprechenden Antriebe des gejellfchaftlichen Le— 
bens an die Oberfläche und werden, da es feine von ihnen un— 
abhängige Macht mehr gibt, die jie zur Einheit verfnüpft, uns 
mittelbar für das Schickſal des Staates beftimmend. Sie jchliegen 
ih nach der Gemeinschaft ihrer gejellfchaftlichen Beftrebungen 
zufammen, nicht nach den Belangen des Staates, jondern nach 
Wirtfchaft, Stand, Bildung, manchmal auch Landichaft. So bilden 
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lie die Parteien, denen nunmehr alle entjcheidende Macht im 
Staate zufällt. Bei dem in Parteien gegliederten Dolfe oder feiner 
nach Parteien zufammengejegten Dertretung liegt nunmehr der 
ganze Dorgang der ftaatlichen Willensbildung, Anregung, Be- 
ratung, Entjcheidung. Die Beamten find nur noch ausführende 
Glieder des Dolfswillens und haben gegen ihn Feine jelbftändige 
Macht mehr einzufegen. Das klingt nun ſehr fchön. Wenn der 
Staat die ihrer jelbjt bewußte völkiſche Gemeinjchaft ift, wer foll 
befjer über fein Schicfjal entjcheiden, als eben das Dolf felber? 
And jo hören wir heute ja auch allerorten reden. Dabei ift aber 
Selbjtbewußtfein mit Bewußtjein verwechjelt. Als bewußter Inhalt 
des Dolfslebens jind die Ziele und Dorteile der verfchtedenen 
Sruppen wohl vorhanden, aber Deshalb noch nicht als jelbftbewußte 
Dernunft. Die Dernunft beftimmt jedem den Plab, nicht den er 
erftrebt, fondern der ihm gebührt. Don feinen jubjeftiven Rechten 
hat jeder Einzelne wohl ein Bewnßtjein, aber daß er auch eine 
vernünftige Einficht in das objektive Recht, Die Gerechtigkeit, hätte 
und feine fubjeftiven Anfprüche nach dem Rechte diejer objektiven 
Gerechtigkeit beurteilte und regelte, dazu fehlt freilich viel. Ein 
jolches vernünftiges Selbftbewußtjein, das allein Träger der Ge- 
rechtigfeit fein fann, ift hier nicht mehr vorhanden, jondern alle 
Entjcheidung wird auf Die bloß bewußten Antriebe der Geſellſchaft 
zurückgefchoben. Dadurch geht die Einheit verloren, und Tren- 
nung und Dielheit werden unbedingt bejtimmend. 

220. Ganz ohne Einheit aber Fann der Staat, der num einmal 
Selbftbewußtjein ift, nicht beftehen. Die Dielheit der in der Be- 
ratung herangebrackhten Bedingungen muß ja in der Entjcheidung 
zur Einheit zufammengefchloffen werden. Da diefe Einheit in den 
natürlichen Gliedern des Staates hier nicht vorhanden ift, muß fie 
Fünftlich wieder gewonnen werden. Das gejchieht, indem der Brund- 
jat der Beratung, die Mehrheit, einfach auf die Entfcheidung über- 
tragen wird. Das Ergebnis der Beratung wird pajjend durch 
einen Schluß der Mehrheit feftftellt. In diefen Schluß wird nun 
unmittelbar auch die Entjcheidung hineinverlegt. Was von der 
Mehrheit befchloffen wird, ift damit entjchieden. Der Wille der 
Mehrheit gibt die für die ftaatliche Willensbildung notwendige 
Einheit ab. Dabei ift es gleichgültig, aus welchen Kräften fich 
diefer Wille zufammenfegt; das hängt davon ab, welche Antriebe 
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die Parteibildungen im Dolfe bedingen. Es ift das eine Frage 
zweiten Ranges. Der entjcheidende Umftand liegt vielmehr darin, 
daß hier Beratung und Entſcheidung imeinanderfließen und nicht 
mehr auf verichiedene Hlieder oder Gewalten im Staate ver- 
teilt jind. 

221. Die Einheit des ftaatlichen Willens wird in dem Dolfs- 
ftaate alſo Dadurch hergeftellt, daß der Wille der Mehrheit für 
denjelben genommen wird. Das Selbftbewugtjein im Staate wird 
durch das Bewußtſein der Mehrheit dargeftellt. Dieſe Mehrheit 
aber, oder die Partei, welche die Mehrheit hat, fchlieft ſich ihrer- 
feits wieder zu einer Einheit zujammen und gibt fich ein Selbft- 
bewußtjein in ihrer Sührung. Das Selbjtbewußtfein der Sührer 
der Mehrheit ftellt aljo hier in Wahrheit das Selbftbewußtjein des 
Staates dar. Je fefter der Sührer jeine Partei in der Hand hat, 
um fo größer wird feine Macht fein und um jo reiner aljo der 
„Volksſtaat“ fich Darftellen. In Wahrheit geht dann der gejamte 
ftaatliche Wille um jo mehr an den Willen des Parteiführers über. 

222. Nun liegt aber, wie wir eingangs jahen, das Wefen des 
Herrenftaates oder des Abfolutismus eben darin, Daß Das natür- 
liche Selbftbewußtjein einer einzelnen Perjönlichkeit für das Selbjit- 
bewußtjein des Staates genommen wird. Das ift die geheime, 
manchmal auch offen hervortretende Derwandtichaft des reinen 
Dolfsftaates mit dem Herrenftaate. Beide find Abfolutismus. Denn 
in den reinen Dolksftaate ift der verfaſſungsmäßige Suftand, wel- 
cher im Herrenftaate noch nicht beftand, wieder befeitigt, da dem 
Willen der Mehrheit oder ihrer Führer eine felbftändige Macht 
nicht mehr gegenüberfteht. Die Gewähr vernünftiger und gerechter 
Entfcheidung, die Ducch das Zufammenwirfen zweier Gewalten im 
Derfafjungsftaate gegeben war, ijt wieder aufgehoben. Darum hat 
Kant recht, wenn er die Demofratie für Defpotismus erflärt und 
Binzufügt, daß fie niemals Republik, d. h. Derfafjungsftaat jein 
fönne. Sreiheitliche, Ducch Verfaſſung gewähtrleiftete Zuftände jind 
mit ihr unvereinbar. Und diefer Defpotismus der Mehrheit ift noch 
viel gefährlicher und auf die Dauer unerträglicher als der ur- 
ſprüngliche fürftliche. Denn diefer ftand wenigftens für das Ganze 
des Staates, jener fteht ausdrüdlich mur für einen Teil. Das 
Ganze des Staates Fommt hier mur in dem Nacheinander der wech- 
jelnden Mehrheiten zur Geltung; der Kampf der gejellichaftlichen 
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Kräfte, den der Staat jchlichten ſollte, jeßt fich hier alſo unge- 
Ihwächt im Staate fort. Nicht das vernünftige Bewußtjein objef- 
tiverv Gerechtigkeit, jondern nur das indiviönelle Bewußtfein jub- 
jeftiver Rechte macht bier die Einheit des Staates aus. Die Mehr- 
heit weiß fich nicht für das Ganze verantwortlich, ſondern will 
ihren Willen durchfegen; indem jede Partei möglichft viel für fich 
zu erraffen fucht, wird der Staat hin- und hergeriffen und bald 
jedes fefte Siel aus den Augen verlieren. Dabei wird das Be- 
wußtjein der Derantwortlichkeit um jo mehr gemindert, als es fich 
hier auf eine Dielheit von Menfchen verteilt und die Führer fich 
jederzeit hinter dem Willen der Mehrheit verftecfen fönnen. Der 
Sürjt Fann feine Handlungen nicht verleugnen, und darum liegt die 
Entfcheidung mit der ganzen Saft Der Derantwortung auf ihm. In 
dem Dolfsftaate iſt es immer Feiner gewejen. Dadurch entfteht eine 
verdeckte, unehrliche Art des Handelns, die Geiſt und Anſehen des 
Staates am meiften jchädigt. 

223. An einer folchen unbejchränften Demofratie ift noch jeder 
Staat zugrunde gegangen. Es kann jich nur darum handeln, wie 
lange ein Staat dieje form erträgt. Das hängt davon ab, wie 
lange andere aus Überlieferung, Gewohnheit, angeborener Sinnes= 
art ftammende Kräfte die unheilvollen Wirfungen des reinen Dolfs- 
jtaates niederhalten. In diefem Sinne wirften und wirfen etwa die 
Überlieferungen einer herrſchenden Sefellfchaftsfchicht m Rom und 
England, oder ein ſtark ausgebildetes, alle Parteien verbindendes 
völfiiches Bewußtjein in Sranfreich. Solche Kräfte werden dann 
immer dahin drängen, die Wirkungen des reimen Dolfsitaates 
irgendwie einzufchränfen. Selingt ihnen das nicht mehr, und 
werden auch durch andere Umftände oder geschichtliche Ereignijje 
die Wirkungen des reinen Dolfsftaates nicht gehemmt, jo ijt der 
Untergang des Staates nur noch eine Srage der Zeit. 

224. Die Zufunft unjeres heutigen deutjchen Dolfsjtaates wird 
davon abhängen, ob es uns gelingt, neben der unumjchränften 
Gewalt des Parlaments wieder eine jelbftändige, wirklich ent- 
icheidende Gewalt zu errichten und dadurch zum Derfafjungsitaate 
zurüczufehren, den uns die Revolution zerichlagen hat. Eine Erb- 
monarchie braucht das nicht zu fein. Innerhalb unferer jeßigen 
Staatsform würde ſchon ein mehr verfajjungsmäßiger Zuſtand 
hergeftellt fein, wenn Reichs- und Staatspräfidenten — dieje wären 
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zu fchaffen — aus bloßen Seftalten der Repräfentation zu wirf- 
lichen Gewalten im Staate würden, damit in ihrer Stellung ein 
felbftändiger, für das Ganze verantwortlicher Einheitsgrund ge- 
geben wäre. Sie brauchten dazu vor allem das Recht, ihre Mi- 
nifter frei zu ernennen, ein Recht, das ſie dauernd gegen den Willen 
der Mehrheit ja doch nicht auszuüben vermöchten, und das Necht 
der freien Entjcheidung, Durch welches jie die Ausführung eines 
für das Ganze verderblichen Mehrheitsbeichlujfes verhindern Fönn- 
ten. Die bloße Emrichtung einer zweiten, und zwar einer Berufs- 
fammer als beratender Stelle neben der politiichen Kammer als 
entjcheidender, was manche erjtreben, würde hierfür nicht ge- 
nügen. Denn es würde dann immer noch die Mehrheit als Form 
der Entjcheidung beftehen bleiben, und die Mehrheit eignet ich, 
wie wir jahen, hierfür nicht. Dielmehr muß die Kammer wieder 
die Stellung erhalten, die ihr zufommt, und für die ſich ihre 
Sormen eignen; das ift die der Beratung. Zur Entfcheidung da- 
gegen bedarf es eines perjönlichen Willens, der in einem ge— 
funden Staate fich nicht hinter die Mehrheit verftecten darf, Sondern 
als folcher hervortreten und in der Derfalfung vorgejehen fein muß. 


3. Unmittelbare und mittelbare Formen. 

225. In dem bisherigen Abjchnitt ſahen wir, wie der ftaatliche 
Wille durch das Sufammenwirfen der Glieder des Staates zuftande 
kommt. Nunmehr dringen wir noch eine Stufe tiefer in die Be— 
dingungen des Staates ein und fragen danach, wie diefe Glieder 
felber zuftande fommen. Sürjtliche und völfifche Gewalt 
haben wir als die Glieder der Staatsgewalt kennen gelernt. Das 
Grundverhältnis des Staates, das Derhältnis von Herrichenden 
und Beherrichten, kommt in ihrem Gegenjage zum Ausdrud, ihm 
fann daher an allgemeiner Bedeutung Fein anderes verglichen 
werden. Es ift das Ringen des monarchijchen und Demofratifchen 
Gedanfens, das Die politiiche Geſchichte durchzieht, nur braucht 
die Monarchie nicht immer in der Geſtalt eines erblichen Sürjten- 
tums verwirklicht zu werden. Wenn man jeit Ariftoteles neben 
Monarchie und Demokratie meift noch die Ariftofratie als dritte 
Sorm aufführt, jo fann die große Bedentung einer Adelsgewalt 
für Beftand und Seftalt eines Staates gewiß nicht geleugnet werden. 
Aber fie liegt nicht mit Monarchie und Demofratie auf einer Ebene. 
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Denn es handelt fich dabei nicht jowohl um Grundkräfte des Staa— 
tes, als um bejtimmte gejelljchaftliche Sormen, die dann auch die 
Geftalt des Staates mitbedingen. Darum kann es eine Ariftofratie 
unter allen Derfaffungen geben. Sie fann der Monarchie nahe 
jtehen, wenn ein Sejchlecht oder ein Fleiner Kreis von Geſchlechtern 
die Herrſchaft ausübt, oder fie geht in die Demofratie über, wenn 
diefer Kreis ſich erheblich erweitert. Dann fommt es oft nur 
Darauf an, wie weit der Staat die Grenzen feines Dollbürgertums 
zieht. So würden wir die attiiche Demofratie nach unferen Be— 
griffen wohl als eine Ariftofratie bezeichnen, da nicht mur die 
Sklaven, jondern auch die ein Drittel der Bürgerjchaft ausmachen- 
den Sugewanderten von den politischen echten ausgejchlojjen 
waren. Im übrigen hängt von dem Beftehen einer Ariftofratie, 
gleichgültig wie immer ihr Urſprung ijt, ganz wejentlich Blüte und 
Gedeihen jedes Staates ab. für jeden Staat fommt es darauf 
an, daß in ihm ein herrjchender Stand vorhanden ift, in dem die 
Überlieferungen des Staates jich mit dem Blute vererben. Der- 
linkt ein folcher Stand durch eigene oder fremde Schuld und gelingt 
es nicht, einen neuen zum Träger der ftaatlichen Überlieferung 
zu machen, jo geht auch der Staat gewöhnlich feinem Untergange 
entgegen. 

226. So pleiben als die für die bejondere $orm der Ver— 
fafjung beftimmenden Mächte Sürjtengewalt und Dolfsgewalt. Wie. 
jie im Staate begründet werden, danach haben wir nunmehr zu 
fragen. Es befteht hier der wichtige Unterfchied, ob dieſe Ge— 
walten ihr Recht unmittelbar in fich felber tragen oder ob es ihnen 
von einer anderen Macht übermittelt wird. Wir unterfcheiden 
daher unmittelbare und mittelbare $Sormen, und zwar 
jowohl bei der fürftlichen wie bei der völfischen Gewalt. 


a) Unmittelbare Sürjtengewalt. 


227. Die unmittelbare Sürftengewalt wird von ihrem Träger 
aus eigenem Rechte ergriffen und behauptet. Die urjprüngliche 
Begründung einer folchen Gewalt gefchteht meiſt jelbjt Durch Ge— 
walt, etwa im Kriege oder durch Revolution. Iſt fie einmal er- 
griffen, fo bleibt die weitere Sortbeftimmung ihres Trägers der 
Natur überlaffen. Die Einheit des Blutes überträgt die Gewalt 
von ihrem erften Träger auf feine Nachfolger; es entjteht die 
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Erbmonarcdie. Sie ift die häufigfte, die Flaffiiche form un— 
mittelbarer Sürftengewalt. Der Fürſt verdanft hier fein Recht nicht 
irgend einer andern ftaatlichen Gewalt, fondern wird durch die 
Natur beftimmt. Er ift deshalb nicht äußerlich, fondern nur in 
jeinem Gewiſſen verantwortlich. Beides bringt der Gedanke zum 
Ausdrud, daß der Fürſt von Gottes Gnaden ift. Der Sürft hat 
fein Recht von Bott und ift nur Gott für feine Ausübung ver- 
antwortlich. Durch die Fünftliche Lehre von der Übertragung der 
fürftlichen Gewalt durch den Dolfswillen wird diefe unmittelbare 
Gewalt fälfchlich in eine mittelbare verwandelt und dadurch ihr 
eigentümliches Weſen verfannt. Ihre Eigenart und ihr Wert 
liegt gerade in diefer Unmittelbarfeit, die ihr eine jo viel größere 
Wirkungskraft verleiht als irgend eine andere Sorm beſitzt. Die 
Cehre von der Übertragung der fürftlichen Gewalt durch den 
Dolfswillen follte in der Hauptjache auch nur dazu dienen, das 
Widerftandsrecht des Dolfes gegenüber einem Mißbrauch der 
Staatsgewalt zu begründen. Dem lag die einjeitige römische Rechts 
auffafjung zugrunde, nach der ſubjektives Recht an fich felbft un— 
vergänglich und unzerftörbar ift. Eine Befchränfung der fürit- 
lichen Gewalt Durch das Dolf fchien daher rechtlich nur denkbar, 
wenn diefe Gewalt von dem Dolfe übertragen war. Nach der 
tieferen germanifchen NRechtsauffaffung dagegen hat alles Recht 
jein Maß an der ihm innewohnenden Pflicht und an dem Wohle 
des Ganzen, auf das jich diefe Pflicht richtet. Das Recht jelbjt 
ift nicht fchranfenlos, jondern trägt die Mittel gegen jeinen Miß— 
brauch in fih. Es erlifcht im Lichte einer wahreren Auffafjung 
von jelbft, wenn es nicht mehr von dem Pflichtgedanfen erfüllt 
ift. Ein Recht der Erhebung der Dolfsgewalt gegen die fürftliche 
ift damit allerdings noch nicht begründet; ein Recht der Revolution 
fann es nicht geben, denn der Menfch kann nicht in derfelben 
Sache Anfläger und Richter fein. Die Revolution wirft nur als 
Naturgewalt und kann nur in ihren Wirkungen wieder in Die 
Bahnen des Rechts gelenkt werden. Wohl aber wird durch jene 
fittliche Bindung des fürftlichen Rechts begründet, daß in ihm felbft 
eine Gewähr verfaffungsmäßigen Zuftandes gegeben fein muß. 

228. In der Erbmonarchie ift die fürftliche Gewalt wirklich 
ficher in fich felbft befeftigt; ihre Selbjtändigfeit gegenüber der 
Dolfsgewalt ift am größten und damit die im vorangehenden Ab— 
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jchnitt bejprochene Hliederung, welche das Weſen des Derfaffungs- 
ftaates ausmacht, am ficherften gewährleiftet. Die fürftliche Ge— 
walt fann fich hier am leichteften mit jenem hohen Geiſte erfüllen, 
der ihren großen Aufgaben im Staate entjpricht. Don frühe an 
fann der Fünftige Herrjcher auf feinen Beruf vorbereitet werden 
und ich felber vorbereiten. Die Beften des Kandes ftehen bereit, 
den Thronerben zu erziehen. Das Bewußtfein feiner großen Be- 
ftimmung fann ihm ein mächtiger Antrieb zur fittlichen Entwicdlung 
werden. Der Inhaber des Thrones hängt mit feiner einzelnen 
Gruppe des Dolfes enger zujammen und verdankt Feiner feine 
Stellung; er kann daher am leichteften wirflich für das Ganze des 
Dolfstums einftehen. Daß dies günftigere Bedingungen für die 
Auslefe des Herrichers jind, als wenn die Künfte des Demagogen, 
Hetze, Schmeichelei und Derdrehung, den Weg zur oberften Stel— 
bung im Staate bahnen, verfteht fich von jelbft. 

229. Am ficherften ift Diefe jelbftändige Begründung der fürft- 
lichen Gewalt gewährleiftet, wenn die Natur den Herrſcher beftimmt. 
Aber auch wenn die Blutsfolge durch irgendwelche Ereignijfe ab- 
reißt oder eine des allgemeinen Dertrauens würdige Familie nicht 
mehr vorhanden ift, kann das Recht der Sürftengemwalt in ihr jelber 
forterben, ohne bei jedem Wechfel eines Rüdgangs auf die Dolfs- 
gewalt zu bedürfen. Es handelt fich dann um die Ernennung 
des Nachfolgers durch den derzeitigen Träger der fürftlichen Ge— 
walt. In diefer Weiſe fette fich die römijche Magiftratur nach dem 
Aufhören des Königtums fort; die Amtsgewalt ging hier von dem 
einen auf den nächjten über, indem jener diejen ernannte. Be- 
fanntlich fpielt diefe Ernennung des Nachfolgers auch im Kaifer- 
tum des Mittelalters eine Rolle. Gewiß Fam in Rom ſchon früh- 
zeitig die Wahl durch das Dolf hinzu, aber ihren eigentlichen 
Rechtsgrund hatte Die Amtsgewalt des Magiftrats doch auch fortan 
in der Ernennung durch den Dorgänger. Diefe Einrichtung hat 
die Bedeutung, daß die Magiftratur in fich felbft fortbeftehen joll, 
um neben dem Dolfswillen eine felbftändige Gewalt darzuftellen. 
Auch die Prieftergewalt in der Fatholifchen Kirche erbt fich fort, 
indem ein Träger Derfelben fie Durch die Weihe dem neu zum 
Priefter Beftellten mitteilt. 
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b) Mittelbare Sürftengewalt. 


250. Die mittelbare Sürjtengewalt entjteht durch Übertragung. 
Sie ift dann nicht in fich felbft, jondern in einer andern Gewalt 
begründet. Begründen heißt aus einem andern herleiten. Darum 
war es in den Begründungen der Sürftengewalt von frühe an 
beliebt, fie aus einer anderen Gewalt herzuleiten und alfo als 
eine mittelbare darzuftellen. Dabei ftehen fich feit dem Mittel- 
alter zwei Anfchauungen gegenüber, die durch die Begriffe des 
Bottesgnadentums und der Dolfsjouveränität bezeichnet werden. 
Der Gedanfe des Gottesgnadentums bezeichnet an fich nur die 
innere Derantwortung vor Gott, aljo die politifche Unverant- 
wortlichfeit des Fürſten und feinen Befig der Macht aus eigenem 
Recht. Indem aber für Gott das Haupt der Kirche auf Erden 
und alfo eine politische Macht, der Papft, eintrat, begründete 
wenigftens die Kirche die kaiſerliche Gewalt durch eine Über- 
tragung Durch Den Papft. Bier wird mit Unrecht das 
innere religiöje Derhältnis in ein äußeres politifches verkehrt. 
Der weihende Priefter, der in feiner Weihung nur im Sinnbild 
die Übertragung der Gewalt von Gott zum Ausdrud bringt, 
leitete Daraus als politische Macht, die das Papfttum ift, poli- 
tiiche Rechte über die Sürftengewalt her. Eine folche Dermengung 
des religiöfen und politifchen Gedankens ift für feinen von beiden 
vorteilhaft. 


231. Diel wichtiger in Lehre und Wirklichkeit ift der andere 
fall, die Übertragung durch die Beherrjchten. Sie 
ergibt die Wahlmonarchie. Wir bezeichnen fie als Monarchie, 
wenn die Übertragung auf Lebenszeit gejchieht; gefchieht fie nur 
auf eine beftimmte Zeit, fo brauchen wir diefen Namen nicht, 
fondern reden etwa von Republik und Präfidentichaft. Aber dieſe 
zeitliche Bejchränfung braucht am Wejen der Gewalt jonft nichts 
zu ändern; der Präfident kann für die Dauer feiner Herrichaft 
auch eine wahrhaft fürftliche Gewalt inne haben. Eine gewilje 
Befchränfung feiner Macht tritt ja immerhin wegen der fpäter 
zu bejorgenden Derantwortlichfeit ein, während der Monarch, auch 
wenn er gewählt ift, meift feiner folchen äußeren Derantwortlich- 
feit unterworfen ift. Aber die Srage, ob eine fürftliche Gewalt 
wirflich noch befteht, hängt doch in der Hauptſache nur davon ab, 
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ob diefe Gewalt, nachdem fie einmal gefchaffen, in ihrem Willen 
jelbftändig ift und nicht von der anderen den Staat bedingenden 
Kraft, der Dolfsgewalt, gezwungen werden kann. Auf den Namen 
fommt es dabei nicht an. 

252. Abgejehen von der Dauer der Übertragung betreffen 
weitere Unterfchiede die Größe des Kreijes, aus dem die MWäh- 
lenden und Wählbaren hervorgehen. Der Kreis der Wahlberech- 
tigten kann ſehr Hein fein, wie bei der mittelalterlichen Kaifer- 
wahl, an der ſich nur die Kurfürften beteiligen durften, oder er 
it denkbar groß, wenn die fürftliche Gewalt aus allgemeinen 
Dolfswahlen hervorgeht. Es hängt nicht jowohl von ftaatlichen, 
als von gefellfchaftlichen Derhältnifjen ab, wie weit fich dieſer 
Kreis erftredt. Ebenjo kann der Kreis der Wählbaren befchränft 
jein, etwa auf beftimmte &efchlechter, wobei dann die Wahl oft 
wie im Mittelalter nur eine Ergänzung des Erbrects ift, oder 
auf den Adel. Der Kreis fann aber auch faft unbefchränft fein, 
wenn jeder Staatsbürger von einem beftimmten Alter an wähl- 
bar ift. Durch diefe Umftände wird aber das Bejtehen einer fürft- 
lichen Gewalt jelbjt nicht berührt. Sie find ihr felbft äußerlich 
und bedingt durch den allgemeinen gefellichaftlichen und geiftigen. 
Suftand des Dolfes. 

235. Alle dieje Bedingungen brauchen das Beftehen einer 
fürftlichen Gewalt nicht zu berühren, mögen ſie ihre Wirfungs- 
fraft auch mannigfach einjchränfen. Sie befteht jo lange, als das 
Staatsoberhaupt eine eigene Macht neben den die Dolfsgewalt 
Darftellenden Gliedern des Staates bejigt und fie zur Geltung 
zu bringen vermag. Dazu gehört einmal überall dort, wo auch 
die Dolfsgewalt durch eine Dertretung ausgeübt wird, daß die 
fürftliche unmittelbar vom Dolfe und nicht etwa von deſſen Der- 
tretung ausgeht. Nur wenn der Präfident aus eben jo unmittel- 
baren Doltswahlen hervorgeht, wie die Dolfsvertretung, vermag 
er diejer gegenüber einen eigenen Willen zu befien. Darum hat 
der Präfident der Dereinigten Staaten eine fürftliche Gewalt inne, 
der von Sranfreich hat fie nicht. Und ferner müfjen dem Gewählten 
Rechte zuerteilt werden, die ihn wirklich fähig machen, feinen 
Willen auszuüben. Diefe Rechte haben wir im vorangehenden. 
Abfchnitt Fennen gelernt. Er muß das Recht der Anregung be— 
ſitzen und daher feine Minifter felbftändig ernennen dürfen, und: 
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er muß das Hecht der Entfcheidung wenigftens foweit befiten, daß 
er nicht gezwungen ift, fich der Entfcheidung der Dolfsvertretung 
anzufchliegen, fondern die Ausführung eines ihm verderblich er- 
icheinenden Beichluffes verhindern Fann. 

25%. Die neue Derfajiung des Deutjchen Reiches jchlägt bei 
diefen Beftimmungen einen eigentümlichen, ficher nicht glüdlichen 
Mittelweg ein. Sie läßt den Reichspräfidenten aus unmittelbaren 
Dolfswahlen hervorgehen, ftellt ihn damit alfo der Volksver— 
tretung jelbftändig gegenüber und fchafft jo die Grundlagen für 
eine wirfliche fürftliche Gewalt. Wenn es nun aber darauf ans 
käme, daß der Präfident diefe Macht ausübt, fo bindet fie ihm 
die Hände, indem fie ihm alle dazu nötigen Nechte vorenthält. 
Das Parlament zwingt ihm jeine Minifter auf, und er fann die 
Ausführung eines Parlamentsbefchluffes zwar verjchieben, aber nicht 
auf die Dauer verhindern. 

235. Die Schwächen einer folchen mittelbaren Sürjtengewalt 
im Dergleich zur unmittelbaren liegen auf der Hand. Einmal ift 
eine folche nicht in fich felbft ruhende Gewalt natürlich weit 
mehr in ihrem Willen gehemmt, als eine unmittelbare, die nur 
ihrem eigenen Willen zu folgen braucht. Aber dieſer Nachteil 
fann durch die Tatfraft des Trägers der Gewalt jicherlich auf- 
gewogen werden, zumal wenn er den Dolfswillen hinter fich hat. 
Ein entichlofjener Präfident kann da manchen trägen Monarchen 
weit in den Schatten ftellen. Schlimmer ift es, daß die günftigen 
Bedingungen, die in einer Monarchie für die Entwicdlung des 
Thronerben beftehen, hier fortfallen. In den meilten Sällen wer- 
den es die Künfte des Demagogen fein, die den Präjidenten auf 
feinen Stuhl bringen. Da bietet in hervorragenden Samilien die 
Natur und die ihr verbundene Erziehung ficher bejjere Ausfichten 
für den Staat, zu einem tüchtigen Berrjcher zu gelangen, als wenn 
diefer erft durch alle Ränfe und Schliche des Demagogentums 
hindurchgegangen ift. Es kann nicht ausbleiben, daß davon etwas 
an feiner Sinnesart hängen bleibt. Nur mit Hilfe einer Partei 
erlangt der Präfident feine Stellung; er fteht aljo nicht für das 
Ganze, und nur großen Perfönlichfeiten wird es gelingen, an 
der oberften Stelle des Staates Den Weg, auf dem fie fie er- 
reichten, foweit zu vergefjen, daß fie fich wirflich für das Ganze 
des Staates verantwortlich wifjen. Und dies ift nun das Schlimmfte: 
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daß große Perfjönlichfeiten auf ſolchem Wege an die Leitung 
fommen, dazu befteht am wenigften Ausficht. Denn große Männer 
verjchmähen folche Schliche und Ränke, fie bleiben lieber im Der- 
borgenen, als daß fie einen äußeren Slanz erftrebten, den fie nur 
mit Preisgabe des Beften ihres Innern erreichen fönnten. Eine 
gewiſſe rührige Sejchäftigfeit und verfchlagene Klugheit wird den 
Sührern in folchem Staate vielleicht eignen, und fie kann jie an 
äußeren Erfolgen einem bejchränften oder bequemen Monarchen 
manchmal überlegen fein lafjen. Aber die tiefe Kauterfeit und echte 
Größe der Sinnesart, von der auf die Dauer doch allein das Glück 
des Staates abhängt, werden ſie felten befigen. Und jelbft wenn 
ein gewähltes Staatsoberhaupt fie bejißt, wird es nicht in Der 
Lage fein, fie auszuüben, weil es ſich felbft vor feiner Wahl ge- 
bunden hat. Die ‚„Wahlfapitulationen” gehören zum Wefen jeder 
Sürftenwahl, mögen fie nun im Mittelalter mit den Kurfürften, 
oder in der Gegenwart mit Banfverbänden oder Gewerkſchaften 
abgejchlojfen werden. Die Wahlfapitulationen find ein Hauptnach- 
teil Der mittelbaren gegenüber der unmittelbaren Sürftengewalt. 
Jm übrigen bietet das Wahlverfahren mit feiner Mehrheitsent- 
jcheidung ficherlich eine viel geringere Gewähr, daß der Tüchtige 
an die Spige fommt, als die Natur mit ihrer Blutsfolge. Denn 
eher vererben ſich tüchtige Eigenfchaften, als daß die Maffe fie 
erfennt. 


ec) Unmittelbare Dolfsgewalt. 


236. Über die unmittelbare Dolfsgewalt ift wenig zu fagen. 
Sie findet dort ftatt, wo fämtliche Angehörige des Dolfes, joweit 
fie im Befige der vollen Bürgerrechte find, felber und nicht durch 
Dertreter an der Leitung Des Staates beteiligt find. Es ift das 
gewöhnlich und als Regel mur in Fleinen Derhältniffen möglich, 
die von allen Einzelnen wirklich noch einigermaßen überfehen 
werden, und wo auch räumlich eine Beteiligung aller ftattfinden 
fann. Das war etwa im antifen Stadtftaate der Sall, für defjen 
Größe wohl als Maß angegeben wird, daß die verjammelte 
Bürgerfchaft noch mit einer Stimme müſſe beherrjcht werden kön— 
nen; das ift zum Teil noch heute in den Kantonsverfaffungen der 
Schweiz der Sall. Diefe unmittelbare Auswirkung der Dolfsgewalt 
ift natürlich überall das Urfprüngliche. Erft die weitere Ent- 
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widlung, in der der Staat fich ausdehnt und umüberfichtlichere Ver— 
hältnifje entftehen, macht die Dertretung nötig. 

237. In den neueren Derfajjungen fommt daher die unmittel- 
bare Dolfsgewalt nur noch ausnahnsweife in Anwendung, und 
zwar bei dem bejonders in der Schweiz ausgebildeten, zum Teil 
auch in den Dereinigten Staaten üblichen, und jest in die neue 
deutſche Reichsverfaffung übernommenen fog. Referendum, dem 
Dolfsbegehren und dem Dolfsenticheid. Dies tritt ein, wenn wich- 
tige Gefege zur allgemeinen Abftimmung gebracht werden. Aber 
geſund fcheint fich diefe Einrichtung nur zu entwideln, wo die 
Derhältnifje wie in den Schweizer Kantonen jo Fein find, daß fie an 
fich ſchon der unmittelbaren Dolfsgewalt nahe ftehen. Sonft treten, 
weil nicht jeder Einzelne die Derhältnijfe überfieht, doch die Par— 
teien dazwiſchen, und die Dolfsabjtimmung wird nur eine wenig 
veränderte Wiederholung der Abftimmung im Parlament. In 
großen Derhältniffen kommt die Schwierigkeit hinzu, eine jolche 
Majchine in Bewegung zu ſetzen, fo daß tatjächlich nur felten eine 
unmittelbare Befragung des Volkes ftattfindet. Dor allem aber 
fann die Dolfsbefragung natürlich nur auf Ja oder Nein gehen, 
ein Einfluß auf die inhaltliche Geſtaltung des Geſetzes kann dabei 
von dem Dolfe nicht ausgeübt werden. Damit tritt Die Abjonder- 
lichfeit ein, Daß die Dolfsgewalt, deren natürliche Aufgabe inner- 
halb der ftaatlichen Willensbildung, wie wir fahen, gerade die 
Beratung ift, hier von diefer ausgejchloffen und allein auf Die 
Entjcheidung gedrängt wird. Diefe bedarf aber eines jelbftbewußten 
Willens, der nicht zum Heile des Staates durch Mehrheiten erjet 
wird. Daß die Mehrheit das Richtige und, aufs Ganze gejehen, 
Gerechte will, dafür ift weder hier noch jonft eine Gewähr gegeben. 


d) Mittelbare Dolfsgewalt. 


238. In dem heutigen Staate iſt die mittelbare Dolfsgewalt 
von viel größerer Bedeutung. Sie ift es vor allem, die fich heute 
in den Derfafjungsftaaten wie in den reinen Dolfsjtaaten auswirkt. 
Der große und für die neueren Staaten jo ungemein wichtige 
Grundfaß der Dertretung fommt hier in Anwendung. Es 
hängt das mit der Größe und Derwiclung der neueren Derhält- 
nifje zufammen, bei denen einmal bejondere technifche Kenntnijje, 
die nicht jeder haben kann, zur politischen Tätigkeit gehören, und 
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andererjeits die meiften Durch Beruf und Arbeit jo in Anfpruch ge— 
nommen find, daß ihnen eine volle Beteiligung am politischen Leben 
nicht möglich ift. So bildet fich der Stand der Dolfsvertreter als 
ein bejonderer Beruf heraus, neben dem der fonftige Beruf des 
Betreffenden manchmal als Nebenjache erfcheint. Auf die zahl- 
reichen Möglichkeiten, unter denen diefer Grundjag in Anwendung 
fommen fann, die Unterjchiede des Wahlverfahrens, des Wahl- 
rechts und der Wählbarfeit ſoll hier nicht eingegangen werden. Wir 
wollen nur auf die grundlegenden Unterschiede hinweifen, die fich 
bei der Ausgeftaltung Der Dertretung ergeben. 

239. Hier ift die Stelle, an der fich zwei Staatsauffafjungen 
trennen, die man heute meift als organijche und mechanifche 
einander gegenüberftellt. Jene ftrebt nach einer Dertretung des 
Dolfes in feiner natürlichen Sliederung, diefe leugnet deren Be- 
deutung für den Staat und beachtet nur die allgemeine Eigenfchaft 
jedes Einzelnen als Staatsbürger. Wir wollen daher jene die 
natürliche und Diefe die Fünftliche Dolfspvertretung 
nennen. Während jene die natürlichen Volkskräfte unmittelbar 
vertreten fein läßt, fo diefe nur vermittelt Durch Den abgezogenen 
Begriff des Staatsbürgers. Darum ift in diefer die Dermittlung 
gewiljermaßen in der Potenz vorhanden. Die Fünftliche Dolfsper- 
tretung ift Die Doppelt vermittelte Dolfsgewalt. 

240. Die natürliche Dolfsvertretung will die in dem 
Dolfsleben felbft zur Erjcheinung fommenden Kräfte zur Dar- 
ftellung bringen. Wir erinnern uns der natürlichen Hliederung 
des Dolfstums, das aus den beiden Wurzeln, Boden und Blut, 
hervorwächft und fich in feiner Arbeit zu einer fittlichen Gemein— 
ichaft geftaltet (52—56). Boden und Blut find daher auch meift 
Die Grundlagen, auf denen jich die natürliche Dolfsvertretung er- 
hebt. Wahlberechtigung und Wählbarkeit find in urfprünglichen 
Derhältnijjen vielfach an den Befiß von Grund und Boden ge- 
bunden. Das läßt fich vollftändig in verwicelteren Zuſtänden 
nicht aufrecht erhalten, weil die Stände, welche feinen Grund be= 
jigen, eine ftärfere Bedeutung int Staate erlangen. Es wirft aber 
nach, wenn etwa in den erften Kammern der Großgrundbelig 
bejonders vertreten ift oder Landfchaften und Städte als folche ihre 
Dertreter entjenden. Der Boden ift nun einmal ein wichtiger 
Beftandteil des Staates, der zu feinem Rechte kommen muß. Die 
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Entrechtung des Bodens im Staate ijt ein gefäbrlicher Derfuch, den 
Keichtfinn und Überhebung unternommen haben, und der nicht un- 
geftraft bleiben wird. Die Gemeinjchaft des Blutes eint die Fa— 
milie, und auch fie, die Keimzelle aller völfiischen Gemeinschaft, 
wird bei einer natürlichen Hliederung eine bejondere Berückſichti— 
gung erfahren. So wird etwa das Wahlrecht den Hauspätern 
oder den Dorftänden der Haushalte vorbehalten. Darin tft der 
richtige Gedanke enthalten, daß der vor andern am Staate teil 
hat und für den Staat bejorgt jein wird, der auch mit jeinem 
Blute dem Fünftigen Schickſal des Staates verfallen ift. Diefes 
Recht geht dabei ohne weiteres auf die Srau über, wenn fie felb- 
ftändig ihrem Haushalte vorjteht. Dabei verlangen es aber Die 
verwidelten Zuftände der Gegenwart, daß ſolche Hausväterſchaft 
bei Mann und Srau auch erjeßt werden kann durch Jelbjtändigen 
Beruf und Öffentliche Stellung. 

241. Denn der wichtigfte Grund für die natürliche Gliederung 
eines Doltes ift zu allen Zeiten feine Arbeit. Der berufsjtändijche 
Gedanke ift Daher hier bejonders wichtig, und auch die alten Stände 
waren ja urfprünglich nichts anderes als Stände des Berufs. Die 
verjchiedenen Berufe follen vertreten fein, nicht nach der Zahl 
ihrer Mitglieder, denn dann hätten wir wieder die Fünftliche Glie— 
derung, fondern nach der Bedeutung, die fie im Staate haben. 
Dabei fommt es bejonders darauf an, daß die „Dertreter” Dem 
Berufe, den fie vertreten, auch wirklich angehören und in hervor- 
ragender Stellung. Es ift aljo das befte, wenn gar Feine bejondere 
Wahl hierfür ftattfindet, jondern die Stellen in der Kammer mit 
beftimmten führenden Stellungen in den Berufsperbänden zwangs- 
läufig verfnüpft ſind. Nur dann iſt die Sachfenntnis der Der- 
treter verbürgt und zugleich verbürgt, daß wirklich bedeutende 
Menjchen in die Kammer gelangen, die auch ein Derftändnis für 
die Bedürfniffe anderer Berufe haben. 

242. Die fünftliche Dolfspvertretung entiteht, wenn an 
Stelle der natürlichen der Gedanke der allgemeinen Gleichheit 
eingeführt wird, und dann die abgezogene Zahl die Entjcheidung 
bringt. Natürlich find hier manche Zwijchenftufen möglich, Die 
durch Einfchränfungen und Dorrechte im Wahlverfahren gefchaffen 
werden. Aber wenn einmal der Sleichheitsgedanfe auftaucht, jo 
geht diefe Entwidlung meift über jede Hemmung hinaus, und 
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es entfteht jchlieglich Doch der äußerſte Sall, den wir, um den 
Gegenſatz klar zu erkennen, gleich betrachten wollen. Es ift das 
allgemeine, unmittelbare und gleiche Wahlrecht, das dann folge- 
richtig möglichit weit, am liebften auf die Unmündigen, ausgedehnt 
wird. Die Anfprüche, welche als Dorausfegung für Wahlberechti- 
gung und Wählbarfeit gelten, Anjprüche an Dauer der Zugehörig- 
feit zum Staate, Lebensalter, Berufsbildung, ja jelbft Unbejcholten- 
heit, werden möglichit herabgejeßt, um nur dem allein jelig machen= 
den Grundſatz der Gleichheit weiteite Geltung zu verfchaffen. Alles 
Natürliche, Boden, Blut, Beruf, ift hier alfo verfchlungen in der 
abgezogenen Sleichheit aller. Und während bei der natürlichen 
Dolfsvertretung die jittliche Pflicht als Dorausjegung für das 
politische Recht anerfannt wird, da es nur dem erteilt wird, der 
Pflichten zu erfüllen bereit ift, fjucht man bei der Fünftlichen Volks— 
vertretung all jolche Schranken aufzuheben. Wahlrecht ift danach 
Menjchenrecht, das eigentlich auch der Säugling hat und das auch 
dem Derbrecher nicht verloren geht. So verwirklicht die natürliche 
Dertretung den Grundjag der wahren Gerechtigkeit: Jedem das 
Seine!, die Fünftliche den der faljchen: Jedem das Gleiche! (152 
bis 154). 

2453. Eine folche Dertretung ijt ohne Gefahr nur dort möglich, 
wo wirflich noch eine große Gleichheit der berechtigten Staats- 
bürger bejteht und jeder ſich felbft ein Urteil verfchaffen kann. 
Das ift aber nur in Kleinen Derhältnifjen der Sall, in der älteren 
griechifchen Demofratie oder den Schweizer Kantonen, wo aljo 
vielfach die Dolfsgewalt fich überhaupt noch als unmittelbare 
auswirkt. Schwindet die tatlächliche Gleichheit der Bürger, fo 
muß jie fünftlich wiederhergeftellt werden. In Tat und Wirk— 
lichkeit ift das nicht möglich, da ihre Arbeit und ihr Handeln die 
Bürger nach verfchiedenen Richtungen weifen. Da tritt denn das 
Wort und die Rede als die große, alles gleich machende Gewalt 
helfend ein. Handeln und Tun ift überall verjchieden, durch die 
befondere Sage des Einzelnen beftimmt, aber Reden über das 
Handeln ift immer das gleiche. Darum dringt in jolchen Zuftänden 
die Macht der Rede unaufhaltfam vorwärts; die Kunft über alles 
reden zu können, wird in Wahrheit entjcheidend für den Einfluß 
im Staate. Sortan zerfallen die Menfchen im Staate in folche, 
die handeln, und in folche, die reden. Gewiß gibt es auch ein 
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Reden, das handeln ift, das Reden, welches die Wahrheit jucht 
und lehrend die Wahrheit verbreitet. Don folhem Reden ſprechen 
wir hier nicht; es hat in den unwahrhaftigen Derhältnifjen, welche 
die Fünftliche Dolfsvertretung jchafft, meift am wenigjten Seltung. 
Dagegen gelangen die Mlenjchen zu Einfluß, welche die Rede 
nicht um der Wahrheit, jondern um der Macht willen gebrauchen, 
die über alles zu reden fich getrauen und in diefem Gerede Die 
Mannigfaltigfeit und Derfchiedenheit der Handlungen in ein All- 
gemeines und Gleiches auflöfen. Eine Aufftellung, welche für Die 
franzöfifche Kammer des Jahres 1891 gemacht ijt, lehrt, daß fie nach 
der Größe der Berufsitände 225 Landwirte und 15 Angehörige 
der liberalen Berufe umfaffen jollte. Tatjächlich jagen in ihr nur 
38 Landwirte und 296 Dertreter der liberalen Berufe, natürlich 
meift Advofaten!). Bei der natürlichen PDolfsvertretung iſt Der 
Staat für die Menichen da, welche handeln, bei der Fünftlichen 
für die, welche reden. 


244. Im BRedefampf entitehen die Parteien. Sie bilden im 
Segenjat zu den natürlichen Ständen die Fünftliche Gliederung des 
Dolfes. Denn fie haben ihren Grund nicht in der natürlichen 
Wirklichkeit des Dolfstums, fondern in abgezogenen Gedanken über 
das Weſen des Staates. Und fie Fommen zuftande nicht durch die 
natürliche Arbeit des handelnden Dolfes, jondern durch die dema— 
gogiſche Tätigkeit derer, die reden. Darum ift in den Parteien die 
natürliche Gliederung des Dolfes verwifcht zugunften abgezogener 
Gegenfäge. Es find nicht die wahren Bejtrebungen des Volkes 
vertreten, fondern die Dertreter machen aus ihrem Gefchäft einen 
Beruf und fcheiden dadurch felbjt mehr oder weniger aus der 
natürlichen Gliederung des Dolfes aus. Die Macht der Parteien 
wird nicht durch das natürliche Gewicht der von ihnen Der- 
tretenen im Dolfsganzen, jondern durch die abitrafte Zahl ihrer 
Anhänger beftimmt. Es herrjcht daher der Grundjaß der Mehr- 
heit. Keine bejondere Sachfenntnis gilt, denn alles Bejondere 
ift in der allgemeinen Gleichheit ausgelöfcht, ſondern es gilt nur 
der Wille der Mehrheit. Die Minderheit wird vergewaltigt, gleich- 
gültig ob die Dernunft auf ihrer Seite ift oder nicht. Derhältnis- 
wahl und andere Behelfe hemmen folche Dergewaltigung höchitens 
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bei den Wahlen zur Dertretung; in der Dertretung felbft kann 
nichts die Minderheit wirffam vor Dergewaltigung fchüßen. 
245. Die Gründe der Parteibildungen find verfchieden. In 
manchen Ländern ftehen Dabei perfönliche Sragen und Dorteile 
ganz im Dordergrunde, und die Partei wird zum Klüngel. In 
Deutjchland liegt ihr Urſprung in allgemeinen Überzeugungen vom 
Weſen des Staates. Auch das ift Fein gejunder Grund. Die Kehren 
vom Staat gehören in die Gelehrtenftube und nicht in das Parla- 
ment. Eine Dolfsvertretung joll innerhalb des gegebenen Staates 
arbeiten, aber nicht fich über das Weſen des Staates unterhalten. 
Der Hauptgegenfaß, der hier hervortritt, ift zu allen Zeiten der 
als Konfervativ und Sortfchrittlich bezeichnete. Er kann 
noch als ziemlich gefund gelten, und England gedieh fo lange gut, 
als in feinem Parlamente dieje beiden Seiten den Ausfchlag gaben. 
Denn diefer Gegenſatz bezeichnet wirklich Die beiden wefentlichen 
Seiten jedes und aljo auch des ftaatlichen Kebens. Erhalten und 
Erwerben, Beharren und Sortichreiten, beides muß zufammen- 
wirfen, damit der Staat gedeihe. Dieſer Gegenſatz erfüllt fich nun 
aber in wunderlicher Weife mit dem der natürlichen und Fünft- 
lichen Gliederung des Dolfes. Die Konjervativen wollen nach 
Möglichkeit die natürliche Gliederung bewahren, die Sortichrittler 
wünfchen fie immer mehr durch die Fünftliche verdrängt. Es hat 
das mancherlei gefchichtliche Urfachen: wirtichaftliche, indem der 
Sortfchritt in der Entwiclung der Heldwirtjchaft und des Srei- 
handelns gefehen wurde, wozu alle Einzelfräfte in gleicher Weiſe 
entfeffelt werden ſollten; rechtliche, indem fich das römiſche Necht 
mit feiner abftraften Auffaffung der Perjönlichfeit gegenüber der 
gebundenen Auffaffung des germanischen Rechts Durchjeßte; geiftige, 
indem die Bildungsgüter möglichjt allen in gleicher Weiſe zugäng- 
lich gemacht werden follten. So lief der Sortichritt überall auf 
eine Zerftörung der natürlichen Schichtung Des Volkes und auf 
eine Zerfplitterung desfelben in feine letzten gleichen Beſtandteile 
hinaus. In dem Wefen des Sortjchritts ift das ganz gewiß nicht 
gelegen, ja ob dies in Wahrheit ein Sortichritt ift, werden wir 
füglich bezweifeln. Hat fich die Fünftliche Gliederung ganz durch⸗ 
geſetzt, ſo haben die Fortſchrittler kein Stel mehr, zu dem fie fort- 
ichreiten Fönnten. Dann geht der Sortichritt an die früheren Kon- 
fervativen über, deren Aufgabe es nunmehr wird, das Dolf aus 
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feinem Zuſammenbruch zu retten, indem jeine natürliche Sliede- 
rung wieder zur Geltung gebracht wird. 

246. Der Gegenſatz von Bebarren und Sortichreiten aber er- 
füllt nicht das ganze ftaatliche Leben. Je verwicelter es wird, 
um fo mehr drängen die natürlichen Bedürfnilje des Dolfes empor 
und heifchen Berückjichtigung. Infolgedeſſen verfchafft fich Die 
natürliche Sliederung der Berufsftände innerhalb der Fünftlichen 
mehr und mehr Geltung, aber in einer gezwungenen, unfreien 
Geftalt, da die allgemeine Sleichheit nicht die Form ift, die diefem 
Gehalte entjpricht. Die Bedeutung der Berufe im Staate hängt 
nicht von der Zahl ihrer Angehörigen ab. So fteht es heute bei 
uns. Außer dem Zentrum, das aus befonderen Bedingungen her- 
vorgeht, vertreten eigentlich alle Parteien beſtimmte Berufs- 
gruppen. Kandwirtichaft, Induftrie, Handel, Arbeiterjchaft, jeder 
Stand hat fich feine bejondere Partei erwählt. Die überlegene 
Macht des Zentrums in unjerm heutigen Staate beruht zum Teil 
darauf, daß fein Grund, das Fatholiiche Bekenntnis, in der Tat 
feine Angehörigen über alle Berufsichranfen hinaus in abgezogener 
Gleichheit vereinigt und Daher am beften zu dem gegebenen Wahl- 
recht paßt. 

247. Diele Derfajjungen jehen jtatt einer zwei Kammern 
vor. Sie haben Zweck nur, wenn die eine von ihnen, wie in den 
früheren deutfchen Staaten, der natürlichen Gliederung des Dolfes 
folgt. Daß wir neben der politiichen, Fünftlich gegliederten Dolfs- 
vertretung wieder eine folche, nur den heutigen Bedürfniffen an- 
gepaßte berufsftändiiche Kammer einführen, wird mit Necht ge- 
fordert. Wo es fich wirflih um Beratung handelt, würde jie 
Durch ihre Sachfenntnis die politiiche Kammer bald zurückdrängen. 
Und das wäre wahrlich Fein Übel. Denn die Parteien und die 
durch fie planmäßig gepflegte Derhegung der Glieder des Dolfes 
gegeneinander find für den Staat das größte Unglüd. Es ift auch 
nicht einzufehen, warum ein Staat nicht auch mit nur einer Kammer 
ausfommen foll, wenn jie wirklich die natürliche Hliederung des 
Dolfes zum Ausdruck bringt. Auf die Darftellung jener Fünftlichen 
Gliederung und auf die Fünftliche Hliederung in Parteien jelbit 
fönnte ein Staat vollfommen verzichten. Allerdings ift zuzugeben, 
daß eine folche Berufsfammer fich zur Herbeiführung einer Ent- 
fcheidung nicht eignet, weil es jinnlos wäre, einen Beruf in der 
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Dertretung feiner Belange Durch einen andern Beruf überjtimmen 
zu laffen. Aber den gleichen Unfinn begeht das Parlament der Par— 
teien ja alle Tage; beftändig werden hier je nach den Mlachtver- 
hältnifjen der Parteien die Sachverftändigen Durch die Nichtfach- 
verftändigen überftimmt. Diefer Unfinn ift Hier vielleicht etwas 
weniger offenfundig, Darum aber gewiß nicht weniger gefährlich. 
Die Dolfsvertretung eignet fich eben überhaupt nur, wie wir 
früher (220) ſahen, zur Beratung; dies ift ihre eigentliche Aufgabe. 
Ihre Entjcheidung durch die Mehrheit aber ift immer fünftlich. 
Wohl bedarf es neben dem Ständehaus einer wirklichen entjchei- 
denden Gewalt im Staate; und alle Macht einfach von der Par- 
teienfammer auf die Berufsfammern übertragen, hiege nur aus 
dem Regen in die Traufe fommen. Dann hätten wir ftatt des 
Streites der Parteien nur den Streit der Wirtichaftsgruppen, und 
wären um nichts gebejjert. Aber andererjeits Fann die Parteien- 
fammer diefe entjcheidende Gewalt nicht abgeben, und es wäre 
mit der Zweiheit diefer Kammern Feine wirkliche „Gliederung“ 
im Sinne des vorangehenden Abjchnittes erreicht. Denn Der 
jachverftändige Hat der Berufsfammer würde in der politischen 
Kammer ja nicht zu emer vernünftigen Entjcheidung fommen, 
fondern nur zum Sanfapfel der Parteien werden. Solcher Streit 
ift gut, um den Reichtum des Dolfslebens zur Darftellung zu 
bringen, aber zur legten Entfcheidung taugt er nicht. Dazu be— 
darf es der Perfönlichkeit, die mit einer wirklich entjcheidenden Ge— 
walt ausgeftattet ift. Berufsfammer und fürftliche Gewalt, ſie 
geben verbunden die befte Gewähr, daß der Staat zum eigenen 
Wohle und zum Wohle aller geleitet wird. 


4. Offene und verdedte Kormen. 

248. Thufydides jagt in feiner Schilderung der attiſchen Demo- 
fratie, fie jei nur dem Namen nach eine Demofratie gewejen, 
in der Tat aber die Herrfchaft des erften Mannes. Der große 
Biftorifer hat hier an eine Srage gerührt, der man erjt neuer- 
dings größere Aufmerkfamkeit zuwendet und deren Bedeutung für 
die tatfächliche Beftaltung der Staatsgewalt man erft jeßt erkennt. 
Es ift die Frage, ob in dem Staate die nach dem Wortlaut des 
Geſetzes beftehende und die tatjächliche Gewalt zufammen oder aus- 
einander fallen. Im erften Salle trägt der Staat fein Weſen 
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offen zur Schau, weil die tatjächliche, fein Wefen bejtimmende Ge— 
walt öffentlich im Geſetz als folche beftimmt ift; im zweiten ift fein 
Weſen verhüllt, weil das im Geſetz ausgefprochene nicht jein 
wahres Wefen ift und von feinem wahren Wejen in dem Gefeße 
nicht die Rede ift. Wir unterjcheiden danach offene und verdeckte 
Sormen. 


a) Dffene Sormen. 


249. Über ſie ift nicht viel zu bemerfen. Die Staatsgewalt wird 
hier durch die Mächte, denen es verfaffungsmäßig obliegt, aus- 
geübt. Derfaffungsmäßige und tatjächliche Staatsgewalt fallen zu— 
jammen. Meiftens ijt diefer Zuftand erwünfcht, denn der Staat als 
die objektive Dernunft des Dolfstums ſoll allen verftändlich und 
in feinem Wejen offen durchjchaubar fein. Es müßten jchon höchft 
verrottete Zuftände der Derfaflung fein, wo der Übergang der 
Staatsgewalt an verdedte Formen als heillam anzujehen wäre. 
Die beite Gewähr der offenen Sorm bietet die Gliederung der 
Staatsgewalt, weil hier die beiden Gewalten Sich wechjelweis über- 
wachen und damit jolche Mebeneinflüffe am leichteften ausjchliegen. 
Aber auch die unmittelbaren Sormen fönnen manchmal günftig 
fein, denn wenn Fürſt oder Dolf ihre Gewalt unmittelbar aus— 
üben, jo find alle Dorgänge offenfundiger Art und Nebeneinflüffe 
lafjen fich fchwerer verbergen, als bei vermittelten, verwicelten 
Sormen. 


b) Derdedte Sormen. 


250. Bier fallen die im Geſetz feitgeftellte Staatsgewalt und 
die tatjächliche nicht zufammen. Die rechtliche Staatsverfaffung 
„verdeckt dann eben die wirkliche. Dabei bedient fich die geheime 
Staatsgewalt der rechtmäßigen als Mittel zu ihren Zwecken. Die 
Gefahr liegt darin, daß jolche Wirfung im Geheimen und ohne 
jede Derantwortlichkeit gefchieht. Bft werden jene Zwecke von 
der reinen Selbitfucht eingegeben fein, ein Schuß dagegen befteht 
mindeftens nicht. Die Derjchleierung der tatfächlichen Machtverhält- 
niffe bietet dabei dem wirklichen Machthaber eine fehr wirffame 
Deckung. Oft wird er lange gar nicht als jolcher erfannt werden; 
ift er erfannt, jo fann er troßdem noch weiter feinen Willen in Die 
rechtmäßigen Sormen des Staatslebens Eleiden, deren er fich als 
Mittel bedient. Da er jelbft nicht ein Teil diefer gejeglichen Ge— 
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walt ift, jo ift er auch auf gefegmäßigem Wege meiftens nicht zu 
faffen. Sein Einfluß ift um fo fchwerer zu befeitigen, als er in 
dem verfafjungsmäßigen Aufbau des Staates nicht vorgejehen 
und daher Durch verfaſſungsmäßige Mittel nicht zu erreichen ift. 

251. Gegliederte und unmittelbare Sormen begünftigen die 
offene Staatsgewalt; Die entgegengejegten Bedingungen begün— 
tigen das Entitehen verdeckter Sormen. In beiden Sällen bedient 
jich die Derfchleterung verjchiedener Mittel und gewinnt dadurch ein 
verfchiedenes Ausfehen. Manchmal können auch beide Bedingungen 
jich vereinigen, und dann ift das Derhältnis natürlich am fchlimm- 
ten. Einmal bietet die einfache Sorm einen günftigen Nährboden, 
die einfache Form in ihren beiden Seftalten, als Herrenftaat wie 
als reiner Dolfsjtaat; und ferner die mittelbaren Sormen, die als 
jolche fchwerer überfchaubar find und innerhalb derer fich Daher 
leichter eine geheime Gewalt eimniftet. Wir wollen diefe verdeckte 
Sorm im erften Salle Tebenregierung nennen, im zweiten 
Salle Staat im Staate. 

252. Die Nebenregierung kann fich vor allem unter dem 
Abfolutismus entfalten, ſowohl in dem unumjchränften Berren- 
jftaate wie in dem unumfchräntten Dolfsitaate. Denn beide Male 
vollzieht fich die ftaatliche Willensbildung innerhalb einer ftaat- 
lichen Gewalt; es findet alfo Feine wechjelfeitige Aufjicht ftatt, und 
die herrichende Gewalt, Sürft oder Dolf, hat an der anderen 
feine Stüße. Darum ift fie in ihrem Willen leichter zu beeinflujjen; 
die beeinflufjenden Mächte bilden dann eben die Nebenregierung. 
In dem Berrenftaate pflegen das die Künftlinge und Maitrefjen zu 
jein, in dem reinen Dolfsitaate jind es die Demagogen. Günſt— 
lingswirtfchaft und Demagogentum ftehen einander viel näher als 
es zunächft fcheint; ihr Unterjchied ift in der Hauptſache durch die 
verjchiedene Staatsform, in der fie wirfen, bedingt. Manchmal 
tritt das fo Deutlich hervor, Daß bei einem Wechfel der Staats- 
form der Günftling und Schmeichler fich in einen Demagogen 
verwandelt. Ihre Abficht ift in der Tat Ddiefelbe, nämlich den 
Willen des berufenen Staatsorgans fich gefügig zu machen, um 
ihn als Mittel zu benugen, den eigenen Willen Durchzufegen. Und 
auch das Mittel zur Derwirklichung diefer Abficht ift beide Male 
dasjelbe, die Schmeichelei. Wie der Künftling den Fürſten, fo 
umjchmeichelt der Demagoge die Mafje. Und endlich ift auch die 
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Eigenfchaft des Herrfchers, auf die fie bei der Anwendung dieſes 
Mittels rechnen, beide Male diefelbe, die Eitelkeit. Nur eitle 
Sürften erliegen der Schmeichelei, aber auch die Mafje ift eitel 
und wird in ihrer Eitelkeit durch die Schmeichelfünfte der Dema- 
gogen verführt. 

255. Eine ganz andere Geftalt zeigen die Staaten im 
Staate, und fie bedienen jich ganz anderer Mittel. Während 
Nebenregierungen einfache und möglichit unmittelbare Sormen vor— 
ausfegen, fo die Staaten im Staate vielmehr mittelbare, die des— 
halb in ihrer Tätigkeit umüberfichtlicher find. Dieje Unüberfichtlich- 
feit macht es geheimen, in der Staatsverfaffung nicht vorgejehenen 
Hliedern möglich, fich an einer bejtimmten Stelle in den Dorgang 
der ftaatlichen Willensbildung einzujchalten. Und zwar liegt dieje 
Stelle zwijchen der urfprünglichen und der übertragenen Gewalt. 
Da jene urfprüngliche in den heutigen Staaten bei mittelbaren 
Sormen wohl immer die Dolfsgewalt ift, jo jchaltet fich jenes ver— 
dedte Hlied zwilchen dem urjprünglichen Dolfswillen und der 
durch den Dolfswillen gejchaffenen Staatsgewalt ein, um den 
Willen der letteren zu beftimmen. Die übertragene Staatsgewalt, 
mag es fich dabei um einen Präfidenten oder um eine Dolfsver- 
tretung handeln, ift in ihrem Willen ftets bis zu einem gewiljen 
Grade Durch die übertragende Gewalt gebunden. Mach dem Wort- 
laut der Derfaffung foll fie nur das Organ für den Willen der 
übertragenden jein. „Die Staatsgewalt geht vom Dolfe aus.” 
Unter diefer offenen, von der Derfallung zur Schau getragenen 
Sorm bildet fich hier die verdedte, indem die Willensbeftimmung 
der übertragenen Gewalt abgeändert wird durch und für ver— 
decte, d. h. im Geſetz nicht vorgejehene Glieder, die fich zwifchen 
übertragende und übertragene Gewalt einjchieben. Dieſe verdedten 
Glieder werden dadurch zu wirfen fuchen, daß jie in der über- 
tragenen Gewalt die Täufchung erwecen, als wäre ihr Wille der 
Wille des Dolkes. Sie ſuchen alfo nicht nur felbjt hinter der an» 
erfannten Staatsgewalt Deckung, jondern verdecken diejer zugleich 
den Willen ihres wahren Auftraggebers, des Dolfes. 

25%. Der Zweck ift alfo derfelbe wie bei der Nebenregierung: 
ein befonderer Wille foll an die Stelle des ftaatlichen Willens 
treten. Und auch die Form, in der fich diefer Zweck verwirklicht, 
ift ähnlich, indem der bejondere, im Geſetz nicht vorgefehene Wille 
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fich der gefeßlichen Staatsglieder als Mittel, feinen Willen ducch- 
zujeßen, bedient. Aber die Mittel, dieſes Stel zu erreichen, find 
andere. Schmeichelei würde hier im allgemeinen nicht verfangen, 
da die Staatsgewalt als übertragene von vornherein in ihrem 
Willen gebunden und unfrei it. Dielmehr wird die Staatsgewalt 
hier gerade in ihrer Hebundenheit und dadurch bedingten Unficher- 
heit gefaßt. Man jucht jie einzujchüchtern, indem man ihre Angft 
erregt. Statt Der Schmeichelei tritt hier die Drohung ein; man 
rechnet nicht auf die Eitelfeit, fondern auf die Seigheit derer, deren 
man fich bedienen will. 

255. Um aber drohen zu Fönnen, muß man eine gewijje Macht 
ichon beſitzen. Der Schmeichler gelangt erft durch feine Schmeichelei 
zur Macht, an fich felbit it er nichts. Gewiß kann man feine, 
Macht auch Durch Drohungen vergrößern, fich durch entfchiedenes 
Auftreten den Anfchein größerer Macht geben als man hat, und 
läßt fich der andere einjchüchtern, jo erfennt er einem dieſe Macht 
auch zu. Aber eine gewiſſe Macht ift doch immer fchon die Doraus- 
fegung jolcher Drohung, fonft wird fich diefe bald als lächerlich 
erweijen. Staaten im Staate Fönnen daher nur folche Klieder der 
Dolfsgemeinfchaft bilden, die in fich zu einem einheitlichen, dem 
Staate ähnlichen jelbftbewußten Willen verbunden und dadurch 
mächtig find. Darum find es hier nicht, wie meift bei der Neben— 
regierung, Einzelne, jondern zu ftaatenähnlichen Gebilden zuſam— 
mengejchloffene Gruppen, welche hier die verdedte Sorm bilden, 
eben Staaten im Staate. Sie fönnen dabei eine jehr verfchiedene 
Geftalt befigen und gleichen einander nur darin, daß fie ftarf 
genug find, um ihren Willen auch gegen den Staatswillen zur 
Geltung zu bringen und diefen dadurch zu beeinfluffen. Eine 
Söldnertruppe, die fich den Befehlen des Staates entzieht, gehört 
ebenfo hierher wie die Judenfchaft; Die letztere ift um fo gefähr- 
licher, als fie durch Sitte und Glaube innerlich nicht nur von dem 
Staate, fondern auch von dem Dolfstum ihres Wirtsvolfes getrennt 
ift und daher Siele verfolgt, die häufig nicht nur dem Staate, 
fondern dem ganzen Dolfe, das fie beherbergt, verderblich werden 
fönnen. 

256. Diefe und andere Sormen werden jich nur unter be— 
ftimmten Derhältniffen entwiceln. Darum übertrifft fie alle an 
allgemeiner Bedeutung eine Geftalt, die wohl als das eigentliche 
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Mufterbild des Staates im Staate gelten kann. Den wichtigften 
Staat im Staate bilden heute wie zu den meiften Zeiten die großen 
Wirtfchaftsmächte. Sie erhalten, je verwicelter das Volks— 
leben wird, eine um fo größere Bedeutung für das Dolfsleben 
und gewinnen dadurch einen wachjenden Einfluß auch auf den 
Staat. Nun liegt es aber in dem Kampf der wirtfchaftlichen Kräfte 
begründet, Daß deren Macht fich vor allem auf den Slügeln der 
Wirtichaftsarmeen zujammendrängt. Die Reichen und die Armen 
werden die mächtigjten Dolfsgruppen. Beide haben eine befondere 
Kraft einzufegen, jene durch die Menge ihres Geldes, diefe durch 
die Menge ihrer Säufte. Don den großen Seldmächten einerjeits 
und von den Derbänden der Arbeitermafjfen andererjeits wird der 
Staat hier mehr und mehr abhängig. Denn er brauct, um feine 
Aufgaben durchzuführen, Geld, das ihm nur jene geben Fönnen, 
und er bedarf der Zuftimmung der Mafjen, da hier ja alle Gewalt 
vom Dolfe hergeleitet wird. So werden die wichtigften Staaten im 
Staate einmal die großen Wirtichaftsperbände, die Banken, die 
Derbände der nduftriellen und Kandwirte, anderjeits die Ar- 
beiterverbände, die Gewerfichaften, Beamtenbünde. Sie fchalten 
fich zwifchen Dolfswillen und Staatsgewalt ein und wiſſen diefe 
durch Drohungen mit der Macht ihres Geldes oder der Macht 
ihrer Säufte zu ihrem Willen zu zwingen, den fie fo an die Stelle 
des Dolfswillens fegen. Bekanntlich ift der Streit in diefem Sinne 
längft aus einem wirtjchaftlichen ein politiiches Kampfmittel ge- 
worden. Manchmal kann der Einfluß jolcher Wirtichaftsgruppen 
fo groß fein, daß man zweifeln muß, bei wem eigentlich Die 
Staatsgewalt liegt, ob bei ihnen oder bei den verfafjungsmäßigen 
Staatsorganen. Haben wir es doch erlebt, daß die Lofomotivführer 
den Staat beherrichen. 

257. Am fchlimmften fteht es natürlich um den Staat, wenn 
beide Arten verdecter Formen fich miteinander verbinden. Das ijt 
am leichteften der Fall, wo der unumjchränfte Staat und die ver- 
mittelte Form, die Hauptbedingungen für jede der beiden Arten, 
zufammentreffen, aljo in dem reinen Dolfsftaat, der ſich mittelbarer 
Sormen bedient und Demnach Durch Volksvertreter beherrfcht wird, 
in der reinen mittelbaren Demokratie. Sie ift deshalb das wahre 
Schulbeifpiel für die Erkenntnis verdecdter Staatsformen, für den 
Staatsdenfer ein höchft Iehrreicher Sall. Aber wie der Kranfe oft 
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daran ftirbt, daß er ein folch Iehrreicher Sall ift, fo ift dieſes Zer— 
frefjenwerden des reinen Dolfsjtaates Durch geheime Mächte für 
den Staat natürlich höchft gefährlich. In dem reinen Dolfsftaate 
wird der Dolfswille Durch Demagogen gemacht; er Fann jich felb=- 
ftändig überhaupt nicht mehr zur Geltung bringen, fondern wird 
vollftändig von dem beftimmt, was die Sührer der Parteien ihm 
vorreden. Wenn nach der Lehre der reinen Demofratie rechtens 
alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht, jo geht jie in Wahrheit 
allein von den Parteiführern aus; ſie ftellen zunächſt die be— 
Itimmende Macht im Staate dar. Aber jie find nun wieder in 
ihrem Willen gefejjelt Durch die im Derborgenen wirkenden Mächte, 
die um jo ftärfer werden, je jchwächer die bloß auf demagogifchen 
Künften aufgebaute Staatsgewalt ift. Alle Formen des Staates 
im Staate wirken fich hier aus und zerren den Willen der Re— 
gierung hierhin und dorthin. Am ftärkften find natürlich die Wirt- 
jchaftsmächte, und man muß oft fragen, ob die Staatsgewalt bei 
den gewählten Dertretern des Dolfes liegt oder bei Großbanken, 
Induftrieverbänden, Arbeitergewerkichaften. Das gegenfeitige Rin= 
gen diejer Wirtichaftsmächte, das fich unter der Dede der befugten 
Staatsform abfpielt, beftimmt das Schickſal des Staates oft weit 
mehr, als der Wille feiner berufenen Dertreter. Es fann foweit 
fommen, daß das Leben des Staates fich faft ganz in diefe ver- 
deckten Sormen zurüdzieht und die gejegmäßige Staatsform nur 
noch wie ein dünner Schleier darüber liegt. 

258. Dieje Ausbreitung der Macht verdecter Sormen hat für 
den Staat natürlich Die fchlimmften Folgen. Er verliert dann 
mehr und mehr an Anfehen, weil er nicht mehr die felbftbewußte, 
auf das Ganze gerichtete Dernunft zur Geltung bringen kann, ſon— 
dern von dem felbftfüchtigen Willen geheimer Kräfte hin- und 
hergerifjen wird; weil er nicht mehr die objektive Gerechtigfeit, 
jondern nur noch die ſubjektiven Anſprüche einzelner Dolfsgruppen 
befriedigt. Schließlich fann es dahin Fommen, daß unter der 
dünnen Dede der Staatsform tatfächlich der Bürgerfrieg herricht, 
wenn er auch nur gelegentlich zu blutigen Mitteln greift. So be- 
drohen diefe verdeckten Sormen unmittelbar den Beftand des Staates. 
Sie find die Dorbereitung einer Revolution. Deren Wefen 
befteht nicht darin, daß unterdrüchte Bevölferungsichichten fich ge— 
waltfam befreien, jondern vielmehr darin, daß die Mächte, die 
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fich bereits die tatfächliche Gewalt im Staate angeeignet haben, 
nunmehr auch die Nechtsform des Staates beftimmen. Nachdem 
infolge verdecdter Sormen tatjächliche und rechtliche Gewalt im 
Staate auseinander gefallen waren, werden durch die Revolution 
beide gewaltjam wieder miteinander in Übereinſtimmung gebradt, 
indem die tatfächliche Gewalt nun auch die rechtliche Gewalt an 
jich nimmt. Die verdedte Sorm wirft die über ihr noch liegende 
dünne Dede der bisherigen gejeglichen Form ab und tritt offen 
als die wahre Staatsform hervor. 

259. Um Feine politijchen Keidenfchaften aufzuregen, führen 
wir dafür zwei uns ferner liegende Beijpiele an. Der Übergang 
der Herrfchaft von den Merowingern an die Karolinger war ohne 
Sweifel eine Revolution; fie wäre nicht möglich gewefen, wenn 
die Karolinger nicht vorher fchon als Hausmeier in verdecter 
Form die Staatsgewalt an ſich gebracht hätten. Die große fran- 
zöfifche Revolution ging von dem dritten Stande aus, dem duch 
die wirtfchaftliche Entwiclung fchon zuvor der größte Einfluß im 
Staate zugefallen war. Revolutionen, die gelingen follen, Fönnen 
überhaupt nur von folchen Gewalten ausgehen; jonft handelt es 
ich um Heinere Putjche, mit denen der Staat leicht fertig wird. 
Eine gewifje Macht müfjen natürlich auch folche Putjche einzujegen 
haben; fie gelingen nicht, weil die Sührer fich über das Maß ihrer 
Macht getäufcht haben. 

260. Wuchern in einem Staate ſolch verdeckte Sormen empor, 
jo entfteht der Nährboden für Nevolutionen. Der Staat fommt 
in Befahr. Will er ihr nicht erliegen, jo muß er ihr rechtzeitig 
entgegentreten. Dafür ftehen ihm zwei Wege offen. Entweder 
muß er die verdeckte Form zerfchlagen oder er muß jie jich jelber 
eingliedern; er muß fie zerfchlagen, ehe fie ihn zerjchlägt, oder er 
muß fie fich eingliedern, ehe fie fich gewaltfam an feine Stelle fett. 
Welcher Weg zu wählen, hängt im allgemeinen von dem beider- 
feitigen WMachtverhältnis ab; es ift die Frage, ob der Staat die 
verdecdte Sorm überhaupt noch zerfchlagen kann. Es hängt auch 
von der Weitlicht der Staatslenfer ab, die verhindern müljen, daß 
jolche Sormen entftehen oder doch, daß fie einen zu großen Ein— 
fluß gewinnen. Oft und zumal im Beginn der Entwiclung wird 
ein gemijchtes Derfahren das befte fein. Der Staat wird die ver- 
deckte Sorm, jobald ſie fich zu bilden beginnt, zerjchlagen, die Kräfte 
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aber, die fich in ihr zu formen fuchen, wird er ohne Schädigung 
des Dolfstums oft nicht unterdrücken fönnen; fie muß er alfo fich 
jelbft eingliedern, indem er ihnen ftatt der verdeckten eine rechtliche 
Form fchafft. Ift die verdecdte Form dagegen fchon ſehr ausgebildet, 
jo wird meiftens Gewalt nicht mehr helfen. Der Staat fann dann 
höchftens noch die eine form gegen die andere ausfpielen, wie 
etwa heute die Gewerkſchaften gegen die großen Wirtſchaftsver— 
bände und umgefehrt ausgefpielt werden. Im ganzen handelt es 
jich dann für den Staat ftets um die Srage, ob er warten will, bis 
diefe Mächte ihn felbit zerfchlagen und fich an feine Stelle jegen, 
oder ob er ihnen rechtzeitig eine Stelle in feinem eigenen Aufbau 
einräumen will. 

261. Wenden wir diefe Gedanken auf unfere Gegenwart an, jo 
fommen wir zu den gleichen politijchen Sorderungen, wie am Ende 
der vorangehenden Abjchnitte. Bei uns find heute Wirtfchaftsper- 
bände und Arbeitergewerfichaften zu folcher Macht aufgeftiegen, 
daß fie vielfach den ftaatlichen Willen beftimmen oder geradezu 
ausschalten. Es wird dem Staate nichts anderes übrig bleiben, als 
fie ich einzugliedern. So ftellt fich heute das Derhältnis der offenen 
zur verdecdten Form als das der Fünftlichen zur natürlichen Gliede— 
rung des Dolfes dar. Jene beftimmt die offene, dieje die verdeckte 
Sorm. Der Staat wird die natürliche Gliederung des Dolfes in 
jeine Sorm aufnehmen müfjen, damit diefe Mächte, die fchon be— 
ftändig den Willen des Staates beftimmen, nun auch die Derant- 
wortung für fein Handeln mit übernehmen. Solcher Übergang 
der Staatsgewalt an die großen Berufsverbände Fann aber allein 
nicht genügen. Er würde für fich allein den Zerfall unjeres 
Dolfes nur vollenden. Gleichzeitig muß eine wirkliche fürftliche 
Gewalt wieder bei uns aufgerichtet werden, welche gegenüber den 
auseinander ftrebenden Kräften der Wirtfchaft die Einheit und 
Dernunft im Staate zur Geltung bringt. Daß dies Feine Erb- 
monarchte zu jein braucht, fondern daß auch die Stellung des 
Präfidenten zu einer wirklich entjcheidenden Gewalt gefteigert wer- 
den Fann, haben wir zur Genüge erfannt. Durch die Aufrichtung 
einer folchen entjcheidenden Gewalt könnten wir dann zugleich den 
Einfluß jener andern verdedten Form zurüddrängen, wenn nicht 
unterdrücken, den Einfluß des Demagogentums. Das Demagogen- 
tum follte der Staat fich nicht eingliedern, das jollte er vielmehr 


5. Geſchloſſene und loſe Formen. RE 149 








zerfchlagen. Die Zufunft des Ddeutjchen Staates wird jedenfalls 
davon abhängen, ob und wie er mit den verdecten Sormen, die 
jich in ihm eingeniftet haben, fertig wird. 


5. Gejchlofiene und loſe Formen. 

262. Wir haben den Staat bisher als eine gejchlojjene Einheit 
behandelt, als Träger eines einheitlichen Selbftbewußtjeins. Die 
Hoheit, die ihm als vernünftiges Selbjtbewußtjein eignet, ift dann 
ungeteilt. Neben dieſer geichlojjenen Sorm des Einheitsftaates 
gibt es aber auch loſe Sormen, deren Wefen darin befteht, daß die 
Hoheitsrechte des Staates abgeftuft auf eine Mehrheit von Trä- 
gern verteilt find. Aus reinen Schulvorurteilen behauptet die 
heutige Staatslehre meiftens die Unteilbarfeit der Souveränität. 
Sie ift damit zu der widerfinnigen Annahme auch nichtfouveräner 
Staaten gezwungen und verbaut fich felbft den Weg zu einem 
Derftändnis der nicht gefchlojjenen Staatsformen (88 Anmerkung). 
Denn fie muß dann die Souveränität volljtändig der überlegenen 
Gewalt zufchreiben, und wie fich die Gliedftaaten noch von Pro— 
pinzen unterjcheiden follen, iſt nicht einzujfehen. Dielmehr be— 
fteht das Wefen folcher Iojen Staatsformen gerade in der Der- 
teilung der Hoheit zwiſchen Haupt und Gliedern. Tatjächlich 
fommt auch die heutige Staatslehre gar nicht darum herum, von 
den Boheitsrechten der Gliedftaaten zu reden, weil diefe Nechte 
fie eben von der bloßen Provinz unterjcheiden. Demgegenüber 
befteht die Bemerkung nicht zu Recht, daß die Souveränität als Die 
oberfte, nur ſich jelbft beftimmende Macht logisch das Merfmal der 
Unbefchränftheit und alfo auch das der Unteilbarfeit in jich Schließe, 
und daß der Hliedftaat auch in den feiner Geſetzgebung freige- 
ftellten Gebieten Doch immer bedingt fei, weil fich das Geſamt— 
leben der Nation nicht auseinander reißen laſſe (Laband). Eine 
jolche Auffaffung bedeutet eine Überfteigerung des Hoheitsbegriffs, 
wonach er überhaupt Feiner irdiſchen Macht mehr beigelegt wer- 
den dürfte. Irgendwie ift noch der mächtigfte Staat in jeinem 
Willen bedingt. Sinnvoll kann ftaatliche Hoheit Hier nur die 
rechtliche und tatjächliche Sähigkeit eigener Geſetzgebung bedeuten. 
Und diefe ift natürlich teilbar, indem fie bei nicht gejchlojjenen 
Sormen für beftimmte Gebiete den Gliedern, für andere dem 
Hanpte zufteht. 
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265. Eine folche Teilung der Hoheit des Staates ift auch 
keineswegs ein fchwer zu bildender oder gar fich widerfprechender 
Begriff. Hoheit fommt dem Staate als fittlicher Dernunft zu, die 
aber hier in der Seftalt des objektiven Seiftes auftritt. Das Selbit- 
bewußtfein ift hier nicht als fubjeftives, fondern als objeftives vor— 
handen. Das bedeutet, Daß es Durch das Zuſammenwirken einer 
Mehrheit von Hliedern zuftande fommen, und alfo auf eine Mehr- 
heit von Sliedern verteilt werden kann. Eine jolche Derteilung 
fanden wir fchon in den gegliederten Formen des Einzelftaates. 
Die Sorm des Staates bleibt jo lange geichloffene, als durch das 
Sulammenwirfen der Hlieder nur ein einheitlicher ftaatlicher Wille 
zuftande kommt; jie beginnt fich aufzulöſen, fobald die Glieder einen 
Teil der Hoheit und fomit einen jelbjtändigen Willen behalten. In 
der gefchlojjenen Form entiteht durch mehrere zufammenwirfende 
Hlieder ein einheitliches Selbftbewußtjein, in den lofen Sormen 
verteilt fich das Selbftbewußtfein, infofern hier die Glieder für 
bejtimmte Gebiete der ftaatlichen Tätigfeit ein eigenes Selbft- 
bewußtfein befiten. 

26%. Nur die Annahme einer jolchen geteilten Souveränität 
ermöglicht eine Unterfcheidung der Hliedftaaten von den mit dent 
Rechte der Selbftverwaltung ausgeftatteten Körperfchaften. Dieje 
haben überhaupt Feine Hoheit, jondern der Staat hat ihnen nur 
einzelne jeiner Derwaltungsaufgaben übertragen. Nimmt man aber 
die Souveränität als unteilbar an, jo jinfen die Hliedftaaten von 
jelbft auf die Stufe folcher Körperjchaften herab. Um das zu ver— 
meiden, wird gewöhnlich Doch derBegriff der Hoheit verſteckt wieder 
irgendwo eingeführt. So follen etwa die Gliedftaaten im Unter- 
ichted von den Selbftverwaltungsförpern das Recht haben, mit 
zwingender Gewalt zu befehlen (Kaband), oder die Sähigfeit der 
Selbftorganijation zu eigenem Rechte (Jellinef). Beide Safjungen 
bezeichnen nichts anderes als die Souveränität. Sie ift es eben, 
welche der Gliedſtaat im Unterfchiede von jeder andern, dem Staate 
eingegliederten Körperfchaft befißt, umd die ihm, mag er fie auch 
nur für beftimmte Gebiete befigen, fein Weſen als Staat aufprägt. 

265. Solch loſer Sormen gibt es eine große Mannigfaltigfeit. 
Wir wollen fie in der Reihenfolge betrachten, nach der fie fich mehr 
und mehr von dem gefchloffenen Einheitstaate entfernen, indem 
wir alfo das Gefüge des Einheitsitaates jchrittweije auflodern. 
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Diefe Aufloderung erfolgt dadurch, daß wir den Sliedern einen 
immer größeren Anteil an der ftaatlichen Hoheit gewähren. Da- 
durch unterfcheiden fich zunächft zwei große Stufen. Entweder 
haben wir es mit einem einheitlichen Staate zu tun, der nur be— 
ftimmten feiner Glieder einzelne BHoheitsrechte einräumt. Oder es 
handelt fich um die Derbindung einer Mehrheit von Staaten, die 
fih in der Bauptjache gleichberechtigt gegenüberftehen. Jenes 
fönnen wir Berrjchaftsverband, diefes Genoſſenver— 
band nennen. 


a) Herrihaftsverbände. 


266. Im Berrichaftsverband entitehen die jogenannten Staats- 
fragmente, die noch Feine wirklichen Staaten jind, aber Doch 
über die bloße Stellung einer Provinz, eines Teiles des Staats- 
gebiets, hinauswachjen. Es Fönnen hier verjchiedene Derhältnifje 
vorfommen, je nachdem wie enge ein Staat jolche Glieder noch ums 
flammert hält oder wie weit er ihnen eine ſelbſtändige Entwicdlung 
zugefteht; je nachdem der Staat folche Glieder wejentlich als Ob— 
jefte feiner Taätigfeit behandelt oder ob er fie bis zu einem ge— 
willen Grade als Subjekte eigener ftaatlicher Tätigfeit anerkennt. 

267. Die Hauptitufen diejer Entwicklung dürften folgende jein. 
Su unterft ftehen die Kolonien, die zunächit einfach als Eigen- 
tum des Staates behandelt werden und daher faft gar feine Selb- 
ftändigfeit haben. Sie würden manchmal vielleicht einfach ein 
Teil des Staates jein, wenn nicht ihre räumliche Entfernung oder 
die Eigenart ihrer Bevölkerung, die von dem eigenen Staatspolf 
ſehr verjchieden ift, eine bejondere Stellung nötig machte. Je mehr 
fih aber die Kolonien entwickeln, um jo mehr Selbftändigfeit wird 
der Staat ihnen zugeftehen müfjen. So entitehen Kolonien mit 
Selbftverwaltung, wie wir fie innerhalb des britifchen Rei— 
ches haben, denen nicht unerhebliche Teile ihrer Geſetzgebung frei- 
gegeben find, und die eigene Staatsorgane bejigen. Auf der 
nächften Stufe ftehen die verjchiedenen Arten von Reichslän- 
dern, die zum Teil jelbft die höchften Staatsorgane bejigen, 
deren Derfafjung aber doch nicht ſelbſtändig ift, weil fie nicht 
durch fich felbft, jondern Durch die Derfaffung des herrjchenden 
Staates begründet ift. Dies war die frühere Stellung von Eljaß- 
Kothringen zum Deutfchen Reiche, von Sinnland zu Rußland. Noch 
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eine Stufe höher ftehen die Schußftaaten, welche nach innen 
häufig faft völlig felbftändia find, und nur nach außen vom 
jchügenden Staate vertreten werden. Zum Danfe für diefen Schuß 
läßt er fich dann meift auch beftimmte innere Rechte einräumen. 


b) Senofjjenverbände. 


268. Im Genoffenverbande jchließt fich eine Mehrheit gleich- 
berechtigter Staaten zu einem Sefamtftaate zufammen. Dabei iſt 
wiederum ein Doppeltes Derhältnis möglich. Entweder ift der 
Sefamtftaat der urfprüngliche Träger der Hoheit und er verleiht 
jeinen Gliedftaaten die ihnen zufommenden Hoheitsrechte. Oder 
die Gliedftaaten find die urfprünglichen Träger der Hoheit und fie 
ftatten den Geſamtſtaat mit Hoheitsrechten aus, indem fie auf einen 
Teil der ihrigen verzichten. Wir wollen das erfte Derhältnis einen 
Schensverband, Das zweite einen Dertragspverband 
nennen, Denn die Hoheit wird von dem Gejamtftaate auf die 
Bliedftaaten durch Belehnung übertragen, von den Kliedftaaten auf 
den Sejamtftaat Durch Dertrag. 

269. Der Cehensverband bildet dabei den Übergang von 
den Sormen des Herrichaftsperbandes. Nur befteht er aus gleich- 
berechtigten Gliedern, "von denen Feines an fich felbft die Herr— 
ichaft über die andern befitt. Deshalb gehört er zu den Genoſſen— 
verbänden. So entwidelte fich Das römische Reich deutjcher Na— 
tion, das größte Beifpiel eines Staatenjtaates als Kehensverband, 
aus einem urjprünglichen Herrjchaftsverbande mehr und mehr zum 
Genofjenverbande, indem die Glieder allmählich zu voller ftaat- 
licher Hoheit heranreiften. Immerhin tritt der genoffenfchaftliche 
Gedanke von Anfang an in der Gleichberechtigung der Dajallen- 
ftaaten zutage. Die Kaijerwürde hängt nicht an einem beftimmten 
Staate und die Perjon des Kaifers wird von den Dafallen gewählt. 
Durch diefe Wahl wird aber nur die Perſon des Kaifers beftimmt, 
nicht das Kaifertum als folches gejchaffen. Diejes ift vielmehr die 
erfte Hoheitsmacht, aus der die Dajallen die ihrige ableiten. 

270. In dem Dertragsperbande dagegen wird der Ge— 
jamtftaat felbft erft durch den Bündnisvertrag der ſouveränen 
Sliedftaaten gejchaffen. Auch Hier können feitere und lofere Sor- - 
men entftehen, je nachdem ob die Gliedftaaten viel oder wenig 
von ihren Hoheitsrechten abgeben. Die Hauptfrage ift Dabei, ob 
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fie foviel abgeben, daß der Derband als folcher wieder einen wirf- 
lichen Staat bildet mit jelbjtändigen Hoheitsrechten, oder fo wenig, 
daß Fein wirklicher Staat zuftande fommt, fondern es eine bloße 
Derbindung von Staaten bleibt. Im letzteren Salle handelt es 
jich alfo wieder um ein Staatsfragment, nur ift jest nicht das 
Glied, fondern der Geſamtſtaat bloßes Sragment. Entfteht ein 
wirklicher Staat, jo haben wir einen Bundesftaat, entfteht 
fein wirflicher Staat, jo haben wir einen Staatenbund. Beide 
werden Durch Dertrag begründet, aber im Bundesftaat hört das 
Dertragsverhältnis nach erfolgter Gründung des Gefamtftaates 
auf und diefer befteht fortan aus eigenem Rechte, im Staatenbund 
dauert es fort. 

271. Don dem eigentlichen Bundesftaate ift zunächft eine ıhm 
naheftehende, jedoch bejondere Staatsperbindung zu unterfcheiden, 
die jogenannte Union, die früher fowohl als Perjfonal-Union 
wie als Real-Union vorfam. Jene beruht nur auf der phyſi— 
chen Identität des Monarchen, dieſe reicht weiter; fie befteht in 
einem Parallelismus auch der fonftigen Staatseinrichtung und Ge- 
ſetzgebung. Die verbundenen Staaten behaupten hier alſo ihre 
Hoheit und ftellen nur ihre Staaten durch abjfichtliche Parallele 
der Geſetze aufeinander ein. Tatjächlich wird allerdings doch meift 
einer der Dertragichliegenden die Oberhand haben, indem er den 
gemeinfamen Sürften mehr in feine Beftrebungen hineinzieht, durch 
wirtichaftliche Überlegenheit, militärische Macht oder andere Be- 
dingungen. Dadurch entfteht eine größere Einheitlichfeit des Ge— 
Bildes und es wird dem eigentlichen Bundesftaat ähnlicher. Immer— 
hin bleibt der Unterfchied, daß der Union die gemeinjamen Zen- 
tralorgane fehlen, denn der gemeinjame Monarch gehört beiden 
Staaten felbftändig an. 

272. In dem eigentlichen Bundesftaate entiteht über den 
einzelnen Staaten ein neues Staatsgebilde, und zwar zunächft da- 
durch, daß die Gliedftaaten auf einen Teil ihrer Hoheit verzichten 
und ihn auf die gemeinfame oberfte Macht übertragen. Diefe wird 
damit aber zu einem wirklichen Staate, der nunmehr feine Herr— 
ichaft aus eigenem Rechte ausübt. Diefer Gefamtftaat kann dabei 
verfchiedene Sormen annehmen, bejonders Hinfichtlich der Selb- 
ftändigfeit, mit der er ausgeftattet wird oder die feine Glieder be— 
halten. Auch die Tandichaftlichen Derhältniffe fpielen dabei eine 
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große Rolle. In Deutfchland ſieht ein folcher Staat anders aus 
als in Amerika, anders in der Schweiz und anders in Auftralien. 
Auf die Einzelheiten der Derfaffungsbeftimmungen foll hier nicht 
eingegangen werden. Selbftverftändlich macht es einen Unter- 
ichied, ob es fich um monarchifche oder demokratiſche Staaten han— 
delt und ob in den letteren eine entjcheidende Präfidialgewalt be— 
fteht oder der reine Parlamentarismus herricht. Diefe Derjchieden- 
heiten bedingen dann aber Sormen, die denen der gefchloffenen 
Staaten unmittelbar gleichen. Für die Eigentümlichfeit des Bundes- 
ftaates als folchen fommt nur das Derhältnis der Hliedftaaten zum 
Geſamtſtaate in Betracht, und insbejondere die Srage, wie ſie die 
Hoheit untereinander verteilen. Hierbei iſt wieder zweierlei zu 
unterfcheiden, einmal der Umfang der Hoheitsrechte, die jeder von 
beiden erhält, und zweitens die Art, wie die Kliedftaaten an der 
Hauptgewalt beteiligt jind. 

273. Don der Derteilung der Hobeitsrechte hängt es 
vor allem ab, wie weit die Gliedſtaaten noch als jelbftändige 
Staaten gelten können. Überall ift ihnen wohl die äußere Politik, 
alfo das Hecht, Krieg zu führen und zwifchenftaatliche Derträge zu 
fchließen, abgenommen und auf das Haupt übergegangen. Nach 
augen muß der einheitliche Wille zur Geltung fommen, dadurch 
werden jie zum einheitlichen Staate zufammengefchloffen. Damit 
fällt dann der Bundesjtaatsgewalt meift Beer und Slotte zu, ferner 
das Soll» und Poftwefen, Maß und Münze, öfter auch das Der- 
fehrswefen. Im Reiche Bismards waren befanntlich auch hierfür 
den Gliedftaaten Sonderrechte vorbehalten, da man damals jehr 
ichonend mit ihrer Hoheit umging. In der neuen Derfafjung ift 
die Zuſtändigkeit des Reiches bedeutend erweitert. Alle die ge- 
nannten Gebiete find in feine ausjchließliche Geſetzgebung und 
Derwaltung übergegangen; aber noch für zahlreiche andere Gebiete 
hat fich jest das Neich die Gefeßgebung oder mindeftens die Auf- 
ftellung allgemeiner, für die Gefeßgebung der Gliedftaaten ver- 
bindlicher Grundfäge vorbehalten. So jind wir dem gejchlofjenen 
Einheitsftaate einen großen Schritt näher gefommen. 

274. Diel wichtiger für den Aufbau eines Bundesitaates ijt die 
Stage nach der Beteiligung der Gliedftaaten an der 
Bundesftaatsgewalt. Wir fönnen uns für ihre Beantwor- 
tung auf eine Betrachtung der deutjchen Derhältniffe bejchränfen, 
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mittelbar, teils mittelbar ausübten, unmittelbar in den Gebieten, 
die ihrer Gejeggebung vorbehalten waren, mittelbar innerhalb 
des Bundesrats. Als Macht der Einheit ftand dann neben dem 
Bundesrat der aus allgemeinen Wahlen hervorgegangene Reichs 
tag. Der ftaatliche Wille konnte nur durch Übereinftimmung beider 
zuftande fommen; in ihm war aljo der Wille der Gliedftaaten wie 
der Wille der Gefamtheit enthalten. 

276. Aber dieje Einheit in dem urjprünglichen Reichstag würde 
dem Neiche noch nicht die Willenskraft und rajche Entichlußfähig- 
feit eines wirklichen Staates gegeben haben. Dafür hat Bismard 
nun mit großer Kunft die Dormachtftellung Preußens der Der- 
faſſung des Deutjchen Reiches eingefügt. Dieje Stellung war nach 
Öfterreichs Ausjcheiden fo überlegen, daß rein theoretifch auch ein 
DHerrfchaftsperband hätte entftehen Fönnen. Doch die Selbftändig- 
feit der deutfchen Stämme und Sürftenhäufer erforderte den Ge— 
noffenverband. Ihm mifchte mın aber Bismard aus den preußi- 
ichen Staatsfräften fo viel vom Herrichaftspverbande bei, daß ein 
wirklich vegjames, leiftungsfähiges Staatsgebilde entftand. Drei 
Bejtimmungen der Reichsverfaffung wirkten in diefer Richtung. 
Der Dorjig des Bundes war erblich an die Krone Preußen ge- 
fnüpft. NReichsfanzler war der preußifche erjte Minifter und mans 
Kherlei Aufgaben des Reichs wurden infolgedeffen durch preußifche 
Behörden erledigt. Die Stimme Preußens im Bundesrat fonnte 
Derfaffungsänderungen und andere wichtige Änderungen verhindern. 

277. Don folcher Seinheit ift die heutige Derfafjung des Deut- 
chen Reiches weit entfernt. Sie ift ohne Rückjicht auf die Befonder- 
heit unjeres Dolfstums nach dem demofratifchen Allerweltsmufter 
gearbeitet. Auch hier zeigt jich, wie bei der Derteilung der Hoheits- 
rechte, die große Annäherung an den Einheitsjtaat. Die ftaatliche 
Hoheit liegt nicht mehr bei den verbündeten Regierungen, jondern 
bei dem ohne Stammesgliederung als überall gleich aufgefaßten 
Dolfe, das durch den aus gleichen Wahlen hervorgegangenen 
Reichstag vertreten wird. Auch der Präfident ift nur Neichsorgan. 
Demgegenüber ift der Neichsrat, der Nachfolger des Bundesrates, 
ein fehr mangelhafter Erfag für diefen. Er bedeutet nicht mehr 
als der Senat in anderen demofratifchen Bundesitaaten. Eine 
jelbftändige Gewalt Fann im Reichsrate ſchon deshalb nicht her- 
vortreten, weil jeine Mitglieder aus den parlamentarijch beſtimm— 
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ten Negierungen der Länder hervorgehen. Eine jelbftändige Mit- 
wirfung bei der Gejetgebung beſitzt er nicht und kann gegen ein 
vom Reichstag bejchloffenes Geſetz jeinen abweichenden Willen 
nicht auf die Dauer durchlegen. So iſt auch hier die verfaffungs- 
mäßige, gegliederte Sorm dent unumſchränkten Dolfsjtaate gewichen. 

278. Die Einheit des Reichs iſt aljo in hohem Maße verftärft 
und die Stellung der Einzeljtaaten gleicht manchmal faft der von 
bloßen Provinzen. Aber zugleich iſt das perfönliche Gewicht, wels- 
ches durch die Eingliederung der preußijchen Dormachtftellung in 
die Bismarckſche Derfafjung gefchaffen war, preisgegeben. Das 
Mißtrauen gegen Preußen hat ja bei der Entitehung der neuen 
Derfaffung wefentlich mitgewirkt. Infolge diejer Dergewaltigung 
der Stämme und Känder machen fich natürlich nun gerade viel 
ftärfere Sonderbeftrebungen geltend als vor der Nevolution. Es 
muß fich erft noch zeigen, ob unfer Dolf auf die Dauer eimen Ein- 
heitsftaat erträgt, Der ſich nicht auf der natürlichen Stammes- 
gliederung aufbaut. Gewiß Fam die natürliche Stammesverfaj- 
fung des deutſchen Dolfs in den alten Sürftentümern nur zu einem 
unvollflommenen Ausdrud, in der heutigen Reichsverfaffung aber 
ift fie ganz verjchwunden. So ift auch hier, wie noch jtets, wenn 
ein Staat über den großen Mlufterleiften der Demokratie gefchlagen 
wird, die natürliche Gliederung hinter der Fünftlichen verſchwunden. 
Die Hoheit liegt nicht mehr bei dem Bunde der Einzelftaaten, 
fondern bei dem allgemein gewählten Neichstag, und ftatt der 
Führung durch die lebendige Macht Preußens haben wir eine 
namenlofe Zentrale. 

279. Der Staatenbund unterfcheidet fich nach der heute 
meift üblichen Auffafjung dadurch vom Bundesftaat, daß in jenem 
die Einzelftaaten jouverän find, in diefem nicht. Diefe Auffafjung 
hängt mit der irrtümlichen Meinung von der Unteilbarfeit der 
ftaatlichen Hoheit zujammen. Daß es auch nichtfouveräne Staaten 
gebe, ift undenfbar; der Begriff jelbft ift widerfinnig. Auch im 
Bundesftaate bleiben die Einzelftaaten daher jouverän. Richtiger 
muß die Unterfcheidung beider Staatsgebilde vielmehr fo lauten. 
Im Bundesftaat ift eine wirkliche, mit Hoheit ausgeftattete Haupt- 
ftaatsgewalt vorhanden, im Staatenbunde nicht. Wie es fchon die 
Namen bejagen, ift der Bundesftaat ein wirflicher Staat, der 
Staatenbund nur ein Bund von Staaten. Im Bundesftaat entfteht 
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eine wirfliche, mit eigenen Rechten ausgeftattete Gewalt, die daher 
auch aus eigenem Rechte den Gliedftaaten gegenübertritt; im 
Staatenbunde wird dagegen nur ein vertragsmäßiges Derhältnis 
zwijchen unabhängigen Staaten gejchaffen. Die Entwidlung zur 
Selbftändigkeit der Glieder, nach der wir die lofen Sormen ans 
ordnen wollten, ift hier aljo am weiteften fortgefchritten. Eine 
wirkliche Hauptftaatsgewalt wird überhaupt nicht mehr gefchaffen, 
jondern fie ift nur als Staatsfragment vorhanden. Übrigens ijt 
es nicht immer ganz einfach, Wejen und Tragweite folcher Bünde 
im einzelnen Sall zu bewerten, weil vielfach nur ein geringer Teil 
ihres Inhalts wirklich vertragsmäßig feftgelegt wird. Es ſpielt 
das freie Derhältnis der Staaten überhaupt hinein, indem die 
natürlichen Machtverhältniffe oft viel jchwerer wiegen als ge— 
ichriebene Derträge. 

280. Am nächften dem Bundesftaate fteht hier der Bund, eine 
Sorm der Staatenverbindung, wie fie etwa in dem deutfchen Bunde 
von 1815 bis 1866 beftand. Der „Vorddeutſche Bund“ trug zwar 
auch diefen Namen, in ihm war aber durch eigene Staatsorgane 
und den aus allgemeinen Wahlen hervorgehenden Reichstag ein 
wirklicher Staat gejchaffen; er war alfo fchon ein wirklicher Bundes- 
jtaat wie das fpätere Reich. Dagegen hatte der deutjche Bund 
feine eigene Staatsgewalt. Die einzelnen Staaten behielten hier 
ihre Hoheit in vollem Umfang, und der Bundesrat war nur ein 
von ihnen gemeinfchaftlich gejchaffenes Organ, um ihre Politik 
nach Möglichkeit aufeinander einzuftellen. Es gibt alſo in einem 
jolchen Bunde feine eigene Bundesgefegebung, jondern nur gleich- 
laufende Sandesgejeßgebungen. Immerhin war hier das Band, 
welches die Staaten verfnüpfte, noch ziemlich eng, weil die völ— 
kiſche Gemeinschaft, die er umſchloß, zum Einheitsjtaat drängte, 
und deshalb die gleiche Richtung der Politif mindeftens der Abjicht 
nach auch für weite Gebiete der inneren Politif Geltung hatte. 

281. Dagegen berühren die loferen Bünde im allgemeinen nur 
die äußere Politif; in feinen inneren Derhältniffen wird ich der 
Staat hier höchftens joweit beftimmen lafjen, als jie unmittelbar 
mit der äußeren Politif zufammenhängen, aljo etwa in Sragen des 
Militärs, des Derfehrsweiens, der Handelspolitif. Das engfte hier 
mögliche Derhältnis nennen wir heute Entente cordiale. Sie 
bezeichnet nicht nur das Bündnis mehrerer Staaten für beftimmte 
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Sälle, jondern ihr vollfommenes Einvernehmen über die Äußere 
Politif. Nicht mur die allgemeine Richtung derjelben wird gemeint 
fam feftgelegt, jondern auch ihre einzelnen Handlungen follen im 
gegenfeitigen Einverftändnis der leitenden Staatsmänner erfolgen. 
Bier vor allem wird das Derhältnis oft weit die Grenzen des 
vertragsmäßig Seftgeftellten überfchreiten. 


282. Die lofefte Sorm der Staatenverbindung ift endlich das 
Bündnis zwilchen einzelnen Staaten für bejtimmte Sälle. Dieje 
Sälle werden dann meift fehr genau und eng umfchrieben. Ge— 
wöhnlich handelt es fich um den Sall der äußeren Politik fchlechthin, 
um den Kriegsfall. Dafür wird militärifche Hilfe oder militärt- 
ches Sufammenwirfen ausgemacht. Oft wird der Bündnisfall noch 
enger umjchrieben, Der verbündete Staat muß angegriffen oder 
gar von mehreren angegriffen fein. Der alte Dreibund ift das uns 
befanntefte Beifpiel folcher Derbindung. Ein jolches Bündnis fteht 
den fonftigen Derträgen der Staaten jehr nahe; die loje Sorm der 
Staatenverbindung geht hier allmählich in die allgemeinen außen— 
politifchen Beziehungen der Staaten untereinander über. 


283. Aber die Staatenbünde verlangen noch eine weitere Be- 
trachtung. Alle bisher bejprochenen Bünde waren folche unter 
Sleichen; im deutfchen Bunde hob jich die überragende Stelluna 
Öfterreichs und Preußens gegenfeitig auf. Aulett find nun noch 
Bünde zu betrachten, in denen ein Staat eine entjchiedene Dor- 
machtftellung einnimmt. Sie braucht Feineswegs völferrechtlich 
und vertragsmäßig feftgelegt zu fein, und darum braucht fich recht- 
lich ein folcher Bund unter einer Dormacht von fonftigen Bünden 
und Bündniffen faum zu unterjcheiden. Die überlegene Macht kann 
auf anderen Bedingungen beruhen, auf geographijchen, militäri- 
fchen, wirtfchaftlichen. Nechtlich bleibt es dann ein Bund zwischen 
fouveränen Staaten, tatjächlich aber wird die Vormacht ihre über- 
legene Gewalt benugen, um die ihr verbündeten ſchwächeren Slie- 
der in ihrer ganzen Politif zu beeinfluffen. Die äußere Politif wird 
fie ihnen meiftens ganz abnehmen und auch ihre innere Politik 
weithin beftimmen. Wenn in einem Staatenbunde eine jolche Dor- 
macht entfteht und fich voll zur Geltung bringt, dann verwandelt 
fich alfo der Genofjenverband wieder in einen Herrfchaftsverband, 
und der Ring der möglichen Staatenverbindungen ift gefchlofjen. 
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c) Weltreicd. 


28%. Die Dormachtftellungen fönnen fich zu einem politifchen 
Gebilde auswachjen, das wir mit einem etwas unbeftimmten Aus— 
druck Weltreich nennen. Ein Weltreich ift ja nicht, wofür ces 
manchmal gehalten wird, ein über den größten Teil der Erde 
ausgedehnter Staat, jondern vielmehr ein höchft verwiceltes Ge— 
bilde der mannigfaltigften Staaten und Staatenverbindungen. Seine 
entjcheidende Ausprägung aber empfängt es ftets Durch die Dor- 
machtftellung des mächtigften Staates, der Dadurch einen Einflug 
auf die übrigen Staaten der Erde oder auf einen großen Teil von 
ihnen gewinnt. Weil es fich aber dabei um eine der Iofeiten 
Staatsformen handelt, jo Fann das Weltreich die allerverfchieden- 
ften, fefteren und loſeren $ormen in Sich befaffen. Daher kommen 
in ihm noch einmal beinahe fämtliche mögliche Sormen der Staaten=- 
verbindungen vor; das Weltreich ift gleichlam ein Kehrbuch poli— 
tiicher Bildungen überhaupt. Ein furzer Blick auf die beiden be— 
fannteften Weltreiche, das römijche und das britische, foll uns 
das zuleßt noch beftätigen. 


285. Das römifche Reich nimmt feinen Anfang von einem 
Bundesftaat. Sowohl der latinische Städtebund, wie der italifche 
Bund ftellen einen folchen dar, bis fie mit der Ausdehnung des 
Bürgerrechts zu Einheitsftaaten zufammenwachfen. Su den außer- 
italijchen Staaten ſteht Rom teils einfach in dem Derhältnis der 
Herrſchaft, joweit es ſich um unterworfene Provinzen handelt. 
Diefe werden als Kolonien verwaltet und können alſo nur als 
Staatsfragmente gelten. Manchen, zumal den griechifchen Stadt- 
ftaaten, wird dabei eine gewilje Selbftverwaltung gelafjen. Mit 
anderen Staaten beftehen richtige Bündniffe, die fich nur teilweife 
und allmählich in Herrfchaftsverhältniffje verwandeln, jo anfangs 
mit Maſſilia, Athen und ARhodus, ſpäter noch mit den dem römi— 
chen Neiche eingegliederten Königreichen. Tatjächlich ſind natür- 
lich auch fie in der Hauptfache abhängig, aber rechtlich bleibt ihre 
Hoheit mehr gewahrt. Die Entwiclung läuft auf eine immer 
größere Einheit hinaus. Nechtlich wird dieſe aber bezeichnender- 
weiſe erft in der um 300 n. Ehr. geichaffenen Reichsordnung 
des Diofletian feftgeftellt, als gleichzeitig der Zerfall des Neiches 
und die Ablöfung einzelner Provinzen ſchon im vollen Gange war. 
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286. Anders entwicelte jich das britifche Weltreih. Es 
nahm feinen Ausgang von dem wefentlich gefchloffenen Einheits- 
ftaate England, dem fich dann Schottland angliederte, und es be— 
handelte feine Kolonien lange Zeit als bloßen Beſitz, hielt fie 
alfo in völliger Abhängigkeit vom Mutterlande. Die folge war 
der Abfall der nordamerifaniichen Staaten. Deshalb und aus 
Gründen der wirtjchaftlichen Entwicdlung im 19. Jahrhundert 
wurde dann den Kolonien eine wachjende Selbftändigfeit zuge- 
ftanden. Sie verwandeln jich mehr und mehr aus bloßen Staats- 
fragmenten in wirfliche Staaten. Bejonders Kanada, Auftralien, 
Südafrifa werden mit weitgehender Selbjtverwaltung ausgeftattet. 
Dadurch wird das Neich mehr und mehr zu einem Bundesftaat. 
Die abhängigen Gebiete erftreben und erlangen allmählich 
auch Einfluß auf die Leitung des Gefamtreiches. Aber diefe Ent- 
wicklung zum einheitlichen Bundesftaat wird durch die immer 
größere Selbftändigfeit der abhängigen Länder auch wieder durch- 
freuzt. Darüber hinaus hat England endlich durch feine wirt- 
fchaftlichen und maritimen Machtmittel beherrjchenden Einfluß 
auch in Staaten, die rechtlich im Beſitz ihrer vollen Hoheit find, 
wie in Portugal, Norwegen, oder einem Teil der rufjiichen Rand- 
ftaaten. Die Zufunft des britijchen Reiches wird davon abhängen, 
ob es ihm gelingt, die unterworfenen Länder fich nur ſoweit los- 
löjen zu lafjen, daß noch ein Bundesftaat zu beitehen vermag, oder 
ob jie fich völlig losreißen werden. Jedenfalls macht das britijche 
Reich zurzeit eine Wandlung durch, die der des römijchen Reiches 
in feinem Derfall augenfcheinlich gleicht. 


287. Ein fo verwideltes Gebilde kann natürlich nur zum 
feinen Teil durch Gefeße regiert werden. Wichtiger werden hier 
vielfach Regeln, die in den tatjächlichen Machtverhältnijfen ihren 
Grund haben und fich Durch Herfommen und Überlieferung zu 
fefter Sitte ausgebildet haben. Sie haben in einem Fonfjervativ 
Denfenden Dolfe, wie dem römischen und englijchen, oft einen viel 
ficherern Beftand als Geſetze. Und andere als Fonjervative Dölfer 
eignen fich wohl überhaupt nicht zu großer Herrfchaft, weil dieſe 
ein langes Gedächtnis und die unverrüdbare Willensrichtung auf 
weitgeftectte Ziele fordert. Geſetze können jederzeit Durch Geſetze 
abgeändert werden, aber eine Sitte zu ändern iſt manchmal fait 
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unmöglich. Darum find die tatjächlichen Derhältnifje hier oft jo 
ſchwer durchjchaubar. 

288. Sum Schluß Fönnen wir uns die verjchiedenen möglichen 
Staatenverbindungen in folgendem Umriß vor Augen führen. Die 
loſen Staatsformen find 
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Dierter Teil. 
Die Entwidlung des Staates. 


1. Das Geſetz der Entwidlung. 


289. Das Wefen des Staates ift überall gleich, feine Sormen 
find verfchieden, denn mit feiner Sorm tritt der Staat ein in die 
Welt der Erfcheinungen, in der nur Einzelnes und Befonderes be— 
fteht. Die Welt der Erfcheinungen aber ift der Zeit und dem 
Wechſel unterworfen. Darum fteigert fich hier die Derfchiedenheit 
der Sormen noch um emen weiteren Grad. Zur Mannigfaltigkeit 
des Staates Fommt die Deränderlichkeit. Indem fich der Staat 
in feiner Sorm eine beftimmte Seftalt gibt und damit in die Er- 
icheinung eingeht, fann er jich dem Schickſal aller erjchemenden 
Wirklichkeit nicht entziehen und vergeht wie fie. Es ift der Mangel 
des Irdiſchen, daß auch das Befte nicht zu beftehen vermag und 
Gutes und Böfes in dem gleichen Schlunde der Zeit verfchwinden. 

290. Plato jah den Grund diefes Wandels in der allmählich 
fortjchreitenden Entartung der menjchlichen Natur, die fich von dem 
Wahren und Echten zu Gemeinheit und Selbitjucht wendet. Arifto- 
teles unterjchied noch beftimmter gute und jchlechte Staaten da— 
nach, ob die Herricher das allgemeine Wohl oder nur ihren 
eigenen Dorteil erftreben. Ohne Zweifel ift diefer Abfall der Herr— 
ichenden von dem Staatszwec zugunften ihrer jelbftiichen Beſtre— 
bungen einer der wichtigften Gründe für den Derfall der Staaten, 
mag dabei der Herrſcher ein Einzelner, ein Stand oder eine Partei 
fein. Die Beherrfchten werden dann im Staate ihren Swec nicht 
mehr erfüllt fehen und zunächft fich innerlich von ihm abwenden. 
Kommt es weit, fo wird fie nur noch der äußere Zwang gefügig 
machen, und fie werden auf jede fich bietende Gelegenheit paſſen, 
den Herrfcher zu ftürzen. Ein folcher Zuftand ift Fein Staat ınehr, 
jondern der verhaltene Bürgerkrieg. Aber auch die Beherrichten 
können vom Staatszweck abfallen, indem auch fie nur noch ihren 
Dorteil fuchen, die Forderungen, welche der Staat im Dienfte der 
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Allgemeinheit an fie richtet, daher als unbequemen oder gar un— 
berechtigten Swang empfinden und fich gegen ihn aufhegen laſſen. 
Ganz ohne Schuld der Herrfchenden wird dies allerdings niemals 
möglich fein; die Begehrlichfeit der Maſſen kann nur infolge der 
Schwäche der Negierenden zur Auswirfung fommen. Und ebenfo 
find bei dem umgefehrten Derhältnis, bei der Auflöfung des 
Staatsverbandes durch die Selbftjucht der Herrfcher, auch die Be— 
herrjchten nicht ohne Schuld. Es war ihre Schwäche, daß fie es 
an der genügenden Einwirfung auf den Herrichenden haben fehlen 
laffen und ftatt deſſen lieber durch Keifetreten und Schmeichelei 
ihren Dorteil fuchten. 

291. So ift es die Selbftfucht, welche hier wie immer, den 
Wandel und die Deränderlichfeit bedingt, die Selbftfucht der Herr— 
chenden oder der Beherrfchten. Sie verfchuldet es, wenn das 
Wahre und Echte, Das Dauer verbürgt, nicht zu beftehen vermag 
und in dem Strome zeitlicher Deränderung fortgeriffen wird. In 
dem Staate geht dann die Treue verloren, die innere Einheit des 
Willens der Herrfchenden und Beherrichten. Sie wird von der 
einen Seite gebrochen, aber nicht ohne Schuld der andern. Iſt fie 
gebrochen, fo ift der Staatszwecd vernichtet, denn nur in der 
Treue, jahen wir früher (125), fand der Staat feine Rechtfertigung. 
Herrſcht im Staate nicht mehr die Treue, fondern die Selbftfucht, 
jo verliert der Staat jeinen Halt und verfällt dem Wandel. Denn 
in der Selbftfucht wendet fich der Wille von dem Ewigen und Be- 
ftändigen ab und dem Sufälligen und Wandelbaren zu. 

292. Seit alters haben fich die Staatsdenfer bemüht, in diefem 
Wechjel der Staatsformen ein beherrichendes Geſetz zu finden. 
Platos Lehre ift hierbei vom größten dauernden Einfluß gewefen. 
Er findet Das Geſetz in einer fortichreitenden Entfeffelung der 
niederen Triebe, wodurch die urfprünglich gute Derfaffung, die er 
fich als Monarchie oder Ariftofratie denft, nacheinander in Timo- 
fratie, Oligarchie, Demokratie und jchlieglich Tyrannis übergeht. 
Es ift zunächft eine fortichreitende Auflocderung des Staatsverban- 
des, die dann aber im Rückſchlag zu einer defto völligeren Bindung 
führt. Diefer Leitfaden ift dann eigentlich für alle fpäteren Der- 
fuche bis auf die neuefte Zeit maßgebend geblieben, mögen neue 
gejchichtliche Erfahrungen auch Änderungen im einzelnen veranlaft 
haben. Gewiſſe Erfcheinungen, wie der allmählich um fich greifende 
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Sreiheitsdrang, der zur Demokratie führt, und der Rückſchlag der 
entarteten Demofratie in Tyrannis find bereits von Plato fo 
muftergültig gefchildert, daß fie wohl in allen fpäteren Entwich- 
Iungslehren des Staates wiederfehren. Aber im ganzen ift man 
heute jolchen Konftruftionen nicht mehr fehr günftig gefinnt. Man 
ift mißtrauifch geworden, wenn die Mannigfaltigfeit des gefchicht- 
lichen Kebens in ein folch einfaches Sormbrett eingefpannt werden 
joll. Und geringe gefchichtliche Erfahrungen genügen meiftens, 
um irgend welche Tatjachen aufzuführen, die mit der begrifflich 
geforderten Entwicklung nicht übereinftimmen. Darum foll hier 
fein neuer Derfuch unternommen werden, die äußeren $ormen des 
Staates in eine mehr oder weniger willfürlich gewählte Solge ein- 
zureihen. 

293. Kiegt doch der Mangel all folcher Derfuche, eine allgemein 
gültige Regel für die Entwicdlung des Staates zu finden, darin, 
daß man fie in dem Wandel der äußeren Sormen des Staates 
finden wollte. Mag in deren Solge auch manche Regelmäßigkeit 
gefunden werden, fo ftehen fie doch unter einem zu ftarfen Einfluß 
äußerer, zufälliger gefchichtlicher Bedingungen, als daß jene Regel— 
mäßigfeit in ihnen zu einem reinen Ausdrud fäme. Dielmehr muß 
man hinter die Äußeren Sormen und zu den inneren Gründen 
zurückgehen, welche diefe Entwiclung beftimmen. Nach den in» 
neren Gründen diefes Wandels muß man fragen, in ihnen wird 
man das Geſetz desjelben finden. Und in der Auffaſſung dieſer 
inneren Gründe find die verfchiedenen Entwiclungslehren von 
Staate meiftens einiger, als es zunächft jcheint. Der Gedanke, wel- 
cher fchon die platonifsche Entwicklungsreihe beherrfcht, Fehrt hier 
mit einer überrafchenden Negelmäßigfeit wieder. Es ijt der Ge— 
danke, daß die Entwiclung von der Einheit zu immer größerer 
Mannigfaltigfeit fortfchreitet, um aus diefer zu neuer Einheit 
zurüchzufehren. 

294. Diefer Grundgedanke ergibt fich aber auch unmittelbar 
aus dem Begriff des Staates, wie wir ihn am Eingang unjerer 
Betrachtungen beftimmten. Wir lernten den Staat als die ihrer 
jelbft bewußte, vernünftigsjittliche Einheit des Dolfstums Fennen 
(84). Darin ift dies Doppelte enthalten: die Mannigfaltigfeit des 
Dolfstums, das in der gefellichaftlichen Entwiclung eine Sülle 
auseinander ftrebender Kräfte entfaltet, und dann die Einheit, welche 
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der jelbftbewußte ftaatliche Wille zu fchaffen bemüht ift. Beide 
Kräfte ringen gegeneinander. Bald droht die übermäßige Ent- 
wicklung des aefellichaftlichen Lebens die Einheit des Staates faft 
zu fprengen, bald faßt ein entjchiedener ftaatlicher Wille all diefe 
Kräfte rückjichtslos zur Einheit zufammen. Dabei vollzieht ich 
die Entwicklung zur Dielheit gleichlam von felbft, den natürlichen 
im gejellfchaftlichen Keben jich auswirfenden Antrieben gehorjan; 
die Entwiclung zur Einheit dagegen Fommt nur durch das bewußte 
Einjegen des ftaatlichen Willens zuftande. Sie muß immer von 
neuem erftrebt, behauptet und gefichert werden. 

295. Das gleiche ergibt jich aus dem Wefen des Selbftbewußt- 
jeins, und der Staat ijt ja das Selbftbewußtjein des Dolfes. Be- 
wußtjein umschließt die WMannigfaltigfeit der Inhalte unferes gei- 
ftigen Lebens; fte liegen nebeneinander und verdrängen einander. 
Im Selbftbewußtfein Dagegen werden fie zur Einheit zufjammen- 
gefaßt. Das Selbftbewußtfein ift das Dermögen der Einheit, das alle 
einzelnen Inhalte zur Klarheit über fich ſelbſt erhebt und mit allen 
anderen Inhalten vermittelt. Im Selbftbewußtjein ijt alfo das 
Bewunßtjein aufgegangen; es enthält das Bewußtſein mit der ganzen 
unendlichen Unterfchtedenheit feiner Inhalte, aber es bringt fie 
zur Einheit, zur Einheit des Selbit, des Ich. Das Selbitbewußt- 
fein iſt Dernunft und als folche eine Aufgabe; es iſt nicht, wie das 
Bewußtjein, einfach gegeben, fondern es ift gefordert; der Menſch 
joll es fortjchreitend in fich verwirklichen. So jtellt auch unjer 
perfönliches Keben ein beftändiges, nie völlig zu Ende gebrachtes 
Ringen dar zwifchen der Mannigfaltigkeit gegebener Inhalte des 
Bewußtfeins und dem Streben, fie zur vernünftigen Einheit zu 
verfnüpfen. Sein Keben zu folch vernünftiger Einheit zu bringen, 
das ift die fittliche Aufgabe, die jedem Einzelnen geftellt ift. 

296. Die Gefellfchaft bedeutet das bewußte Leben eines Dolts- 
tums. Sie entfaltet fich den natürlichen Antrieben folgend und 
ftrebt ins Weite, indem fie eine WMamnigfaltigfeit von Inhalten 
nebeneinander entwidelt. Der Staat ſoll diefe Mannigfaltigfeit 
zur Einheit fafjen; das ift jeine Aufgabe, der er mehr oder weniger 
vollfommen genügen fann. Es ift das Ringen nach der Einheit 
der Lebensform gegenüber den auseinander ftrebenden Kräften 
der Gefellichaft. Auf jeder neuen Entwidlungsitufe der Gejell- 
ichaft muß die alte Einheit ungenügend erfcheinen. Die Gefellichaft 
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drängt dann auseinander und die Mannigfaltigfeit tritt hervor. 
Aber der felbftbewußte Wille des Staates will fie erneut zur Ein- 
heit zufammenzwingen. So entiteht Der Wechfel der ftaatlichen Ent- 
wicklung in ihrem Din und Ber zwilchen Einheit und Mannig— 
faltigfeit. 

297. Welche Bedingungen dabei bald zur Einheit, bald zur 
Mannigfaltigfeit treiben, leuchtet ohne weiteres em. Es ift der 
ftaatliche Wille, der alle Kräfte zur fejten Einheit verbindet. Wenn 
es gilt, ihn bejonders jtarf zur Geltung zu bringen, wird daher 
das Einheitsftreben überwiegen. Seiten der inneren und äußeren 
Gefahren fordern, foll anders der Staat nicht zugrunde gehen, eine 
ftraffe Sufammenfafjung aller Kräfte des Dolfes. Aber bei folcher 
Einheit fommt die Mamnigfaltigfeit der im Dolfstum lebendigen 
Antriebe nicht zu ihrem Rechte; fie drängen gegen das enge Band, 
mit dem der ftaatliche Wille fie umfjpannt bält. Sie locern es, 
und jo entfteht allmählich ein ftaatliches Gefüge, das ſelbſt mannig— 
faltiger ift und daher jener Mannigfaltigkeit des Dolfstums mehr 
gerecht wird. Die ftraffe Zucht der jtaatlichen Einheit wird läffiger. 
Aber jolche Kocderung iſt nur bis zu einem gewiſſen Grade mög- 
lich, ſonſt fommt der Staat jelbit in Gefahr, auseinander zu fallen. 
So erfolgen Rückichläge, und es wird wieder die ftaatliche Einheit 
gefucht. Diefer erneute Zuſammenſchluß erfolgt aber jegt auf höherer 
Stufe, der inzwiichen gewonnene Reichtum des aefelljchaftlichen 
Lebens kann nicht ganz wieder unterdrücdt werden, fondern wird 
nach Möglichkeit bewahrt. Dieje einander entgegengejegten Rich— 
tungen beftimmen den Stufenbau der ftaatlichen Entwidlung. Sie 
bedingen den Wechjel der äußeren Sormen, bei denen aber noch 
zufällige gefchichtliche Einflüffe mitwirken. 


2. Die Stufen der Entwidlung. 

298. Das vernünftige Selbftbewußtjein ijt nicht der Beginn 
der menfchlichen Entwiclung, jondern ihr Stel; es ift die Aufgabe, 
welche der Menjch in jeinem Leben fortjchreitend verwirklichen ſoll. 
So ift auch der Staat als vernünftiges Selbftbewußtjein des Dolfes 
nicht von Anfang als ein Naturgejchen? dem Menſchen mitgegeben. 
Die alte Streitfrage, ob der Staat von Natur oder durch Sabung 
jei, muß vielmehr dahin entjchieden werden, daß beides der Fall 
ift. Der Staat ift von Natur, infofern die Anlage für ihn im 
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Menschen als einem vernünftigen Weſen urfprünglich vorhanden 
ift. Er ift durch Saßung, weil diefe Anlage nur durch bewußte 
MWillenshandlung in die Wirklichkeit übergeführt wird. Die Mei— 
nung, der Staat ſelbſt ſei ein urfprünglicher Befit der Menſchheit, 
fonnte nur entftehen, als man Staat und GSefellfchaft miteinander 
verwechlelte. Ein gefelliges Wefen ift der Menfch in der Tat von 
Natur, darauf weifen fchon die Förperlichen Bedingungen jeines 
Kebens hin. Aber damit diefer gefellige Trieb in der jelbftbewußten 
Sorm des Staates fich auspräge, dazu genügt die Natur nicht, fon= 
dern es bedarf des vernünftigen Willens. 

299. Die natürliche Gemeinschaft ift die Familie. Sie ift die 
Dereinigung des urfprünglichen Menſchen, die einzige völlig von 
der Natur gegebene Form der Gemeinfchaft. In den urſprüng— 
lichften Zuftänden geht die Gliederung darüber faum hinaus; 
mehrere Samilien find wohl durch ihre zufällige räumliche Nach- 
barfchaft vereinigt, aber in der Hauptfache als ungegliederte Horde. 
Auf der nächften Stufe entfteht der Stamm, zunähft auch 
natürlich durch bloße Dermehrung und Dergrößerung der Samilie. 
Solch große Samilie bildet einen Stamm, fie zerfällt dann in 
Unterftämme, eine Hliederung, die mit der Ausbreitung der Be- 
völferung fortichreitet. Dieje führt zu Wanderungen und Kämpfen 
der Stämme untereinander. Bodenbefit und Taufchhandel ent- 
wiceln fich. Der ÜÄltefte des Stammes wird zum Häuptling und 
tritt zumal in Kriegszeiten als führende Perfönlichkeit hervor. Es 
entftehen verwideltere Derwandtichaftsverhältniffe und Durch all 
diefe Bedingungen zum erftenmal ein gefellichaftliches Keben. Das 
Dafein wird von der bloßen Naturgrundlage losgeriffen und in 
bewußter Seftaltung fortgebildet. Aber dabei wirft auch der Natur— 
trieb noch immer fort. Denn noch greift fein Wille in das Geſamt— 
getriebe des Kebens ein. Nur die einzelnen Willen werden ent— 
fefjelt, die Willen der Stämme und Gruppen, und das Dafein 
nimmt von felbft die Geſtalt an, die ihm durch diefe fich Freuzenden 
Willensbeftrebungen zuteil wird. 

3500. Mit diefer Entwicdlung der Gejellfchaft aber entwickelt 
jich die Perfönlichfeit; aus der Maſſe tritt der Held hervor. Es 
entftehen große Derfchiebungen der Dölfer durch Wanderungen 
und Kriege, Zeiten der Gefahr, in denen die Stellung des Käupt- 
lings immer mehr gehoben wird. Zugleich entfteht das perjönliche 
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Eigentum und dadurch neue innere Gegenſätze. Die überlieferten, 
natürlich aus der Sitte erwachjenen Rechtsanfchauungen genügen 
nicht mehr oder werden nicht mehr befolgt. Es entitehen Stände, 
Klafjen und befämpfen einander; die Gefahr einer Auflöfung der 
Geſellſchaft rüdt nahe. Auch diefe Kämpfe fordern die ftarfe 
Hand eines Mannes, der als Geſetzgeber das zerrüttete Rechts— 
bewußtjein wieder herftellt, indem er das Recht fchriftlich feitlegt 
und die auseinander ftrebenden Kräfte der Sefelljchaft unter diefem 
Rechte wieder zufammenzwingt. Kriegsheld und Geſetzgeber find 
oft in einem Manne verbunden. Er fchafft den Staat als ein 
Werf feines perjönlichen Willens. Zumeift wird die gefchlofjene 
Einheit des ftaatlichen Willens im Kriege gewonnen; er wirft ich 
aus, indem er die fliegenden Rechtsanfchauungen der Gewohnheit 
in die fefte Geſtalt geſetzten Rechtes überführt. Die Entitehung 
ftädtiicher Siedelung iſt meift mit diefer Staatenbildung verfnüpft. 
301. Diefer urjprüngliche Staat wird fait immer die Geſtalt 
des Königtums amnehmen. In dem Willen eines überlegenen 
Mannes bricht der ftaatliche Wille zum erften Male mit Klarheit 
hindurch. Das Bewußtfein von der Blutseinheit des Volkes ift 
noch deutlich genug, jo daß der König als das Oberhaupt der 
Gefchlechter erjcheint. Die andern Gejchlechtshäupter ftehen neben 
ihm als die Sreien. Haben fie größeren Einfluß, jo kann fich die 
Derfafjung der Ariftofratie nähern. In friegerijchen Zeiten macht 
jich die Einheit des Königtums ftärfer geltend, in friedlichen treten 
die Sreien als das Staatsvolf mehr hervor. Dort fteht das Selbft- 
bewußtfein des Königs für das Selbftbewußtfein des Staates, hier 
entiteht es in dem lebendigen Hegeneinander von Föniglichem 
Willen und dem Rate der freien. Dort haben wir alfo eine ein- 
fache Sorm, hier nähert fie fich der gegliederten. Alle Sormen find 
unmittelbar und offen. Der bejeelende Gedanke des Staates ijt die 
Treue. In ihr find Sreiheit und Gehorfam verjchmoßen, weil fie 
wechjelfeitig König und Sreie innerlich miteinander verbindet. 
302. Die gefellfchaftlichen Mächte drängen vorwärts. Einzelne 
werden aus der Menge der Sreien herausgehoben, es bildet fich 
ein Adel, und er weiß jeine Macht auch gegenüber dem König 
immer mehr zu erweitern. Der König ſinkt vielfach in feine Reihe 
zurüd. So entfteht eine Ariftofratie. Die Einheit des Staates 
zerfällt; manchmal löſt er fich, wie in den mittelalterlichen Kandes- 
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herrichaften, geradezu in eine Mehrheit von Staaten auf. Der 
bejeelende Bedanfe des Staates wird jebt die Ehre. Der Ehrgeiz 
beftimmt das Handeln des Adels; jeder will fich vor den andern 
hervortun und feine Macht auf ihre Koften fteigern. So entfteht 
eine Sorm, in der die Mannigfaltigfeit und der Unterfchied mehr 
zur Geltung fommen. Die Sorm wird etwa im Lehensweſen mittel- 
bar, Dabei verdecdter, weil die wirflichen und die rechtlichen Macht- 
verhältniffe nicht mehr durchweg zufammenfallen. Zugleich lodert 
fich die Gefchloffenheit Des Staates. 

305. Damit ift die Bahn zu einer immer größeren Mannig- 
faltigfeit und Entfeffelung aller Kräfte betreten, und manchmal 
gab es auf diefer Bahn nun feinen Halt mehr. So in der Entwick— 
bung der antifen Staaten, welche oft reigend jchnell zu 
völliger Entfeffelung vorjchritten. Die Arijtofratie entartet dann zur 
Oligarchie, indem der Geburtsadel von dem Adel der Reichen 
überflügelt wird. Das Geld aber macht alles gleich; jo verbreitert 
ich Die Grundlage des Staates immer mehr. Die Oligarchie geht 
in die Demofratie über, die, je fchranfenlofer fie fich entfaltet, 
um jo mehr zur Ochlofratie entartet. So vollzog Sich die Ent— 
wiclung vielfach in Griechenland, aber auch in Rom, hier nur 
langjamer, fo daß der geichlofjene Stand der Herrfchenden die neu 
Aufgenommenen leichter feinem Wefen angleichen fonnte. Dadurch 
war in Rom die gefchloffene Überlieferung des ftaatlichen Willens 
länger gewährleiftet, aber fchlieglich fand auch hier die gleiche 
Auflöfung ftatt. Sugleich verjchwinden die führenden Männer, 
ftatt defjen drängt die Mafje nach oben. Nicht mehr der Held, 
jondern die Maſſe beftimmt das ftaatliche Keben. Die völfiiche 
Einheit, welche dem Helden den Boden für jein Wirken bot, löſt 
fich auf und geht unter in dem alle völfische Bejonderheit ver- 
nichtenden Weltreich. 

50%. In den modernen Staaten volßog fich Die politische 
Bildung des Dolfes viel langjamer. Eine jo rajche. Lockerung der 
Sorm würde in ihren verwidelteren Derhältnijfen zu einem völligen 
Serfall geführt haben. Bier findet noch einmal eine Rückbildung 
zu größerer Einheit ftatt. Es entfteht die abjolute Monarchie, 
eine Staatsform, zu der in den antifen Staaten wohl Anſätze vor- 
handen find — ich erinnere an das Reich der Dionyfe in Sizilien, 
Aleranders und feiner Nachfolger —, die fich aber ganz erſt in 
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den germanijchen Staaten herausgebildet hat. Diefe abſolute Mon— 
archie ift nicht mit dem jogenannten Läfarentum zu verwechieln, 
denn fie jet noch eine jtändilch gegliederte Sefellfchaft voraus, 
während fich das Läfarentum aus der völligen Auflöfung des 
Volkes in die ungegliederte Majje erhebt. Die abjolute Monarchie 
entwicelt fich aus der Artjtofratie, indem entweder ein Adeliger 
die übrigen zurückdrängt oder alle Meligen fich zu unumjchränften 
Herren in ihrem Gebiete machen. So wird noch einmal die ftraffe 
Einheit des Staates hergeitellt, wenn auch vielleicht auf Fleinerem 
Sebiete; jo in den Ddeutichen Sandesherrichaften. Aber es ent- 
fteht eine abftrafte Einheit, welche nicht mehr, wie das alte König- 
tum, die Dielheit als lebendige Kraft in jich trägt. Darum geht 
hier leicht das Selbjtbewußtjein Des Staates verloren. Denn das 
Volk ift bloßer Gegenftand ftaatlicher Tätigkeit, als Subjekt ift der 
Staat nur im Berricher verwirklicht. Und da dieſer Feine Sreien, 
jondern mur noch Knechte um jich jieht, jo geht ihm das jtaatliche 
Bewußtſein leicht verloren und er fegt feine Millfür an die Stelle 
der ftaatlichen Dernunft. Su bejonderer Blüte gelangt dieje Staats- 
form daher nur, wenn fie einen geſchloſſenen Nationalftaat fchafft, 
wo durch den natürlichen nationalen Trieb des Dolfes, den der 
Herricher verwirklicht, ein Erſatz für das Selbjtbewußtjein ge- 
fchaffen wird. In diefem nationalen Triebe it Dann die fonft hier 
fehlende Einheit von Herrſcher und Dolf gegeben; fo in $ranfreich 
und England, aber auch in Preußen. Der Dbefeelende Gedanke 
des Staates tft hier die Macht. Mur bei glanzvoller äußerer Macht- 
entfaltung, die dem Wohlftand des Volkes zugute fommt, Fann fich 
eine abſolute Monarchie auf die Dauer halten. Die $orm ift hier 
einfach, unmittelbar und offen, ſie verbindet den Staat noch einmal 
zu gefchlojjener Einheit. Die nationale Gebundenheit des Staates 
bietet wieder für das Wirfen großer Helden und Könige einen 
günftigen Boden. 

305. Unter dem ficheren Schuße dieſes jtarfen Staates ent- 
wickelt fich die bürgerliche Geſellſchaft. Gewerbefleiß und Handel 
blühen auf und die Geldwirtjchaft breitet fich aus. In dieſem 
bürgerlichen CLeben verfchwinden die großen Männer und die 
Menfchen werden einander immer ähnlicher. Ebenjo verwijchen 
fich die völfifchen Unterfchiede; da die Beftrebungen der einzelnen 
Staaten immer mehr imeinander verflochten werden, jo wird die 
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Gefellfchaft weltbürgerlich. Die Bejonderheiten der einzelnen Na— 
ttonalftaaten fchleifen fich aneinander ab. Starfe Derjchiebungen 
auch in der inneren Staatsform find die Folge. Die fo machtvoll 
fich entwickelnde bürgerliche Gefellfchaft fordert Einfluß auch auf 
die Leitung des Staates. Es entiteht die verfaffungsmäßig be— 
fchränfte Monarchie, weil die unumfchränfte der Mannig- 
faltigfeit des fich entwicelnden Dolfslebens nicht mehr gerecht zu 
werden vermag. In der verfafjungsmäßigen Monarchie ift wieder 
ein Ausgleich gewonnen zwilchen der Einheit der Staatsgewalt 
und der Dielheit der das Dolfstum erfüllenden gejellichaftlichen 
Kräfte. Das ftaatliche Selbitbewußtfein wird hier verwirklicht durch 
das Gleichgewicht der voneinander getrennten fürftlichen und völ- 
fiichen Gewalt. Der bejeelende Gedanke wird das Wohl der Unter- 
tanen; der jogenannte aufgeflärte Abfolutismus, der diefen Ge— 
danken zuerft erfaßt, bildet den Übergang. Dadurch verlegt fich der 
Schwerpunft allmählich von der fürftlichen auf die völfische Gewalt. 
Jene foll nicht mehr in fich felbft begründet fein, jondern auch 
durch den Willen des Dolfes beftehen. Die Dolfsvertretung wird 
immer einflußreicher, bis fie fchlieglich die gejamte Gewalt an 
fich bringt. 

306. So entiteht die reine Demofratie, bei der es neben= 
jächlich ift, ob das Sürftentum als ein äußerlicher Schmud des 
Staatsgebäudes noch beftehen bleibt oder nicht. Gewalt im Staate 
hat es jedenfalls nicht mehr. In der Demofratie fommt wieder 
nur die Dielheit zur Geltung, die Sefchloffenheit des Staates löſt 
ih auf, indem er der Mannigfaltigfeit gefellichaftlicher Antriebe 
nachgibt. Die Einheit wird nur noch Fünftlich hergeftellt, der Staat 
wird zu einer Anftalt, einem fünftlichen Werfe. Die Form ift daher 
mittelbar und verdecdt. Das Selbjtbewußtfein geht verloren, da 
feine lebendige Einheit mehr vorhanden ift. Keine Wirfungen im 
Staate fommen mehr unmittelbar zuftande. Die Dolfsvertretung 
wird der unumſchränkte Herr. Die gefellfchaftlichen Kräfte des 
Bürgertums beftimmen ganz auch das ftaatliche Leben. Der be- 
jeelende Gedanke des Staates wird der Neichtum. Er ift feinem 
Weſen nach überftaatlich und fucht in der ganzen Welt nad 
den günftigften Bedingungen feiner Dermehrung. Die Hilfsquellen 
der ganzen Erde möchte er fich dienftbar machen. Die nationale 
Sorm löſt fich daher auf und das Streben zum Weltreich tritt un— 
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verhüllt hervor. Auch im Innern übt das Geld feine alles gleich 
machende Wirfung. Der große Mann, der durch feine Kraft und 
Leidenschaft den glatten Ablauf der Geſchäfte ftören könnte, ift 
mißliebig und darf nicht auffonmen. Dafür drängt die Majje 
nach oben. 

307. Indem jo die gefellfchaftlichen Kräfte den Staat völlig 
an fich nehmen, wirfen ihre Gegenfäge unmittelbar auch auf ihn. 
Das rüdfichtslofe Streben nach Geld führt zu Dem Gegenjag von 
Reich und Arm. Er wird immer beftimmender für den Staat. Die 
beiden Klafjen der Neichen und der Armen ringen um die Macht 
im Staate. Siegt wegen ihrer größeren Zahl die Maſſe der 
Armen, jo fommt es zu völliger Auflöfung der ftaatlichen Form, 
zur Anarchie. Mag man von einer Diktatur des Proletariats 
reden, fo ift das nur ein vornehmer Name für den Tatbeftand, 
daß jeder aus dem Proletariat tun und laffen darf, was er will. 
Der Einzelne ift vogelfrei. Die entfejjelte Begierde herrfcht und 
fchaltet um fo furchtbarer, als fie in der Armut lange unterdrüdt 
war. Da jich fein innerer Balt und Fein äußeres Anfehen ihr hem- 
mend in den Weg ftellt, fchreitet fie rafch zum Derbrechen fort. In 
der völligen Entfejjelung der gegeneinander wütenden menjchlichen 
Kräfte geht jede Seftalt verloren; die Menjchheit taumelt dem Ab— 
grund der Dernichtung entgegen. Die furchtbarjte Gefahr, vor der 
noch immer der Staat die Dölfer hat bewahren wollen, rückt 
Drohend heran. Sie beftand für die griechifchen Staaten, che 
Alerander das Heft in die Hand nahm, fie beftand für Rom am 
Ausgang der Republik, fie wiederholte fich in der Schredenszeit 
der franzöfifchen Revolution, und wir müffen ihr heute wieder 
ins Auge jehen. 

308. Solche Gefahr konnte zu allen Zeiten nur durch die 
ftärffte ftaatliche Bindung bejchworen werden. Entweder führt 
dieſe völlige Auflöfung der ftaatlichen Sorm zum Untergange des 
Staates. Nachbarn mifchen fich ein; das in inneren Wirren jich 
aufreibende Dolf wird ihnen eine leichte Beute und fie machen den 
Staat zu einem Gliede ihres Staates. Dies Schidfal erlitten die 
Griechen durch Philipp und Alerander. Oder aus den hochgehenden 
Wogen des Volkstums ringt fich noch einmal ein Mann empor; er 
‘ergreift das Steuer des Staatsjchiffs und zwingt feine Sahrt in 
die von ihm gewollte Richtung. So rettete Läfar Rom vor dem 
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Untergang. Nach ihm benennen wir die neu entitehende Staats- 
form als Läfarismus. Das römifche Kaifertum, die Berr- 
ihaft Napoleons und die heute in Rußland fich herausbildende 
oberfte Gewalt find die deutlichiten Zeugen folcher Entwiclung. 
Die Einheit ift in dem Selbjtbewußtfein begründet. Wo diejes dem 
Staate ganz verloren gegangen ift, fann es nur durch die freie 
Willenstat eines Einzelnen wieder gewonnen werden. in Jolcher 
Seit muß wieder das Selbftbewußtjein des Einzelnen für das 
ftaatliche Selbftbewußtjein eintreten. In gewiſſer Hinficht fehren 
wir alfo zum Anfang der ftaatlichen Entwicklung zurüd. Es fehlt 
aber die in dem natürlichen fittlichen und religiöjen Bewußtjein 
befeftigte Grundlage, auf der das Urkönigtum ruhte. Jetzt kann 
diejer Einzelne feine Macht nur auf dem Grunde befeftigen, der 
in diefer Welt der entfejjelten Begierden und Kräfte allein gilt, 
auf dem Grunde der Gewalt. Die Friegerifche Macht wird ihm 
das Mittel, feine Herrjchaft zu erlangen und zu behaupten. Nicht 
Gottes Wille, fondern der feine ift die Quelle jeines Rechts, aus 
dem alles andere Recht hervorgeht. So entfteht wieder die höchite 
Einheit ohne jede Mannigfaltigkeit, die höchſte Bindung ohne jede 
Sreiheit. Die Form ift wieder einfach und unmittelbar, offen und 
feft. Halten kann jich ein folcher Herrjcher nur, indem er fich auf 
die gejchlofjene Kraft eines Dolfstums ftüßt. Darum wird die 
nationale Einheit des Staates im Gegenfat zu der früheren Auf- 
löfung in überftaatliche Beztebungen nunmehr wieder mehr zur 
Geltung Fommen. 

3509. Weil hier das Selbftbewußtjein des Staates in das einer 
einzelnen Perfönlichkeit verlegt wird, iſt der Staat zugleich allen 
Sufällen des Individuellen ausgejegt. Gewiß bejtehen dieſe auch 
in der Erbmonarchie, wo die Natur den Herrjcher beftimmt, aber 
hier wirfen ihnen Überlieferung und in der BHerrjcherfamilie fort- 
erbende Geiftesart entgegen. Der Läjar fteht für fich; aus den 
Nichts wird er durch die Mächte der Gefchichte emporgetragen und 
feine Überlieferung verbindet ihn mit Dergangenheit und Zufunft 
des Staates. Darum hängt hier alles von feinem zufälligen, im 
voraus nicht zu berechnenden Willen ab, und ein allgemeiner, den 
Staat befeelender Gedanke ift für dieſe Staatsform nicht anzugeben. 
In der Bauptfache aber find zwei Beweggründe für fein Handeln 
möglich. Entweder wirft die zuvor in den Kämpfen der Sejell- 
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ſchaft entfefjelte Begierde fort; dann wird der Herrſcher zum Ty- 
rannen, dem der Staat nur ein Mittel ift, jeinen Begierden genug— 
zutun. Es ift Das Derbrechen am Staate, mdem die Macht, Die 
Träger des fittlichen Gemeingeiftes fein follte, zum bloßen Mittel 
für den Genuß eines Einzelnen herabgewürdigt wird. Das be= 
deutet zumeift den Untergang des Staates. Denn ein folcher Wille 
wird die Herrfchaft nicht behaupten und noch weniger vererben 
Fönnen. 

310. Oder in dem Läjar lebt der jittliche Wille. Er bejigt ihn 
von Anfang oder er erwacht ihm doch angefichts feiner großen 
Aufgaben. Dann wird ein jolcher Mann zum Reformator des 
Staates. Er befizt das Königswiljen, von dem Plato redet, die 
wahre politiiche Weisheit. Und weil der fittliche Wille fich nicht 
nur durch Zwang die äußere Anerfennung, jondern durch jeine 
Hoheit auch innere Achtung erwirbt, kann ein folcher Mann die 
Stellung eines wahren Königs wieder gewinnen. Er haucht aus 
feinem Geifte dem toten Staate wieder Keben ein und wedt ihn 
zu neuer Entwillung. Natürlich kommt es auch darauf an, wieviel 
jittlicher Geift in dem Dolfe noch lebendig iſt; ob der Funke eines 
edleren Gemüts noch unter der Aſche glüht, unter der die jchlimmen 
Zeiten ihn faft erftichten. Ein von den Begierden völlig ausge- 
branntes Dolfstum kann auch der edelfte Geift nicht mehr zur 
Slamme entfachen. Was den NReformator von dem Urfönig jcheidet, 
ift das gefchichtliche Bewußtjein von dem ganzen, bereits zurüc- 
gelegten Wege des Staates. Er kann daher unter feinen Sormen 
frei die noch lebensfräftigen auswählen und fie ihrer Bedeutung 
entfprechend verfnüpfen. Die römischen Kaifer find anfangs jolche 
Reformatoren des Staates gewefen; mit großer Kunft vereinigte 
Auguftus in feiner Obergewalt alle noch lebendigen Kräfte des 
Staatswejens. Nimmt die ftaatliche Entwiclung diefe Wendung, 
fo hat fich noch einmal der Held aus der Mafje emporgejchwungen. 
Er hat wieder die Zügel der Gefchichte ergriffen. Die Auflöjung 
der Mlenfchheit in die allgemeine Gleichheit Des Weltreichs wird 
gehemmt, und die völfische Befjonderheit des Staates, Der den 
Helden hervorbrachte, prägt fich wieder deutlicher aus. Denn Held 
und Dolfstum gehören untrennbar zufammen, ebenjo wie Inter— 
nationale und Majje. In dieſer löſt fich alle ftaatliche Sorm auf, 
und das felbftbewußte Leben der Menjchheit verjinft in den Wogen 
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der entfefjelten Begierden. Wo aber ein Dolfstum im Kerne gefund 
ift, da erzeugt es immer von Neuem den Helden, in deifen Willen 
das völfifche Bemwußtjein zu klarer Befonnenheit Hindurchbricht. 
Nur aus dem heldifchen Willen, der durch das Kicht Föniglichen 
Wiſſens erleuchtet ift, fann dem Staate die Rettung fommen. 


3. Die bewegenden Kräfte der Entwidlung. 


SU. Die Entwidlung des Staates vollzieht fich nicht von 
jelbft oder infolge einer geheimnisvoll aus dem Jenfeits wir- 
fenden Notwendigkeit. Es find vielmehr die lebendigen Kräfte 
des menjchlichen Dafeins überhaupt, die fie bedingen. Die Keiden- 
fchaften und Strebungen, die Einfichten und Dorausfichten der 
Menſchen wirfen hier wie fonft. Sie gehen aus der Natur des 
Menfchen als eines felbftbewußten Wefens hervor; aus ihr müfjen 
auch die bewegenden Kräfte der ftaatlichen Entwiclung abge- 
leitet werden. 

312. Einen wichtigen Gegenfag in dem Spiel diefer Kräfte 
haben wir bereits fennen gelernt, den Begenfat von Einheit und 
Dielheit. Das Bewußtfein breitet fich über eine Sülle von Er- 
fcheinungen aus, das Selbftbewußtfein jchließt fie zur inneren Ein- 
heit zufammen. Im Dolfstum ftellt die Gefellfchaft das bewußte 
Leben dar; ſie ftrebt zur Dielheit auseinander. Der Staat foll diefe 
Kräfte zur Einheit verbinden. Diefer Gegenfat ift eine der wich- 
tigften bewegenden Kräfte der ftaatlichen Entwidlung. Die Ge— 
jellichaft entwickelt in raftlofem Streben beftändig neue Inhalte; fie 
follen in die Sorm des Staates aufgenommen werden, der Staat 
will fie zur Einheit zufammenzwingen. Der Drang zur Dielheit 
und der Drang zur Einheit, beide in den Bedingungen des Selbft- 
bemwußtjeins begründet, ringen in der gefamten Entwicdlung des 
Staates gegeneinander. Dadurch lodert jich die Sorm des Staates 
bald, bald fchließt fie fich fefter zufammen. Wirkt der Drang zur 
Dielheit allein, fo führt das zum Zerfall des Staates in die aus- 
einander ftrebenden Kräfte der Gefellichaft; der Drang zur Ein- 
heit allein führt zu einer engen Bindung, einem öden Zentra- 
lismus, unter dem die Kräfte der Gefellfchaft verfümmern. Nur 
die gefunde Derbindung beider Richtungen kann den Staat erhalten; 
unter der dauernden einfeitigen Einwirfung nur einer von ihnen 
muß er zugrunde gehen, indem er Sich auflöjt oder eintrochet. 
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3135. In dem erſten Gegenjat von Einheit und Dielheit Fomnit 
die Intenſität der ftaatlichen Entwiclung, Kraft und Nachdrud, 
die der Staat gegenüber der Gefellichaft zur Geltung bringen 
fann, zum Ausdrud. Der zweite Gegenfaß betrifft die Sorm des 
zeitlichen Derlaufs. Wir fönnen ihn als Beharren und Sort- 
Ichreiten bezeichnen. Auch diefe bewegenden Kräfte find tief 
in der menjclichen Art begründet. Der menjchliche Seit ift ein 
woachjendes Ding; er gibt fich mit dem einmal erreichten Beftande 
nicht zufrieden, jondern ftrebt in unruhiger Raftlofigfeit zu immer 
neuen Inhalten fort. Dabei eignet ihm aber die Sähigfeit, alles 
Neue in ununterbrochenem ZSufammenhange an das Alte anzu— 
fnüpfen, ja es von dem Alten durchdringen zu lafjen. Dem Drang 
des GBeiftes nach vorwärts, der feinem Dafein allein bald jeden 
Halt und jede Gefchloffenheit rauben würde, wohnt zugleich die 
große Macht des Gedächtnijjes ein, das in dem Gegenwärtigen 
das Dergangene feithält und in das Künftige mit hinüberträgt. 
Beide Kräfte wirfen auch im Staate. Die Kräfte der Gefellfchaft 
find es vor allem, die nach vorwärts drängen; fie fuchen den 
Staat möglichft weit mit fich zu reißen. Solgt er ihnen allein, jo 
wird er fich nicht behaupten können. Aber in den Mächten der 
Geſellſchaft liegt zugleich auch die Kraft des Beharrens und ihrer 
muß auch der Staat fich bedienen. Gegenüber dem Drang der 
Gejellfchaft nach vorwärts muß er immer wieder die Kraft des 
Beharrens und Erhaltens zur Geltung bringen. Iſt er doch als 
Selbftbewußtjein das Gedächtnis des Dolfstums. Deshalb iſt ein 
Staat verloren, wenn die Kräfte des Beharrens in ihm nicht mehr 
lebendig und wirffam jind. Allein freilich darf er fich ihnen auc 
nicht überlafjen, fonft wird er zur toten Majchine erftarren, neben 
der die lebendigen Triebe des Dolfstums fich eine neue und eigene 
Sorm fuchen. Dielmehr fommt es darauf an, zwifchen Beharren 
und Sortfchreiten jeder Zeit den richtigen Ausgleich zu finden. 
Eine allgemeine Regel läßt fich dafür nicht geben. Hier vor allem 
muß die Weisheit des Staatsmannes eintreten, der aus der ganzen 
Lage eines Dolfes beurteilt, welche Kräfte lebensfähig, welche 
zufunftseeich und welche im Abfterben find. Aber nur aus einer 
vollen Einficht in die bejonderen Bedingungen eines Dolfstums 
fann ein folches Urteil gefchöpft werden, niemals aus abgezogenen, 
auf bloße Dorurteile gegründeten Begriffen. Auf feinen Sall ift 
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eines von beiden, Beharren oder Sortfchreiten, an fich felbft fchon 
und für immer das richtige. Nur ein Staat, in dem die erhaltenden 
und fortichreitenden Kräfte zu einem rechten Ausgleich gebracht 
find, wird eine gejunde und glüdliche Entwicklung haben. Die 
Neuerungsjucht ebenfo wie die beſchränkte Dorliebe für das Alte 
müffen ihn, für fich allein wirfend, auf die Dauer zugrunde richten. 

514. Diefe Sorm des zeitlichen Derlaufs der ftaatlichen Entwic- 
lung kann nun eine eigentümliche Steigerung erfahren, wodurch 
die Gefahren beider einfeitigen Richtungen fich bedeutend erhöhen. 
Der zum Außerften gefteigerte Sortichritt führt zum Umfturz, diefer 
zu Rückſchlägen, bei denen zum Teil gewaltfam an Älteres wieder 
angefnüpft wird. Umfturz und Wiederherftellung find 
die höchften Steigerungen der ftaatlichen Entwidllung. Es liegt 
im Weſen des Selbftbewußtjeins als vernünftigem Willen be- 
gründet, daß es feinem Dafein gefliffentlich eine neue Wendung 
geben fann, und daß es andrerfeits jederzeit ältere, ſchon fallen 
gelafjene Inhalte wieder aufzunehmen vermag. Die plößliche Der- 
änderung der ftaatlichen Willensrichtung heißen wir Umfturz. Sie 
fann fo tief greifen, daß man zweifeln muß, ob es fich überhaupt 
noch um denfelben ftaatlichen Willen handelt. Aber der Sujammen- 
hang des Dolfstums und zahlreicher Einrichtungen und Bedin— 
gungen forgt Doch meiftens dafür, daß troß allem Umfturz die 
Einheit bis zu einem gewilfen Grade bewahrt bleibt. Es bleibt 
deshalb doch noch immer derfelbe Staat, mag feine Sorm fich noch 
jo fehr gewandelt haben. Die Grundbedingungen der völfiichen 
Semeinfchaft, Boden und Blut, ebenjo die wirtjchaftliche Arbeit, 
Sitte und Recht, Sprache und Bildung bleiben diefelben oder ändern 
fich nur fehr allmählich. Aber auch von den eigentlich ftaatlichen 
Einrichtungen wird der Umfturz zunächft nur die oberfte, von der: 
die Sorm des Staates bedingt ift, die Geſetzgebung, ergreifen, auf 
Derwaltung und Nechtiprechung wird er nur allmählich hinüber 
wirfen. Injofern bedeutet auch der völlige Umfturz fchließlich Doch: 
nur eine Deränderung am Staate, nicht das Entitehen eines neuen 
Staates. Die Plöglichkeit diefer Entwicklung erflärt fich aus den 
früher gefchilderten verdecdten Sormen (250—60). Der Gehalt 
des völfifchen Kebens ftimmt fchon zuvor mit feiner Geftalt nicht 
mehr überein; diefe Form wird plößlich abgeworfen und der unter: 
ihrer Dede entftandene Inhalt gibt fich eine neue Form. 
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315. Eine gewiſſe gejchichtliche Notwendigkeit wird fich Daher 
immer für einen Umfturz aufweifen lafjen; beftünde fie nicht, fo 
würde er nicht gelingen. Aber mit folcher äußeren Notwendigkeit 
ift jein inneres Recht noch nicht erwiejen. Der Abfall von dem 
Staatszwed, bei der Maſſe Durch Begehrlichkeit, bei Den Regie— 
renden durch Schwäche, ijt ftets Die Dorausjegung eines Umfturzes. 
In ihm ift die Treue gebrochen, die Treue nicht nur gegen die 
Dergangenheit des Dolfstums, fondern gegen den das Dolf be— 
feelenden fittlichen Geift, der fich im Staate feine Form gegeben 
Hatte. Allerdings beginnt dieſer Treubruch nicht erft, wenn die 
Maſſen auf die Straße laufen und verwegene Burfchen die Mi- 
nifterftuben ftürmen. Solcher Treubruch bereitet jich in dem all» 
mählichen Abfall der Herrjchenden und Beherrichten vom Staats= 
zwec oft jahrzehntelang vor. Er frißt fich wie ein inneres Ge— 
fchwür am Körper des Staates immer weiter, bricht fchließlich auf 
und ergießt jeinen Eiter. Treubruch ijt niemals zu rechtfertigen. 
Ein Umfturz Fönnte höchitens dann gerechtfertigt erjcheinen, wenn 
die Herrfchenden zuvor völlig den Staatszwed aus den Augen ge- 
ſetzt und alfo ihrerfeits jchon die Treue gebrochen hätten. Bloße 
Mißerfolge der Herrjchenden würden nur nach einer gemeinen 
Nüsßlichfeitsrechnung einen Umfturz rechtfertigen, und feinen Sürften 
im Unglüd zu verlaſſen, ift fein Zeichen eines edeln Sinns. Die 
einmal gebrochene Treue wird fchwer wieder geheilt; der Grund 
des ftaatlichen Lebens it dann zerrüttet und der Bau wankt in 
feinen Sugen. 

316. So bleibt der Umfturz beinahe immer ein großes Unglüc 
für ein Dolf. Eine plößliche Schwenfung des Willens ift oft fchon 
für den Einzelnen und fein Leben gefährlich, wie viel mehr für 
den Staat, deſſen Hauptwert gerade in der Dauer feiner, Dergangen> 
heit und Zukunft umfafjenden Willensrichtung liegt. Einfeitige 
Überfteigerung des Sortichreitens richtet den Staat zugrunde; hier 
wird fie wegen der Plößlichfeit folcher Wendung noch gefährlicher. 
Die Überlieferung und alle erhaltenden Mächte werden mißachtet. 
Der Staat aber ift das Gedächtnis eines Dolfes, feine Handlungen 
und Werke find in ihm aufbewahrt. Darum jagt fich der Staat 
nicht ungeftraft von den erhaltenden Mächten der Überlieferung 
los. Er handelt dann ebenjo töricht, wie der Menſch, der das 
Gedächtnis mißachtet, ohne das Doch Großes im geiftigen Leben 
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niemals geleiftet werden fann. So faugt auch ein Staat die Kraft 
feines Wollens und Denfens vor allem aus feiner Überlieferung; 
feine Wurzeln müfjen tief hinabreichen in den Boden des Dolfs- 
tums und feiner gefchichtlichen Dergangenheit. Sind fie einmal los- 
geriſſen, fo faßt er fchwer wieder Wurzel; und ein folcher, nur flach 
im Boden ftehender Baum hat feinen Halt. 

317. Soll der Staat weiter beftehen, jo muß auf jeden Umfturz 
mindeftens eine teilweife Wiederherftellung erfolgen. In ihr wer- 
den willentlich Beftandteile des Staates wieder aufgenommen und 
Sufammenhänge wieder hergeftellt, die Durch den Umſturz be— 
feitigt oder zurücgedrängt und in ihren Wirkungen auf den Staat 
gehemmt waren. Die zerftörte oder verfjchüttete Überlieferung wird 
erneuert. Dergleichen wir diefe Entwicklung mit dem Einzelleben, 
jo gleicht der Umfturz einem Anfall von blinder Haferei der Keiden- 
ichaft, in der der Mlenfch feine gejamte Dergangenheit vergißt und 
feinem Willen plößlich eine neue Richtung gibt. Die Wiederher- 
ftellung gleicht dem Zuftande, in dem der Menſch allmählich wieder 
zur Befinnung fommt. Seine Erinnerung wird wieder lebendig, 
in jenem Gedächtnis fteigt feine Dergangenheit empor. An ihr 
fucht er jeßt einen Halt, um fein in der Raferei der Leidenjchaft fait 
zerftörtes Keben fich wieder aufzubauen. So erwacht in Zeiten der 
Reftauration das Gedächtnis des Staates. Die Dergangenheit 
drängt wieder heranf und die Mächte der Überlieferung beginnen 
zu wirken. Es fann das in einem ſehr verjchiedenen Zeitmaße ge- 
ichehen, allmählich oder plößlich. Entweder erfennen die Mächte 
des Umfturzes ſelbſt die Ausfichtslojigfeit ihres Dorhabens, ohne 
feften Grund im Dolfstum in die leere Luft hinaus zu bauen. Dann 
werden ſie jelbft langjam überlieferte NRichtungen und Strebungen 
in ihren Willen aufnehmen, von denen manche vielleicht nie ganz 
verloren gegangen waren. Gefchieht dies nicht, jo kann die Wieder- 
herftellung unter Umftänden gewaltfam und plößlich erfolgen. 
Dann handelt es fich um eine Gegenrevolution, die natürlich viel- 
fach an den gleichen Nachteilen franft, wie eine Revolution jelber. 
In einer Gegenrevolution mag wohl manches wiederhergeftellt 
werden, ebenjo gewiß aber wird auch vieles zerjtört. Die Gegen- 
fäße und das aus ihnen erwachjfende Mißtrauen werden verjtärkt, 
und felten wird ein fefter und dauernder Grund für das Staats- 
leben gefunden. Gewaltfam wird zerbrochene Treue nicht wieder 
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geknüpft. Nur die Macht der Gefchichte und große gemeinjame 
Scidfale eines Volkes heilen folche Wunden. Sie fönnen wieder 
Das Band der Treue um den auseinander fallenden Volkskörper 
Ichlingen. 

318. Deshalb ziemt es jich aber nicht, nun die Hände in den 
Schoß zu legen und auf das Schickſal zu warten. Auch das größte 
Schickſal wird einem Dolfe nichts helfen, wenn es ein Fleines Ge- 
Schlecht findet, das nur an feinen jelbftfüchtigen Nußen denft. Nur 
ein Dolf, das jelbfttätig aus dem Sufammenbruch jeines Staates 
jich wieder herausarbeitet, macht fich folchen Schieffals wert. Der 
Stage, wie aus einem Umfturz und vor der drohenden Dernichtung 
ein Staat wieder zu einem gefunden und, fo Gott will, glüdlichen 
Dafein gerettet werden kann, foll deshalb unjere legte Betrachtung 
gelten. 


4. Die Zukunft des Staates. 


319. Nicht mit Unrecht hat man den Weltfrieg und feine Solgen 
als eine Weltrevolution bezeichnet. Er ift vielleicht der größte Um— 
fturz, den die Menschheit jemals erlebt hat. Er macht fich in den 
ftaatlichen Derhältniffen beinahe der ganzen Welt geltend, in dem 
äußeren Derhältnis der Staaten zueinander wie in ihren inneren 
Suftänden. Allerdings ift dieſe innere Krije nur in einigen Staaten 
offen ausgebrochen, bei andern verläuft fie mehr in der Art eines 
ichleichenden Siebers. Weil heute diefer Umfturz faft auf die ganze 
Welt übergreift, ift der Staat vielleicht noch niemals in folcher Ge— 
fahr gewejen, da nicht mehr bloß ein einzelner Staat, fondern der 
Staat überhaupt in den Wogen der Zeit zu verfinfen droht. Don 
innen und außen nagen feindliche Kräfte an feinem Beftande. 
Wird der Staat diefen Sujammenbruch der Welt überdauern? 

520. Don zwei Seiten bricht heute die jchwerfte Gefahr über 
den Staat herein. Einmal ift es der Bolfhewismus, der 
mit dem gejamten Aufbau des menjchlichen Lebens auch den Staat 
in die Dernichtung hineinreißen möchte. Nach Karl Marr, dem 
Propheten des Bolfchewismus, ift der Staat ja überhaupt nur eine 
vorübergehende Erfcheinung, eine Erfindung der Bourgeoifie. Das 
Proletariat ſoll fich für eine kurze Zeit in feinen Beſitz ſetzen, um 
die Sozialiſierung der Gefellichaft zu erzwingen. Denn in der neuen 
Gejellfchaft habe der Staat feinen Pla mehr. Die Aufhebung des 
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Staates zugunften der fozialifierten Gefellichaft ift das von Lenin 
verfündete Ziel. Der Staat wird hier aljo zu einem bloßen Mittel 
für den Swec einer neuen Geftaltung der Geſellſchaft herabgeſetzt; 
it dieſer Zweck erfüllt, jo Fann man ihn in die Ede werfen. In 
Wahrheit fommt unter allen gefellfchaftlichen Mächten nur dem 
Staate ein eigener Zwed zu, und die Kräfte der Gefellfchaft feinen 
Swecen einzugliedern, ift die Aufgabe. für den Bolfchewismus 
aber gilt der Staat nichts an fich ſelbſt. Beſitzt er eigene Kraft, 
jo erfcheint diefe nur als hinderlich für jenen Umfturz der Gejell- 
ichaft, den man plant. Zerrüttung des Staates, Derfinfen des 
Staates in dem wogenden Meer der entfejjelten menjchlichen Triebe 
und Begierden, das ift die Ausficht, die fich hier eröffnet. Rußland 
ift heute der Hauptträger diefer Aichtung, die aber auch bei uns 
und in allen Kändern den Grund des Staates unterwühlt. 


321. Auf der andern Seite fteht der Kapitalismus, und 
er ift dem Staate kaum minder gefährlich. Wir jahen zuvor (305), 
daß die demofratifche Bewegung die Grenzen der Staaten ver- 
wijcht, alle völfifchen Befonderheiten der Staaten auflöft und zum 
Weltreiche hindrängt. In ihm treten die eigentlichen Staatsauf- 
gaben ganz neben den wirtjchaftlichen zurüd. Wie es wirtjchaft- 
liche Bedingungen find, die das Weltreich entitehen laffen, jo find 
es vor allem wirtichaftliche Aufgaben, die es zu erfüllen hat. So 
verjinft auch hier der Staat in dem Ringen gefellfchaftlicher Kräfte. 
Der Träger diejes Strebens zum Weltreich ift heute die Entente; 
ihrer bedient fich der überftaatliche Kapitalismus zu feinen Sweden. 
Darum fchwinden die politischen Gedanfen und werden von rein 
wirtichaftlichen, ja oft von reinen Börfengedanfen verdrängt. 
Schienen doch in Derfailles und bei allen folgenden Derhandlungen 
nicht Staatsmänner, fondern Börfenmafler das Wort zu führen. 
So verwandeln fich heute offenbar zahlreiche Staaten in bloße 
„Snterejjeniphären‘ des Entente-Kapitalismus und verlieren ihre 
befondere ftaatliche Sorm. Die gleiche Macht wirft im, Innern der 
Staaten; die Wirtichaftsmächte erheben fich ‘zu folcher Stärke, daß 
neben ihnen der Staat oft feinen Willen nicht mehr behaupten 
fann und zum Werkzeuge ihrer Abjichten wird. 


3522. Die gewollte oder doch tatjächliche Seindichaft gegen den 
Staat ift eine der Klammern, die unleugbar Kapitalismus und 
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Bolfchewismus im Geheimen verbinden. Beide nagen an feinem 
Beftande. Wird fich der Staat ihnen gegenüber behaupten fönnen? 
Don beiden Seiten droht ihm die Gefahr, in das Ringen der 
gefellfchaftlichen Kräfte, das er beherrichen jollte, felber zurückzu— 
finfen. So tft die Srage der andern gleich, ob fich gegenüber diefem 
Anſturm Der entfejjelten Gefellichaftsmächte ein felbjtbewußter 
Dolfswille behaupten kann. Wird der Nationalftaat als die jelbft- 
bewußte Einheit des Dolfstums beitehen oder wird er in dem 
Chaos des Boljchewismus oder in dem allgemeinen Brei der vom 
Kapitalismus beherrichten Menſchheit verfinfen? Im Innern wird 
die ftaatliche Sorm durch den Bolfjchewismus aufgelöjt, nach außen 
wird der Staat durch den überftaatlichen Kapitalismus aufgejaugt, 
und beide Kräfte arbeiten einander in die Hände. Das ift die 
Doppelgefahr, die heute drohend über dem Staate heraufzieht. 

525. Man joll fich nicht darüber täufchen, was eine folche Auf— 
löfung des Staates bedeuten würde. Es ift ein gefährlicher Keicht- 
finn, mit dem Gedanken vom Ende des Staates auch nur zu fpielen. 
Als ob der Staat nur eine Einrichtung der „bürgerlichen Welt 
gewefen jei und Daher mit diefer, deren Tage nun einmal gezählt 
feien, verfchwinden müßte. Gewiß, die vergangene oder heutige 
Sorm des Staates Fann und wird ftch ändern, aber darum darf der 
Staat doch nicht felbit verjchwinden. Mit ihm wäre das Selbft- 
bewußtfein des Dolfes verloren, aljo die Kraft, auf der feine Ge— 
meinfchaft beruht. Es fiele auseinander in Klaffen, es hätte feine 
Geſchichte mehr, denn alle Überlieferung ift nun einmal an den 
Staat als das Gedächtnis des Dolfes gefnüpft. Das Werf des 
Einzelnen würde nicht mehr in der jeinem Wefen verwandten Ge— 
meinjchaft bewahrt, jondern mit dem Glück des Tages dahinjchwin- 
den. Der fittliche Gehalt des Dolfstums wäre verloren und der 
Einzelne würde rettungslos in den Wogen der gegeneinander 
ringenden gefellfchaftlichen Kräfte verfinfen. Der Troft, daß all 
dies fich in anderer Beftalt wieder herausbilden würde, ift nicht 
am Plate. Sefchieht es, fo entfteht eben ein neuer Staat, wie heute 
vielleicht in Rußland. Sefchieht es nicht, jo bleibt das jittliche 
Selbftbewußtjein eines Dolfes verloren, das nun einmal nur im 
Staate Beftalt gewinnen fann. Und ohne folches Selbitbewußtjein 
fann fein Dolf auf die Dauer beftehen. Es wird notwendig in den 
Untergang feines Staates mit hineingeriffen werden. 
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324. Wir Deutjche ftehen nicht nur räumlich zwifchen dem 
ruſſiſchen Bolfchewismus und dem überftaatlichen Kapitalismus der 
Entente mitten inne. Wir find beider Wirkungen ausgefeßt. Der 
eine wühlt mehr im Geheimen von innen, der andere drüdt uns 
offen von außen. Werden wir diefem zerftörenden Doppeleinfluß 
gegenüber unjern Staat behaupten Fönnen? Bedenkt man, wie 
Anfehen und Stärfe unjeres Staates unter dem Drud unjerer 
Seinde und der inneren Zwietracht von Tag zu Tag abwärts finft, 
jo fann man nicht viel Hoffnung haben. Andrerfeits lebt bei uns 
die Erinnerung an einen machtvollen nationalen Staat und wird 
durch die Not der Zeit immer ftärfer gewedt. Aus folcher Er- 
innerung fann uns Deutſchen vielleicht die Kraft Fommen, den 
Gedanken des Staates, der wahrer Staat nur als Tationalftaat jein 
fann, wieder zur Geltung und zu Ehren zu bringen. Auf jeden 
Sall hängt die Frage, ob wir als Dolf in der Zukunft uns be— 
haupten werden, ganz wefentlich von der anderen ab, ob es uns 
gelingt, wieder zu einem wirklichen Staatswefen zu gelangen. Die 
Srage nach der Zukunft des Staates ift Deshalb mit befonderem 
Nachdruck an das deutiche Dolf gerichtet. 

325. Welche Maßnahmen wir ergreifen müfjen, um unjern 
Staat nach innen und außen wieder zu Anjehen und Geltung zu 
bringen, Tann nach allem früher Sefagten nicht zweifelhaft fein. 
Gewiß bleibt unter dem Drude der Feinde manche Bedingung 
unferem Willen entzogen. Manches fönnen wir nur noch vorbe— 
reiten für die Stunde, da wieder einmal das große Schidjal in 
unfer Leben eingreift und unjerem Staate die Erneuerung bringt. 
Diele Schlafen, welche die Jahre der Schande und Erniedrigung 
bei uns aufhäuften, wird erft die Slamme eines neu entfachten 
heiligen Feuers aufzehren. Aber manche folcher Schladen fönnen 
wir doch auch felber ſchon jett beifeite räumen, um dem Schidfal 
fünftig jeine Arbeit zu erleichtern. 

326. Der Staat löſt jich zurzeit in die gegeneinander ringenden 
Kräfte der Gefellfchaft auf. Die Selbftfucht der Wirtfchaftsmächte 
waltet fejjellos. Aus folcher Gefahr, fahen wir zuvor (305—7), 
fann dem Staate Rettung nur werden, durch eine um jo ftraffere 
Bindung. Wir haben der Dielheit allzufehr nachgegeben, darum 
ift uns die Einheit faft ganz verloren gegangen. Nun müfjen wir 
gegenüber den auseinander ftrebenden Kräften der Dielheit die 
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Einheit deſto ſtärker zur Geltung bringen. Vorübergehend und 
für die Zeiten der ſchlimmſten Not werden wir deshalb die ganze 
ftaatliche Gewalt in die Hände eines Mannes legen mülffen. 
Darüber kann, meine ich, unter Befonnenen und Wohlgefinnten 
heute ein ernftlicher Zweifel nicht mehr beitehen. Aus folchem 
furchtbaren Drange ift noch niemals ein Staat anders gerettet 
worden, als Durch Sufammenfaffung des ganzen ftaatlichen Willens 
in einer einzigen Hand. Sreiheit ijt jchön und begehrenswert, aber 
fie ift nur für den Glücklichen. In Tagen der Not hilft nur die 
Bindung. Und wer angejichts Des drohenden Untergangs feines 
Staates fich nicht will binden lafjen, fondern noch Sreiheiten für 
fich begehrt, der ift ein Seind feines Staates und foll erft recht ge— 
bunden werden. Derzichten wir lieber freiwillig für eine Zeitlang 
auf die gepriejene Sreiheit, die uns Doch fo wenig genüßt hat, 
jonft wird fie uns mit Gewalt und für immer genommen werden. 
Nur ftärffte ftaatliche Bindung unter dem Willen eines Einzelnen, 
dem zur Rettung des Staates alle Kräfte des Dolfstums unbe- 
ichränft zur Derfügung ftehen, kann uns heute noch vor dem 
ficheren Untergange bewahren. 

327. Solch unumſchränkte Herrjchaft aber taugt nur für die 
Seiten der höchiten Not. Als dauernde Einrichtung möchten wir fie 
nicht bei uns haben; für die Dauer muß auch die Dielheit der 
Dolfsfräfte wieder zur Geltung fommen. Schon der Diktator wird 
der beratenden Hilfe der Stände des Dolfes bei den heutigen ver— 
wicelten Derhältnifjen nicht entbehren fönnen. Bei den Parteien 
aber möchte er fich feinen Rat nicht holen; die Befeitigung der 
Parteien wird vielmehr jeine erfte und wichtigfte Aufgabe ſein 
müjfen. Dielmehr fommt es daranf an, ftatt diefer Fünftlichen die 
natürliche Gliederung Des Dolfes wieder zur Geltung zu bringen. 
Alfo ein Ständehaus, in dem das Dolf nach feinen Berufen ver- 
treten ijt, wird dem unumjchränften Berren, der unfern Staat 
retten foll, als beratende Stelle zur Seite ftehen müffen. So lange 
die große Not währt, wird es nur raten und nicht entjcheiden 
dürfen, um die Kraft und die Einheit des ftaatlichen Willens nicht 
zu Schwächen. Erft wenn die Zeiten wieder milder werden, mag der 
Einfluß diefes Ständehaufes wachjen, um neben der Einheit der 
Derrichergewalt auch die vielfachen Beftrebungen des Dolfstums 
zu ihrem Rechte fommen zu laffen. — 
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328. Dann follte jene gegliederte Staatsform entftehen, die 
wir früher (215) als befonders glücklich kennen lernten, und die 
der Umfturz nicht zum Beile unferes Dolfes befeitigt hat. Es muß 
wieder eine wirkliche fürftliche Gewalt in unferem Staate erftehen, 
die für das Ganze eintritt und fich für das Ganze verantwortlich 
weiß. Nur eine folche ftarfe Hauptgewalt kann den Abjolutismus 
des Parlaments überwinden, der den Staat zum Spielball der 
Parteien und der der Parteien ſich bedienenden gejellichaftlichen 
und wirtfchaftlichen Kräfte macht. Nur wenn wieder ein Mann 
offen und allen fichtbar an der Spitze unjeres Staates fteht, wird 
die unehrliche verdecdte Art unferes jegigen Staates, in dem andere 
Mächte die Gewalt haben, andere fie zu haben fcheinen, fich ver- 
lieren, und es werden wieder klare Derhältnifje eintreten, unter 
denen allein ein Dolf gedeihen kann. Daß eine folche wahrhaft 
fürftliche Gewalt auch in der Republif und nicht nur als Erb- 
monarchie möglich ift, mag fie als Erbmonarchie auch am ficherften 
begründet fein, wurde fchon vielfach betont. Ob in einem Staate 
noch eine Monarchie zu beftehen vermag, hängt von gefchichtlichen 
Bedingungen ab, die man nicht meiftern fann; es hängt auch davon 
ab, ob noch Samilien vorhanden find, denen fich Das allgemeine 
Dertrauen des Dolfes zumwendet. Künftlich jchaffen kann man Feine 
Monarchie, jedenfalls nicht für die Dauer; folche Fünftliche Mon— 
archien haben Fein langes Leben und ftürzen aljo den Staat nur 
in neue Derwiclungen, vor denen fie ihn bewahren follten. Nur 
die Gefchichte und das in ihr waltende große Schickſal errichtet 
Throne und vernichtet fie. Diefer Macht müjjen wir es anheim- 
ftellen, ob noch einmal eine wirkliche Monarchie in Deutjchland er- 
fteht. Aber eine fürftliche Gewalt in unferm Staate zu errichten, 
ift uns glüdlicherweife auch unter den gegebenen Derhältnijjen 
möglih. Es bedarf dazu nicht allzu großer Änderungen unjerer 
Derfaffung. Auch in den Ländern, nicht nur im Neiche bedürfen 
wir eines Staatspräfidenten. Er muß aus allgemeinen DPolfswahlen 
hervorgehen, um eine jelbftändige Macht neben der Dolfsvertretung 
darzuftellen, und auf längere Zeit gewählt fein. Um feine Macht 
auszuüben, bedarf er vor allem zweier Rechte. Das Recht, feine 
Miniſter frei zu ernennen, und das Recht, dem Bejchlufje der Dolfs- 
vertretung ein unbedingtes und endgültiges Nein entgegenzujegen, 
muß ihm eignen. Dann wird er die Kraft haben, jeinen auf das 





4. Die Sufunft des Staates. 187 





Wohl des Ganzen gerichteten Willen allen jelbftfüchtigen Sonder- 
beftrebungen gegenüber wirffam zur Geltung zu bringen. 

329. $erner muß an Stelle der in unfern Parlamenten allein 
vertretenen Fünftlichen Kliederung wieder die natürliche Gliede— 
rung des Dolfes ihren Ausdrucd im Staate finden. Weil die wirt- 
fchaftlichen und beruflichen Kräfte des Dolfes jet feinen unmittel- 
baren Einfluß haben, fuchen Ste ihn ich auf Nebenwegen zu ver- 
Schaffen und fchwächen dadurch den Staat. Der Reichswirtichafts- 
rat muß zu einer wirflichen berufsftändijchen Kammer ausgebaut 
werden, in der alle Berufe, nicht nur die wirtfchaftlichen, ihren 
Sit haben. Dabei darf ihre Bedeutung nicht nach der Zahl der 
in ihnen Bejchäftigten bemeſſen werden. An der Berrichaft der 
toten Zahl muß jedes lebendige Gemeinwesen zugrunde gehen. 
Darum muß auch in ihrer Beichlußfaffung das ftumpffinnige 
Sahlenprinzip nach Möglichkeit eingejchränft werden, indem man 
etwa jedem Beruf in der Beratung feiner eigenen Angelegenheiten 
ein bevorzugtes Stimmrecht einräumt und eingreifende Änderungen 
in jenem Bereiche verhindert werden, wenn feine Angehörigen 
fich einftimmig oder überwiegend dagegen erklären. Auf jeden Sall 
müjfen die Dertreter dem Berufe auch angehören, den fie ver- 
treten. Am bejten würden die Site in der Kammer mit hervor- 
tragenden Stellen in den Berufsverbänden zwangsläufig verbunden, 
jo daß eine bejondere Wahl nicht ftattzufinden braucht. Man jage 
nicht, daß die Arbeit in den Derbänden den Dertretern Feine Seit 
für ihre Tätigkeit in der Kammer liege. Unfere heutigen Parla— 
mente leiden alle an einer viel zu großen Geſchäftigkeit; ein großer 
Teil ihrer Tätigfeit wiirde ficherlich einfacher und befjer von der 
Derwaltung erledigt. Neben folchem Ständehaus jollte das Par— 
teienhaus ganz verjchwinden. Es ift eine gefährliche Irrlehre, nach 
der die Parteien notwendige Beitandftüde des Staates wären. 
Diefe vom Demagogentum gejchaffene Fünftliche Sliederung hat 
mit den wahren Aufgaben des Staates nichts zu tun und kann ihm 
nur fchaden. Die Parteien verdeden das wahre Keben des Dolfes 
und geben den Staate fo ein unwahrhaftiges Ausfehen. Das 
Demagogentum lebt vom Haß und Streit unter den Bürgern, 
während der Staat den Streit der Gejellfchaft vielmehr befrieden 
follte. Ohne Gefahr für die Einheit und den Frieden im Staate 
wird ein folcher Übergang der Macht an die Berufsftände aber 
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nur dann fein, wenn neben und über ihnen eine ftarfe jelbftändige 
entfcheidende Gewalt fteht, die wir unferm Staate vor allem zu- 
rücgewinnen müſſen. 

350. Nur ducch folche Maßnahmen fönnen wir unferem Staate 
wieder den Atem lebendiger Dernunft einhauchen, während er 
jeßt zum toten Triebwerk erftarrt ift. Entſchließen wir uns zu ihnen, 
jo fann der Staat, der jet wie eine fremde, unverftandene Macht 
über unferem Dolfe laftet, wieder das vernünftige Selbftbewußtjein 
des Dolfstums werden, ohne das ein Dolf feinen fittlichen Gehalt 
verlieren muß. Dieſer fremde, unverftandene Staat, der nicht von 
dem lebendigen Willen des Dolfes erfüllt ift, hat Feine Lebenskraft 
in fich felbft und wird fich gegenüber dem Anfturm der entfejjelten 
Kräfte der Gejellfchaft nicht behaupten fönnen. Es gilt, ihn wieder 
zu einer felbftändigen Macht zu erhöhen. Nur wenn wir unferen 
Staat behaupten, werden wir Beftand und Selbftändigfeit und 
Eigentümlichkeit unferes Dolfstums behaupten. Noch ift jedes Volk 
zugrunde gegangen, das feinen Staat verlor oder leichtjinnig preis- 
gab. Möchten wir uns nicht mit dem gefährlichen Wahne jelber 
betören, daß unſer Schickjal anders ausfallen würde. Zukunft und 
Schickſal der Deutjchen, jedes Einzelnen wie des Dolfes, hängt an 
der Zufunft und dem Schickſal des deutfchen Staates. Handeln 
wir, ehe es zu fpät ift! 
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+. Das Buch ift befonders folhen zu empfehlen, die nicht davon abzubringen find, 
ohne Vorkenntniffe den Barathuftra zu leſen. Sie merken dann, daß fie dazu nicht fähig 
find, werden aber gleichzeitig durch Haifer auf den rechten Weg gemiejen. 
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Ein Kampf zwiſchen raffenariftofratifher u. demokratiſcher Weltanfhauung 
Von Dr. Franz Haifer 
2. Aufl. Grundpreis: geh. ME.3.—, geb. ME.5.—. Auslandspreis: geh. $ —.70, geb. $ —. 90. 
Ein vornehmes Werk für vornehme Lefer, aljo ein Erzieher zu geiftiger Vornehmheit, 
die modernen Phrafen und Schlagwörter energisch zu Leibe geht. Wer feige, ducdmäuferifch 
ausmweicht, ift fein Vornehmer, fein Edelmenjch, der feinem Volkstum Ehre macht. 
Münchens Augsburger Abendzeitung. 


Die Krifis des Intelleftualismus 


Ton Dr. Franz Haifer 
2. Auflage. Grundpreis: geh. Mk. 1.50. Auslandspreis: $ —.20. 
Die mit Herzenswärme und eindringend fittlihem Ernſte gefchriebene Schrift gibt zu 
denfen. Der Verfaſſer tut dar, daß mir ein niedergehendes Wolf bereits feit Jahrzehnten 
maren, ohne daß die meiften es ahnten. Artur Braufemwetter (Der Tag, Berlin). 


Wiſſenſchaftliche und ſittliche Ziele 
des künftigen Deutſchtums 


12 Vorleſungen, gehalten im Sommerſemeſter 1919 an der Techniſchen Hochſchule in Aachen 


von Profeſſor Dr. M. Semper 
Grundpreis: geh. Mk. 3.—, geb. M.5.—. Auslandspreis: geh. 8 — 40, geb. $ —.50. 


Überzeugungstreue, der lebendige Wille dem Volfe zu helfen, echte Vaterlandsliebe 
befeelen das Werk und laſſen einen Vergleich mit Fichte zu. 
Dr. Fiſcher-Defoy (Die Umſchau). 
Sehr intereffant und Iehrreich ift Sempers eingehende vergleichende Unterfuchung über 
das Weſen deutfcher, englischer und franzöfischer Willenfchaft, ihre Forfchungsmethoden und 
ihre Theorien. Semper zeigt da, daß die Wiſſenſchaft keineswegs international ift, daß 
wifjenfchaftliche Ziele und Methoden grundverjchieden find, je nachdem fie deutichem, eng— 
liſchem oder franzöfischem Geift entjpringen. Dr. WB. Neue Weltanfhauung). 
EEE LEE EEE EZEECzCLE — EEE ELDER EEE EEE EEE EEE ZIEH) 
Die hier angegebenen Markpreise sind Grundpreise, die dem ungefähren Vorkriegs- 
preis entsprechen. Sie sind mit der jeweils geltenden, in jeder Buchhandlung 
oder beim Verlag zu erfragenden Teuerungszahl zu vervielfachen. 








I. 3. Lehmanns Derlas, Münden, Paul Heufe-Str. 26 


Raſſenkunde des deutfhen Volkes 


Von Dr. Hans Günther 
Dritte, vermehrte Auflage erfcheint im Sommer 1923. 
Mit über 500 Abbildungen und 8 Karten. Grundpreis ettva geh. Mk. 8.—, geb. Mt.11.—,$2.—. 


Ich werde das nad) meiner Anficht ausgezeichnete Werk überall empfehlen. 
Geh. Rat Krohne,Vorfigender d. Deutfchen Gefellich. f. Raffenhygiene. 
Sc danke der Vorjehung, daß ich da Buch von Hans Günther noch habe erleben 
dürfen. Das bedeutet einen wirklichen Fortichritt auf dem Wege zur Aufklärung. Ich 
gebe dem Verfafjer Recht auch dort, mo er mich nicht ganz überzeugt, denn fo muß man 
die Sache anfafjen, jo muß man Wegweiſer aufpflanzen. 9. &t. Chamberlain. 
Günther Arbeit follte von allen Gebildeten gelefen werden. Kein Arzt follte Fragen 
diefer Art unwiſſend gegenüberftehen. Der Inhalt des Buches ift weitaus reichhaltiger als 
der Titel vermuten läßt, denn es läßt beinahe alle Völfer und Raſſen Europas Revue 





pajjieren. Prof. H.Lundborg, Inftitut für Raffenbivlogie in Upjala. 
Das wertvollite völfifche Buch ! Deutſche Arbeiter-Prefje, Wien. 
Ein originales, grundlegendes Werk. Dr. Traub. 


Ich ftürze mich mit Eifer auf das ausgezeichnete Raſſenwerk Günther, das gerade 
zur rechten Zeit erjcheint. Bei mir wird e8 Spuren hinterlafjen. 
Dr. Ludwig Finckh, Gaienhofen. 


Ritter, Tod und Teufel 


Der heldiihe Gedanke. Von Dr. Hans Günther 
Grundpreis: geh. ME. 3.—, geb. Mi. 5.—, $ 0.90. 
Wie ein altes Sfaldenlied — oder beſſer noch: wie eine wachrüttelnde Fauft, ift der 
Inhalt dieſes Buches. (Mmünchen-Augsb.-Abendztg) 
Günthers Buch iſt eines der deutſcheſten Bücher, die in der Zeit der Trauer, in der 
wir leben, geſchrieben ſind. Es iſt eine Tat! 
Dr. Ferdinand Khull (Z3tſchr. d. allgem. dtſchn. Sprachvereins). 


Das Buch darf als würdiges deutſches Seitenſtück zu dem berühmten Carlylejchen 
Werfe gelten. Selten bringt eine Schrift auf jeder Seite eine folche Fülle anregender, 
begeijternder, zu eigener und de3 ganzen Volles Befreiung zwingender Gedanten. 

Deutſchvölkiſche Blätter. 


Hans Daldenweas Aufbrud 


Ein deutfhes Spiel in vier Auftritten 
Von Dr. Hans Günther 
Grundpreis: geh. Mt. —.50, $ 0.10. 
Wenn einer mithelfen kann an Deutſchlands Seelenerneuerung, fo ift es Günther. 


Wir haben noch viel von ihm zu erwarten. Lübeckiſche Anzeigen. 
Ein fchlichtes, anfpruchlofes Spiel von der Sehnfucht nach dem deutjchen Volkskaiſer, 
in dem allerlei treffliche Gedanfen fteden. (Der junge Deutjde.) 





Die hier angegebenen Markpreise sind Grundpreise, die dem ungefähren Vor- 
kriegspreis entsprechen. Sie sind mit der jeweils geltenden, in jeder Buch- 
handlung oder beim Verlag zu erfragenden Teuerungszahl zu vervielfachen. 


I. 3. Lehmanns Verlag, Münden, Paul Heufe-Gtr. 26 





Politik. Eine Einführung in Oegenwartsfragen. 


Ton Profeffor Dr. A. Freiherr von Freutagh· Loringhoven 
Grundpreis geheftet ME. 3.—, gebunden ME. 5.—, $ —.%. 
Das beite Buch über Politik, feitdem Treitjchfe über dieſes Thema geſchrieben hat. 
Es führt ſich ein als Abhandlung über Gegenwartsfragen, bietet aber weit mehr, da es 
die geſchichtlichen Zuſammenhänge in lichtvoller Weiſe erörtert und ſo die Geſetze ſich ent— 
wickeln läßt, die auch für die Politik gegolten haben und ſtets gelten werden. 
Monatshefte f.Politif u. Wehrmant. 


Deutfhlands Wiederaufbau 


Die Aufgabe der deutfhen Jugend 
Von Dr. Albert Halbe 
Grundpreis gehejtet ME. 2.—, gebunden Mf. 3.—. 

An die Spike feiner Forderungen ftellt Halbe die Worte „Vaterland und „Arbeit“. 
Der deutihe Menſch muß vom Knechtsdienft des Geldes freigemacht werden. Arbeit darf 
ihm nicht mehr gleich) dem Marriften nur geldmwertige Ware fein, fie muß die Auswirkung 
feiner förperlichen und fittlichen Kräfte werden. Solche Gelinnung ftrebt nach edleren 
Bielen al3 die Marriften. Freie und ihrer Arbeit frohe Menjchen follen im eigenen Heim 
dem Vaterland leben und für das Vaterland das heranmwachjende Gefchlecht aufziehen fünnen. 
Die Mittel dazu bejchafft Halbe durch eine auf dem Sparzwang ber Jugendlichen beruhende 
Jugendverſicherung, durch Bodenreform und ein bejchränttes Erbrecht des Staates. Die Werk— 
Beteiligung in Anlehnung an altdeutfche Rechtsformen iſt ein weiteres Band, das die Volks— 
gemeinichaft zufammenhält. Halbe führt in Gedanken und Vorjchlägen noch über Abbe, Freeſe 
und Damajchke, jene Vorkämpfer für eine Gefundung unferer gejellichaftlichen Zuftände hinaus. 


Merkpflidt und Lebensrecht Des 
Deutfhen Dolfes 


Die Srundlage Des wirtfhafts- und fozialpolitifhden Aufbanes 
(Sin minimaliltifhes Brogramm) 


Von Franz Köhler 
Grundpreis geh. ME. 2.—, geb. MI. 3.—, Auslandspreis geb. $ —.75. 


Wie Dr. Halbe in feinem Wert „Deutjchlands Wiederaufbau” neue Grundlagen für 
eine geiftige und völfifche Erneuerung Deutfchlandg gefchaffen hat, jo gibt F. Köhler in 
diefem Buche einen volljtändig durchgearbeiteten Plan für die Erneuerung de3 Wirtjchafts- 
lebens. Die von den Verbrauchern erftrebte gerechte und gleichmäßige Verteilung der 
Lebensgüter zu angemeffenen Preiſen verfnüpft er mit der von den Erzeugern verlangten 
Forderung nach Freiheit der Erzeugung. Sein Plan, die deutſche Währung auf eine Grund- 
lage zu jtellen, die ung vom Ausland unabhängig macht, verdient größte Beachtung. 











Die Grundlage zu — Köhler: —— und Lebensrecht des deutſchen Volkes“ bietet 
die vom gleichen Verfaſſer früher erſchienene Schrift: 


Ein V l tli Pegel 5 
Die Reihskalorienlarte nk 


Grundpreis geheftet ME. 1.20, 








Die hier angegebenen Grundpreise ergeben, vervielfacht mit der jeweils geltenden 
Buchhandels-Teuerungszahl, den deutschen — Fürs Ausland etwa 4 Mk. 
Grundpreis = 1 Dollar = 5 schw. Frk. 2% holl. Guld. — 22,50 tschech. Kr. 
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